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Im Vorlage von Bernhard Stihlioke (Balthasar Elischer) 
in Leipzig erschienen: 

GESCUICUTE DER LITEKATUB 

DES 

SKANDINAVISCHEN NO.RDENS 

VON DEN 

ÄLTESTEN ZEäTEN BIS AUF DIE GEGENWART. 

imu^ESTELLT VON 

FBEDERIK WINKEL fiOBN, 

DB. PHIL. ZU KOFENOAGEir. 

Ein starker Band in Lex.-8*. Preis eleg. brosdi. 12 K., in Hslbffans- 
f band elegant gebunden 15 IL 

Eine Literaturgescliiclite der drei nordischen Reiche (JLslaud mit 
inbegriffen) hat bis jetzt gefehlt. Dieses Werk will nicht minder 
eine würdige Bereicherung der wissenschaftlichen Lite- 
ratur bilden, als auch dom BiHltirfniss des grösseren Publikums 
als praktisches Handbuch dienen. Jenes Ziel hat es durch strcngo 
kritische Methudo und die Beigabe eines ausführlichen bibliogra- 
phischen Apparats, dieses durch Usre, ansprediende DarffteHting 
und übersichtliche Groppirung des Stoffes angestrebt. 

Gerade» auf diesen Vorzug des Buchs glaubt die Vorlagshandlung 
nüt Nachdruck hinweisen zu sollen. Es ist ausser Zweifei, dass die 
Literator des skandinavisdien Nordens sich gegenwärtig eines ganz 
besonders regen Interesses in weiten Kreisen orfreut. Die 
Nibelungen - Trilogie Richard "Wagnor's hat die Hauptwerke der alt- 
nordischen Literatur, die Edden, zu einem Thema dos Tagesgespräches 
gemacht, während gerade die neuesten Dichter der nordischen Lite- 
ratur, die Björnson, Ibsen, Andersen, Tegner, Runeberg u. A 
durch die directe Wirkung ihrer Werke zu erklärten Lieblingen der 
deutschen Nation geworden sind. Eine Fülle von IJcbersetzuugen, die 
be^ah tägüch wächst, dient bereits der Befriedigung dieses Interesses. 
Aber ein nicht ninder dringendes BedOrfnfss des gebildeten Pabli- 
kums mnss eine zusammenfassende Darstellung sein der reichen und 
interessanten Entwickt^lungskette, welche als Anfangs- und Schluss- 
gUeder el^en jene mythologischen Anfange eines geistigen Lebens 
aof Ldaad ond die Eoi^pmlen »der modemen Literatar der Danen, 
Sehweden ond Norweger m sidi schUesst. 
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Sott 

8 8&nbc 2ej:.«8» 6 ^aI6banben k 25 Sogen au 9Rf. 8—10. 

©rftcr 33anb. (£i|tc ^liilfto: ItHiirfblit? auf tai mittclaUcrUt^e 2)ciuua. 
!5>ag neuere 2>rama bcr evaiiicr. i^ioiö 10 Wart. 

Sn^ait bcr übrincn fiini öalbbniibc (bcjinbcn i'icl) uiitov bcr 
Grefte): iöaub 1. 2. ^älfto: I'ni^ Tranta bcr ^töHencr. !üaiib II. 
1. ^älfte: 2)0^ ^rama öcr ivcnnjojcn. 3^anb IT. 2. .'pälfte: 'J)a« 
• 2)tanta ber englöuber. "i^anh llJ. l. igäntc: 2)a«f 3)rama 5er 

S>cutf(^eii. 5^nnb III. 2. £:)äiftc: 2)a^ 'Jsranio ber flcüiercu ger« 
mauifc^en ^^ölfcr (.^oUanb, 2)äitetnar!, 8d)kDCben, 92onocgen)* 

^anu au(^ in li^tefcrungcn ^um greife t»on a 1 ^axt. meiere 
in 14tägiflen 3citi^Ä""^f" crfc^cincn, belogen wcrbtn ^cbcr ^Ibbanb 
totrb bereu 8 bis» 10 enthalten. "Vtt 

5Bic)cö ^^ert foium: einem )cit langem i^cjüblten ^öebüifitiffc cnU 
gegen (Suglänber, öianä^^iciu l^talictici uub v^panici' bcfi^cii bereits 
Qerfe b'iefer fltt, toogcgen ein ioldjc« — ein lesbare» nnb brauch« 
bareS ^anbbudi — bet beutfil^en Sitetatur bislang fe()Ite. StobcTt 
$rölB' r/®r[cl)ici}tc bed neueren ^ramaS" mbinbet bie ®en)i[jcn^aftig» 
feit ber tjelc^rten Brorfc^ung mit ben Sor^üjjeu einer in unter^altenb 
anregenbem Qtt)U gefdjtiebenen ^orftettung, nnb [ei h)ir!li(^cn l^ite« 
tatur« unb ftnnftfreunben, fintturforfc^ern unb fibec^att))t 
jebem 0ebiIbetcn hiermit angelegenttti^ft empfohlen. 
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4 



Yorwort 



Die Aufsätze, welche in diesem Bande vereinigt sind, 
gehören sSmmtlioh einer Periode an, welche nunmehr als 
eine geschichtlich abgeschlossene hinter uns liegt. Sie 
sind, obwohl in weit auseinander liegenden Jahren ge- 
schrieben, doch alle in einer Zeit heftiger Eftmpfe ent- 
standen, und aus einer streitbaren Stimmung heraus sind sie 
denn auch gedacht und entworfen. Der innere Zusammen- 
hang, welcher zwischen dem isl&ndisch-danisehenyerfessungs^ 
streite und dem Zenvürfnisse der deutschen Herzogthümer 
mit Dänemark bestand, musste von Vornherein den Deutschen 
auf die isländische Seite stellen, und wenn zwar dieses 
Motiv der Parteinahme seit dem Jahre 1803 wegfiel, so 
hatte dafür inzwischen ein längerer Aufenthalt in Kopen- 
hagen (1857) und ein halbjährlicher Besuch anf Island 
(1858) so enge Beziehungen zu nicht wenigen isländischen 
Mftnnem, und zumal zn dem Führer der nationalen Be- 
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— VIII — 



wegung auf der Insel geknüpft, dass eine völlig objective 
und parteilose Haltung dem foitdauemden Kampfe gegen- 
über kaum erreichbar war. Doch darf ich mit gutem 
Grewifisen versichern» dass ick stets ledlicli bemüht war, 
die thatsachliche sowohl als die Techtliche Seite der im 
Streite begrifienen i'iagi'ii auf ihre Stichhaltigkeit enistlich 
zu prüfen, und dass ich niemals ein Argument geltend 
machte, von dessen Haltbarkeit ich nicht selbst yoUstandii? 
überzeugt war. Ich wtlrde zwar vielleicht jetzt, bei der 
völlig ruhigen Stimmung, wie sie nach beendigtem Kampfe 
sich Ton selbst ergiebt, die früheren Streitfragen in erheb- 
lich kühlerer Weise bespruchen, und dem gegnerischen 
Standpunkte gegenüber eine ungleich rücksichtsvollere Hal- 
tung bewahrt haben, als dies in jener erregteren Zeit ge- 
schehen ist; aber auch bei kaltblütigster Nachprüfung tinde 
ich in meinen Aufsätzen keine Thatsache angeführt^ keine 
Bechtsüberzeugung ausgesprochen, welche ich jetzt Grund 
zu haben glaubte, zmückzuziehen. 

Ich hätte übrigens niemals daran gedacht, diese ihrer 
ganzen Anlage nach nur auf die Tagespresse berechneten 
Aufsätze nun nochmals zu einem Buche zusammengestellt 
zu yeröffentlichen, wenn mich nicht der geehrte Herr Ver- 
leger aus Anlass des "Nekrologes, welchen ich vor wenigen 
Monaten für Jöu SigurÖsson schrieb, ausdrücklich dazu 
aufgefordert hätte. Selbst dieser ehrenvollen Aufforderung 
gegenüber legte ich mir noch emstlich die Frage vor, ob 
es gerathen und woiügethan sei, jetzt, nachdem durch die 
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IX 



Gresetee Tom 2. Januar 1871 und 5. Januar 1874 und 

deren Annahme auf Island der langjährige Verfassungs- 
streit glücklich beigelegt ist, durch erneuten Abdruck der 
alten Streitschriften die froheren Gehässigkeiten nochmals 
aufzuregen, und ob es sich nicht wenigstens empfehle, 
mitteist einer durchgreileuden Ueberarbeitung den betrelfeu- 
den Stücken ihre polemische Haltung zu henehmen, wobei 
dann auch die vielfachen Wiedorhohmgen und jene un- 
vermeidlichen Anachronismen beseitigt werdeu konnten, mit 
welchen eme im Jahre 1880 erfolgende Bepioduction in 
den Jahren 185(3 oder 1859 geschriebener Aufsätze noth- 
wendig den Leser heimsuchen muss. Indessen zeigte sich 
rasch die TTnmdgUchkeit einer dortigen Ueberarbeitung. 
Sie hätte nur unter der Voraussetzung gelingen können, 
dass ich mich zu einer völligen Verschmelzung wenigstens 
der vier ersten Aufsätze entschlossen hätte, d. h. zum 
Schrei hen eines neuen ^yerkes über die Verfassungs- 
geschichte Islands während der letzten fünMg- Jahre; 
hiezu aber fehlte mir die Zeit, die Lust, und theilweise 
selbst das nöthige Quellcnmaterial. Hiernach blieb nur 
die Wahl, entweder das früher Geschriebene in wesent- 
lich unveränderter Gestalt wiederzugeben, oder aber auf 
dessen nochmalige Veröffentlichung völlig zu verzicliten. 
Wenn ich nun, im Einverständnisse mit dem Herrn 
Verleger, das Erstere wählte, so waren hiefor folgende Er- 
wägungen massgebend. Zunächst schien es im historischen 
Interesse gelegen, dass die Materialien zu einer eingehenderen 
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Darstellung des isländisch-dünischeii Verfaissungsstreites in 
etwas handlicherer Gestalt zugänglich gemacht würden, als 
sie dies in Yersehiedenen Jahrgängen yersehiedener Zeit» 
Schriften zerstreut sein können. Auf Island femer, wo die 
meisten der hier gesammelten Aufsätze in die Landessprache 
übersetzt ohnehin schon ziemlich verbreitet sind (nr. I in 
den Ny felagsrit, XVU, 1857, S. 54—78; nr. II ebenda, 
XIX, 1859, S. 1—91; nr. HI ebenda, 1870, S. 140—180; 
nr. VI im I>j6Öölfr, XXXII, 1880, S. 37 — 39), gelangt 
deren deutsche Ausgabe selbstverständlich nur in die Hand 
einzelner, höher gebildeter M&nner, und kann somit nicht 
schädlich wirken; in Deutschland dagegen sind die früheren 
Zerwürfnisse mit Dänemark schon so vollständig vergessen, 
dass die Erinnerung an dieselben unmöglich mehr bedenk- 
lich erscheinen kann. Zu diesen in der Sache selbst ge- 
legenen Gründen trat sodann noch ein rein persönliches 
Moment hinzu. Die hier fraglichen Aufsätze wurden von 
mir seinerzeit mit ungemeiner Liebe und mehr als gewöhn- 
lichem Meisse gearbeitet, und sie sind mir schon darum 
mehr werth als so manche andere, umfangreichere Schrift; 
sie sind mir doppelt werth, weil ich ihnen meine freund- 
lichen Beziehungen zu einer grossen Zahl vortrefflicher 
isländischer Männer ans allen Ständen, und zumal zu Jön 
SigurÖsson verdanke, mit welchem befreundet gewesen zu 
sein zu den liebsten Erinnerungen memes Lebens zahlt. 
Da drängte sich denn der Gedanke auf, dass ich mit dem 
Buche eben diesem ausgezeichneten Alaune, dessen ^ame 
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nahezu auf jeder Seite desselben zu nennen war, ein ehrendes 
Denkmal setzen könnte, welches die Eiinnerang an seine 
so gewaltige trnd doch so scblielite Persönlichkeit anch 
ausserhalb seines Heimathlandes wach zu halten im Stande 
wilie. Mit imgewöhnlicher ZuTorkommenheit veiwilligte mir 
die J. G. Cotta'sche Buchhandlung den Wiederahdruck des 
Nekrologes, welchen ich doch erst vor wenigen Monaten in 
der „AUgemeinen Zeitung*' Terdffentlicht hatte, und spreche 
ich ihr für diese freundliche Bewilligung hiermit meinen 
verbindlichsten Dank aus. Mit Jon SigurÖsson beginnt 
and sohliesst, wie billig, was ich Aber den isländisch- 
dänischen Verfassungskampf zu berichten habe. 

München, den 25. April 1880. 

Konrad Maurer. 
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1. 

Die schneidenden Widersprüche, welche zwischen der 

neuen dänischen (Tesannntverfassung- und den Wünschen 
nicht nur, sondern auch den Kechten dci- deiitsclien Herzog- 
thümer bestehen, kennt jedeimann. Minder bekannt dttrfte 
dagegen in Deutschland sein, dass ganz ähnliche Conflicte 
in Folgt' derselben Vertassungsveränderun^ aiu Ii in anderen 
Theilen des projectirten Gesanuntreiclit s ^sich ergaben, und 
zwar in Gegenden, in welchen weder deutsche Professoren 
noch deutsche Advocaten und Prediger eine künstliche Auf- 
regung rvurgerufen zu haben beschuldigt wertlcn können. 
Das Tiit«'resse, welches auch diese letzteren OonÜicte für 
die unbeiangene Würdigung des neudänischen Strebens 
. haben, mag es rechtfertigen, wenn im folgenden die Blicke 
des Lesers au! ein Land gerichtet werden, welches von 
deni>eiben aonst wohl ziemlich unberührt zu bleiben püegt % 

^) Die folgende DarstcUun-,'', in der wissenschaftlichen Beilage der 
..Allgemeinen Zeitung" vom 2. 10. und IL October 1806 ziierst ver- 
öffentlicht, stützt sich wesentlich auf zwei Streitschriften, in welchen 
sich der namhafteste unter den dänischen Juristen der Gegenwart, 
J. E. Larson, und der gelehrte? isländische Archivar und Aldingsmaun 
Juu iSigurÖäou gegenüber traten. 

1* 
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Island und das dänische Grundgesetz. 



Von Anfang an hatte für unzweifelhaft «gegolten, dass 
die durch eine Bekanntmachung vom 4. April 1848 ver- 
heissene oonsütutioiielle Yerfossung ihren Einfluss auf Island 
erstreclren sollte. Schwierigkeiten, in der entfernten Lage 
des Landes iM-gi-ündet, Hessen zwar das Wahlgesetz vum 
7. Juli 1848 auf dasselbe zunächst nicht anwenden; der 
König behielt sich indessen die Ernennung von ftlnf Mit- 
gliedern der constitnirenden Versammlung fOr Island vor, 
und diese nahmen wirklieh an d( n ßerathungen Antheil, 
aus welchen schliesslich das Grundgesetz vom 5. Juni 1849 
sammt dem dazo gehörigen Wahlgesetz hervorging. 

Längst yor dem Zustandekommen dieses Gesetzes war 
indessen klar geworden, dass man auf Island die Verfassungs- 
änderung mit ganz anderem Auge betrachte als in Kopen- 
hagen. Eine Petition war an den KOnig abgegangen, welche 
die Berufung einer eigenen auf der liisel selbst abzuhalten- 
den Landesvertretung begelirte, die auf Grund eines dem 
dänischen entsprechenden Wahl^est^tzes gewählt werden, 
und sowohl über die Island betreffenden Bestimmungen der 
dftnischen Verfossung, als auch über die Ordnung der eigen- 
thünilichen Verfassung der Insel selbst verhandeln solle, 
ehe der König über diese oder jene definitiv entscheide. 
Das Gesuch war durch Bescript vom 23. September 1848 
dahin beantwortet worden, dass der König, obwohl er die 
Vertretung Islands auf der Reiclisversamniiung anders habe 
ordnen müssen, als die der dänischen Provinzen, doch nicht 
beabsichtige, über die Gnmdnormen, welche zufolge der 
eigenthümlichen Umstände der Insel nöthig sein möchten, 
um deren Stellung im Reiche zu bestimmen, eine Enfc- 
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Scheidung zu treffen, ehe deren Bewohner in einer Liu 
eigeueu Laude gehalteneu eii:i neu Versanunluug über die- 
selben sich ausgesprochen haben wurden; dem nächsten 
Alding, d. h. der nächsten ordentlichen Versammlung der 
(berathenden) Landesvertretung, sollten die dessfalls nöthigen 
Vorlagen gemacht werden. Der hierdurch zu Gunsten der 
Insel gemachte Vorbehalt wurde nun freilich ebensowenig 
als ein ähnlicher Vorbehalt zu Gunsten Schleswigs vom 
dänischen Keichstag in das Grundgesetz selbst eingerückt; 
aber diese Einrückung unterblieb doch nur darum, weil 
man sie für überflüssig, nicht weil man sie für unstatthaft 
hielt, und die emseitige Aufiiahme jener Glansei b.ezQgIich 
Schleswigs, nicht auch Islands, in das Publicationspatent 
durch die Regierung konnte hieran um so weniger etwas 
ändern, als die Kegierong wenigstens durch jenes Bescript 
vom 23. September sich bereits gebunden hatte. In der 
That wurde denn auch das Grundgesetz in Island nicht 
publicirt. 

Dem Alding des Jahres 1849 wurde versprochener- 
massen der Entwurf eines ,,Wahlgesetzes für die Bildung^ 
der durch allerhöchste Besolulion vom 2B. September 1848 

verheissenen Versammlung in Island'* vorgelegt, von ihm 
nicht unwesentlich moditicirt, und iu dieser Gestalt unterm 
28. September 1849 von der Regierung als Gesetz publicirt 
Verzogerungen, deren Schuld nicht die Insel trifft, hinderten 
den Zusammentritt der Versammlung im Jahr 1850; durch 
Patent vom 16. Mai 1850 wurde dieselbe auf. den 4. Juli 
1851 berufen, und trat sofort wirklich zusammen. Jetzig 
legte die Regierung den Entwurf vor eines „Gesetzes über 
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6 Island und das dftnische Grundgesetz. 



Islands Terfassungsmassige Stellnng im Reich nnd die 

Reithstatrswahlrii in Island": das „Grundtresetz des Reiches 
Dänemark" wurde demselben als Beilaj^^e augefügt, und in 
den Motiven kategorisch erklärt^ dass die Geltung der Insel 
als eines ,,Theiles des Reichs** durch frühere Gesetze längst 
t'estgesbdlt, nnd somit völlisr anss<T Frage sei. /unial das 
Grundgesetz ohne lie>on(lert ii Vorbehalt Linsic litiich der- 
selben die königliche Bestätigung erhalten habe, — dass 
vielmehr nur davon die Bede sein könne, wie weit es auf 
Grund der eigenthüniliehen Zustände des Lainles nöthig 
sei, dessen Stellung näher zu bestimmen, damit die durch 
das Grundgesetz Torgeschriebene Ordnung daselbst Geltung 
erlangen könne. Im obrigen sollte nach dem Entwurf das 
Grundgesetz des Reiches Dänemark ftlr Island Geltung 
haben, und sollte die Insel vier Mitglieder zum Yulksding, 
zwei zum Landsding schicken. Bezüglich der gesonderten 
Angelegenheiten des Landes sollte die gesetzgebende Gewalt 
dem König in Gemeinschaft mit dem Alding. nicht mit 
dem dänischen Reichstag, zustehen, aber Ireilicli nicht nur 
die Entscheidung etwaiger Meinungsverschiedenheiten über 
die Grenzen« des Allgemeinen und Besonderen lediglich dem 
König und Reichstag überlassen, sondern überdiess die 
Ausscheidnng von vornherein so ängstlich vollzogen werden, 
dass z. B. die Lateinschule der Insel nicht zu deren ge- 
sonderten Angelegenheiten gerechnet wird. Alle Aendemngen 
in der isländischen Legislation, welche wegen ihrer Be- 
ziehungen zu dun allgemeinen Staatsinteressen von dem 
Reichstag beschlossen werden müssten, sollten, soweit mög- 
lich, vorher dem Alding zur Erwägung vorgelegt werdeui 



Digitized by Google 



Island uud das däuische Grundgesetz. 



7 



Der Antheil des Aldinprs an der Landesregierung sollte, 
der höheren Communahe^icruiig in Dänemark entsprechend, 
durch ein eigenes G^etz bestimmt werden. Endlich sollte 
neben der Beichscasse eine Landescasse bestehen, nnd 
sollten in jene allt' indii'ecten Steu»'rn. d'w Krträgnisse der 
königlichen Grundbesitzimgen in Island und der Classen- 
stener (Rangskat) fliessen, die übrigen directen Steuern 
aber, deren Auflage der Zustimmung des Aldings bedOrfen 
sollte, der Landescasse zulalkii: andererseits sollte die 
Reichscasse den Gehalt und die Pensionen der höheren 
Beamten, die Kosten der Schule und der dänisch-isländischen 
Post, sowie den Aufwand for den Aufenthalt der isländischen 
Deputirten beim Reichstag tragen, während die Kosten des 
Aldings und aller dort nicht übeniomuienen Gehalte und 
Pensionen von der Landescasse bestritten werden müssten. 

Alsbald stiess der Entwurf auf den bedeutendsten 
Widerstand, und zwar richtete sich dieser nicht etwa üfesien 
diesen uder jenen einzelnen Punkt, suudem gegen die ge- 
sammte Grundanschauung der Begierung; die LandesTer- 
tretnng wollte Island als einen eigenen Keichstheil betrachtet, 
nicht aber Dänemark incurporirt wissen. Vergebens suchte 
der königliche l onumssär derartige Auffassungen als un- 
gesetzliche und au&ühiensche daizustellen; der zur Bericht- 
erstattung niedergesetzte' Ausschuss brachte mit 8 gegen 
1 Stimme ein Gutachten ein, welches den nationalen Stand- 
pimkt energisch vertrat, und selbst die eine dissentirende 
Stimme erkannte an, dass das Verfahren der Begierung 
allem Herkommen in G^setzgebungssachen zuwiderlaufe, 
und forderte sehr weitgehende Modificationen des Entwurfs, 
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Islaad und das danisdie GnmdgesetK. 



wenn sie gleich dessen Prmcip sieh nieht widersetzen zn 

sollen glaubte. Die MebrlRit ihrerseits davuii aus, 

dass Island lediglich durch Personalunion luit Dänemark 
verbunden sei, und forderte demgemäss, dass der Name der 
Insel wie der Name anderer Lande in den Titel des Königs 
aufgeuummen werde; um den einheitlichen Bestand der 
Gesammtnionarchie zu stützen, sollten zwar die auf die 
Erbfolge, Keichsverwesung u. dgL bezüglichen Bestammungen 
des dänischen Grundgesetzes angenommen werden, und auch 
die Beziehungen zum Ausland, sowie Flagge, Münze, Mass 
und (tewicht, die Universität gemeinsam sein, über andere 
noch offene Eragen aber müsse erst noch unter Zuziehung 
Islands verhandelt werden. Als gesonderter Beiehstheil mit 
anerkannt bestehender eigenthümlicher staatsrechtlicher Stel- 
lung müsse die Insel auch für die Zukunft eine entsprechende 
Organisation neben den übrigen Beichstheilen erhalten; an 
der allgemeinen Volksvertretung soUe dieselbe bezfi^ch 
aller gemeinsamen Staatsangelegenheiten Antheil nehmen 
imd zu dem allgemeinen Staatsbedarf beisteuern, bezüglich 
der eigenthümlichen isländischen Sachen aber habe das 
Alding an die Stelle des Beichstags zu treten, das Bichtei^ 
amt in der Hand islfindischer Gerichte zn liegen, und auch 
die Verwaltung, soweit möglich, im Lande selbst geführt 
zu werden. Das dänische Grundgesetz dürfe demnach nicht 
en bloc angenommen werden; vielmehr sei em eigenes 
Grandgesetz för dieBisel auszuarbeiten, bei welchem man 
sich nur, soweit möglich, an jenes halten wolle. 

Deutlich zeigte dieser Commissionsbericht, dass der 
Standpunkt der Regierung nicht der des Landes und seiner 
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Vertreter war; bald stellte sich auch heraus, dass die erstere 
den ihrigen auch gegen diese letzteren zu behaupten ge- 
willt sei. Der königliche Commissär hob, ohne auch nur 

die Allsschussberichte zur Discussion und Abstimimmg bringen 
zu lassen, die Versammiung auf, uud die königliche Zusage 
Tom 23. Septmber 1848 blieb somit bis auf weiteres ein 
unerfnlltes Versprechen. Die überwiegende Mehrheit der 
Landesvertreter (36 von 46 Mitgliedern, wobei nicht zu 
übersehen, dass in deren Gesanmitzahl neben 40 gewählten 
sich 6 vom König ernannte Manner befanden) wandte sich 
sofort in einer Adresse an den König, mit der Bitte, dass 
ein auf das Mehrheitsgutacht^n gebauter Entwurf eines Grund- 
gesetzes für Island so bald als möglich ausgearbeitet, und 
emer in der fraheren Weise gewählten Versammlung vor- 
gelegt werden möge; Adressen aus fkst allen Theilen der 
Insel schlössen sich, mit über 2200 Unterschriften bedeckt, 
dieser Bitte an. 

Eine königliche Bekanntmachung vom 12. Mai 18ö2 
beschied diese Adressen, deren zahlreiche Unterschriften 
dieselben als den unverfälschten Ausdruck der Wünsclie 
des Landes erkennen Hessen ^) , abschlägig. Den von der 
Ausschussmehrheit und den sich ihr anschliessenden Ab- 
geordneten gemachten Vorschlägen wird die Absieht unter- 
geschoben, die dänische Munarchic zu zerspalten; dieselben 
seien überdiess dem klaren Besten der Insel selbst entgegen; 

^) Island hatte nach ilor Yolkszälilung vom 7. Februar 1850 eine 
Bevölkerung von nur 59,157 Soden, und deren Zerstreutheit über ein 
Areal von 1867 Quadratmeilen musste das Zusammenbringen von Unter- 
schriften noch weiter erschweren. 
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nachdrücklieh wird ))et(.)iit. dass die für Island jcreforderto 
Autonomie in den bestehenden Rechtßzuständen des Landes 
nicht begrändet sei; endlich wird angeordnet, dass das 
Alding seine frohere Wirksamkeit innerhalb der dessfalls 
gesetzlich bestimmten Grenzen wieder aufnehme, „bis die 
Zeit kommt, da der König es räthlich findet, andere Vor- 
schriften über Islands verfossungsmässige Stellung im E,eiche 
zu geben, was nicht geschehen wird, ehe des Aldings An- 
sicht iremäss der in der Verordnung vom 8. ^Färz 1843, 
§79 gegebenen Zusage darüber eingeholt sein wird." Wirk- 
lich wurde sofort eine neue ALdingswahl ausgeschrieben, 
und es ist bezeichnend für die Stimmung der Eegierung. 
dass dabei von vornherein allen Beamten, welche unter 
den 86 Unterzeichnern jener Adiesse sich befunden hatten, 
die Erlaubniss zum Eintritt in die Versammlung versagt 
wurde. Obwohl auf Grund der froheren Verfassung ge- 
wählt, glaubte auch diese Versammlung im wesentlichen 
denselben Gang wie ihre Vorgängerin einschlagen zu müssen. 
Eine Petition an den Konig wurde beschlossen, des Inhalts, 
dass die Frdge nach der verfassxmgsmässigen Stellung 
Islands in der Monarchie endlich entschietlen, und dass ein 
(Gesetzentwurf hierüber nach folgenden Gesichtspmikten aus- 
gearbeitet und vorgelegt werden möge: 1) dass dem Alding, 
zumal auch hinsichtlich der Gesetzgebung, statt der blos 
berathenden eine beschliessende Stimme eingeräumt werde: 
2) dass die höchste administrative Gewalt in allen Sachen, 
welche nicht an den König gelangen, einer aus drei Mit- 
gliedern bestehenden Regierung auf der Lisel selbst an- 
vertraut, und diesen Männern von Amtswegen der Sitz im 
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Aldmer oinfjeräiimt werde: 3) da^s das Ol)ergericht eine 
dieser Oi^ranisatiun entsprechende Refonn erfahre, sowohl 
durch eine £rweitennig seines Wirkungskreises, als auch 
eine Erhöhung der Zahl und des G-ehaltes seiner Mitglieder; 
4) dass es St. Majestät gefallen möge, die s(diliessliclie Er- 
ledigung der an seine Person zu l)ringenden isländischen. 
Angelegenheiten einem eigenen Beamten zu übertragen; 
endlich 5) dass Island durch einige^ im Verhaltniss zu den 
übrigen Reichstheilen bemessene, vom Abling zu wählende 
Abgeordnete in allen für die gesammte Monarcliie gemein- 
samen Angelegenheiten, die einer für dieselbe gemeinsamen 
Versammlung vorgelegt werden würden, vertreten werden 
möge. Auch auf dieses Gesuch erfulgt( indessen am Alding 
des Jahres 1855 eine im wesentlichen abschlägige Antwort. 
Ob dem Alding hinsichtlich der Island unmittelbar an- 
gehenden Sachen der volle Antheil an der gesetzgebenden 
Gewalt eingeräumt werden könne. versi)rach nämlich die 
Regierung seiner Zeit in Betracht zu ziehen; alle «uideren 
Begehren lehnte dieselbe dag^en rundweg ab, und zwar 
ztimal aus dem Grunde, weil Island -die allgemeinen Staats- 
lasten nicht mittrage, und vom Alding keine inländisclien 
Kiimahmsquellen nachgewiesen worden seien, aus welchen 
die Kosten der erbetenen Eimichtungen bestritten werden 
konnten. Eme Bekanntmachung vom 7. Juni 1855 wieder- 
boltp dabei die Versicherung. ..dass keine Veränderung in 
lülauds verfassungsmässiger Stellung im Reiche statttinden 
solle, ehe der betreffende Gesetzentwurf dem Alding zur 
Begntachtuii^ vorgelegt worden seL*^ 

So ist demnach die Stellung der Insel zum Gesammt- - 
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reich zur Zeit noch eine unbestimmte. Einstweilen wird das 
Land, während Dänemark in der entschiedensten Weise 
zum constitutioneUen Regime übeigegangen ist, noch in 
älterer, nahezu absolntistischer Weise regiert, und es macht 
liierin l)egreiflich keinen Unterschied, dass die isländischen 
Angelegenheiten neuerdings dem Justizministerium zu Kopen- 
hagen zngetheilt worden sind, während dieselben Mher an 
das Ministerium des Innern gewiesen waren. Mehrfache 
Verhandlungen am dänischen Landtage haben inzwischen 
gezeigt, wie wenig haltbar ein solcher zwitterhafter Zustand 
ist, und es ist daher nicht ohne Interesse, sich über die 
rechtliche Begründung der dänischen und der isländischen 
Anffassang der Wechselbeziehungen beider Lande bei Zeiten 
klar zu werden; ein Rückblick auf die Geschichte ihrer 
bisherigen Verhältnisse zu einander wird für die Erörterung 
dieser Frage den Boden ebnen müssen. 



2. 

Von Norwegen aus bevölkert und durch die engsten 
^ crkehrsbezieliungen mit diesem Land verbunden, wai' die 
BepubUk Island schon frühzeitig herrschsüchtigen An- 
fechtungen der norwegischen Könige ausgesetzt gewesen. 
Durch kluge Benützung von Str^tigkeiten, welche unter 
den mächtigern Häuptlingen des Landes ausgebrochen waren, 
gelang es endüch im Laufe des dreizehnten Jahrhunderts 
jenes Ziel zu erreichen; in den Jahren 1256 — 1264 untere 
warf sich ein TheQ der Insel nach dem andern, und „schwior 
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dem König Land und Lente nnd ewige Schätzung zu.** Die 

UnterwerfiiTipr war fibriirt'Tis eine völlip: froiwillij^e, und er- 
folgte weder unbedingt noch unbegränzt. Ausdrucklich be- 
hielt man sich, fär den Fall dass der König seinerseits den 
übernommenen Pflichten nicht genüge, vor den Gehorsam 
ihm aufzusagen; die Bedingun^ren aber unter welchen man 
ihm huldigte, bezogen sich theiis auf die den Isländern in 
Korwegen zu gewährenden Rechte, theiis auf die der armen 
Insel zu sichernde Zufuhr, theiis endlich auf die Verfassung 
des Landes selbst und dessen Pflichten gegen den König. 
ISIan v('i'])tiichtetc sich diesem zur Unterthänigkeit und zur 
Zi^ung einer Abgabe, welche den Namen einer Schätzung 
trug, und die erblichen Häuptlinge, welche die einzelnen 
Bezirkt' der Insel und durch ihren Zusammentritt deren 
gemeinsame Angelegenheiten geleitet hatten, übertrugen die 
ihnen zustehende Gewalt in die alleinige Hand des Königs; 
allein als königliche Beamte sollten die Abkömmlinge der 
alten Häuptlingsgeschlechter jene Gewalt wieder verliehen 
erhalten, das Landrecht der Insel, wie es in deren Gesetz- 
buch begriffen war, sollte unverändert bleiben, ein eigener 
Statthalter (Jarl) sollte über Island gesetzt, endlich niemand 
genöthigt werden das Land zu verlassen, der uiclit vuii 
dem isländischen Alding selbst des Landes verwiesen 
worden wäre.. 

Man sieht, Recht und Verfossung der Insel sollte im 
übrigen bestehen bleiben wie zuvor, nur dass die Gewalt 
der bisherigen Häuptlinge nunmehr in die alleinige Haud 
des Königs überging; Heerbann, nur freilich nicht zum 
Zug ausser Landes, Gerichtsbann und administrativer Bann 
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(dieser zumal auch hinsichtlich des Handelsrerkehrs) stand 

fortan ihm zu, musste abor nach wie vor (h in iilteni Recht 
gemäss gehandhabt, und sollte iiberdiess nur durch Ver- 
mittlung Ton Angehörigen der alten Häuptlingsfamilien aus- 
geübt werden, so dass diese vielmehr mediatisirt als völlig 
aus ihrer tiiiheni staatsrechlichen Stellun«^ venh'ilngt wurden. 
Dem Alding verblieb seine frühere Competenz, wenn auch 
bei veränderter Besetzung, und die dem König zu ent- 
richtende Schätzung trat einfisush an die Stelle von Abgaben, 
welche auch früher schon an die Iiezii-kshiiu]>tli]ige gereicht 
worden waren. 

Was die Insel mit Norwegen vereinigte, war lediglich 
die Gemeinsamkeit der Person des Königs; ihr Yerhältniss 
zu dem letztem Land ist einfach als das Verhältniss einer 
Personalunion zu bezeichnen. Zum ^uregsvi'ldi oder Noregs 
konungs riki gehörte Island; nicht aber konnte es als eine 
Provinz des Landes Noregr betrachtet werden. Allerdings 
lässt sich nicht längnen, dass diese üebereinkunft keines- 
wegs in allen Punkten von den norwegischen Königen ge- 
halten wurde. Die Ernennung eines Jarles für die Insel 
unterblieb bald; zu den Aemtem wurden sehr häufig andere als. 
Abkömmlinge der alten regierenden Häuser berufen; man 
versuchte auch wohl einmal (schon im Jahr 1286) ein 
Aufgebot zum Heerdienst ausser Lands zu erlassen u. dgL m. 
Die Selbständigkeit der Insel als eiiies eigenen Landes bleibt 
indessen bei allen diesen TJebergriffen fortwährend anerkmmt. 
Die Huldigimg, welche bei jedem Thronwechsel von der- 
selben eigens begehrt und geleistet wird, erfolgt auch 
später noch nur unter Wiederholung der ursprönglichen 
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TJntenvortungsbedingiiiigeii, und sie wird niu li wohl einmal 
verweigert, bis für deren Einhaltung die nöthigen Garantien 
geboten weiden (so im Jahr 1319). Die Yerhandlnngon 
über die Annahme des ersten und zweiten Landrechts (der 
JämsiÖa und Jönsbok). sowie einer Reihe späterer Einzel- 
gesetze, zeigen, dass dem Alding nach wie vor eine ent- 
scheidende Mitwirkung bei der Gesetzgebung zulcamf und 
bestimmte Ausspruche jener beiden Gesetzbücher, sowohl 
als eine Reihe gerichtlicher Verhandlungen lassen erkennen, 
dass dasselbe nicht weniger an dor Ansfibung der richter- 
lichen Gewalt im Lande einen erheblichen Antheil besass. 
In der ersten Beziehung stand die Initiative dem Alding 
ebenso gut zu wie dem König; in der letztern konnte zwar 
in letzter Instanz an den König selbst appelliit werden, 
aber nur dann, wenn eüi Urtheil zwischen dem obersten 
G^etzbeamten und den Urtheilsfindem am Aldhig zwie- 
spältig war: in keinem Fall ist bezüglich der Gesetzgebung 
oder des Ricliteramts von einer Einmischung norwegischer 
Beamten oder Dingversammlungen die Rede. 

Zugleich mit Korwegen wurde im Jahr 1380 auch 
Island mit dem Königreich Dänemark vereinigt. Ob der 
Königin Margarethe, als diese mit Umgehung di s l']rbfulge- 
rechts im Jahre 1388 durch Wahl auf den norwegischen 
Thron berufen wurde, m Island eigens gehuldigt worden 
sei, wie der bekannte dänische Geschichtschreiber Suhm 
annimmt, mag zwar dahin stehen: gewiss ist aber dass 
dieselbe auf der Insel nicht mehr als die hergebrachten 
Rechte des Königsthums übte, und dass msbesondere ihr 
Veisuch das Land einseitig zu besteuern an dessen Wider- 
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stand scheiterte; gewiss ferner, dass bei der Huldigung an 

König Erich von Puninieni die alten Rechte und Frei- 
heiten der lüsel ausdiiicklich vurbehalten wurden (1419 und 
14B7), dass noch in weit sp&terer Zeit bei dem gleichen 
Anlass die althergebrachten Privilegien Islands reveroirt 
nnd in die Bestalliinj^sbriefe der Beamten der Insel ent- 
sprechende Clausein eingerückt wurden, dass endlich das 
Alding wiederholt auf den alten Gnindvertrag, kraft dessoi 
die Lisel sich den norwegischen Königen unterworfen hatte, 
zurüt'k<T^ff, und die ^^enaue Beobachtung seiner einzelnen 
Bedingungen forderte (z. B. noch in den Jahren 1520, 
1588, 1649). Auch jetzt noch sehen wir zu Acten der 
Gesetzgebung das Zusammenwirken des Königs und des 
Aldings gefordert, und selbst nachdem Christians m Hand- 
veste, völlig widerrechtlich, die Incoq)oration Norwegens in 
Dänemark ausgesprochen hatte (1537), blieb das Becht 
lahinds in dieser Hinsicht gewahrt; desselben Königs Kirchen- 
ordonnanz vom 2. September 1537 musste, um für die 
Insel Gültigkeit zu erlangen, erst von deren Alding an- 
genommen werden, und die Annahme mochte dabei sogar 
für die beiden Bisthümer gesondert erfolgen ((Hat Skälholt 
im Jahr 1541, fOr Hölar 1551). 

Allerdings ist richtig, dass die gesetzgebende Gewalt 
des Aldinges bezügUch allgemeiner Gesetze und Verordnungen, 
welche auch für Island gesetzliche Kraft erlangen sollten, 
sieh allmählich abscbwftchte, indem die Vorlage der kgl. 
Erlasse an dasselbe materiell bald nur noch die Bedeutung 
einer solenneu Publication liatte; indessen galt doch wenig- 
stens diese Form noch als nothwendig, und wurde, von 
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wenigen Vereinzelten Ansnahmsfallen abgesehen, auch thatr 

sächlich be(>bacht«t, und für ausschliesslich isländische An- 
gelegenheiten war die gesetzgebende Gewalt der Versanim- 
lung vollends auch in materieller Beziehung über allen 
Zweifel erhaben. Wohl mochte es einmal yorkommen, dass 
zufol<?e eines erschlichenen Königsbriefs ein älteres nur für 
Nonvegen erlassenes Gesetz von einem einzeln«Mi Gericht 
als auch für Island bindend erklart wurde (1508); aber 
dieser Beschluss wurde vom Volk als „der Eeohts?erderber** 
bezeichnet, bei spätem Anlässen neuerdings angefochten, 
und schliesslich durch kgl. Rescript vom 15. Mai 1711 
fOmüich als ungültig cassirt. Keinem Zweifel kann femer 
unterliegen, dass dem Land das freieste Recht der Steuer- 
bewilligung zukam; mit der Bitte um eine Verwilligung 
wenden sich die Könige an dasselbe, und es kommt auch 
wohl vor, dass von dem Begeliren einer Steuer, zufolge 
seines Widerstandes, abgestanden wird; die für Dänemark 
oder Non^egen verwilligten Steuern gelten keinenfledls als 
fii]- Island mit verwilligt. Hinsichtlich der richterlichen 
✓ Gewalt wm-de zwar bei der Errichtung eines Obergerichts 
auf der Insel selbst (lö6S, erneuert 1598) bestimmt, dass 
von diesem der Zug an den König und den dänischen 
Beichsrath gehen solle: indessen las: darin, da auch Irülierhin 
der König, in den Fällen in welchen an ihn gegangen 
werden konnte, „mit der besten Männer Rath" entscheiden 
sollte, doch kein förmlicher Bruch des Landrechts. Die 
Verwaltung des Landes staiul unter einem eigenen Statt- 
halter, welcher seinei^seits unmittelbar dem König unter- 
geordnet war; in administrati?er wie in gerichtlicher Be- 
ll mute r« Zw poUtbehen OMeUebte bluuls. 2 
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Ziehung stand demnach die Insel weder unter norwegischen 
noch unter dänischen Gerichten und Beamten, und nur 

der ümstaud, dass der König in Dänemark residirte, und 
Dünen seine nächste Umgebung zu bilden pflegten, hatte 
zur Folge, dass Manner dieser Nation allenfalls auch in 
isländischen Angelegenheiten zn Rath oder Gericht gezogen 
wurden. Darauf dass die Verhandlungen mit dem König 
bald in isländischer, bald in dänischer, bald selbst in platt- 
dentscher Sprache gef&hrt wurden, ist kein €tewicht zu 
legen; man correspondirte eben in der Sprache welche dem 
einen oder andern Theil die geliiuiigste war, ini Land selbst 
aber blieb die Gesetzes- und G^chtssprache die einheimische. 
Auch unter dänischer Herrschaft blieb demnach die alte 
Selbständigkeit der Insel im wesentlichen erhalten, obwohl 
zuzugeben ist dass dieselbe aliinalilich thatsächlich enger 
an Dänemark sich anschloss; auf der Kopenhagener Uni- 
versität holten sich die Isländer, dmrch reiche Stiftungen 
zu Gunsten armer Studierender ihres Landes begünstigt^ 
fortan ilue Bildung, und schon dadurch musste eine ent- 
schiedenere Annäherung an jenes Reich bedingt werden. 

In eigenthttmlicher Weise wirkte die Einfahrung des sou- 
veränen Erbkdnigthums in Dänemark (1660) auf die t&me 
Insel hinüber. Für Dänemark seiltet hatte dieser Vorgang eine 
zweifache Bedeutun<i-, indem durch denselben einerseits dieser 
Staat aus einem Wahlreich zu einem £rbreich gemacht wurde, 
andererseits aber zugleich auch die bis dahin beschränkte Mo- 
narchie in eine unl)esehränkte sich verwandelte: der erstere 
Theil der Neuerung war für Island wie für Norwegen, so- 
fern beide Lande schon vordem als £rbreiche gegolten 
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hatten, oliDe alle Bedeutung, während der letztere auch 
for sie Ton Erheblichkeit war. Wie in Nonregen, sachte 
man nun anch auf Island die Erblichkeit des Königthnms 
zmiftchst allein vorzuschieben, um erst in zweiter Linie mit 
dem Absolutismus hervorzutreten; hier indessen mit nur 
theilweisem Erfolge. Man forderte zunächst nur einen Erb- 
hnldignngseid, und es war somit vollkommen in der Ord- 
nung wenn das Alding, als der mit dessen Abnahme Be- 
auftragte nicht rechtzeitig!' erschien, erklärte, dass der von 
der Thronfolge handehide Abschnitt des Landrechts die 
Isländer ohnehin schon zur Treae gegen das Erbkönigthum 
verpffichte; bezeichnend genuiGT sprach ein gleichzeitiger 
Beschluss derselben Versammlung zugleich deren ernste 
Meinung aus: dass die Bedingungen des alten Unterweif ungs^ 
Vertrages und insbesondere die Besetzung der Aemter mit 
Landeseingeborenen aufrecht zu erhalten seien. Als später 
der königl. Commissär anlangte, wurde von nach Kopavog 
zusammenberufenen Beputirten der Erbhuldigungseid un- 
weigerlich geschworen; als aber nach abgelegtem Eide die 
weitere Forderung gestellt wurde, man solle durch die 
Unterzeiclmuiig eines mitgebrachten Docunients auch den 
Absolutismus anerkennen, und als diese Forderung dahin 
erläutert wurde, dass man damit die alten Privilegien und 
Freiheiten in des Königs Hand geben soHe, wurden die 
Leute schwierig und verweigertpu die Unterschrift. Erst 
als der Commissär bestimmt erklärte es handle sich imr 
um eine Form, und sei die Absicht keuieswegs die, in des 
Landes Stellung hinsichtlich seiner Gesetzgebung, seiner 

Einrichtungen oder sonst thatsächlich irgend etwas zu ändern ; 

2* 
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als er beifügte, wie dass man dem Koni«: unbcdiiii^t trauen 
dürie, galH'n die A't r>ammelteu nach, und unterzeichneten 
die geforderte Urkunde, aber auch jetzt nur mit der aua- 
drucUiehen Erklärung, dass sie vom König die Erfüllung 
der in seinem Naincii vi»n seinem BevollmächtiLiteii ab- 
gegebenen Versprechungen erwarteten. Selbst das so ver- 
clausolirte Document wurde übrigens niemals beim Alding 
einregistrirt; das auf die Erbhuldigung in Dänemark und 
den ül)niieii Land<'ii i^v.stützte Küiiigsgesetz aber wurde 
ebenso wie das Patent vom 4. Sept. 1709, durch welches 
dessen Publication in Dänemark und Norwegen erfolgte, in 
Island gar niemals publicirt. 

In der That blieb denn auch die Stellung der Insel 
nach wie vor ziemlich die gleiche. Vor aUem behielt die- 
selbe ihre besondem, von den norwegischen sowohl als von 
den dänischen abweichenden Gesetze. Kein norwegisches 
oder dänisclies Gesetz galt für Island, wenn es nicht für 
die Insel eigens |)ublicirt war, und wenn in den Jahren 
1732 und 1734 für den Process und für die Behandlung 
von Wund- und Diebstahlssachen die Beobachtung des 
norwegischen Gesetzlniehes ge])oten ward, so wurde dabei 
das eigenthümliclK^ Hecbt des Landes bezüglich aller andern 
Sachen ausdrücklich vorbehalten, und die Verfügung er- 
Idärt sich nicht nur aus dem allzu alterthümUchen Charakter 
der dessfallsigen Bestimmungen des Jonsbuches, sondern 
sie will auch nur als eine provisorische insolange gelten, 
als nicht die beabsichtigte Revision dieses isländischen 
Gesetzbuches zu Ende gebracht sein werde. Die autonome 
Wirksamkeit des Aldinges verlor sich freilich seit dem ersten 
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Viertel des vorigen Jahrhunderts, ohne dass ein bestimmter 
Schritt der Regierangr sie abgestellt hätte; indessen ging 

dieselbe zum Theil aul" die höheren Aemtcr und CoUegien 
der Insel über, und als jene Versammlung; im Jahr 1800 
völlig aufgehoben wurde, übertrug man die Publicalion und 
Promulgation der für das Land bestunmten Gesetze dessen 
eigenem Obergeritht , indem man die Xothwendigkeit der- 
selben lür die Geltung von Gesetzen in Island ausdrücklich 
anerkannte. Hmsichtlich der Gerichtsverfassung blieb alles 
wesentlich beim Alten. 

Als ein oberstes Gericht für Dänemark eingesetzt ward 
(1667), wurden diesem die isländischen Keehtssachen nicht 
zugewiesen, und wenn dasselbe später allerdings auch für 
diese die oberste bstanz bildete, so wurde dabei doch an- 
erkannt, dass „des Landes IMvilegien" die unmittelbaie 
Ladung nach Dänemark nicht gestallen, dass also der 
Kdnig und das höchste Gericht lediglich, an die Stelle de& 
„mit dem Käthe der verstandigsten Leute** entscheidenden 
Köni.*>.>- getreten sei. Die Behandlung der isländischen 
Kegierungssachen war im ülirigen eine äusserst verschiedene. 
Zum Theil verkehrte der oberste Beamt« der Insel un- 
mittelbar mit dem König, zum Theil standen deren Aemter 
unter der Kanzlei und Rentekammer des Gesanuntstaats, und 
wurden die isländischen Angelegenheiten in letzterer Be- 
ziehung bald den norwegischen, bald den Colonialsachen, oder 
wieder den throndheimischen, seelandischen Sachen u. dgl. m. 
zugetheilt, bald mit den grönländischen und färöisclien zu 
einer eigenen Branche vereinigt: die Geschäftssprache der 
Regierung ist dabei zunächst die dänische, im Lande selbst 
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aber gilt die isländische als Amtssprache, und seit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts wird selbst in Kopenhagen 
anerkannt, dass diese zur Piiblication von besetzen benützt 
werden inü>si'. Ebenso manuiclifaltig als widersprechend sind 
endlich die Bezeichnungen, welche för die Insel und deren 
Stellung zu den übrigen Landen des Königs gebraucht werden ; 
bald wird dieselbe den „Reichen und Landen", den „Staaten-, 
den „europäischen Staaten" des Königs gegenfilx^ruestfllt. 
oder neben Dänemark und Norwegen als dritter Ileichstheil auf* 
geführt, bald wird sie als norwegische Provinz, als Colonie oder 
(in wenig späterer Zeit) als „Nebenland" (Biland) bezeichnet. 

JJer l'riedeüsvertrag von 14. Jan. 1814, durchweichen 
Norwegen an den König von Schweden abgetreten, Island 
aber bei der dänischen Krone belassen wurde, konnte und 
wollte begreiflich an den Beziehungen der Lisel zu Däne- 
mark mchls ändern: wohl aber wurde dieselbe durch die 
Aenderungen berührt, weiche der Anfang der Dreissiger- 
Jahre fOr die Verfassung des letztern Reichs brachte. Von 
Anfang an war man sich darüber klar, dass an den Pro- 
vinzialständen mit beruthender Stinnne, welche sofort neu 
eingeführt werden sollten, auch den Isländern einiger An- 
theü zuzugestehen sei; in welcher Weise aber ihre Se- 
th eiligimg an der neuen Verfessung zu regeln sei, scheint 
anfänglich keineswegs mit derselben Sicherheit erkannt 
worden zu sein. Durch Verordnung vom 28. Mai 1831 
wurden zunächst nur zwei Versammlungen, die eine für 
die Jütländer, die andere för die Inseldanen beliebt, und 
zugleich ausgesprochen, dass auf der letztem auch die Is- 
länder ihre Vertretung finden sollten; die Verordnung vom 
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15. Mai 1834 beliess es hierbei, indem sie zugleich, auf 
80 lange als nicht die Art der Wahl in Island gesetzlich 

geregelt sein werde, die ErnpiiiiuTi^ zweier Vertreter für 
die Ins€^ dem König vorbehielt. Bald zeigte sich indessen 
die Unmöglichkeit der Beiziehung Islands zum ProTincial- 
tag der Ihseldftnen, und die Regierung sah sich in Folge 
dessen genüthigt durch Verordnung vom 8. März l.S4;^. 
wie dies verständige Stimmen von Anfang an gefordert 
hatten, eine besondere Versammlung für Island einzurichten. 
Man legte dieser den althergebrachten Namen des Aldings 
bei, und gewählte ihr dieselbe Corapetcnz wie solche den 
dänischen Provincialständen zukam; das isländische Alding 
stand fortan den Landtagen Dänemarks und der deutschen 
Herzogthömer coordinirt zur Seite, und wenn Angelegenr 
heit(m. welche ausschliesslich die letztem Lande berührten 
ihm nicht vorgelegt wurden, so kamen umgekehrt lediglif'h 
islandische Sachen auch nicht bei den Ständen Dänemiarks 
oder Schleswig-Holsteins zur Vorlage; gemeinsame An- 
gelegenheiten aller ckei Lande nmssten dage^xen successiv bei 
den sämmthclien Versammlimgen zur ^\'rhandluüg gel)racht 
werden. Nach dem, freilich nie zur Ausfuhrung gediehenen, 
Kegierungsentwurf vom 28. Jan. 1848 endlich sollten zwar 
Dänemark und Schleswig-Holstein zu eiiifin Einheitsstaat ver- 
koppelt und durch eine einzige Versammlung vertreten werden; 
Island aber soUte, ebenso wie Lauenburg, dabei TölUg ausser 
Ansatz bleiben, und somit ohne alle Neuerung bei seiner 
bisherigen Verfassung und seinem ^Uding belassen werden. 
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3. 

Bei unbefangener Wtirdi^un? der im vorigen Artikel 
dargelegten geschichtlichen Vorgänge wird steh zunächst 
die Thatsache nicht verkennen lassen, dass bei der ersten 
Untenverfung Islands unter die Könige von Nor^'egen ledig- 
lich die Uebertragung (k r einer grossem Zahl von Häupt- 
Ungsgeschlechtem zustehenden Kegentengewalt in die Hand 
des alleinigen Königs erfolgte, während im übrigen das 
eigenthümliche Recht des Landes und damit auch dessen 
bisherige Verfassung fortbestehen sollte, dass suinii von 
beiden contrahirenden Theilen für beide Lander lediglich 
ein YerhUtniss der Personalunion begründet werden wollte. 
Aber freilich muss daneben die Möglichkeit zugegeben 
werden, dass dieser anltlngliche Rechtszustand, und zwar 
selbst ohne formelle legislatorische Acte, mit der Zeit sich 
umgestalten und einer wirklichen Staatseinheit Platz machen 
konnte, und durch die eigenthümlichen Yerfossungszustände 
des germanischen Mittelalters ist diese 3Iöglichkeit sogar 
ziemlich nahe gelegt Ganz allgemein schreitet in der altem 
Zeit die Entwicklung der germanischen Reiche auf dem 
Weg der Personalunion von der äussersten staatiichen Zer- 
splitterung zu hohem und umfassendem Staatseinheiten vor, 
und wenn Norwegen selbst aus ungefähr dreissig getrennten 
Volksgebieten auf jenem Weg allmählich zu vollkommener 
staatlicher Einheit erwuchs, so mochte allenfalls auch för 
Island die Personalunion mit Norwegen nur ein Durch- 
gangsstadium in dem Fortschritt zu dem gleichen Ziel be- 
zeichnen. Es war dies um so leichter möglich, weil die 



Digitized by 



Island und daä däuii>che Grundgesetz. 25 

Insel zur Zeit ihrer Vereini^nui^' mit dem letztern Reich 
iu Sprache, Sitte und Kecht noch deutlich die Grundzüge 
der gemeinsainen Nationalitat bewahrte. 

Jn der That scheint eüi derartiger Gang der Dinge von 
den ersten norwej^sch -isländischen Könij?en sehr bewiisst 
erstrebt worden zu sein. Schon König Hiikon der Alte hatte 
vielleicht das isländische Recht dem norwegischen ähnlicher zn 
machen sich bemüht, nnd König Magnüs, der Gesetzrer- 
besseren wnsste, nachdem ihm gelungen war die verschie- 
denen i'rovinzialgesetze in Xorwegen scn)st durch ein ein- 
ziges Landrecht zu ersetzen, auch in Mand die Annahme 
eines mit diesem in seinen Hauptzügen ttbereinstunmenden 
Gesetzbuchs dnrchznsetzen; wenn die eigenthümlichen Ver- 
hältnisse der Lisel und deren über dritthalbliiindertiiiliriffe 
staaUiche Selbständigkeit dabei noch immer ziemlich ein- 
greifende Besonderheiten ihres Bechts bestehen zu lassen 
zwangen, so liess sich doch hoffen, dass mit der Zeit auch 
diese beseitigt oder doch wenigstens in so weit abgeschwächt 
werden, könnten, um die Rechtsgleichheit und damit das 
festeste Band der Staatseinheit nüt Norwegen allmählich 
erreichen zn lassen. Einstweilen war diese indessen noch 
Iceineswegs hergestellt, und spcäter wurde der von jenen 
Monarchen eingeschlagene Weg nicht mehr weiter verfolgt. 
Die Entlegenheit der Insel, ihre geringe Bevölkerung, end- 
lich auch ihre Armuth liessen auf dieselbe nur ein geringes 
Augenmerk richten, zunuil da deren cummerciclle Abhängig- 
keit von Norwegen für die politische Verbindung l)eider 
Länder ohnehin eine feste Stütze bot; vor wie nach der 
Calmar^schen Union wurden demnach unbedenklich bei den 
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Huldigungen und andern Anlässen die hergebrachten Rechte 

und Freilioitcn der Insel vorbehalten und gewahrt, und wenn 
auch in mancheu Punkten wiederholt denselben zuwider- 
gehandelt wurde, so war dabei doch immer nur eine Ter^ 
einzelte Willkfirlichkeit seitens dieses oder jenes einzelnen 
Monarchen, nicht'eine Aenderung in der politischen Stellung 
des Landes zu den übrigen Besitzungen des Könipfs in 
Frage. Die politische Unbedeutenheit Islands hat dabei 
allerdings die Folge, dass dessen Einwohner bei Fragen, 
welche die gesammten Lande des TJnionskönigthums be- 
treücu, wenig oder gar nicht beachtet oder befragt zu werden 
pflegen, wie dies doch bei einem blos in Personalunion 
stehenden Lande hätte geschehen sollen, und die Aimuth 
sowie die geringe Einwohnerzahl der Insel lässt auch wohl 
für deren oberste Regierung eigene Centraistellen nicht aus- 
scheiden, vielmehr deren Geschäfte von den Beamten für 
Dänemark oder Norwegen nebenbei mitführen, wahrend zu- 
gleich der Einfluss der persönlichen Fn^ebung des in 
einem der beiden letztem Reicli»* residirenden Königs 
fremden Anschauungen einige Einwirkung auf die Behand- 
lung der Isländischen Angelegenheiten verschafft 

Hinsichtlich ihrer innem Angelegenheiten erfreut sieb 
dagegen die Insel im ganzen gerade deshalb um so grösserer 
Selbständigkeit, weil jene geringe Bedeutung des Landes 
dem fernen König alles Interesse benimmt, demselben seine 
hergebrachte Eigenthümlichkeit zu entziehen; in Gesetz- 
gebung und Besteuenmg, in Gerichtswesen \uul Ven\'altung 
erscheint Island nach wie vor als ein besonderes Land, und 
wenn ja in der einen oder andern Beziehung dessen Selbste 
regierung einigermassen beschränkt w|rd, so handelt es sich 
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doch nur tun eine andere Vertheilung der Öffentlichen Ge- 
^valt unter den niünarchischen und den aristokratisch-demo- 
kratischen Factoien seiner Yeifassung, also um eine Um- 
gestaltung seiner eigenen innem Organisation, nicht nm 
eine Aenderung hinsichtlich seiner Beziehungen nach aussen 
uud zu den mit ihm unirten Reichen. Allerdings hat der 
alhnahliche Verfall der einheimischen Literatur und der 
einheimischen Traditionen, hat das Erholen der gelehrten 
Bildung auf dänischen Anstalten, hat endlich die Noth- 
wendigkeit manches Veraltete in den nicht gehörig fortr- 
gehüdeten einheimischen Institutionen auf dem Wege der 
Praxis durch Entlehnung Ton Fremdem zu ersetzen, mehr- 
&eh eine Annäherung an dänisches Wesen zur Folge; da^ 
neben aber gewinnt doch die Solhständigkeit des Landes mit" 
der Zeit sogar einen weitern Halt dadurch, dass dasselbe in 
Sprache und Becht im grossen und ganzen die ältem Zu- 
stande sich bewahrt^ während in beiden Beziehungen Däne- 
mark sowohl als Non>'egen mancherlei eingreifende Um- 
gestaltungen erfahren. Die durch diese Thatsache bedingte 
schärfere Ausprägung einer spedfisch islandischen Nationali- 
tat gewährt mehr als alles andere auch der staatsrecht- 
lichen Absonderung der Tnsel eine teste Stütze und ziigieich 
einen innerlich begründeten Anspruch auf bleibende An- 
ericennung. 

Der Versuch der Incorporimng Norwegens in Däne- 
mark ginsr an Island spurlos vorüber: aber auch die Ein- 
fuhrung des souveränen Erbkönigthunis änderte an dessen 
rechtlichen Beziehungen zu den übrigen Landen des Königs 
nichts, wenn dieselbe auch die innem Verhältnisse der Insel 
selbst nicht unberührt gelassen haben mag. Mit Fug und 
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Recht lässt sich bezweifeln, ob durch die Erbhnldigun^ in 

Island überhaupt der Al)S(diitisnius für dieses Lcind in der- 
selben Weise eingeführt worden sei, wie dies in Dänemark 
unzweifelhaft der Fall war. Kur gegen die bestimmte Yer- 
Sicherung, dass dadurch in den Rechten der Insel dureh- 

ans nulits «geändert werden solle, hatten deren Vertreter 
den die Huldigung begleitenden Revers unterzeichnet, und 
wenige Tage zuvor war vom Alding ausdrücldieh ausge- 
sprochen worden, dass man an des Landes alten Freiheiten 
unverkürzt lesllialten wolle. .Jedenfalls zeigt femer die Art, 
wie die Krbhuldiguug in diesem Lande gefordert und ge- 
leistet wurde, dass Island ebenso wie Norwegen als ein 
gesondertes Land neben Dänemark betrachtet wurde, und 
wenn dureh jenen Act die Insel auch wirklich in ganz 
dasselbe Verhältniss zu dem König getrettni wäre wie das 
letztere Reich, so wtbtlen doch die gleichen Rechte, welche 
der König in diesem und in jenem Lmd fortan besessen 
hätte, gegenüber jedem derselben auf einen besondern Rechts- 
titel sich stützen müssen; nur um eine Umgestaltung der 
innem Verfassung eines jeden der drei unirten Staaten 
konnte es sich dabei handeln, nicht aber um eine Aendenmg 
in ihren Beziehungen zu einander und es wäre rechtlich 
vollkommen gleichgültig, dass jene Umgestaltung in allen 
drei Reichen eine gleichartige gewesen wäre. Aber selbst 
dann, wenn man zugeben wollte, dass, trotz der oben be- 
nihrten Clause] im Huldigungsreverse, der König absoluter 
Regent auch in Island geworden und somit berechtigt ge- 
wesen sei, die Beziehungen der Insel zu seinen übrigen 
Landen einseitig zu ändern, müsste doch wenigstens dar- 
gethan werden, dass er eine solche Aenderuug wirklich be- 
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abrfchtigt und ausgeführt habe; ein derarti«rer Nachweis ist 
aber von dänischer Seite weder erbr;ulit wurden, nuch kauu 
derselbe nach Lage der Sachen erbracht werden. Daraus, 
dass das Königsgesetz eine Garantie gegen die Zersplitterung 
der yereinigrten Lande durch Erbtheilungen' zu bieten sucht, 
kann jedenfalls nicht abgeleitet werden, dass das Band, 
welches diese unter sich verknüpfte, verändert werden wollte. 

Factisch reducirt sich freilich dem um sich greifenden 
Absolutismus geg^enüber der Einfluss der Landesvertretung 
auf die Gesetzp-bmig; allein die Tliatsache, dass die Insel 
ihre gesonderte Legislation habe, bleibt anerkannt und wird 
dadurch nicht alterirt» dass diese fortan durch ein anderes 
Organ als firfiher geflbt wird. In gerichtlicher wie in ad- 
ministrativer Beziehung hat femer das Land nach wie vur 
seine eigenthümliche Organisation, und wenn das oberste 
Grericht, wenn die Kanzlei und Bentekammer von Dänemark 
aoch in die isländischen Angelegenheiten hinübergreift, so 
genügt dieser Umstand nicht, um eine Aufhebung der ihm 
von Alters her zukommenden Selbständigkeit zu begründen. 
Li des Königs Person concentrirte sich das oberste Bichter- 
amt wie die oberste Yerwaltungsbefugniss; zur Ausübung 
beider Gewalten bedurfte er helfender Organe, die er als 
absoluter Regent sich behebig selbst wählen zu dürfen 
glaubte; bei der unbedeutenden Zahl und dem geringen 
Umfang der isländischen Angelegenheiten musste es zweck- 
mässig erscheinen, die Kosten eigener (Jentrall)ehorden der 
armen Insel nicht aufzubürden, vielmehr jene den ohnehin 
bestehenden dänischen Behörden nebenbei mit zuzuweisen. 
Die Art, wie die administrativen Angelegenheiten des Landes 
bald diesem, bald jenem Departement der dänischen Central- 
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stellen zugewiesen wurden, lasst jedenfklls dentUch erkennen, 

wie es sich bei dieser ihrer Zutheilunj!^ eben nur um ein 
ziemlich willkürliches Auükuuftsmittel handelt^^. Zuzudrehen 
is<i allerdings, dass num sich über das Verhältniss Islands 
zn den übrigen Staaten des Königs allerseits nicht recht 
klar war, luid zumal in den Bezeiebnunijen, welche für das- 
selbe verschiedentlich gebraucht wurden, tritt diese Unklar- 
heit unverkennbar zu Tage; zuzugeben ist femer, dass die 
absolute Gewalt, welche der König in j« dem der drei Reiche 
in Anspruch nahm und thatsächluh übte, deren Sonderuiig 
minder deutlich hervortreten liess. Indessen lieu^t weder in 
dieser, noch in jener Thatsache urgend etwas, das der recht- 
lich wie factisch begründeten Selbständigkeit des Landes 
den geringsten Eintrag zu thun vermöchte. 

Die Einfiihrung von Froviuzialständen in den verschie- 
denen Landen des dänischen Königs musste b^eiflich der 
bisherigen Unklarheit über deren Stellung zu emander ein 
Ende machen: die Znziebuno' isländischer Vertreter zu einem 
der beiden dänischen Landtage oder die Eintuhrung einer 
eigenen Landesvertretung für die Insel musste für oder 
gegen deren Incorporirung in Danemark den vollgültigen 
Ausdruck bilden. Man versuchte zunächst den erstem Weg 
zu gehen; bald zeigt^.^ sich aber die Eigenthümlichkeit der 
Lage und der Nationalität Islands stärker als der Wille der 
dänischen Eegierung: in der WiederauMchtung des Aldings 
musste die bestimmteste Anerkiniiuug der staatsrechthchen 
Selbständigkeit der Insel ausgesprochen werden, und in dem 
Yerfiassungsproject vom 28. Januar 1848 ist diese Aner- 
kennung neuerdings wiederholt worden. Erst die Bewegungen, 
welche die spätem Monate dieses letztem Jahres dem dä- 
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nisohen wie andern Staaten brachten, Hessen nochmals auf 

den früher verlassenen Weg 7Airiickgi'eifen. 

Es kann nicht schwer halten, aus den bisherigen Er- 
öiterongen für die gegenwärtige staatsrechtliche Stellang 
Islands das Faeit m ziehen. Als unzweifelhafl; darf be- 
trachtet werden, dass die staatsrechtliehe Selbständigkeit 
der Insel neben dem Koni<^'Teich Dänemark, neben Lauea- 
bnrg, welches in die Stelle des abgetretenen Königreichs 
Norwegen emgeräckt ist^ nnd wir fügen bei neben Schleswigs 
Holstein, eine ebenso sehr zu Recht begrilndete als that- 
sächlich bestehende sei und es muss überdies anerkannt 
werden, dass diese ihre Selbständigkeit in der entfernten 
geographischen Lage des Landes sowohl, als in der eigen- 
thümlichen Nationalität seiner Bewohner ihre vollgültige 
Motivirung finde. Damit ist jede Incorporirung der Insel 
in Dänemark jedenfaUs in so lange ausgeschlossen, als nicht 
eine Aenderong ihrer derzeitigen Bechtsznstftnde auf ver- 
fassungsmässigem Wege erfolgt sein wird ; eine solche kann 
aber, nachdem Dänemark seinerseits zu dem Constitution eilen 
System übergegangen ist, nicht mehr wohl ohne die Zu- 
stimmung einer isländischen Yolksvertretung vor sich gehen, 
und ist eben darum wenigstens vorläufig rechtlich ganz 
ausser f'rage. 

Von der Frage, nach dem Yerhältuiss Islands zu den 
übrigen Landen seines Königs muss sodann die andere 

i'rage scharf unterschieden werden: wiefern die Insel be- 
rechtigt sei, anstatt ihi'eü lediglich mit berathendor Stimme 
ausgestatteten Aldinges eine mit beschliessender Stimme 
ausgerüstete Yolksvertretung und überhaupt eine auf libe- 
ralerer Basis ruhende Verfassung anzusprechen. Indessen 
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lässt sich doch nicht verkennen, dass die höchste Unbillige 
keit darin liegen würde, wenn dem einen der nnirten 

LfiiKler j^leiclizeiti«? dieselben Freiheiten verweigert werden 
wollten, wt'lche dem andern verwilligt wurden, dass ferner 
eine unbefangene und unparteiliche Begierung der Insel von 
Kopenhagen aus seit derDurehfähnmg des Oonstitntionalismus 
in Dänemark uueli weit weniger als vordem zu erwarten sein 
dürfte. Ks hiijsse das l\eclit des Stärkern missbraucheu, wenn* 
man danischerseits den wehrlosen Zustand des armen Landes 
benutzen wollte, um demselben eine ihm biUigerweise zu- 
kommend(! Besserung seiner Rechtszustäude zu versagen 
und dadurch die seinen Bewohnern verhasste lncor])orirung 
zu erzwingen; es wäre andererseits für Dänemark bei der 
vollständigen Isolirung und politischen IJnmaeht der Insel 
vollkommen ungefähr Ii eh, derselben sogar das weiteste 
Maass selbständiger Freiheit zuzugestehen. 

Wiefern die Vorschläge des Ausschusses der weiland 
isländischen constituirenden Yersammlung im Detail prak- ' 
tisch ausführbar seien, kann natürlich nur derjenige ent- 
* scheiden, dem die genaueste Bekanntschaft mit den Bedürf- 
nissen und mit der Leistungsfähigkeit des Landes mne 
wohnt; dass dieselben aber ihrem Standpunkt und ihrer 
Grondanschaunng nach richtig gegriffen sind, ist für uns 
wenigstens unzweifelhaft. Als eui Bruch des königlichen 
Versprechens vom 26, September 1848 endlich müsste es 
jedenfalls betrachtet werden, wenn dem Lande die Gelegen- 
heit länger Torenthalten würde, durch eine eigene consti- ' 
tuireiide Versamnihing ü))er die ihm zukommende Vertiissuug 
mit seinem König zu unterhandeln und sich zu einigen. 
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Der Beginn des Isländisch-Dänischen Verfussungs- 
streites ist auf den Zeitpunkt zurückzuführen, in welchem 
Dänemark zuerst seine berathenden Frovinzialstände erhielt 
Seit der Erlassung des Eönigsgesetzes war in Dänemark 
die absolute Monarchie festgestanden. Für Island war dieses 
Gesetz allerdings eben so wenig rechtsgiltig geworden als 
für die Herzogthümer; aber hier wie dort war unter dessen 
Einfluss wenigstens de facto absolutastisch genug regiert 
worden. Wenn der Schleswig-Holsti'inische Landtag, ohne 
dass doch je eine Aufhebung der Landes\erfassuug erfolgt 
wäre, seit dem Jahre 1712 nicht mehr berufen wurde, so 
war auf Island die gesetzgebende Gewalt des Aldings all- 
mälig in Vergessenheit gerathen, und die völlige Abschaffung 
dieser Versaninilung im Jahre isoo hatte kaum noch irgend 
welche politische Bedeutung gehabt. Als nun aber im Ge- 
folge der Julirevolution für die Herzogthämer sowohl als 
für das Königreich Landtage, wenn auch mit sehr beschränkten 
Befugnissen, eingeführt wurden, mussten nothwendig die 
bisher unklaren und halbwegs dem Gedächtnisse ent- 

Aas von Sybel's Historisoher Zeitschrift 1859, 1. und II. 

8* 
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schwandenen Hechtsverhältnisse der nicht danischen und 
doch dem Dänenkönige untergebenen Lande in ein schärferes 

Licht gesetzt werden. 

Unter dem 11. Fdiruar 1831 hattr König Friedrich VL 
die danische sowohl als die deutsche Kanzlei angewiesen, 
für die Heizogthtbner und f&r Dänemark einen auf die 
Einführung beratliendtT rrovinzialständc beirriimieten Ver- 
fassungsentmirf vorzulegen. Durch Verordnung vom 28. 
Mai 1831 wurden sodann die allgemeinen Gmndzüge fest- 
gestellt, welche fttr die Emrichtung der Provinzialstände 
in Dänemark massgebend sein sollten: für die luseldänen 
und für die Jütländer sollte danach je ein eigener Land- 
tag begründet, der erstere aber auch von Island mit 3 Ab- 
geordneten beschickt werden^ Zur Berathung. des Yer- 
fassungsent^vurfes wurde durch Verfügung vom 23. März 
1832 eine Commission niedcr^iesetzt, in welclie zur Ver- 
tretung Islands der frühere Stiftamtmanu Graf Moltke und 
der geheime ArchiTar Finn Magnüsson berufen wurden; 
zugleich erging an die Amtleute in Island der Auftrag, 
nach vorgängiger Berathung mit den verständigsten Leuten 
im Lande, Beamten wie Nichtbeamten, über die zweck- 
mässigste Organisation der Wahleinrichtungen ein Gut- 
achten zu erstatten. Durch Verordnung vom 15. Mai 
1834 erfolgte endlich die wirkliche Einführung der Provinzial- 
stände in Dänemark, wobei die Betheiligung Islands an 
dem Landtage der Inseldänen festgehalten wurde, doch 
so, dass das Land diesen nur mit 2 Abgeordneten beschicken 
sollte, während ein dritter den Färöern zugewiesen wurde, 
welche man Anfangs völlig vergessen hatte. 
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Bereits die Bekauatmacliuüg der obersten Grund züge 
des neuen Yerfassungswei^es hatte inzwischen lebhafte Er- 
örterungen über deren Zweckmässigkeit herrorgerufen, und 

es konnte nicht fehlen, dass dabei gelegentlich auch auf 
die Stellung ein Blick geworfen wurde, welche den Isländern 
m der zu schaffenden Eeichsorganisation zugedacht war. 
Von dftnisdier Seite sogar wurde mehrfach hervorgehoben, 
wie wenig diese Stellung den eigenthümlichen Zuständt ii 
und der geschichtlichen Entwicklung der Insel entspreche; 
dem Isländer vollends musste das gleiche Bedenken noch 
weit entschiedener aufsteigen, und zugleich eine ganze 
Reihe von Thatsachen sich darbieten, w^elche einer Ver- 
wirklichung des Verfassungsprojectes soweit seine Heimat 
in. Frage war, sich hindernd in den Weg stellten. In der 
Literatur verfocht zumal der ftir sein Vaterland viel zu 
früh verstorbene Baldvin Eiuarsson vor dem dänischen so- 
wohl als \0T dem isländischen Publikum trefiend die Noth- 
wendigkeit einer selbststftndigeren Stellung der Insel, und 
zumal der Einführung eines eigenen isländischen Land- 
tages*); aber auch die zur ik'richterstattung aufgeforderten 
Beamten wussten keine auch nur einigermassen passende 
Wahlordnung vorzuschlagen, und in der zur Berathung des 
Verfossungsentwurfes niedergesetzten Oommission wurde 
von den Vertretern Islands gleichfalls geltend gemacht, 
dass der Insel nur durch die Gewährung eines selbstr 



*) Om de daiiske Proviiidsialstäiidcr med specielt Hensyn paa 
Island; vgl. Dansk Literaturtidende, 18d2, ur. 27—8; ferner Armann 
a alpiugi, 1832, ä. 13—66. 
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stäiidigeu Landtages geholfeu werden könne. Bei der 
Publication der Verfassung von 1834 musste der KOnig, 
weil es unmöglich erschien, Wahlen für Island zu Stande 
zu bringen, sich entschliessen, ,.tTir dieses Mal** von dem 
Wahlrechte de.> Landes völlig abzusehen, und die beiden 
zu dessen Vertretung bestimmten Männer selbst zu ernennen! 
— Unter solchen Umständen begann bald auch auf Island 
selbst eine Bewegung gegen die widernatürliche Verfassuncr, 
welche der lusel octroyirt werden wollte. Vuu dem Amt- 
manne Bjami Thorarensen und dem Sysselmanne Paul 
Meisted eifrig gefordert, circulirten in allen 3 Aemtem 
des Landes Petitionen um die Errichtung eines besondern 
Landtages für Island, und die Adresse der Südländer 
wenigstens ging im Jahre 1837 mit zahlreichen und schwer 
wiegenden Unterschriften bedeckt nach Kopenhagen ab. 
G-egen diese mannigfachen Anfechtungen seines Verfassungs- 
werkes konnte der König, obwohl eiuer freiem Gestaltung 
der politischen Zustände Nichts weniger als geneigt, doch 
nicht völlig taub bleiben; aber freilich war die Abhälfe, 
welche er den Beschwerden Islands angedeihen zu lassen 
sich entschloss, eine in jeder Bezidniiig ungenügende. Dui'ch 
Verfügung vom 22. August 1838 wurde nämlich eine 
Commission aus 10 höheren Beamten der Insel gebildet, 
welche jedes zweite Jahr an dem Hauptorte, Reykiavik, 
zusanuuentreten, uud für das Laud wichtige Angelegen- 
heiten in Berathung ziehen sollte. Eine Vertretung der 
Interessen Islands wurde somit allerdings beschafft; allein 
diese war zufolge der geringen Anzahl der Commissions- 
mitglicder, ihrer Eigenschaft als Beamter, endlich ihrer 
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Emeiinuug durch den Könio; in durchaus unselbstständi^^er 
AVeise zusammengesetzt^ und mussten überdiess deren Ar- 
beiten, soweit solche auf die Gesetzgebung des Landes 
sieb bezogen, jedeneit erst noch dem Provinziallandtage 
der Inseldänen zur Verhandlung und Abstimmung vor- 
gelegt werden! 

Gfinstiger gestalteten sich die Aussichten für Island, 
als Friedrich VI. starb (3. December 1839). An die Thron- 
bestciaiing seines ^'aclifolgcrs. Christians VIIl.. knüpften 
sich in Dänemark selbst die kühnsten Hoihiuugen einer 
Aufbesserung der Verfassungszustande, und in mancherlei 
Olückwunschadressen fanden dieselben ihren mehr oder 
minder unum\nindenen Ansdrnck. Auch die in Kopen- 
hagen anwesenden Isländer tiberreichten Xamens ihres Vater- 
landes eine solche, und erbaten sich für dieses neben 
emer Beihe anderer Verbesserungen auch die Einführung 
-eines selbstständigen Landtages. Aber auch noch von 
einer anderen und weit gewichtigeren Seite her war in- 
zwischen der gleiche Wunsch ausgesprochen worden. Gleich 
bei ihrem ersten Zusammentritt war der Commission zu 
Reykjavik ]ie])eü einer Reihe anderer Punkte auch die Frage 
zur Berathung vorgelegt worden, „wie eine geeignete Eiu- 
Tichtung der Wahlgesetze für das Land Island zu treffen 
sei, soweit dasselbe für sich Abgeordnete zum Landtag 
für Seeland und eine Reihe anderer Bezirke zu wählen 
habe, und wie man tlbcrdiess bezüglich der Tragung der 
Kosten zu verfahren habe, welche aus der Wahl und dem 
Sitze der Abgeordneten auf dem Landtage sich ergeben/* 
Die Commission, über deren Verhandlungen ein übersicht- 
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licher Berieht gedruckt* wurde, hielt sich zwar nicht fOr 

berechtigt, radieale Verfassungsverändeningeii zu beantragen, 
und legte demgemäss wirklich einen Wahlgesetsentwurf vor, 
welcher so weit nur irgend möglich* mit dem dftnisehen 
Wahlgesetze überelnstlmmmid gehalten war; sie erklärte 
aber zugleich, dass jener Entwurf ihr nur als der relativ 
beste erscheine, an und für sich aber durchaus Nichts 
tauge, — dass eine Beschickung der Versammlung zu 
Roeskilde dem Lande lediglieh eine neue Last aufbürde, 
aber keinerlei Vortheil verspreche, da bei der Verschieden- 
heit der Zustände Dänemarks und Islands gedeihliche Ver- 
handlungen nicht zu erwarten seien, — dass somit jener 
Landtag für Island nicht als ein Gnadengeschenk anzusehen, 
und weder geeignet sei auf die Belebung des dortigen 
Volksgeistes förderlich einzuwirken, noch auch der Regierung 
über die Lage und die Bedürfnisse der Insel verlüssige 
Aufklftrang zu verschaffen. Demgemftss halt die Oommission 
• dafür, dass es unter gegebenen Umständen um wenigstens 
vergebliche Kosten zu ersparen am Ende noch am Besten 
sei, wenn auf die Wahl der Vertreter Islands nach wie 
vor völlig verzichtet, und deren Emennang dem Konige 
selbst anheimgestellt werde; die Kanzlei sowohl als die 
ßentekammer in Kopenhagen erklärten sich mit diesem 
fOr die Lage der Dinge höchst charakteristischen Gutachten 
un Wesentlichen einverstanden. — Diese von den ver- 
schiedensten Seiten ubereinstiiumeud einlaufenden Wünsche 



Tidindi fra. nefndarfundiun tslenzkra embaettismanna i Beylgavik, 
drin 18S9 <^ 1841; herausgegeben von ^Ofsteinn Jdnason, 1843. 



Digitized by Google 



ÜBlands Veifiusniigskampf gegen üfinemazk. 41 

» 

und Bedenken biteben in der -Th&t nicht ohne ßrfolg. Den 

Isländern ohnehin freundlich ^'esinnt, erlie.ss Christian Vin. 
unterm 20. Mai 1840 ein Kescript, durch welches die 
Kanzlei angewiesen wuide der Commission zu Bejlgavik 
bei ihrem nftchsten Zusammentritt die Frage vorzulegen, 
üb nicht die Einführun^^ eines beratlienden Landtages auf 
Island selbst, gebildet aus gewählten Abgeordneteu sowie 
einigen vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, zweck» 
massig erscheine; im Bejahungsfalle sollte dann die Com- 
uiissiori tlber den Zeitpunkt der Sitzunj^en und die periodische 
Wiederkehr der Versammlung, deren Competenz diesselbe 
wie die der abrig«n Provinziallandtage sein sollte, sowie 
tiber die Aufbringung der durch sie erwachsenden Kosten 
berathen, und insbesondere auch ilarül)er sich aussprechen, 
„ob es nicht am nichtigsten sei, den Landtag Allding zu 
nennen und ihn auf I^lngTellir abzuhalten gleich wie das 
alte Allding, und ihn nach dessen Vorbilde einzurichten 
soweit dies geschehen könne/* Kaum war diese Verfügung 
erlassen, so votirten auch bereits die in Kopenhagen an- 
wesenden MAnder dem Könige eine in den wftrmsten Aus- 
drücken abgefasste Dankadresse; der Stand aber der Ver- 
fassungsfrage für Island war durch sie mit einem Male 
ein völlig anderer geworden. 

Wenn es überhaupt noch eines Beweises dafür bedurfte, 
dass der Verfossungszustand wie ihn Konig Friedrich VL 
geschatien hatte lür Island ein absolut unleidlicher sei, so 
waren die Verhandlungen, zu welchen die zuletzt ange- 
führte Verfügung den Anstoss gab, ganz dazu angethan 
denselben zu liefern. Die Beamtencommission zu Eeykjavik, 



Digitized by Google 



42 Islands Verfassuugskampf gogeu Dänemark. 



welche am 5. Juli 1841 zusammentrat,') bezeugte zwar 

sofort bei der ersten ^'erlla^(llllll^r der Frage die allseitigfe 
üeberzeugung von der jN'otliwendigkt it « iiir's besonderen 
Landtag für Island, vofarte dem Könige den Dank des 
Landes für die in Aussieht gestellte Einführung eines 
soklien, indem sie zu^i^leich um scliIeuniErste Verwirklichung" 
dieser Absicht bat, nahm endlich auch mit Freuden den 
Vorschlag an, die neu zu begründende Versammlung Allding 
zu nennen. Aber die Conmiission hielt auf der anderen 
Seite datiü. weil die Competenz des neuen AUdiiiirs dieselbe 
sein solle wie die der tlbri^^en l'iovinciallandtage, mtlsse 
auch dessen Organisation eine dieser letzteren möglichst 
ähnliche sein; sie glaubte demnach von den Einrichtungen 
der dänischen rrovinzialversammluneen höchstens insoweit 
abweichen zu dürfen, als diess die eigenthümlichen Zustände 
Islands absolut forderten, wenn auch dadurch die grOsste 
Verschiedenheit von der in dem Rescripte in Bezug ge- 
• noninienen Verfassung des früheren Alldinges bedingt sei. 
Denigeniäss entschied sich nicht nur die Mehrheit, was 
gute Gründe für sich hatte, gegen die Wahl der alten 
Dingstätte als Versammlungsort und fürBeykjayfk, sondern 
man trat auch in anderen und wichtigeren Fragen den 
nationalen und liberalen Wtlnschen und Forderungen schroff 
in den Weg, um nur in möglichst sklavischer Weise an 
das vorliegende dänische Muster sich anschliessen und 
überhaupt dem Dänenthume sich <lienstbar erweisen zu 
können. So wurde z. B. zwar die Zahl der zu wählenden 

Verj,'leiclic hiiisichtlieh ihrer Verhaiullmigen den in der vori^^en 
Aiimorkuug aiigeführtcu Doricht. 
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Abg[eoi"(liK'ten auf 20 «fesetzt. wozu dann noch 4 bis 6 
vom Kollige zu ernennende .Mitiiiieder kommen sollten, 
die Wahlberechtigung aber an ein bestimmtes Katastermass 
von Grnndbesitz geknüpft, welcher zu Eigen oder zu Leib- 
recht au Gütern des Königs oder öffentlicher Stiftungen 
gehen sollte, obwohl man sich der Schwierigkeiten recht 
wohl bewusst war, welche die Aufstellung eines derartigen 
Census zur Folge haben musste; so wurde femer zwar 
beschlossen, dass alle Verhandlungen und Protokolk' des 
Alldings in Isländischer Sprache zu führen seien, daneben 
aber dennoch den dieser Sprache nicht M&chtigen der 
Gebrauch der Dänischen verstattet, und der Vorsitzende 
angewiesen, suklit'iifalls für gehörige N'erdollnietschung der 
Kedeii zu sorgen. U. dgl. m. Wie leichtfertig man bei 
der Abfassung des Entwurfes zu Werke gegangen war, 
zeigt am besten die Thatsache, dass bereits wenige Wochen 
iiac ii dessen Entstehung der Referent der Kommission selbst, 
Kammerrath Paul Meisted, einen auf völlig andere Grund- 
lagen, nämlich auf das Prinzip der indirecten statt der 
directen Wahlen und eine sehr erhebliche Ausdehnung 
der Wahlberechtigung gebauten \'orschlag an die oberste 
Behörde einreichte, eine Anzahl anderer Commissionsmit'- 
glieder denselben in vielen Stücken sachgemäss fand, und 
der Stiftsamtmann in dem Berichte, mit welchem er den- 
selben einsandte, zwar nicht für denselben, wohl aber für die 
völlige J^'reigebung mindestens der W^ählbarkeit sich erklärte. ^) 

Jener VurscLkg und dieser Einsi'ii(liiii;,',sbrrif'ht sind als liri- 
lai,'o VI. und VII. in den gleich anzuführenden i'rettir, 1842, Ö. 243 
bis 254 und 255 bis 256 gedruckt. 
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Die dänische Kanzlei selbst bezeichnete als wonschens- 

werth, dass der Commissiuns- Entwurf ,,iü manchen Be- 
ziehungen den Verhältnissen des Landes besser auge- 
passt wäre'*; dennoch aber wurde derselbe von ihr, nach 
vorgängigein Einvernehmen mit der Bentekammer, mit 
geringtügigiM AiMidtrimgeii begutachtet! — Der so zur 
Welt gekoiimieue Eütwurl eine« Verfassungsgesetzes für 
Island hatte aber noch ein weiteres Stadium zu durch- 
laufen, ehe es ihm beschieden war gesetzliche Kraft und 
Geltung zu eilaugeii, uutl auch diese zweite Periode 
seiner Entstehungsgeschichte bietet ihre charakteristischeu 
Erscheinungen. Bereits in seinen früheren Sitzungs- 
perioden hatte der zu Boeskilde tagende Landtag der 
Inseldänen wiederholt Veranlassung gefunden, mit Islän- 
dischen Fragen sich zu beschäftigen, und gerade der- 
artige Verhandlungen hatten recht deutlich gezeigt, wie 
durchaus thOricht die Verweisung der Insel an eine 
dänische rruvincialversamnilung sei. Im Jahre 1838 hatte 
eine aus Island eingetroffene Petition eine Diskussion 
Aber die Zustände des dortigen Handels veranlasst, im 
Jahre 1840 der Antrag eines der Vertreter Islands, des 
Etatsrathes Griniur Jonsson, eine Verhandlung über das 
Steutrweseu der Insel angeregt; beidemale erklärten zahl- 
reiche Mitglieder der Versammlung, erklärte allenfalls so- 
gar der königl. Commissär unumwunden die eigene Un- 
fähigkeit über Isländische Allgelegenheiten zu urtheilen, 
während in einer üeihe anderer, minder tief eingreifender 
Fälle die Versammlung sich einfach auf das Gutachten 
der beiden Vertreter Islands als der einzig Sachverstän- 
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digen verwarf, oder auch auf die vorheigegangenen Ver- 
handlungen der Oommission zu Beyl^avik*). Schon vor- 
her hatte sich hiemach im vollsten Masse hewahrheitet, 
wasBaldvin Einarsson von Anfang au vorliergesagt liatte^), 
dass nämlich in Isländischen Fragen zu Soeskilde entweder 
die wenigen Vertreter Islands allein entscheiden, oder 
aber die der Zahl nach so sehr überwiegenden Dänischen 
Abgeordneten über sie aburtheilen würden wie der Blinde 
Ober die Farbe; an dem Landtage aber des Jahres 1842, 
welcher über die fOr Island neu zu begründende Verfas- 
siiTipr sein Gutachten abzugeben berufen war, musst^ 
be^reiüich diese Thatsache in einem nur noch schärfereu 
Lichte hervortreten'^). Bei der Berathung eines Gresetz- 
entwnrfes Uber die BeMedung der Vogelbmtstätten auf 
Island, bei einer anderen über ein Project zur Aufbesse- 
rung der Einkünfte der Isländischen Geistlichkeit, zeigte 
sich zunächst wieder die von allen Seiten zugestandene 
Unfilhigkeit der Versammlung zur Verhandlung derartiger 
Fragen; ihren Gipfel aber erreichte die Verwirrung bei 



*) Schlagon^ ist zmoal die Aeusaening Oenteds als kd&iglieh«! 
CommissärB Kel^^g^i^tlidi der Yerhandlimgen fiber die Steueifrage: 
„dieser Versammltuig wie sie hier ist fdüt Alles, am Uber einen 
solchen Entwurf nitheflen m können"; Tgl. Fiittir fra FoUtroapiuiginn 
{ Hroarskeldn, viSnlgandi miUefiiun Islendinffs, gefiiar üt af noUcrnm 
islendingum; Kopenhagen, 1840, S. 67. 

*) Annann i Allangi, IV, S. S8. 

*) Bie auf Island bezfigliehen Verhandlungen sind ins Isländisdie 

übersetzt licrausgefjreben worden iintor dem Titel: Frettir fra FnH- 
truapiniri i Hr<SarHknMu 1842, viövikjandi niülefnum Islendinga, gefiiar 
üt af nokkrum Islendingum; Kopenhagen, 1849. 
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den DebatttMi über den pjitwurf des Verfassungsgesetzes 
für Island, welclieu die Kegierung weseatlich auf Gruud 
der von der Commissiou za Reykjavik gemachten Vor- 
sehlage vorlegte Die Mehrheit selbst in dem zur Be* 
gutachtung dieses Kntwurtes niedergesetzten Aussclmsse 
wollte auf üruud der ofteu erklärten Unfähigkeit der Ver- 
sammlnng über solche Fragen zu entscheiden, die Aegie^ 
mngsvorlage einfach angenommen, und deren eingehendere 
Prüfung lediglich dem auf ( Irund derselben einzuberufen- 
den Isländischen Landtage vorbehalten wissen. Die Min- 
derheit des Ausschusses, aus den beiden Vertretern 
Islands bestehend, wagt zwar, offenbar erlahmt durch 
ihre trostlose Isolirung in der Veisauiuilung und an jedem 
gesunden Erfolge verzweifelnd, ebenfalls keine tiefer 
gehende Umgestaltung des Entwurfes, versucht aber wenig- 
stens, wenn auch unter Beibehaltung der einmal angenom- 
menen Gruudzüge, einige Erweiterung der AVahlberech- 
tigung zu erreichen. Einen ungleich schärfer einschnei- 
denden Angriff auf die Begierungsvorlage unternimmt da- 
gegen höchst unerwartet ein Dänischer Abgeordneter, der 
Advokat Balthasar Christenseu von Kojteuhagen: oft'enbar 
benutzt und unterstützt \ i»n der V ersammlung nicht au- 
gehorigen Isländern^ fordert er nach einer vernichtenden 
Kritik des Verfahrens der Commissiou zu Reykjavik, eine 
erhebliche Vermehrung der Zahl der Abgeordneten, Er- 
Weiterung der Wahlberecktiguug, Wahl der altherkömm- 



Der Entwurf sti-lit a. a. 0., S. 04 — 87 gedruckt, seine Motive 
ebenda, 02— Ü4 und Ü. 87—108. 
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liehen Diiigstüue als Ort der VersaiLinilung, ausschliess- 
lichen Gebrauch der Landessprache bei den Verhandlungen 
des Alldings, endlich volle Oe£fentlichkeit seiner Sitzungen. 
Iitr Lindnick seiner ebenso warmen, als scharfsinnig 
motivirten Rede ist zunächst ein völlig verwirrender. 
Während die VorschlAge des Bedners bei einzelnen Ab- 
geordneten entschiedene Billigung finden, betheuem andere 
nur die vollständige UnrAhigkeit der Versammlung, über 
solche Fragen zu entscheiden; der königl. Commissär tritt 
den beantragten Amendements entgegen, jedoch nicht 
ohne seine Zweifel an der ürtheilsffthigkeit der Versamm- 
lung auszusprechen und offen zuzugestehen, dass er 
selber, so viele isländische Sachen ihm auch sclitm durch 
die Uande gegangen seien, doch keineswegs eine bestimmte 
üeberzengung tlber die vorliegenden Fragen auszusprechen 
sich getraue; die beiden Vertreter Islands sind offenbar 
überrascht durch die ihnen selbst zu kühn erscheinende 
Vertretung der Interessen ihrer Heimat, und sehen sich 
genöthigt ndt den meisten der gestellten Antr&ge sich 
principiell einverstanden zu erklären, während sie doch 
um die eigene Consequenz zu retten denselben schliesslich 
entgegentreten. Die Zwischenzeit aber, welche zwischen 
der ersten und zweiten Berathung des Gegenstandes lag, 
gab noch zu einem weiteren, höchst charakteristischen 
Vorgänge Kaum. Unter dem Eindrucke, welchen die 
Kede und die Anträge Christensens hervorgerufen hatten, 
hatten sich 27 in Kopenhagen anwesende Isländer zu 
einer Berathung ttber die Angelegenheiten ihrer Heimat 
versammelt. Ein Danksagungsschreiben an den genannten 
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Abgeordneten wurde von ihnen votirt, sowie ein weiteres 
Sclireiben an die beiden Vertreter der Insel'am Landtage^); 
in beiden Sohriftstacken heben die Absender -eingehend 
diejenigen Punkte hervor, in Mielchen ihnen die Regie- 
rungsvorlage einer Aenderuug zu bedtlrfen scheint: ihre 
Wünsche stimmen im Ghmzen mit den Antrftgen Christen- 
sens überein, nnr dass sie die Entscheidung über den 
Yersammlungsoit des Alldincrs ausgesetzt, und eine viel 
weiter reichende Ausdehnung der Wahlberechtigung ge- 
wahrt wissen wollen, n&mlich völlige Freigebnng der 
Wählbarkeit nnd Begründung des Wahlrechtes auf das 
zehntbare Yermöeren Oberhaupt statt auf den blossen 
Grundbesitz. Niemand hatte den Leuten zu solchem Auf- 
treten Vollmacht gegeben, Wenige kannten ihre Namen, 
nnd selbst wenn bekannt konnten die Namen einer TJeber-^ 
zahl von jujigen Studenten nicht schwer wiegen; dennoch 
war die Wirkung ihres Schrittes keine geringe. Schon 
in der Bede des Beferenten, Grimur Jönsson« macht sich 
bei der Schlnssberathung der Eindruck entschieden geltend, 
welchen die inzwischen eingelaufenen Schreiben geäussert, 
hatten; weit schwankender noch als früher tritt er den 
Anträgen Christensens entgegen, wiewohl auch jetzt noch 
die früheren Vorschlage der Ausschussminderheit im Wesent- 
lichen von ihm festgehalten werden. Weit entschiedener 
noch tritt in der Haltung des zweiten Vertreters der 
Islander hervor, wie sehr derselbe in dem Briefe seiner 



') Beide Schreiben sind aU Beüage I. und IL a. a. 0., S. 219—223 
und 223—225 gedruckt 
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27 Landsleute die malmende Stiiinne der Heimat erkannte: 
Pinn Magnusson erkiäxt nunmehr gerade heraus seine volle 
Zustimmimg za den sammidichen von Christensen euw 
gebracliten Antragen. Auf andere Abgeordnete wirkt da- 
gegen das Auftreten der 27 Lshinder und der Werth, 
welcher demselben beigelegt werden will, viellach ent^ 
gegengesetzt, nnd von Collegen sowohl als von dem 
kgl. Commissftr müssen die beiden Vertreter Islands die 
spitzigsten Bemerkungen hinnehmen darüber, dass sie jetzt 
für Amendements sich erklären, welche zu stellen ihnen 
doch selber nie eingeMlen sei, dass sie einem einfachen 
Privatbriefe so grossen Einflnss auf ihre Haltung ein- 
räumen. Bei der Abstimmung wird schliesslich primär 
der Antrag angenommen, dass der üegierungsentwurf zwar 
Gültigkeit erlangen soll, jedoch nur provisorisch, nämlich 
so, dass das auf Grund desselben gewählte erste Alding 
denselben neuerdings zu prübii habe: eventuell ein zweiter 
Antrag, welcher denselben (jrund<,'edanken in etwas milderer 
Form verfolgt; nur snbeventuell erklart sich die Versamm- 
lung fdr Christensen's Antrage bezüglich der Oeffentlich- 
keit der Aldingsverhandluni^en un<l des ausschliesslichen 
Gebrauches der isländischen Sprache bei denselben, und 
sowohl der Antrag der Ausschussminderheit auf Erweite- 
rung der Wahlberechtigung als Ghristensen's Vorschlag, 
die Zahl der Aldingsleute zu vermehren, wird völlig ver- 
worfen. 

Für die absolute Unfähigkeit einer fast ausschliesslich 
dänischen Versammlung, über isländische Angelegenheiten 

sachgemäss zu verhandeln und zu entscheiden, gibt diese 

Maurer, Zar politisßh(>n Oeächicht« Islands. 4 
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Discussion des Aldingsgesetzes wie bemerkt ein vollgültiges 

Zoujrniss; dass aber deren Ergebniss vom isländischen 
Standpunkt ans betrachtet gar Manches zu wünschen 
übrig Hess, ist bievon die nothwendige Folge, und eben 
darom auch sehr eildärlieh, dass noch mehrfoehe Versnche 
gemacht wurden, um beim Könige eine den Verhältnissen 
des Landes entsprechende Umgestaltung des Gesetzent- 
wurfes zu erreichen. Unter dem 18. Januar 1843 liess 
eine Anzahl Ton 63 Pächtern aus dem Osten der Insel 
ein Schreiben an den Abgeordneten Christensen abgehen 
in welchem sie demselben nicht nur ihren Dank für sein 
bisheriges Auftreten, sondern auch eine Eeihe von Wünschen 
bezüglich der Landesverlassung aussprachen, mit der Bitte, 
dieselben dem Könige und seiner Regienmc vorzutragen. 
Unter dem 26. Februar desselben Jalnes wandten sich 
femer die in Kopenhagen anwesenden Islander, an ihrer 
Spitze die beiden Vertreter der Insel am Boeskilder Land- 
tage, mit einer Adresse an den König, in welcher sie 
demselben ffir die Verwilligung einer besonderen Landes- 
vertretung danken, zugleich aber auch um eine Beihe von 
Abänderungen in dem vorliegenden Gesetzentwürfe bitten; 
zugleicli wenden sich dieselben Männer mit einem zweiten 
Gesuche an den Kronprinzen, theilen ihm die an den 
König gerichtete Adresse mit, und bitten ihn, dieselbe zu 
unterstützen^). Trotz aller dieser Gegenvorstellungen 

Gedruekt als Beilage V, a. a. 0., 8. 234—248. 
Beide Eingaben sind gedruckt als Beilage III und IV, a. tu 0., 
8. 225-282 and 8. 282-288. 
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wurde indessen durch die untenn' 8. März 1843 erlassene 

„Verordnung über die Stiftung einer eigenen berathenden Ver- 
sammlung für Island . welche Alding genannt werden soll", 
der frühere Gesetzentwurf in allen wesentlichen Punkten 
unverändert zum G^etse erhoben. Auf den 1. Juli 1844 
wurde das erste Alding sofort einberufen, diese Ein- 
berufung jedoch wenig später auf da^ folgende Jahr, ib45, 
verschoben. 

So unvoUkouunen übrigens das neue Verfessungsgesetz 

in politischer Hinsicht sein mocht-e, so erhebliche Anstände 
zumal die Anwendung der in demseil)en enthaltenen Wahl- 
ordnung bieten musste^, so wenig darf doch andererseits 
verkannt werden, welchen grossen Fortschritt dasselbe in 
nationaler Beziehung bezeichnet. Die Unterordnung Islands 
unter den Provinciallandtag der Inseldäiien war nunmehr 
gelöst, eine eigene Landesvertretung ^ar für die Insel 
geschaffen, deren rechtliche Stellung genau dieselbe war, 
wie die der Landtage von Schleswig und Holstein, von 
Jütland und den dänischen Inseln; der (iebrauch der 
dänischen Spiaehe bei den Aldingsverhandlungen war 
wenigstens nur dem königlichen Oonunissäre gestattet, und 
diesem überdies zur Pflicht gemacht, fiir die Uebersetzung 

^\ Als ein oinzelnes Beispiel solcher Anständig uiiig erwähnt werden, 
das> in einem der Wahlbezirke, den Vestmanuaeyjar, eine Abgeord- 
netenwahl auf Grund der gesetzlichen Bestimmungeu absolut nicht 
möglich war; man hatte fibenehen, dam diese Inaehi ihrem toIIbil 
Umfange nach kSnigUdie Domäne und überdies der sonst ttblicfaen 
Katastrirang des Grundbesitses nicht unterstellt sind. In Folge dieses 
Umstandee konnte bis mm Jahre 1857 kein Vertreter des doeh fbrt- 
wahrend als solcher bezeidineten Wahlbezirkes am Alding ersdieinenf 

4* 
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seiner Vorträge ins Islandiscbe Sorsre zu tragen. Eine 
ausdrückliche Anerkennung: der Sclltsistüiidigkeit Islands 
konnte allerdings in dem Gesetze nicht gefunden werden, 
da auch das unzweifelhaft einheitliohe Dänemark durch 
zwei Provinciallandtapre vertreten war; aber es widerspiach 
doch wenigstens die neue Verfassung jener zu bean- 
spruchenden Selbstständigkeit nicht, und sie bot überdies 
einen Stutzpunkt, von welchem aus dieselbe sich zu posi- 
tiver Anerkennung bringen lassen mochte. Kaum weniger 
erheblich als dieser unmittelbare (n'winn ist aber der 
mittelbare, welchen der mehijahrige Kampf um die Ver- 
&ssung und deren endhche YerwiUigung durch die Er- 
weckung und Stärkung des politisch-nationalen Volksbewusstr- 
seins den Isländern einbrachte. Bereits das Bisherige wird 
gezeigt haben, wie lebhaftes Interesse das Eescript vom 
20. Mai 1840 bei diesen erregte; klarer wünl aber diese 
Thatsache hervortreten, wenn man einen Blick auf die 
Literatur wirft, welche seit dessen Erscheinen der Ver- 
fSassungs&age eine ganz ungewöhnlich lebhafte Theilnahme 
zuwandte. Beutlich lässt sich erkennen, wie die erofEhete 
Aussicht auf eine selbstständige Volksvertretung mit emem 
Schlage das schlummernde Xationalgefühl weckt; nicht 
minder deutlich stellt sich Mellich zugleich auch heraus, 
wie unklar zunächst noch die Yozstellungen sind über 
Das, was eine solche eigentlich bedeute, wie unausgegohren 
die Ansichten über die Art, wie sie zweckmässig einzu- 
richten sei. Abgeschieden von allen Welthändeln und 
allem Weltverkehr war Island ledigüch durch seine ältere 
Literatur zu höherer Bedeutung gelangt; seit ihrer Yer- 
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einigimg mit Nomegen, später mit Dänemark war die 
Iiivsel nur ein wenig beachtetes Nebenland irrüsserer Reiche 
gewesen, hatte dieselbe aller liebevollen PHege der eigeueii 
Yolksthmnliohkeit entbehrt, und. sdiwer genug den Druck 
fortwährender, wenn auch nicht gmde Misshandlung, so 
doch Vernachlässigung Seitens ihrer eigenen Kegicirung 
empfunden. Für den höheren Unterricht bestand teraer 
iip Lande seit langer Zeit- nur die ; einzige Lateinschule, 
und aUe hier zu gewinnende' Bildung war somit nothwendig 
eine ausschliesslich philologische ; aber auch der Theolog, 
der Jurist, der Arzt, welcher an der Kppenhagener Hoch- 
schule seine Fachstudien betheb, vennoehte von den 
Öffentlichen Zuständen seiner Heimath und deren historischer 
Entwicklung keine tiefere Einsicht zu erlangen, da islän- 
disches Kecht und isländische Geschichte, Statistik, poli- 
tische Oekonomie der Jnsel.u, dgl. m. bis auf den heutigen 
Tag von den dänischen* Professoren in ihren Vorträgen wie 
in ihren Lehrbüchern gar nicht, oder doch nur sehr bei- 
läufig, ungenügend und. einseitig behandelt zu werden 
pflegen. Da überdies, die Begierung ihre eigenen Er- 
hebungen über die Zustände des Landes, soweit solche über- 
haupt gemacht mirden, nicht der Oeffentliehkeit zu über- 
geben püegte, und bei der Armuth des Landes, sowie dem 
. beschränkten Bereiche der Landessprache auch die Literatur 
nur; sehr mangelhaft für die Specialfö«her zu sorgen im 
Stande war, musste selbst für den, welcher ausnahmsweise 
das Bedürfiiiss fühlte, sich weiter zu untenichten, das 
Gewinnen besserer staatswissenschafUioher Kenntnisse gar 
ßehr erschwert werden. Es begpreift sich, daps unter solchen 
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Umständen der Blick des Volkes im Ganzen wie seiner 
geweckteren .und gebildeteren Angehörigen insbesondere 
vorzugsweise der glänzenden Zeit des alten Freistaates zu- 
gewendet blieb, mit deren treffliehen Literaturproducten 
sich Hoch und Nieder noch immer beschäftigt, dass der 
Patriotismus desselben einen vorherrschend literarisch-anti* 
quarischen Anstrich erhielt, dass endlich eine Abhilfe 
gegenüber den unbefriedigenden Zuständen der Gegenwart 
zunächst immer nur in einer Kückkchr zu den Zuständen 
der Vorzeit und den Formen der alten Verfassung gesucht 
wurde. Nun hatte der König selbst in seinem Bescripte 
die Zusage ertheilt, dass soweit möglich auf die Einrich- 
tung des früheren Aldiugs zurückj?egangen werden sollte, 
und damit jenen philologisch-antiquarischen Neigungea 
einen bestimmten Anhaltspunkt geboten; um so weniger 
ist es zu verwundern f wenn 'dieselben mehr als mit einer 
ernsthaften Prüfung der gegehenen Zustände sich vertragen 
wollte, sich bemerklich machten. Schon in den Berathungea 
der Beamteneommission zu Reylgavik trat neben jener be- 
dauerlichen Abhängigkeit von der dänischen Gesetzgebung 
in allen praktischen Punkten jene archäologische Spielerei 
mit den Aeusserlichkeiten der älteren Verfassung hin und 
wieder zu Tage, und auf den mit den isländischen Ver- 
hältnissen nicht genauer Vertrauten muss der Emst einen 
eigenthümlichen Eindnick machen, mit welchem die Frage 
verhandelt wird, ob das zukünftige Alding in Eejlgavlk 
oder auf Pingvellir zu tagen habe, während zugleich die 
wichtigsten Bestimmungen über dessen Organisation und 
Zusammensetzung in leichtfertigster Weise nach dänischem 
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Muster zugestutzt werden. In weit extremerer Weise tritt 

aber die sfleiche Richtunij in einer Schrift des Sera TtHiias 
Saemiindsson hervor, eines der talent\'ollsten und wissen- 
schaftlich gebildetsten Männer des neueren Islands^). Mit 
Begeisterung halt er an dem Gedanken fest, dass es sich 
um nichts Anderes als um die einfache Wiederherstellun«? 
der Verfassung des 11. und 12. Jahrhunderts handle, und 
die Verlegung der neuen Volksvertretung an die alte Ding- 
stätte gUt ihm als so wesentlich, dass er deren lieber 
iraiiz entbehren, als dieselbe an einem andern Orte sich 
versammeln sehen will; dass der Kern- und Ausgangspunkt 
jener alten Verfassung in der aristokratisch-monarchisch 
gestalteten Godenwärde liege, die er doch wieder aufleben 
lassen weder will iiueli kann, und da.ss somit trotz alle^; 
Festhaltens an AeusserUchkeiten der neue Zustand doch 
nothwendig ein. principiell anderer werden müsse als der 
frühere, kommt ihm dabei m alle Weite nicht in den 
Siiiiil Weit mehr als über einzelne derartio^e iv\travaiian- 
zen darf man sich aber in Berücksichtigung der ul)en er- 
örterten Umstände über die Thatsache wundem, dass trotz 
ihres lähmenden und trübenden Emflusses dennoch von 
Anfang an einzelne Männer sich linden, welche bei ebenso 
warmem (iefühl für die Freiheit und \'olksthümlichkeit 
ihres Landes mit klarem Blick und praktischem Verstand- 
nisse die Bedürfnisse und Möglichkeiten des Augenblickes 



^) Seine Schrift üm alping ist abgedruckt in: I'rjar Kitgjör5ir, 
kostaSar og ütgjefiMr af 17. Idendingum; Kopenhagen, 1841, S. 7a 
bis 106. 
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erwägen, welche bei allem Mangel an üebimg. in der 
Behandlung juristischer und politischer Fragen doch von 

All laug an mit riiiitigcni Instinct^^ diejenigen Punkte auf- 
zugreifen wissen, welche für eine verständigte Lösung der 
vorliegenden Verwicklungen die entscheidenden sind. Wie 
früher Baldvin Einarsson, so tritt jetzt zumal Jon Sigurds- 
son als besonnener Vertreter der Interessen seiner Heimat 
auf, und bereits seine ersten Aufsätze über die öffentlichen 
Angelegenheiten Islands geben, wenn sie auch noch bei 
Weitem nicht dieselbe ruhige Heirschaft über den Stoff 
verrathen wie seine späteren Arbeiten, von seinem gesun- 
den Blicke ein glänzendes Zeugniss. Zwei Aufsätze über 
das isländische Alding in einer eben jetzt zur Vertretung 
der nationalen Interessen neu begründeten Zeitschrift^) 
enthalten ])ereits im Wesentlichen die Gesammtheit der- 
jenigen Forderungen, welche später unter geänderten Um- 
standen in etwas schärferer Ausprägung zum Programm 
der voUcsthflmlichen Partei in Island erhoben wurden: 
eine selbstständige A^dksvertretung und Beseitigung jeder 
Unterordnnng derselben unter einen dänischen Landtag, 
selbststandigere Stellung der obersten BegierungsbehOrden 
der Insel und Aufhebung der Competenz des obersten 
(jerichtshofes in Dänemark in allen isländischen Rechts- 
sachen, endlich möglichst ausgedehnter Autheil des Volkes 
an den politischen Bechten. Sie heben femer bestimmt 
hervor, wie nur allzulange die eigenthümliche Nationalität 
der Isländer durch das aufgedrungene dänische Wesen be- 



felagarit, 1841, S. 59—134, und 1842, S. 1—66. 
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emtrachtigt worden soi, und wie man vor Allem die 
dänischen Anschauungen in der gesammteu Regierung des 
Landes, die dänische Amtssprache u. dgl. za beseitigen 
habe; sie bezeugen aber anch das feste Vertrauen des 
Verfassers auf die Zukuntt seines A^aterlandes und dessen 
klare Einsicht in die Nothwendigkeit eigener ernstester 
Anstrengungen, um diese zu sichern, und rügen mit 
scharfen Worten den Unverstand, welcher durch Nachaffen 
ihrer Aeusseriichkeiteii auf die H<ihe der trrossen Voi*zeit 
sich em[)urschwin<4en zu können hotie. — Später gab der 
Gresetzentwurf, welchen die Beamten-Commission zu Rey- 
kjavik verfasst hatte, gaben femer die Verhandlungen am 
Landtage zu Koeskilde der literarischen Polemik festere 
Anhaltspunkte. Zuerst unterzog ein Artikel in der dänischen 
Zeitung „Ejöbenhavnsposten" die Thätigkeit jener Com- 
mission einer scharfen Kritik^); dann tritt in der „Ber- 
lingske Tidende" Paul ]\Ielsted mit einem aust'ulirlieheii Auf- 
satze gegen die Anträge des Abgeordneten Christensen und 
för seine eigenen Vorschlage in die Schranken^); eine ge- 
hamischte Erwiderung brachte sofort „Fädrelandet*^'^), in 
welcher die Thätigkeit sowohl der Beamten-Conuui.<>ion über- 
haupt als auch Melsted's insbesondere in erbittertster Weise 
gegeisselt wird; in der „Berlingske Tidende" sucht ein sich 



*) Noj^le BomaM-kniii^^T med Heiisyii til det Lslaudsko Althing, 
ia KjöbeDhavnspo.steii, 1842, Nr. 288—289 

*) Ins Isländische übersetzt stobt dor Aulsalz <,^'dnn'kt in dou 
Fj<'»rir {jii'ttir um al|nn^'. og öunur nuUefiii Islcndin^'a, gt-fuir üt af 
^aguusi Eirikssyni o'^ öörum fi?lendiiiy:uui, KojxnibajjrtMi, 1843, S. 1 — 28. * 

•) Ins Isliindisclio ubersetzt, ebenda Ö. 2U— 51. 
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selbst als Däne bezeichnender Verfesser Meisted in Sehatz 

zu nehmen*), worauf diuin in „Füdrelandet" der friibere An- 
greifer nochmals antwortet^). Etwas später bringt die is- 
ländische Zeitschrift „fjölnir'' einen Aufsatz über die AI- 
dingsfrage"), dessen Yerfesser sich dnrchans anf die Seite 
der Angreifenden stellt, und wenn auch in der Form bei 
Weitem gemessener und feiner, doch über Sachen \vie Per- 
sonen darum um nichts weniger scharf und schneidend 
urtheilt; unmittelbar praictische Tendenzen verfolgend, for- 
mulirt der Aufsatz eine Heibe bestimmter Forderungen im 
Interesse nationaler Selbstständigkeit und politischer t^ei- 
heit, und fordert das isländische Volk auf, sich mit massen- 
haften Petitionen in diesem Sinne an das Alding bei 
seinem ersten Zusammentritte zu wenden. Tn einer etwas 
ausführlicheren Schrift untersteilt wieder Paul Meisted die 
meisten bisher erwähnten Aufsätze sammt emigen weiteren 
hieher bezGglichen Schrifl»tficken einer einlässlichen- Kritik/ 
indem er zugleich seine eigene Tbätigkeit in der Yerfas- 
sungssache zu rechtfertigen sucht Endlich wären allen- 
Ms noch zwei Briefe über das Alding von Jön Sigurds^ 
son zu nennen, deren ersterer in männlichen kräftigen 
^\'o^ten gegen die Trägheit und faule Hoffiiungslosigkeit 
degenigen ankämpft, weiche, weil nicht sofort Alies auf 
den ersten Anlauf nach ihren Wünschen ging, lieber die 

Ebenda, S. 52—64. 
Ebenda, S. 65—86. 
^) Fjülnir, 1844, S. 110-136. 

*) Nyar athugasemdir viö nokkrar ritgjürdir um alijuigismuliö, 
samdar af Päli MelsteÖ; Reylgavik, 1845. 
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Hände ganz in den Schooss leijen wollen, deren zweiter 
dagegen aus Anlass eines (Terüchtes von einer bevorstehen- 
den gegentheiligen Petition die Forderung der OeffentUch- 
keit der Aldingsverhandlungen beredt in Schutz nimmt'). 

Am 1. Juli 1845 wurde das neubegrftndete Aldin^r 
eröffnet*). Es stand zu erwarten, dass die lebhafte Auf- 
regung, welche die Verfassungsfrage bereits vor dessen 
Zusammentritt hervorgerufen hatte, auch in den Debatten 
der Versammlung selbst sich widerspiegeln würde, und in 
der That boten 17 Petitionen, weiche aus nahezu allen 
Theilen des Landes sowie von einer Anzahl von Isländern 
m Kopenhagen eingereicht worden waren, hiezu den pas- 
sendsten Anlass. Aber gleich beim Beginne der Sitzungen 
hatte der Ivgl. Connnissär ein kgl. Seh reiben verlesen, da- 
hin gehend, dass der KOnig sich nicht veranlasst sehe, 
auf blos provisorische Geltung des Aldingsgesetzes einzu- 
gehen oder das Alding auch nur zu einer sofortigen Pni- 
fung desselben aufzutordern, dass es dagegen diesem frei- 
gestellt bleibe, nach Ablauf einer genügenden ZeitMst 
diejenigen Veränderungen vorzuschlagen, welche die Er&h- 
ning etwa als wünschenswerth erweisen werde. Der, aller- 
dings mit Rücksicht auf die Entstehungsgeschichte des 
Alding^setzes nicht gerechtfertigte Versuch, die in diesem 
weder ausdrücklich gestattete, noch ausdrücklich ausge- 
schlossene Oefföntlichkeit der Verhandlungen sofort zum 

Ny feHrsrit, 1845, 8. 81— ! »2. 

Dessen Prot^jkolle sind verutieiitliclit unter dem Titel: Tiöiudi 
fra aH>ingi Läleudiuga 1845; Keykjavik, 1845. Eine Ueber.sicht und 
Kritik der Verhaudlimgeu siehe iu den felagsrit, 184Ö, ü. 1 — 104. 
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Beschlüsse zn erheben, scheiterte an dem gemeinsamen 

AViderstande des kcfl. Coniniissärs und des Vorsitzenden der 
Versammlimg. Die Erlassung einer Adresse, welche dem 
Konige den Dank des Landes fär die verwilligte YerfiBtö- 
sung, zugleich aber auch die Wünsche desselben in Be- 
zug auf dcrt'H weitere Entwicklung aussprechen sollte, 
wurde allerdings beschlossen; aber der von dem hie zu 
niedergesetzten Ausschusse vorgelegte und von der Ver- 
sammlnng angenommene Entwurf einer solchen beschrftokte 
sich auf eine nur beiläufige und ganz allgemein gehaltene 
Andeutung solcher Wünsche. Endlich wurde zwar auch 
ein Ausschuss zur Begutachtung der eingelaufenen Petitionen 
um Yerfassimgsänderungen gewählt; der Gegenstaad fand 
indessen iik diesmal nicht seine Erledigimg, sei es nun. dass 
die Kürze der Dingzeit und die üeberhäufung der Ver- 
sammlung mit sonstigen Berathungsgegenstanden fOr eine 
Verhandlung desselben keinen Baum gewährte, oder dass 
die vom kgl. Commissäre zu erkennen gegebene Hoffnungs- 
losigkeit jedes derartigen Versuches, sowie die Verschieden- 
heit der Ansichten, welche sich in den Petitionen zumal 
bezüglich des Principes der directen oder indirecten Wahlen 
aussprach, die Lust zu enistlicherem Angreifen benommen 
hatte. — Wenn hiemach die erste »Sitzuugsperiode des 
Aldings, wie tief dieselbe auch in anderen Beziehungen 
-eingegriffen haben mag, für die Fortbildung der Landes- 
verfassuiig ziemlich ohne Bechnitung blieb, so gilt ein 
wesentlich Anderes von dessen zweiter Versammlung, 
welche am 1. Juli 1847 eröffiiet wurde 0* Wiederum war , 

'} TiÖindi frä al[»ingi Isieudinga 1847; Beyl^vik, 1847. 
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eine beträchtliche Zahl von Petitionen um Abänderang des 

Alcling8<r(*sotzos ei nj2r( 'kommen, wiederum zu deren Becfiit- 
aclitung ein Aiisschnss niedergesetzt word<'n; diesmal aber 
fanden die einschlägigen Fragen auch hier eingehende 
Erörteniii^ und schliessliche Erledigung. Die Punkte, um 
M'elche die Dehatte sicli vorzu^^s weise drehte, waren dabei 
wesentlich dieselben, welche bereits gelegtuitlich früherer 
Besprechungen des Gesetzes am Provinciallandtage der 
Inseldänen sowohl als in der Literatur als die bestimmen- 
den heiTorgetreten waren: die weitere Ausdehnung' also 
des Wahlrechtes sowohl als der Wahltahigkeit. das Prin- 
cip der directen oder indirecten Wahl, die Vermehrung 
der Zahl der A^ ^v ordneten, die Oeffentlichkeit der Ver- 
handlungen endlieh und der ausschliessliche Gebranch der 
Landessprache bei denselben; eine Keihe untergeordneter 
Fragen, zumal auch bezüglich der von den Abgeordneten 
zu beanspruchenden Diäten und BeisegebOhren, sowie be- 
z(\glich der Autljringung der durch das Aldinp: veranlass- 
ten Kosten, schliesst sich an jene politisch bedeutsameren 
Streitpunkte an. Es ist hier nicht am Orte, die mit 
prrosser Gewissenhaftigkeit und Umsicht geptlogenen Ver- 
handlungen im Einzelnen zu verfolgen, oder auch nur auf 
die gründüchen Erörterungen tnnzugehen, mit welchen 
Jön SigurÖsson als Referent des Ausschusses dessen Abände- 
rungsvorschläge begleitete und vertheidigte. Es genttgt 
die Bemerkung, dass schliesslich zwar die beantragte Ver- 
mehrung der Abgeordnetenzahl, wie es scheint vorwiegend 
aus pecuniären Bttcksichten, abgelehnt, dagegen aber die 
Beseitigung jedes Gensus als Vorbedingung des Wähl- 
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rechtes sowohl als der Wählharkeit, das Frincip der in- 

directen Wahl und zwar in der Art, dass auf je fünf 
Urwähler ein "Wahlmanu konini*Mi sollte, endlich die 
Oefi'entliehkeit der Aldingsverhaudiungen und der an»- 
schUessliohe Gebrauch der isländischen Sprache bei den- 
selben angenommen, und die Absendnng einer Petition an 
den König um Revision des Aldmgsgesetzes und Vorlage 
eines unter Zugrundelegung dieser Grundsätze auszuarbei- 
tenden neuen Entwurft^s an das nächste Alding beschlossen 
wurde. 

Kaum recht begonnen, wurde aber die ruhige Weiter- 
entwicklung der Landesverfassung bereits wieder unter- 
brochen. Am 20. Januar 1848 starb König Christian YIII. 
Genährt durch die mit steigender Erbitterung durchgefoch- 
teneu Kämpfe mit den Herzogthümern war schon seit 
geraumer Zeit die politisch-nationale^ Strömung in Dane- 
mark bedenklich hoch gegangen. In den letzten Wochen 
vor dem Tode des Königs hatten die StimmfQhrer 
der liberalen" Partei in Kopenlui»^eu bereits offen 
darüber berathen, wie man dessen Nachfolger sofort mit 
Adressen um Gewährung einer freieren Yerfossung zu 
bestürmen habe. Zwei Tage nach seinem Ableben er- 
schien die bekannte Bruchure vun Schouw und Clausen, 
welche das Programm der Eiderdänischen Partei in aller 
Schärfe formulirte, und die bürgerlichen CoU^ien der 
Hauptstadt trugen mit Ostentation dieselbe Stimmung zur 
Schau. Unter solchen Umständen sah König l^Viedrich VII. 
bereits beim Antritte seiner Regierung zu entschiedenen 
Concessionen sich genöthigt; schon in seiner Thionbestei- 
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gungrsproUaaiatioii sprach er die Absicht ans, seinen Landen 

eine freiere Verfassung zu gewähren, und wenige Tage 
später, am 28. Januar, erliess er in der That sein „Ke- 
script wegen £inftthrang einer Verfassung^. Bereits 
Christian VIII. hatte, gedrängt zugleich durch die immer 
heftiger werdende Stimmung in Dänemark un<l durch die 
streng selbstständige Haltung der deutschen Herzogthümer, 
in dem Projecte einer Gesammtstaatsverfiissung Abhilfe 
gesucht, und die Vorarbeiten fOr eine solche ganz im 
Stillen betreiben lassen; jetzt sollte der Versuch gemacht 
werden, deüsell)en Weg offen zu betreten. Demgemäss 
verhiess das bezeichnete Rescript die Einführung einer 
gemeinsamen Volksvertretung für Dänemaik und Schles^ 
w ig-Hulstein , welcher in Steuer- und Finanzsachen, sowie 
hinsichtlich der gemeinsamen Gesetzgebung beschliessende 
Stinmie, und überdies das freie Petitionsrecht in Bezug 
auf alle gemeinsamen Angelegenheiten zustehen sollte.. 
Zugleich wird die Zusicherung ertheilt, dass an der be- 
stehenden provincialständischen Verfassung, an der be- 
stehenden Verbindung Schleswigs mit Holstein, an der- 
Verfassung Lauenburgs und an den Beziehungen der beiden 
letzteren Herzogthümer zum deutschen Bunde durch die 
neue Organisation nichts geändert werden solle. Endlich 
wurde noch versprochen« dass das Verfassungsproject er-^ 
fahmen Männern zur Begutachtung vorgelegt werden solle, 
ehe demselben gesetzliche Kraft verliehen werde, und 
wurden über deren Wahl und Einberulung nähere Bestim- 
mungfit gegebeiL fit kann hier naturlieh weder die 
Zweckmässigkefl d«r hiemich projectirten Gesammtstaats- 
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Verfassung von einem allizenieiiieren Gesielitspunkte aus 
geprüft, noch auch der erbitterte Widerstand geschildert 
werden, welcher derselben in Dänemark sowohl als in den 
Herzogthümem entgegengesetzt wurde; dagegfen ist wenig- 
stens ein Blick auf die Wiikungen zu werfen, welche sie 
hinsichtlich Islands äussern musste, sowie auf die Beur- 
theilung, welche sie von isländischer Seite aus erfuhr. 
Islands war in dem Kescript vom 28. Januar, abgesehen 
von einem Vorbehalte zu Gunsten des Aldingsgesetzes vom 
8. März 1843, mit keinem Worte Erwähnung geschehen; 
welches sollte nun dessen Stellung m und zu dem halb- 
wegs constitutiüuelien (jesammtstaatt* sein? Als eine von 
dänischen Proconsuln zu verwaltende Colonie liess sich 
die Insel denn doch nicht behandeln; dem widersprach 
allzu oflenbar deren gesaminte Geschichte sowohl als auch 
* deren derzeitiger Yerfassungszustand. Vielleicht gedachte, 
man das Land einÜBush als einen District von Dänemark 
zu behandt ln. wie etwa Fühmn oder Laahind oder Born- 
holm ein solcher sind ; unter der Herrschaft des Absolutis- 
mus hatte sich ja bereits in der That diese Auffossung 
oft genug geltend gemacht. Aber dann mussten isländische 
Deputirte neben den deutschen und dänischen zum Reichs- 
tage kommen, und war neben der dänischen und deutschen 
auch die isländische Sprache bei dessen' Verhandlungen 
als gleichberechtigt zuzulassen: in iuiineller wie in mate- 
rieller Beziehung wären somit für die Insel dieselben 
Schwierigkeiten neu geschaffen worden, welche sich fraher 
schon aus deren Betheiligimg an dem Pro\ iuciallaudtage 
der Inseldänen ergeben hatten, und überdies schien der 
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König, indem er Island in seinem organisatorischen Re- 
scripte unberficksichtigt lieas, eine derartige Regelung 

seiner Eezidhinucn zu dem Ocsaiiniitstaate ausgeschlossen 
zu haben. So bliel) (iemuach nichts übrig als die An- 
nahme, dass der Insel stillschweigend ganz ebenso wie 
dies för Lauenbnrg mit klaren Worten ausgresproohen 
worden war, eine Stellung ausserhalb des Gesammtstaates 
und neben demselben angewiesen werden sollte, und es 
verstand sieb von selbst, dass unter dieser Voraussetzung 
eine den neuen Verhältnissen entsprechende Enveiterung 
der Befugnisse ihres Aldings, sowie eine Umgestaltung 
desOrg^ismus ihrer Verwaltungsbehörden eintreten musste. 
Genau diese Consequenzen zieht denn auch der islandische 
Verfasser eines unmittelbar nach der Veröffentlichung jenes 
Kescriptes geschriebenen vortrefflichen Aufsatzes^). Ge- 
stützt auf die Geschichte des Landes, welche lediglich eine 
Personalunion zwischen Island und Dänemark bestehend 
kenne, sowie auf die praktische Unmöglichkeit, die ferne 
Insel irgendwie vernünftig von Kopenhagen aus zu regie- 
ren, fordert er dabei vor Allem die Erweiterung des Al- 
dings zu einer wahrhaft constitntionellen Versammlung, 
sodann aber die Bildung einer obersten fiegierungsbehörde 
im Lande selber und die Einrichtung einer isländischen 
Kanzlei in Kopenhagen, durch deren Vermittlung jene mit 
dem Könige verkehre; um aber die Beziehungen Islands 
zu Dänemark vollends zu ordnen, müsse vor Allem das 
separate Budget der Insel und deren Beitragsquote zu den 
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allgemeinen Et* ichslasten festgestellt werden, wa^ am Bestea 
durch eine zu gleichen Theilen aus Isländern und Dftnen 
zosanunengesetzte Commission geschehen wörde, unter 
Vorbehalt der Geiiehiniirung ilirer Beschlüsse, einerseits 
durch den König und andererseits durch das Alding. 

Die in dem Bescripte vom 28. Januar sei es nun 
yerheissene oder angedrohte Gesamnitstaatsverfassung trat 
indessen niemals in thatsächliche Wirksamkeit; vielmehr 
gah wenige Wochen nach dessen Erlassung die Februar- 
revolution den Geschicken des Reiches eine völlig andere 
Wendung. Man weiss, wie durch die autrei^^enden Xach- 
richten aus Paris der ohnehin schon in seinen Grunde 
festen erschütterte dänische Staat in die krampfhaftesten 
Zuckungen versetzt wurde, wie der schon längst unter- 
wühlte lind in sich haltlose Absolutismus vor dem revcK 
lutionären Drangen der von den Gasino-Männem fanatisir- 
ten Hauptstadt mit einem Krache zusammenbrach, wie 
mit feistem Aufgeben der kaum erst geschaö'enen Verfas- 
sungsgnmdlagen und offener Verhöhnung alles Rechts be- 
reits am 24. Marz die Selbstständigkeit Holsteins und die 
Einverleibung Schleswigs in diis Königi'eich Dänemark als 
die Losung des neuen Tages otiiciell verkündet wurde. Ksj 
war natürlich, dass die zunächst bedrohten Herzogthümer 
gegenüber diesem Versuche, ihre verbrieften Rechte der 
Laune einer revolutionären Partei in Kopenhagen zum 
Opfer zu bringen, sofort zu den Waffen griffen, welche 
allein noch Schutz und ^fe gewähren zu können schie- 
nen, nachdem des Königs Person in die Hände des däni- 
schen Aufruhrs gefallen war; nicht minder natürlich aber 
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auch, dass auch der Isländer, obwohl durch jene Vorgänge 
direct nicht berührt, und sogar dnrch das in Aussicht ge- 
stellte höhere ^lass politischer Freiheit aiigelockt, von der 
krankhaften TJeberreiznncr des Nation algefühls in D«äne- 
mark, der hier herrschenden völligen Missachtung der An- 
sprüche anderer Nationalitaten und Reichstheile, für die 
eigene Selbstständigkeit zu fürchten begann. Auch dieser 
Stimnuuig verlieh der Verlasser des zuletzt angetührteu 
Aufsatzes ihren Ausdruck, indem er in einem unmittelbar 
unter dem Eindrucke der Ereignisse geschriebenen Nach- 
trage ^) hervorhebt, dass Island zwar dem dänischen Könige, 
aber keineswegs jedem einzelnen Ministerium gehuldigt 
habe, welches etwa die wechselnde Volksstimmung in 
Dänemark zum Regiment berufen mOge, und dass der 
Insel kein Mass politischer Freiheitsrechte nützen möge, 
wenn ihr nicht zugleich ihre uationale Selbstständigkeit 
gewährleistet werde. Die selbststandige Nationahtät, die 
entfernte Lage, die eigenthümliche Beschaffenheit der 
Volks- und Landes-Zuständc fordere eine gesonderte Re- 
gierung der Insel und stehe einer Vertheilung ihrer Ange- 
legenheiten unter die verschiedenen Portefeuilles der 
danischen Minister uu Wege, welche überdies zur 
Fol?«' haben ^^ürde, dass bei jedem Conti icte is- 
ländischer Interessen mit dänischen unfelilbar die 
ersteren würden weichen müssen, da dem dänischen 
MinisteT natürlich die dänischen Angelegenheiten weit 
wichtiger seien, und Island nie auf die Besetzung der 
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Ministerien dou i^erinjjisteü Einfiuss gewinnen könne. End- 
lich verlangt der Verfasser, auf die unmittelbar vorliegende 
Frage übergehend, mit allem Nachdrucke, dass bei den 
Berathungen ül)er die in Aussicht stehende neue Verfas- 
sung Island durch eigene Abgeordnete vertreten werde, 
und wtlnscht, dass seine Landsleute durch Petitionen und 
wenn nöthig A'i'isaumilungen von Xotahlen in diesem Sinne 
sich ausspreelien und wirken mochten. 

Das Misstrauen in die neue Wendung der Dinge, 
welches in diesem Aufsatze sich unverhohlen aussprach, 
sollte in der That bereits in der nächsten Zeit gerecht- 
fertigt werden Durch eine Proclamation vom 4. April 1848 
nahm der König das Bescript vom 28. Januar znröck, 
löste die auf Grund desselben gebildete Commission auf. 
und berief statt deren die Provincialiandtage der Insel- 
danen, von Jütland und Schleswig zur Beratiiung über 
ein Wahlgesetz ein, auf Grund dessen eine constituirende 
Veisauuülung füi* ilas ganze Reich, mit Ausnahme vou 
Holstein und Lauenburg, gewählt werden sollte. Nach 
dem von der Regierung selbst ausgearbeiteten Entwürfe 
sollten aber 145 Abgeordnete für Däueniai'k und Schles- 
wig gewählt und 48 weitere vom Könige ernannt werden; 
unter diesen letzteren sollten 5 Vertreter für Island und 
einer für die Färöer sein, und versprach der König die 
erstem soweit möglich aus der Zahl der Aldingsmänner 
zu wählen. — Wie man sich Seitens der Regierung die 



^) Eini' UeborsicLt über den Gaiii,' dor Dinge gewährt ein Auf- 
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zulnlnftige Stellung Islands zn dem neuen dftnisclien 

Keiche daclito, lässt sich aus diesen Vorgängen nicht mit 
Bestimmtheit eutnehmen, und es mi^ sein, dass selbst 
in den höchsten Kreisen hierüber keineswegs völliges Ein- 
verständniss herrschti'; so viel aber steht unzweifelhaft 
fest, dass bereits durch jene vorbereitenden Schritte das 
schreiendste Unrecht gegen die Insel begangen war. Wie 
die Schleswiger, Jütländer und Inseldäneti, so hatten auch 
die Isländer ihre besondere, in anerkannter Wirksamkeit 
stehende Volksvertretang, und die Competeuz ihres Al- 
dings war der Competenz jener andern Landtage ausdrack- 
lich gleichgestellt: hielt man demnach, um von der be- 
stehenden zu der neu zu begründenden Vertassung eiuen 
formell rechtsgöltigen Uebergang zu bahnen, die Vorlage 
des Gesetzes, kraft dessen die constituirende Versammlung 
gewählt werden sollte, jenen Landtagen gegenüber für 
nothwendig, so musste der gleiche Grund auch dessen 
Vorlage an das isländische Alding nöthig machen; von 
fiieser aber sah die Proclamation vom 4. April völlig ab. 
Femer, wenn nach dem Kegierungsentwurfe fOr Däne- 
mark und Schleswig neben 42 vom König 'ernannten 145 aus 
freier Wahl hervorgegangene Abgeordnete in der constituirenden 
Versammhmg sitzen sollten, war es die utten barste Ungerech- 
tigkeit^ die Vertretung Islands und der Fftröer ausschliesslich 
von der WiUkör der Regierung abhängig zu stellen. Ganz 
abgesehen also von der viel tiefer gi-eifenden Frage, ob es 
überhaupt rechtlich erlaubt und zweckmässig war, die Is- 
länder (und Schleswiger) zu einer wesentlich aus Dänen 
zusammengesetzten und somit auch von dänischen Inter- 
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essen und Anschaanngen beherrschten Versamiiilung hin- 

zuzii'hciK lat; schuu in der Art, wie diese ihre Heran- 
ziehung bewerkstelligt werden wollte, die gröbste imd 
formellste Rechtsverletzung. Und dennoch machte sich 
das dänische Volk unbedingt zum Mitschuldigen seiner 
Regierung. Der Schleswig sche Landtag konnte des Krieges 
wegen nicht zusammentreten; in der Versammlung zu 
Roeskilde aber gab die Island und den FärOem angethane 
Unbill nieht einmal zu einer Debatte Veranlassung, und 
in Wiborg, wo dieser Punkt durch einen gebomen Isländer, 
den Eanzleirath Jön Finsen, zur Sprache gebracht wurde, 
lehnte der Landtag die auf ihn bezüglichen Anträge so- 
gar durch ausdrücklichen Beschiuss ab! Von den beiden 
dänischen f rovinciallandtagen angenommen, wurde der 
Regierungs- Entwurf unterm 7. Juli 1848 als Oesetz pu- 
blicirt. 

Sobald die erste Nachricht von den in Dänemark 
eingetretenen politischen Veränderungen Island erreichte, 

erkannte man begi». illieh auch dort die Notliwendigkeit, 
dass das Volk seine Stimme erhebe. Nach mehrfach ver- 
geblich unternommenen Schritten trat endlich am II. Juli 
zunächst eine* Anzahl von Notabilitäten aus Reykjavik und 
den zunächst gelegenen Bezirken au ersterem Ort zusam- 
men. Man kam dahin überein, dass zwar eine Betheili- 
gung Islands an der dänischen Reichsversammlung wün- 
schenswerth sei, aber von den 5 der Insel zugestandenen 
Vertretern mindestens 4 ebenso frei von dem Volke ge- 
wählt werden müssten, wie dies für Dänemark und 
Schleswig zugestanden worden sei, und erliess sofort eine 
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in diesem Sinne abgefasste Petition an die Regierung^). 

Aber ein so gar zahmes Bitt^^esuch konnte die minder 
abhänj^igen oder tiefer blickenden Männer nicht beMedigen, 
und ziemlicä verbreitet war die Ueberzeugung, dass, ganz 
abgesehen von der an dem Lande begangenen formellen 
Rechtsverletzung, eine Theiinalime desselben an der Kopen- 
hagener Versammlung in keinem Falle dem Bechte mid 
den Interessen der Insel zu genügen vermöge. Aus der 
Amessysla ging unter solchen Umständen eine mit zahl- 
reichen Unterschritten bedeckte Petition ab, welche eine 
^i zu wählende und in Island selbst abzuhaltende gesetz- 
^bende Versammlung begehrte; eine andere ähnlichen 
Inhalts sandte der Burgarijöröur ab; weitaus am Erheb- 
lichsten aber war die Wirkung, welche eine zü f ingvellir 
abgefasste Petition äusserte. Auf Betrieb zumal des AI- 
xüngsmannes Jon GuÖmnndsson war nämlich auf den 
5. August eine Zusammenkunft an der alten Dingstätte 
des Landes anberaumt worden. Zufällige Grunde, zum 
Theil auch der Mangel an Gewöhnung an ein der- 
artiges Aultreten , hatten die Versammlung alierdmgs min- 
der zahlreich besuchen lassen als erwartet worden war; 
^idessen waren immerhin 19 bedeutende Männer aus allen 
i Aemtera des Landes erschienen, und von ilmen wai* 



Yergl. den Aufsatz Um hluttöku Islands i rikisfundi Dana eptir 
koniingsbrefi 4. Apr. selnastl. in der Zeitschrift Beykjavikurposturinn, 
184Ö, S. 145—148. 

*) Ueber deren Entstehungggeschlehtd veigi dea Bericht» welefaen 
Jon GuOmondsBon unter dem Titel: Fuudur a ^grelli 5. AuguBt 
1848 in Beykjavikurpostorinn, 1848, 8. 170—172, abstattete. 
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eine Petition entworfen worden, welche als der Ausdruck 
der TJeberzeugung aller national gesinnten Männer im 

Lande betraclitet werden darf. Es erkennt aber dieses 
Schriftstück iu meinem Eingänge das von dem Könige ge- 
gebene Versprechen einer freieren Verfassung an, meint 
jedoch, dass diese Verheissnng für Island nur durch eine 
liberalere Zusammensetzung des Aldings und eine nam- 
hafte Erweiterung seiner Rechte erfüllt werden könne. Es 
hebt hervor, dass eine Vertretung der Insel durch f&at 
imeli dazu niclit vom Volke gewählte Männer in der 
Eeichsversammluug unmöglich eine genügende Garantie zu 
bieten vermöge für die Wahrung ihrer Rechte und Inter- 
essen, und folgert hieraus, dass diejenigen Beschhisse der 
Keichsvprsaniuilung, welche unmittelbar und insbesondere 
Island betreften, einer nach eben so freien Grundsätzen, 
wie solche für Dänemark zugestanden wurden, gewählten 
Isländischen Versammlung vorgelegt werden iiiüssten. Sie 
bittet endlich erstens um eine gesonderte Volksvertretung 
fOr Island „auf gleich freier Grundlage ruhend und mit 
denselben Geiechtsamen ausgestattet, wie solcher unsere 
Brüder iu Dänemark zu gemessen erhalten werden''; 
zweitens aber darum, „da«s Island verstattet werde, nach 
einem freien Wahlgesetze Abgeordnete zu wählen, um im 
Lande selbst über diejenigen Punkte in der für das Dänen- 
reich beabsichtigten Verfassung zu berathen, welche un» 
mittelbar Island betreffen, und namentlich über diejenigen, 
welche sich auf die Gestaltung unseres Volksdinges be- 
ziehen, ehe dieselben von Ew. Majestät bestätigt werden''. 
Die Petition circnhrte im ganzen Lande, und aus den ver- 
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schiedeiisten Bezirken liefen nach und nach 18 gleich- 
lautende Exemplare derselben, mit 1940 Unterschritteu 
bedeckt ein, wählend zugleich auch noch einige andere in 
der Sache übereinstimmende, in der Form aber etwas 
milder gefasste Gesueli»' < ingingeu. 

Die Petition von Eeykjavik sowolil als von PingveUir 
sandte der Stiftamtmann, Rosenöm, mit einem Berichte 
ein, welclier die Stimmung des Landes vortrett'lich schil- 
dert und zugleich über das gegen dasselbe einzuhaltende 
Verfahren die verstandigsten Rathschläge gibt Er be- 
merkt zunächst, dass die Nachrichten aus Dänemark zwar 
allerdings auch in Island eine lebhafte Aufregung hervor- 
gerufen haben, dass aber dennoch die Stimmung im Lande 
eine loyale sei. An den Vortheilen, welche Dänemark von 
den Veränderungen in seiner Verfassung sich vers[)reche, 
erwarte man auf Island Antheil zu nehmen; zugleich aber 
sei trotz der Kleinheit des Volkes dessen Nationalität eüie 
fest und scharf ausgeprägte, und es sei demiuich natür- 
lich, dass man sich damit nicht zulrieden gebe, wenn 
die neue Beichsverfassung ohne alle Mitwirkung des Aldings 
zu Stande gebracht, und überdies die Vertretung Islands 
in der Reichsversamnüung nicht eben so wie die Vertre- 
tung Dänemarks vorwiegend durch freie Yolkswahl be- 
stellt werde. Die definitive Regelung der Stellung Islands 
betrefi'end werde man sich kaum weigern, an einem Reichs- 
tage Antheil zu nehmen, welcher die allgemeinen Ange- 
legeoheiten des gesanmiten Reichs zu verhandeln habe, 
wenn nur die besonderen Angelegenheiten der Insel einem 
zweckmässig orgauisirten Alding überlassen, und zugleich 
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bei der Beorganisation der obersten Staatsbehörden die 

Intuivssi'n einer selbstständigeii Kegieriing Islands i^ehöris: 
gewahrt würden. Für den Augenblick aber möge der König 
eine bestimmte Erklärung daraber abgeben, dass er die 
Ernennung der Vertreter Islands in der Reicbsversamm- 
hing nur darum sich vorbehalten habt', weil die Zeitver- 
hältnisse deren rascheste Einberufung erforderten, mid übeiv 
dies für eine glückliche Wahl der zu ernennenden Sorge 
tragen. Wünschenswerth sei ferner, dass die Regierung 
über die freiere Gestaltung des Aidings, sowie die Reorga- 
nisaüon der Isländischen Verwaltung und deren Yerhält- 
niss zu den obersten Reichsbehörden mit Personen sieh 
benehme, welche eines besonderen Vertrauens iu Island 
gemessen. Absolut noth wendig sei endlich, dass mit Rück- 
sicht auf die Vorgänge in Dänemark auch dem Alding die 
Oetientiichkeit seiner Verhandlungen zugestanden, und dass 
für dessen nächsten Zusammentritt ein geborner Isländer 
zum königlichen Gommissär ernannt werde. — Dieses 
ebenso verstäiidi.uo als ehulringliclic Gutachten des obersten 
Beamten der Insel machte in Kopenhagen Eindruck. Unterm 
23. September 1848 erging ein königliches Schreiben an 
den Stiftamtmann welches nicht nur ausdrücklich er- 
klärte, dnss die königliche Ernennung der Verti'eter Islands 
in der Reichsversanunlung lediglich dureh die Unverschieb- 
baikeit dieser Versammlung und die Kürze der in Mitte 
liegenden Zeit bedingt sei, sonden überdies die ungleich 



V) DesstMi Text siehe in den NV felagsrit, aug. Ort, S. 41—42; 
LDVsaiiilmg t'or Islaiid, XIV, S, 184—185. 
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wichtigere Zusicheninpr ertheilt: „so ist es doch nicht 
unsere Absicht, dass die Hauj)t))estiiniiiungen. welche 
nothig werden möchten, um die Stellmig Islands ün Reiche 
nach des Landes eigenthümlicher Beschaffenheit gesetzlich 
festzustellen , völlig und gänzlich GesetzeskTaft erlangen 
sollen, ehe die Isländer ihre Ansicht über dieselben in 
einer Yersammlnng ausgesprochen haben werden, welche 
sie im Lande selbst halten, und soll das in dieser Be- 
j^it liiino Nöthige dem Aldinge bei dessen nächstem gesetz- 
hchen Zusammentritte vorgelegt werdend Gleichzeitig 
wurde ein gebomer Isländer, der schon mehrfoch erwähnte 
Justizrath und Sysselmann Paid Meisted ^) (jetzt Amtmann 
im Westlande) für das nächste Alding zum Kegierungs- 
Commissär ernannt und zu Torbereitenden Besprechungen 
mit dem Staatsministerium für das folgende Erillijahr natli 
Kopenhagen berufen. Wenig später, am 12. Oktober, er- 
folgte nachdem die Wahlen zur Reichsversammlung auf den 
5. Oktober anberaumt worden waren, die Ernennung der 
ftinf \'ertreter Islands durch den König, und da unter den 
Ernannten die beiden Aldingsleute Jon Sigurösson und 
Jön Gudmundsson, die entschiedensten Verfechter der Yolks- 
thümlielikrit und Selbstständiiiluil ihrer Heiniath, sich be- 
iandeu, mochte auch ihre Ernennung als eine Concession 
betrachtet werden. Endlich suchte man jetzt auch die 
höhere Verwaltung der Insel in einer zweckmässigeren 
Weise zu organisiren. Schon zu Antang des Jahres hatte 
sich der Ministerrath mit den Angelegenheiten Islands be- 
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fasst gehabt. Von einer Seite war dabei der Vorschlag? 
gemacht worden, dass der lusel ihr Alding entzogen , da- 
gegen an dem dänischen Beichstage ein der Yolkszahl ent- 
sprechender Antheil eingeräumt werden möge; die Ange- 
legenheiten des Landes sollten dabei gemeinsam mit den 
dänischen direct miter die verschiedenen Ministerien ver- 
theüt, auf der Insel selbst aber eine gemeinsame Landes- 
regierung bestellt und dieser ' lediglich ein einheimischer 
Amtsrath an die Seite gesetzt werden. Dem gegenüber 
war aber von anderer Seite angeregt worden, dass es wohl 
zweckmässiger sei, die Isländischen Angelegenheiten an 
eine besondere, von einem Isländer zu leitende Kanzlei zu 
weisen, sodann aber von deren Chef je nach dem Bessert 
der verschiedenen dänischen Minister diesen jedesmal Vor- 
tr.ig erstatten zu lassen. Der letztere Vorschlag war durch- 
gedrungen, indem man mittelst desselben die dänische 
Oberleitung aller Islandischen Angelegenheiten mit dem 
unbestreitbar billigen Verlangen der Isländer vereinigen zu 
können meinte, dass diese von sachverständigen Händen 
gefuhrt werden möchten; zur wuMichen Ausfuhrung der 
Sache wurde aber erst jetzt geschritten. Die sämmtiichen 
Isländischen Angelegenheiten wurden zusammen mit den 
i'äxöischen und Grönländischen dmch königliche Resolution 
vom 10. November 1848 in zwei Bureaus vereinigt, emem 
Expeditionseomptoir, welches die eigentlichen Regienings- 
sachen mid alle Ausfertigungen, und einem Revisionscornj)- 
toir, welches die Bechnnngssachen behandeln sollte, über 
die beiden Bureaus aber wurde ein gemeinsamer Direetor 
gesetzt, welcher, obwohl zunächst dem Minister des Innern 
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untergeben, doch jederzeit demjenigen Minister Vortrag er- 
statten sollte, zu dessen Competenz die betreffende Bache 
ihrer Natur nach gehörte. Zum Diiector wurde Brynjtülfur 
Pt'tursson , zum A\irstande des Expeditions - ( Njmptoirs 
Oddgeirr Stephensen ernannt, und selbst die Sehivil »er- 
stellen in dem letzteren Bureau wurden grösstentheils mit 
gebomen Isländern besetzt. Viel war fOr Island durch 
diese Neuerung freilich nicht gewonnen. In die Oberlei- 
tung der Isländischen Yerwalking mehr Einheit und «Sach- 
kenntniss zu bringen, war dieselbe allerdings geeignet; aber 
ganz Anderes und ungleich Wichtigeres musste geändert 
werden, wenn den Wünschen und Interessen der Insel die 
ihnen gebührende Rechnung getragen werden soUte. Wollte 
in Dänemark ein wahrhaft conslitntionelles System durch- 
gftuhrt werden, so. musste <lieses auch auf Island seine 
Wirkungen erstrecken. Die bisherige Verfassung der Insel 
ungeändert lassen, hiess diese ganz yon den Schwankungen 
des dänischen ('onstitutioualisnuis al)hängig machen, und 
mit Recht mochte Dem der Isländer entgegenhalten: „dem 
Volk in Dänemark haben wir nie gehuldigt; wenn demr 
nach der Absohitisinus al)geschaflPt. und die Regierung dem 
\olk in die Hand gegeben wird, so haben wir gleiches 
Beeht mit den Dänen anzusprechen, und nicht geringe- 
res"^). Keine bessere Zukunft versprach dem Lande der 
von der Regienmg eingeschlagene Weg, das Herbeiziehen 
nämlich der Isländer zu dem Reichstage der Dänen, und 
die dem entsprech^ide Ueberweisung der Isländischen An- 



^) Ävarp tu Ifllendinga, in den Ny felagsrit, 1849, 8. 5. 
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gelegenheiten an die einzeluen däuisehen Ministerien. Die 
£ntfemimg der Insel von Dftnemaik, ihre dorehans eigen- 
tbümlichen Zustande, mehr noch die selbststandige Natio- 
nalität ihrer Bewohner, welche in der Venvilligrunp^ eines 
besonderen Landtages so eben erst eine äussere Gewähr 
erlangt hatte, stand ihrer Behandlung als eines Theiles 
von Dänemark entschieden im Wege. Zudem hatten be- 
reits die Verhandlungen zu ßoeskilde gezeigt, was bei 
einer Beschickung einer überwiegend aus Dänen bestehen- 
den Versammlung durch ein paar vereinzelte Vertreter 
Islands herauskommen könne, und was für die Freiheit der 
Abgeordneten wähl von giosser Bedeutung war, nicht ein- 
mal die Gleichberechtigung der Isländischen Sprache neben 
der Dänischen liess sich in einer solchen aufrecht hiüten. 
Ebenso war klar, dass in der Executive das Interesse 
Islands jederzeit dem Dänischen weichen, die Mimsterver- 
antwortlichkeit für Island lediglich ein trügerischer Schein 
bleiben musste, wenn die Leitung der Isländischen Ange- 
legenheiten mit der der Dänischen in einer Hand vereinigt^ 
wenn femer nicht einer auf Island zu haltenden, rein Is^ 
ländischen Versammlung der Beruf übertragen werden 
sollte, jene Verantwortlichkeit zu realisiren. Die Einfühnmg 
der neuen Isländischen Kanzlei, so erhebliche Vortheile 
dieselbe in rein geschäftlicher Beziehimg gewährte, musste 
gerade in der letzteren Beziehmig sich sogar positiv schäd- 
lich erweisen, indem nunmehr gar Niemand vorhanden 
war, der fOr irgend welche Regierungshandlung, verant- 
wortlich <4einacht werden konnte: der ^linister konnte dies 
nicht, weil seine Entscheidungen durch den Vortrag eines 
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von ihm znineist tmabMngigen« und durch seine Stelle 
als sachTerständig quallficiiten Beamten bedingt wax, der 

Chef aber der Isländischen Kanzlei ebenso wenig, weil er 
zwar vorzutragen, aber nichts zu entscheiden hatte. So 
blieb demnach, wenn man überhaupt Island nach wie Tor 
Ton Dänemark aus reg^ieren wollte, nur der einzige Aus- 
weg oflfen, dem Aldiiige die Bedeutung einer constitutionel- 
len Versammlung unverkürzt einzuräumen, dem Vorstande 
aber der Isländischen Kanzlei in Eopenhf^n, gleichviel 
übrigens, wie dessen Verhältniss zu den obersten Behörden 
auf der Insel selbst geregelt werden mochte, die volle 
Stellung eines verantwortlichen Ministers anzuweisen, und 
denselben somit den für Dänemark bestellten Ministem an 
die Seite zu setzen, nicht unterzuordnen. Diesen Weg 
einzuschlagen war man aber in Dänemark theils zu unent- 
schlossen, theils auch zu befangen in der eigenen nationalen 
Selbstgefälligkeit. 

Dieselbe Unsicherheit und Halbheit des Auftretens, 
welche sieh in den bisherigen Schritten der Regierung aus- 
sprach, bezeichnete aber auch deren Haltung in der Kcichs- 
v^amnüung, soweit die Stellung Islands in Trage war. 
Auf den 23. Oktober 1848 wurde die Versammlung ein- 
beniten. Gleich bei ihrer Eröffnung äusserte sich der 
Ministerpräsident, Graf Moltke, über dns Yertassungsproject 
der Kegiemng, und sprach sich insbesondere auch über 
die eigenthümliche Stellung aus, welche in diesem Island 
sowohl als dem Herzogthume Schleswig zugedacht war; 
seine Erklärungen waren aber in Bezug auf beide Lande 
lediglich formeller Natur. Hmsichtlich Schleswigs wurde 
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erklärt, es verstehe sich von selh-st, dass alle diejenisren 
Punkte, welche der Selbstständigkeit des Herzogthunis 
grundsätzliche Gewähr verleihen sollten, nicht zum Be- 
schlüsse erhoben werden könnten , ehe der Frieden geschlos- 
sen sei, und nur in einer mit den Schleswigern zu halten- 
den Versammlnng; bezüglich Islands aber lauten die Worte 
des Grafen: „diejenigen Einrichtungen, welche dem eigent- 
tliümlichen Znstande Islands entsprechen und auf ihn 
speciell sich beziehen, können erst geordnet werden, nach- 
dem eme Isländische Versammlung über dieselben gehört 
wwden ist". Ta«^s darauf legte der Justizminister den 
Entwurf eines „(Grundgesetzes für das Königreich Däne- 
mark und Schleswig^*, sowie den Entwiurf eines Wahlgesetzes 
vor; in dem ersteren wird Islands nicht mit einem Worte 
gedacht, in dem zweiten dagegen bestimmt, dass die Insel 
zum Yolksding 5, zum Landsdinge aber 2 Abgeordnete zu 
wählen habe, während auf Dänemark 114 und 89, aaf 
Schleswig 31 und 11. endlich auf die iarOer hier wie 
dort je ein Ahgeurdneter tretfen. — Als ein Bezirk von 
Dänemark also sollte Island behandelt, und höchstens mit 
Rücksicht auf seine eigenthümliche Lage und Landesbe- 
schaffenheit ein etwas höheres Xass provinzieller Selbst- 
ständigkeit demselben gewährt werden; von einer Achtung 
der selbstständigen Nationalität der Insel, Ton einer Ane^ 
kennung ihrer rechtlich und geschichthch begi'ündcten 
staatlichen Unabhängigkeit ist dagegen keine Hede. Nicht 
minder zeigte der erste Blick, dass der Gesetzentwurf eine 
Reihe von Bestimmungen enthielt, welche ffir Dänemark 
zweckmässig oder absolut noth wendig ersciiieneu, während 
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deren Anwendung auf Island kaum tliimlich oder selbst 
Tolikommen unmöglich war^); es zeigte sich den mit den 
Verhältnissen beider Länder einigennassen Vertrauten, dass 
eine für beide gleichmassig passende Verfassung zu ent- 
werfen ein Ding der Unniögliclikeit sei. Demgemäss, und 
in Berücksichtigung der im Bescripte vom 23. September 
ertheflten und vom Ministerium neuerdings wiederholten 
Zusicherung, dass eine Isländische Versammlung über die 
Verfassungs&age gehört werden solle, schien es den Ver- 
tretern Islands in der Reichsversammlnng am Gerathensten, 
durch stete Betonung jener Zusagt* ilircui Lande die Hände 
frei zu halten, im Uebrigen aber lediglich so zu stimmen, 
wie sie es im Interesse Dänemarks am Besten fanden, 
und nur mit aller Kraft auf die Beseitigung derjeniofen 
Bestimmungen im Wahlgesetze zu dringen, welche eine 
Betheüigung der Insel an dem Dänischen Eeichstage aus- 
sprachen. Wirklich gelang es denselben, die Bestimmung 
der von Island zu sendenden Deputirten, ganz wie dies 
hinsichtlich Schleswigs und der Färöer geschah, aus dem 



'j Hicfür uur ein Beispiel. In § 27 bestimmt das Grundgesetz: 
..Der König kann entweder den ganzen Reichstag oder eine seiner 
Abtheilungen auflösen: mrd nur eines der Dinge aufgelöst, .sollen die 
Versammlungen des andern Dings ausgesetzt werden bis der ganze 
fieichstag wieder versammelt werden kann. Dies soll geschehen in 
einer Frist von zwei Monaten nach der Auflösung." Will sieh die 
d&nifiche Hegierung yeq)ilicbten, iimerhalb zweier Monate den Befehl 
zur Neuwahl nach Island zu schicken, die Wahlausschreiben von Bey- 
Iqavik bis zum Vopnafjöröur vertheilen und die Wahlen abhalten zu 
lassen, endlich die Neugewählten noch rechtzeitig zu der £röffiiang 
des Beicbstages nach Kopenhagen zu befördern? 

Maurer, Zar poUtisehen 0«schiohte IslaucUi. 6 
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Entwürfe zu beseitigen, und § 18 sowohl als i> 37 des 
Walilgesetzes behält demgemäss hinsichtlich aller dreier 
Lande die näheren Bestimmungen einer späteren Zeit vor. 
XJeberdies hatte der zur Be^tachtung des Verfassungs- 
entwurfes niedergesetzte Ausschuss, in weichem der Islän- 
der Biyiyülfur P^tursson sass, auf dessen Anregung bean- 
tragt, dass die im Bescripte vom 23. September zu 
Gunsten der Insel gegebene Zusage ebenso vrie ein 
gleichartiger Vorbehalt zu (runsten Schleswigs bei der 
Fablication des Gesetzes ausdrficklicb ansgesprochen werden 
möge, und wenn dieser Vorschlag zwar in der Versamm- 
lung iü Bezug auf beide Lande durclüiel, so geschah dies ! 
doch, wie sich ans den Verhandlungen ergibt^), nicht 
darum, weil man etwa beiden Landen das Recht der 
eigenen Selbstbestimmung zu verkürzen beabsichtigt hätte, 
sondern nur darum, weil man in den von der Beg^erung^ 
ertheilten Znsicherungen bereits eine vollkommen genügende 
Garantie ihrer Rechte gegeben glaubte. 8o wurde denn, 
von der Versammlung wenig modiücirt, unterm 5. Juni 18il> 
das Grundgesetz, und nnterm 16. Juni 1849 das Wahl- 
gesetz vom Könige sanctionirt. Bei der Publication des 
ersteren fand die Regierung für gut, in den Eingaugs- 
Worten jenen Vorbehalt in Bezug auf Schleswig auszu- 
sprechen, hinsichtlich Islands dagegen mit Stülschweigen 



^) Beretoing om Forbandlingenic x>aa Eigsdagen Bd. II, S. 2729 
und folg.; siehe zumal Tscliernings Erklärung: „was Island betrifft, 
glaube ich nicht, dass der Autrag nöthig ist; denn das, was in dem 
Antrage gesagt iflt, ist Island in solcher Weise zugesicberti dass man 
darüber wohl niemals einen Zweifel eriieben kann.'' 
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zu übergehen; ein Präjudiz zum Nachtheile der Insel Hess 
sich inzwischen auch daraus nicht entnehmen, denn ein- 
mal wurde die firuher ertheilte Zusicherung nicht zurück- 
genommen, sodann aber auch das Grandgesetz in Island 
nicht publicirt, wie doch hätte geschehen müssen, wenn 
man dasselbe als ein auch für die Insel gültiges Gresetz 
hätte betrachten wollen. Es war demnach nur eine weitere 
Inconsequenz, wenn man trotzdem in die Bestallung der 
vom Könige ernannten Isländischen Beamten fortan die 
Yerpflichtnng auf „des Beiches Grundgesetz** aufiiahm; in 
den Bestallungen aller anderen Beamten bUeb denn auch, 
der rechtlichen Sachlage völlig entsprechend, diese Ver- 
pflichtung nach wie vor weg. 

Es begreift sich, dass während aller dieser Vorgänge 
die allgemeine Aufmerksamkeit des Volkes fortwährend den 
Verfassungs fragen zugewandt, dass die allgemeine Stim- 
mung im Laude immer noch eine ziemlich erregte blieb. 
Ein Zeugniss für jene Aufinerksamlreit, einen Ausdruck 
für diese Stimmung gewährte a])or zunächst die politische 
Litteratur. Auf Island selbst traten sich in dieser die 
verschiedenen Standpunkte schroff genug gegenüber. In 
einer im Sinne (kr Regieining gebalUiun und von einem 
Beamten, dem damaligen Assessor, jetzigen Präsidenten 
des Obergerichtes, Pördur Jönassen, redigulien Zeitschrift 
wird die Dänische Auffassung wenigstens annähernd ver^ 
treten^). An der Vereinigung mit Dänemark solle fest- 



M Vergl. den Aufsatz: Litid eitt um Isleiizk mülcüii, m Keykja- 
vikurposturinn, 1849, Ö. 33—42. 
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gelialteu werden, und hieraus die Theiluahme der Isländer 
an dem dänischen Beichstage, wenigstens insoweit als dieser 
über Interessen des !?anzen Reiches zu yerhandehi habe, 
von si'lbtT llifissen: (lagejsren müss».' »las Isländische Volks- 
ding durch Uebereinkunft mit den Isländern allein geordnet 
werden, und den Yertretem der Insel liege ob dafür zn 
sorgen, dass die Grmzt'n der ihnen ziig(.'\Yiesenen Ange- 
legenheiten so weit als möglich gesteckt würden. Ebenso 
müsse die Regierung des Landes seiner neuen Verfassung 
entsprechend eingerichtet werden; weiter zu gehen und 
die Stellung isiauds zu Dänemark auf eine blosse Personal- 
union zu reduciren, sei ein hoffiiungsloses und für das 
Land nicht einmal wunschenswerthes Unternehmen. Eine 
(Tesanmitstaatsverfassung also neben besonderen Verfas- 
sungen für die einzelnen Keichslande ist es, was als zu 
verfolgendes Ziel hingestellt werden will; freilich seihst 
dieses mehr, als man in Dänemark zu verwilligen gesonnen 
war. Ganz anders lautet die Stimme einer von Sera 
Svemhjöm Hallgrimsson, dermalen GeistUchen zu Mün- 
ka|>verä^), zur Vertretung des nationalen Standpunktes neu 
begründeten Zeitung. In einer Reihe von Artikeln^) wird 
hier die Bedeutung der Versammlung erörtert, welcher 
nach dem Rescripte vom 23. September die auf Island 
bezüglichen Punkte der Reichsverfassung vorgelegt werden 
sollten; es wird dabei die lYage verhandelt, wiefeme 
diese Vorlage an das Aldmg selbst erfolgen könnte, oder 



. ») [t 1863.] 

. ' ' *) iljödolfr, 1848, S. 15—20, femer 1849, S. 83—44. 
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auch eine Octroyiruiio iles Dänischen Wahlgesetzes selbst 
zu billigen wäre, um eine liberalere Versammlung ohne 
allzu grossen Zeitverlust zu jenem Zwecke znsanunenzur 
bringen. Es wd in anderen Artikeln^) die Frage be- 
spruchen, ob allenfalls sogar unabhängig von einer Kegie- 
rungsvorlage am nächsten Aldinge eine Verhandlung über 
die Yerfassungsfrage zweckmässig sei, und wird bei dieser 
Gelegenheit auch wolil <ler Ansprui Ii Islands auf eine voll- 
kommen selbststündige Verfassung und Verwaltung ver- 
fochten. Der alte Vertrag wird abgedruckt^), durch 
welchen Island seinerzeit sich der Norwegischen Krone 
unterwarf, und aus diesem das Recht des Landes auf 
grösstmöglichste Selbstständigkeit deducirt. U. dgl. m. In 
Dänemark hatte inzwischen der beröhmte Rechtsgelehrte 
Örstedt über den neuen Veifassungsentwurf geschrieben, 
und unumwunden erklaxt: ,Jäland unter diese neue Ver- 
fossung zu begreifen, würde gewiss üi keiner Weise mit 
dem Vortheile dieses Landes sich vereinigen lassen, und 
überdies dem Reichstage nicht geringe \'erlegcuheit ver- 
ursachen"; nicht minder waren die in Kopenhi^en wohn- 
haften Isländer fßr das Recht ihrer Hehnath thätig ge- 
wesen. In Däuisclien Zeitungen hatten sie gelegentlich 
die Sache Islands gefuhrt; daneben aber brachten von ihnen 
herausgegebene Isländische Zeitschriften umfassendere Be- 
sprechungen der Verfassungsfrage, und zwar durchaus im 
nationalen Sinne. Wirksam wurden in dieser Eichtung 



1) Ebenda. 1849, 8. 51—52, ferner 8. 61—62. 
Ebenda, S. 69—70. 




Digitized by Google 



86 Idaads Verfassimgskampf gegen B&nemark. 



ziimal die im Jahre 1841 nenbegründeten ,,iienefn Gesell- 
schaftsschriften", in welchen die einzehien bezüglich der 
öffentlichen Zustande der Insel sich ergebenden Fragen 
detaiUirt behandelt wurden; hier zu erwähnen ist, neben 
dem bereits gckgeiitiich in Bezug genumnieuen „Aufnif 
an die Isländer*'^), ein einlässlicher Aufsatz „über den 
Verfassungszustand Islands'^ der allerdings ebenfalls bereits 
nach anderer Seite hin anzufahren war'). In dem letz- 
teren wird einerseits eine geschichtliche Darlegung der 
auf die Isländische Ver&ssung bezüglichen Ereignisse vom 
Anfange des Jahres 1848 bis zu dessen Ende gegeben, 
sodann Mher eine Reihe literarischer Aeusserungen über 
die Verfassungs&age besprochen und kritisirt. In diesem 
zweiten Abschnitte erkl&rt sich der VerÜBsser zunächst be- 
stimmt für das Verfehren, welches die Regierung neuer- 
dings in der formellen Behandlung der Frage einge- 
^hlagen habe^). Man lege mit Eecht weder dem Alding 
selbst den Verfassungsentwurf vor, denn zu dessen Be- 
rathung sei dasselbe vom Volke nicht gewählt worden, 
noch octroyire man ein Wahlgesetz, um auf dessen Grund 
eine neue Versammlung zusammentreten zu lassen, denn 



Avarp tü Islendiiiga, in fölagsrit, 1849, S. 1—8. 

*) Um stjomarhagi Islands, ebenda, S. 9—68. 

Anfangs scheint mau sicli in DiintMiiark iibor das einzuhaltende 
Verfahren nicht g^m klar ji^owcscn zu sein, und war zumal von 
mancht'Q Seiten ^'»'wünscht wurilen, dass der Verfassungsentwurf bereits 
dem nach3t<*n Aldinge vorg<'le<:rt werden raügo. Jedenfalls stand in- 
dessen bereits frülizeitig im Jalire 1849 die Absicht fest, den oben 
bezeichneten Weg zu betreten. 
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dies wäre vollkommen ungesetzlich, vielmehr lege man 

eiiion für eine ausiierord entliehe Yersanimlung berechneten 
Wahlgesetzentwuxf dem Aldinge vor, und lasse dann jene 
das Versammlungsgesetz herathen; damit halte man einen 
duidiaus legalen Weg ein, und verfahre Island gegenüber 
ebenso wie gegenüber Dänemark, nur müsse man ireilich 
dort wie hier der neu zu herufenden Versammlung he- 
schliessende, nicht nur herathende Stimme einr&umen, so 
dass das Verfassungsgesetz nur durch ihre Uebereinkunft 
mit dem Könige zu Stande komme. In der Sache selbst 
aber wird sodann in sehr drastischer Weise ausemander- 
gesetzt, auf welche unül)envindliche Schwierigkeiten eine 
Betheiligung Isländischer Abgeordneter am Eeichstage zu 
Kopenhagen stosse, und wie wenig eine solche den Inter- 
essen der Insel förderhch sei; es wird die Unmöglichkeit 
dargt^than, die Competeuz eines von Island aus beschick- 
ten Beichstages von der Competenz des Aldings abzu- 
schneiden, und beispielsweise auf die Besteuerung, die 
Zollgesetzgebung und dgl. hingewiesen; endlich wird auch 
Bachgewiesen, dass sich die Verwaltung der Insel neben 
einer Betiieiligung derselben am Dänischen Reichstage un- 
möglich in zweckmässiger Weise uruiinisirni lassr. Am 
Schlüsse formulirt dann noch der Vertasser mit möglich- 
ster Schärfe diejenigen Funkte, welche ihm unerlasslich 
scheinen , wenn Island überhaupt zu seinem Rechte gelangen 
soll. Er fordert aber vor Allem die Verlegung der obersten 
Landesregierung in das Land selbst, und zwar solle die- 
selbe aus mindestens 3 Männern bestehen; dem Aldinge 
solle die Ueberwachung dieser Behörde, und zumai die 
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Aufsicht über die Einnahmen und Ausgaben des Landes 

ganz wie dem Dänischen Reichstage bezüglich Dänemarks 
ziikumuK'ii. Bezüglicli der Gesetzgebung, und somit auch 
der Besteuerung und des Handelswesens müsse das Alding 
beschliessende Stimme erhalten, yorbehaltlich natürlich 
der Zustimmung des Königs. Eine Betheiiigimg Islands 
am Dänischen Heichstage sei durch die Gleichberechtigung 
seines Aldings neben diesem bereits ausgeschlossen; da- 
gegen aber bedürfe man zur A'ertretung der Insel in all- 
gemeinen Keichsangelegunlieiten sowohl als in den speciell 
Isländischen Fragen, welche eine Entscheidung des Königs 
erfordern, eines Terantwortüchen BevoUmächligten, welcher, 
soweit allgemeine Keichsangelegenheiten zu verband ein 
seien, im Ministerrathe Sitz und Stimme haben müsse. 
Zu allgemeinen Einrichtungen, aus welchen es Nutzen 
ziehe, habe Island natürlicli auch einen seinem Vennögen 
entsprechenden Kostenbeitrag zu leisten, zu der Civüliste 
also, zu den Kosten der diplomatischen Vertretung, und 
etwa auch zu denen der Flotte. JedenMls sei die Eilas- 
sung einer besonderen Verlassung für Island uothwendig, 
welche zugleich die Stellung der Insel im Gesammtreiche 
und deren innere Organisation feststelle; das Versprechen 
einer solchen scheine aber auch in dem Rescripte vom 
23. September 1848 enthalten zu sein. Denselben Stand- 
punkt wie der eben besprochene vertiitt aber auch ein an- 
derer sehr gut geschriebener Aufsatz in einer von Gfsli 
Brynjülfson und Jon PorÖarson redigirten Zeitschrift Der 



') Aliiiu^' somri; im Nordnrfaii, 1849, S. 5—18. 
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Verfasser sucht aus der Geschichte nachzuweisen, dass die 
Beziehungen Islands zu Dänemark sich auf das» Bestehen 
einer Fersonalanion beschränken, welche keineswegs will- 
kfirlich und einseitig in eine Realunion könne verwandelt 
werden; dass ferner eine engere \ erbiudung ijeider Lande 
imm^ nur eine widernatürliche und unzweckmässige sein 
wfirde, und auf den Grundsatz der gleichen Berechtigung 
nimmermehr begründet werden könne oder wolle: dass end- 
lich keinerlei Grund für die Insel vorhanden sei, einem 
dänischen Eammerregimente sich zu unterwerfen. An der 
* Personalunion also festzuhalten, dem Älding eine dem 
dänischen Keichstage völlig gleiche Stellung zu sichern, 
endlich im Lande selbst eine eigene, dem Alding verant- 
wortliche Regierung zu bestellen, welche durch einen Be- 
vollmächtigten in Kopenhagen unmittelbar in Verbindung 
mit dem Könige stehe, das sei die erste Aufgabe der 
Volksvertretung; eine zweite liege sodann in der Reorgsr 
nisation des Aldings selbst auf Gnuid selbstständiger Volks- 
thümlichkeit und politischer Gleichberechtigung Aller, die 
zumal in freiester Gestaltung der Wahlordnung sich zu 
äussern habe. Bestimmte Vorschläge, welche in dieser 
Beziehung, dann hinsichtlich der Verlegung der Versamm- 
lung nach der alten Dingstätte gemacht werden, können 
hier Ergangen werden. 

Aber auch auf ganz anderem als litterarischeni Wege 
hatte sich die Stimmung des isländischen Volkes Luft zu 
machen gewusst. Ln Westlande wurden Zusammenkünfte'* 
an den alten Dingstätten zu Kollabtidir im ]^orskaQdi^ur 
und zu türsnes verabredet, und jene auf den 18., diese 
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auf den 22. Juni 1849 fest^setzt^); auch die Nordländer 

bereiteten sysselweise zu halttude Zusammenkünfte vor, 
und im Sadlande winden solche wenigstens hin und wieder 
gehalten. Zugleich fesste man eine weitere, zu Pfngvellir 
zu haltende, und aus dvm ganzen Lande zu beschickende 
Versammlung ins Auge, und auch diese fand am 28. bis 
29. Juni wuklich statt'); etwa 180 Männer kamen hier 
zusammen, fast alle Wahlbezirke waren vertreten, und 
unter dem Vorsitze des zum Präsuienten gewählten Profes- 
sors'') Fetur P^tursson, des bekannten Kirchenhistorikers 
der Insel, wurde sofort zu einer fSrmlichen Berathung über 
die Angelegenheiten des Landes geschritten. Man begann 
mit der Verlesung und vorläufigen Besprechung der ein- 
gelaufenen Petitionen f man heschloss sodann, weil das 
Alding lediglich eine im nächsten Jahre zu haltende Ver- 
sammlung vorzubereiten und mit der \'erfassungs trage 
nicht selbst sich zu beschäftigen habe, keine auf diese 
letztere sich heziehende Petition zu entwerfen; man he- 
schloss endlich, während eine Reihe anderer theils von. 
den Versammlungen zu Pörsnes und XoUabüÖir, theils von 
emzelnen Syssehi, theils auch blos von einzelnen Privat- 
leuten eiiiLjt'reichter Petitionen kürzer abgethan ^vllrden, 
einen weiteren Ausschuss niederzusetzen, um über die 
Zweckmässigkeit eines Gesuches um Vorlage von Nach- 



Ueber die Gt'sohichte dioser Zusaramenkihifto vergl. zumal die 
Zeitschrift Gestur Vestfiröingur, 1850, S. 32 — 39, suwio etwa tjoöölfr, 
1849, S. 90—91. 

*) Einen Bericht \dm- dieselbe siehe im I*jü5ül£r, 1849, S. 74— 7t>. 

[Seit im Bischof.] 
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weisen über das Budget des Landes zu berichten. Von 
beiden Aubschüssen wiu'de Bericht erstattet, und in lieiden 
Beziehungen die Erlassnng ?on Petitionen an das iiom- 
mende Alding beschlossen; die Haupt^ndzüge des ge- 
wünschten Wahlgesetzes wurden daljei in der hierauf 
bezüglichen Petition ^) bereits bestimmt ausgesprochen. Als 
solche figoiiren aber die Zahl Ton 48 Abgeordneten, deren 
42 gewählt werden sollten: Beibehaltung der bisherigen 
Wahlbezirke, doch so. dass von denselben je nach ihrer 
yeischiedenen Volkszahl 1 — 3 Abgeordnete zu wählen 
seien; directe Wahl, aber dennoch sehr geringe Beschrän- 
kuug des Wahlrechtes wie der Wählbarkeit. Eine Reihe 
anderer, auf den Wahlmodus bezüglicher Punkte mag hier 
als Tergleiehsweise geringfügig Übergangen werden, wie 
denn überhaupt weniger der Inhalt der beiden Petitionen, 
als vielmehr die gesammte Haltung der Versaumilung von 
Gewicht ist, und der Umstand, dass dieselbe trotz aller 
Hindemisse, welche die weiten Entfernungen und üblen 
Wege entgegenstellten, dennoch so zahlreich besucht wiu'de. 

Inzwischen war die Zeit herangerückt, in welcher nach 
gesetzlicher Vorschrift das Alding sich zu versammeln 
hatte. Die Abgeordneten trafen rechtzeitig ein: aber der 
köngl. Commissär war noch nicht angekommen, und so 
mnsste sich der Stiftsamtmann Bosenöm dazu verstehen, 
an dem hiezn bestimmten Tage, dem 2. Juli 1849, die 
Versammlung zu erölfueu mid überhaupt bis auf Weiteres 
die i'unction des Commissärs auf eigne Verantwortung lün 



*) Di6 Petition selbst siehe in AlpiugistiÖmdi, 1849, S. 119—122. 
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zu ülx'mehmen Zorn Vorsitzenden wurde sofort, be- 
zeichnend genupf für die 8tiiuinung der Dingleiite, Jon 
SigurÖsson gewählt; aber auch er war noch nicht von 
Kopenhagen liergekommen, und der Vicepräsident, der 
trefl'liclie Probst Sera Hannes Stephunsen, musste somit 
bis auf Weiteres den Vorsitz übernehmen. Aber auch die 
Verhandlungen, selbst bezüglich deren* Ton Anfkng an mit 
Zustimmung des Stiftamtmannes unter BiTufung auf den 
Vorgjuig Dänemarks die Zulassung der OeifentUclikeit be- 
schlossen wurde, erlitten durch die Ungunst des Wett^ 
welches das Schiff des kgl. Commissärs den Hafen nicht 
erreichen liess, sehr erhebliche Störungen. Die wichtigste 
Aufgabe der Versammlung war entschieden die, das Wahl- 
gesetz zu berathen, auf dessen Grund sofort die zur Ver- 
handlung der Yerfassungsfrage berufene Versammlung ge- 
wählt werden sollte. Den Kegierungsentwuri aber eben 
dieses Wahlgesetzes, welcher doch der Natur der Sache 
nach bei diesen Verhandlungen zu Gruiule zu legen war, 
sollte Meisted erst mitbringen, und Niemand hatte von 
dessen Inhalt auch nur irgend welche verlässige Kunde; 
dazu sollte die Versammlung nach § 39 des Aldmgs- 
gesetzes wenn nicht ausnahmsweise durch besondem kgl. 
Befehl eine Verlängerung angeordnet würde, nur 4 Wochen 
währen, und es blieb demnach selbst fOr den Fall, dass 
der kgl. Conmiissär noch vor Abiaul" dieser Frist eintreti'en 
sollte, sehr fraglich, ob es noch möglich sein werde, den 
von ihm vorzulegenden Entwurf einer geschäftsordnungs- 



Tiöiiidi trä alpiiigi Isleudiuga, 1Ö4Ü, Beylgavik, 1850. 
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massigen Ausschussberatluing und zweimaligen Verhand- 
lung in der Yersanunlung selbst zu unterstellen. Unter 
solchen Umstanden legte endlich der Vicepräsident, da 
Commissär und Entwurf noch immer ausständig waren, 
am 12. Juli sechs auf das neue Wahlgesetz bezügliche 
Petitionen, darunter die von Pingvellir vor, und beantragte* 
damit doch in dieser Richtung Etwas gethan werde, die 
Wahl eines Ausschusses zu ihrer Begutachtung. Der An- 
trag wurde angenommen, und als Referent des denigemäss 
niedergesetzten Ausschusses legte Jon Gudmundsson am 
27. Juli einen in 22 §§ ausgearbeiteten Wahlgesetzent- 
wurf vor^), welcher neben einer erheblichen Erhöhimg der 
Abgeordnetenzahl, Beibehaltung der bisherigen Wahlbezirke, 
aber mit gleicher Vertretung derselben, directe Wahl und 
freieste Gestaltung des Wahlrechtes sowohl als der Wähl- 
barkeit festsetzt; zugleich wurde die Erlassung einer 
Petition an den König beantragt, dahin gehend, dass be- 
sagtem Entwürfe die kgl. Sanction ertheilt und das hier- 
nach erlassene \^'ahlgesetz bereits im Herbste nach Island 
geschickt werden möge, — dass die vom Könige zu er- 
nennenden Mitglieder der Yersanunlung so frühzeitig er- 
nannt werden möchten, dass man bereits vor dem Begmne 
der Volkswahl deren Namen in Island kennen könne, — 
endlich dass die Versammlung auf den 15. Juli 1850 ein- 
berufen werden möge. Am 28. Juli folgte die allgemeine 
Debatte, erst am 29. aber, also nach den'n Sehluss, kam 
endlich Justizrath Meisted sowohl als Jon Sigurdsson an, 



Den Entwurf findet man a. a. 0., S. 559—563. 
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naclulem Stunii und Unwetter sie nahezu 8 Wochen lang 
auf der See herumgetrieben und damit das alte isländische 
Sprichwort wahr gemacht hatten: „d^ König will segehi, 
aber der Wind hat zu entscheiden I" Auch jetzt noch 
schien das uufrefüge Benehmen des kgl. Commissars, 
welcher sofortige Sistirong der begonnenen Berathnng und 
Wiederbeginn derselben auf Grund der Hegierungsvorli^e 
begehrte, und zugleich auf eigene Verantwortung hin den 
Abgeordneten eine Erstreckung der Dingzeit um weitere 
14 Tage zumnthete, die Erledigung der Sache zu gefthr- 
den; mit grosser Mehrheit wies die Versammlung diese 
Zumuthung zurück, schritt au demselben Tage uoch zur 
zweiten Berathung des Ansschussentwurfes und nahm 
diesen sammt der denselben begleitenden Petition mit un- 
bedeutenden ModiÜcationen an Doch kam hinterher 
noch in Folge gegenseitiger Nachgiebigkeit in der Art 
eine Verständigung zu Stande, dass die Dingleute zu einer 
Vt rlängerung der Versamnilungszeit um 7 — 8 Tage sieh 
herbeiliessen; neuerdings wurde ein Ausschuss über die 
Wahlgesetzfrs^e niedergesetzt, und auf Grund des Regie- 
rungsentmirfes eine weitere Verhandlung über dieselbe er- 
öfbiet. Materiell war indessen hiemit wenig gethau. In 
sehr erheblichen Punkten wich der Kegierungsentwurf von 
den Grundsätzen ab, auf welchen der bereits zum Be- 
sclilusse erhobene Entwurf des früheren Ausschusses be- 
ruhte^); er statuirt z. B. eine geringere Abgeordnetenzahi, 



Die Petition siehe a. a. 0., S. 709—714, 
*) Der Entwurf steht a. a. 0., Anhang, £>. 2ö— 31. 
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ungleiche Vertretung der Wahlbezirke, iiidirecte Wahl 
Q. dgL Die Ansicht der Yersamnilimg über diese Frage 
hatte sich natürlich nicht innerhalb weniger Tage geän- 
dert: in den neuen Ausschuss waren von derselben mit 
einer einzigen Ausnahme wieder dieselben Männer gewählt 
worden wie £rOher, nnd wiederum trat als dessen Referent 
J6n Guömundsson auf. Demgemäss lautete der Antrag 
des Ausschusses einlach auf Verweifimg des Kegierungs- 
ent?rurfes, nnd auch yon den übrigen Düiglenten mochte 
Niemand um diesen sich amiehmen, mit alleiniger Aus- 
nahme des Professurs Petur Peturssun, welcher als Pksatz- 
mann neu eingetreten und somit bei den Mheren Ver- 
bandlnngen noch nicht betheiligt gewesen war. Seine An- 
träge fanden indessen, obwohl sie lediglieh dahin zielten, 
die Kegieruugsvoilage unter Beibehaltung ihrer Form im 
Sinne der früheren Beschlüsse abzuändern, keinen Anklang; 
em einziges der gestellten Amendements, auf die immeiv 
bin untergeordnete YragG der Ersatzwahlen bezüglich, 
wurde als ein gesonderter eventueller Antrag angenommen, 
im üebrigen aber der Regierungsentwnrf mit Sünunen- 
mehrheit abgelehnt, und eine in diesem Sinne vom Aus- 
schusse verfasste Petition an den König gebilligt^). Un- 
mittelbar nachdem dieses Ei^el^niss erzielt war, ging die 
Versammlung am 8. August 1849 auseinander. 

Man hatte von verschiedenen Seiten her befürchtet, 
dass die selbstständige Haltung der Versammlung bei der 
Verhandlung des Wahlgesetzes in Kopenhagen Anstoss 



*) Siehe dieselbe a. a. 0., 8. 988—944. 
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geben, und dass das von ihr in A^orschlag gebrachte 
Gesetz die Sanction des Königs nimmennehr erlangen 
verde. Die Beförchtnng erwies sich als grundlos. Bereits 
unterm 28. September 1849 erhielt das Tom Alding entr 
worlene Geselzproject, trotz seiner von der Regier unus vor- 
läge so sehr abweichenden Gnindzüge, im Wesentlichen 
unverändert die kgl. Genehmigung ^) ; gleichzeitig mit dem 
Wahlgesetze kam ferner noch im Herbste die Nachrieht 
nach Island, dass der König die 6 von ilim zu bestim- 
menden Mitglieder der neuen Versammlung bereits ernannt, 
lind dass er sowohl die durchaus liberale Haltung des 
8tiftamtmaunes als die von dem kgl. Commissäre eigen- 
machtig Yerfügte Verlängerung der Dingzeit ausdrücklich 
gebilligt habe. Unter solchen Umständen bereitete man 
sich alles Ernstes zur \'oriiahme der Wahlen vor. Die 
beiden im Lande erscheinenden Zeitungen brachten Auf- 
rufe an die Wähler, und benützten diese Grelegenheit, über 
ihre Ansicht hinsichtlich der Verfassungsfrage selbst sich 
auszusprechen. In einzelnen W'ahlliezirken wurde sogar 
schon eine Vorwahl versucht, oder doch emsthafter über 
die Candidaten verhandelt, welche etwa da und dort anf- 
zustt Uen wären. Auf Ende Mai 1850 wurden sodann die 
Wahlen von der Begierong anberaumt, und dieselben fanden 
um diese Zeit wirkUch statt Alles war somit bereit, die 
vielbesprochene Versammlung im Juli eröffnet zu sehen: 
da traf unversehens die Nachricht ein, dass der König 



Das Walilgosetz ist abgedruckt iu Lauztidiudi, ö, 19 — 21; Lov- 
samliDg lor Island, XIY, S. 343—351. 



IsUmds Verßissuiigskanipf gegen Dänemark. 



97 



durch Patent vom 16. Mai dieselbe erst auf den 4. Juli 1851 
einberufen babe^). Zui* Kechtteiüguug: dieser auffallenden 
Verzögerung berief sich die Eegierung theils auf die Noth- 
wendigkeit einer gründlichen Vorhereitung der an die Ver- 
sammlung zu briiierenden Vorlagen, tlioils auf die Unzweck- 
mässigkeit einer Ordnung der Beziehungen Islands zum 
Gesammtreiehe, so lange noch die Stellung anderer Theile 
dieses letzteren nicht i^t n oolt sei: in dieser letzteren Kiick- 
siclit war offenbar das entselieidende Moment gelegen, mit 
andern Worten: die Entscheidung über die Stellung Schles- 
wigs zu Dänemark sollte auch für Island massgebend sein! 

Eine gewisse Gleichheit in der Stellung Islands und 
der deutschen Herzogthümer, insbesondere Schleswigs, liess 
sieh in der That nicht verkennen. Beiderseits wurde 
staatliche Selbstständigkeit und die l)losse Personalunion 
als Gnindlage der Beziehungen zu Dänemark l)eansprucht, 
oder vielmehr als zu Recht bestehend verfochten, beider- 
seits das geschichtlich begründete Eecht den revolutionären 
Nenerungsgelüsten in Ko)>enliag«'n i»egenübergestellt: Schles- 
wig sowohl wie Island (Holsteins Beziehungen zum deutschen 
Bunde Hessen auf dieses die gleiche Tendenz nicht aus- 
dehnen) sollte dagegen nach drm riauc der dänischen Üni- 
sturzregierung in Dänemark ineorporirt, beiden Landen 
höchstens noch ein beschranktes Mass provincieller Selbst- 
ständigkeit belassen werden. Die Herzogthümer hatte die 
Kopenhagener Märzrevolution unter die Wallen getrieben, 
Island musste, arm und schwach bevölkert, mit geistigen 



LauztiÖindi, S. 82: vc^r«,'!. S. 100: Lovsamliiig, XIV, 8. 45Ö— 457. 
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Mitteln seinen Kampf zu fuhren suchen; der Erfolg aber 

auf 'l'T einen Seile niusste, wie er auch fallen mochte, 
auch für die andere mehr oder minder bestürmend wirken. 
So lange demnach in den Herzogthmnem das Eriegsglack 
schwankte, haitv man von dänischer Seite her auch die 
Isländer gewähren lassen; seitdem aber der russische Ab- 
solutismus zu Gunsten der dänischen Demokratie die Wag- 
schale niederzudrOeken begann, Hn«; man auch Island 
gegenüber an, strengere Saiten aufzuziehen, und zwar um 
so mehr, je mehr man zu furchten hatte, dass eine Nach- 
giebigkeit ge^en die Insel als Pracedenzfall fbr die Herzog- 
thümer benützt werd<m niö( lite. In den Friedenspriilimi- 
naheu, welche am 10. Juli 1849 zu Berlin unterzeichnet 
worden waren, hatte Preussen bereits im Wesentlichen die 
Herzogt büijier fallen lassen, und wenn zwar die deutsche 
(Jentralgewalt auf der dort festgestellten Grundlage zu ver- 
handeln verweigerte, so liess doch der Umstand, dass den- 
noch mit der Führung derFriedensnnterhandlungen Preussen 
beauftragt blieb, und mehr noch der Gang dieser Unter- 
handlungen selbst den Schluss zu, dass deren Ergebniss 
em für Dänemark rortheilhaftes sein werde. Man musste 
erwarten, dass eine den Isländern uvw -iiirte, selbstständigre 
Verfassimg als eine weitere Stütze für die ohnehin bereits 
erhobenen Forderungen hinsichtlich Schleswigs geltend ge- 
macht werden würde, und es war nicht zu hoffen, dass ein 
auf ;nid"n' (irundlaf^en gebauter Entwui'f in einer islän- 
dischen Volksvertretung durchgesetzt werden könne; da- 
gegen liess sich annehmen, dass bei der Lahmheit Deutsch- 
lands die Rechte der Herzogthümer mit Hülfe der fremden 
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Mächte sich würden brechen lassen, und dass dann auch 

Island sich ^eschincidigcr zeigen uder leichter niederhalten 
lassen werde. Schlimuisten Falls mochte wenigstens ein 
Verlast an Bechten auf der armen, fernen Insel weit 
minder erheblich erscheinen, wenn er nur nicht einen 
gleichen Verlust gegenüber diesen so nahe liegenden ujid 
80 reichen Herzogthümem in seinem Gefolge hatte. 



2. 

Die Wendung, welche in dem Verhalten der dänischen 
Regierung seit dem Friihjalue 185i) einzutreten begann, 
scheint in Island zunächst unbeachtet geblieben zu sein, 
und jedenfalls fühlte man sich durch die Verzögerung nicht 
entmuthigt, wek-lu» hinsichtlich des Zusanimeutrittes der 
im Kescripte vom 23. September 1Ö48 zugesagten Ver- 
sammlung sich ergeben hatte Nach wie vor zeigte sich 
die periodische Presse thätig für die Erörterung der Ver- 
fassungsärage. PjöÖolfr, von Sera Sveinbjörn mehr teiu"ig 
als massvoll redigirt, verficht noch inmier mit aller Ent- 
schiedenheit den nationalen Liberalismus bis in seine 
äussersten Consequenzen. Sihaif betont er-), dass das 
Verhältniss Islands zu Dänemark nur das einer Personal- 
union, und dass die Landesverfassung der Insel nur eine 

^) Eine Uobersicht der Vorgänge bis' in den Beginn des Jahres 
1852 gewahrt ein Aufsatz von Jon SiguiSsson in den felagsrit, 
1852, S. 100—182. 

*) 1850, S. 118. 

7* 
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wahrhaft eunstitutionelk* sein könne; als ein nachzuahmen- 
des Muster stellt er die Norwegische Verfassung auf, und 
bringt eine übersichtliche Darstellung ihrer GmndzageO« 
kämjift für das suspensive XpUk welches sie sfewährt^), 
und erörtert ihre Bestimmun«,^eM über Abänderungen der 
VerfiEtösuug^); ein weiterer Artikel tritt für das freie Ver- 
sammlungsrecht ein und sucht die Vortheile seiner An- 
wen(iung auf die Erörterung politischer Fragen hervor- 
zuheben, bespricht auch wohl den Gegensatz der freien 
und der Begiemngspresse^); eine Zusendung bringt gar 
einen vollstäiKÜL! ausgearbeiteten Verfassungsentwurf sanmit 
Motiven^): <lie entschieden oppositionelle Haltung des 
Blattes hat auch wohl einmal zur Folge, dass die Stifl»- 
behörde vermöge der ihr zustehenden Gewalt über die 
Landesdruckerei (I) dessen weiteren Dnick inhibirt, was 
dann zu Beschwerden der Kedaction und selbst zu einem 
Prozesse fahrt ^, u. dgl. m. Weit ruhiger und besonnener 
tritt dagegen tMii von dem gelehrten Kirchenliistoriker, 
Dr. Petur Petursson, redigirtes Blatt, LanztiÖindi, auf: aber 
auch dieses streitet scharf genug fär die nationale Selbst- 
ständigkeit der Insel. Schon in ihrem Aufrufe an die 
W äiiier hatte die Eedaction ihren Staudpunkt hinsichtlich 

') 1849, S. lOG— iü7: 110—111; 114—115. 

1850, S. 185—187 und 189—190; ö. 209—211 und 218—215; 
1851. S. 280—233. 

») 1851, S. 252—253. 

*) 1851, S. 253-254; 261—262. 

^) 1851, S. 281—287. 

«) 1850, S. 122 uiul 1851, ö. 230, vergL 1850, ö. 137—139 und 
152, sowie LauütiöindL S. 48. 
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der Verfassungsfrago ani^<Ml<'utet: in einem eigenen Artikel 
wird derselbe sodann noch des Näheren ausgeführt . Als 
absolat nothwendig fordert dieser die Errichtung einer ein- 
heitlichen, selbstständigen Regieningshehörde im Lande 
selbst, (ienm ^litiilieder persönlich verantwortlich seien für 
alle Begierongshandlongen; die Schwierigkeiten, welche hin- 
sichtlich dieser wie so mancher anderer Verbessernngen 
der Kostenpunkt mache, würden theils durch eine gehörige 
Auseinandersetzung Islands mit Danemark hinsichtUch des 
Budgets sich beseitigen lassen, theils seien sie bei einer 
8o Überaus wichti^jen Frage eben doch nur untergeordneter 
Natur. Ganz besonders wichtig sei ferner die Ausdehnung 
der Competenz des Aldings, welche selbst wieder durch 
eine zweckmässigere Organisation desselben bedingt sei ; die 
ziemlich cumplicirten Vorschläge des Verfassers laufen da- 
bei auf ein Zweikammersystem hinams, dessen zweite 
Kammer aus 18 in freiester Weise gewählten, dessen erste 
dagegen aus 8 Mitgliedern bestehen solle, welche die 
zweite Kaumier aus dem geisUicheu und weltlichen Be- 
amtenstande zu wählen hätte. Weiterhin bespricht das 
Blatt in zwei von verschiedenen Verfassern eingesandten 
Artikehi einen Vertaüsungsentwurf, welchen ein paar Privat- 
leute hatten in Druck ausgehen lassen^; eine Eeihe von 
Aufeätzen yertheidigt das absolute Veto gegen die Angrifte 
des Pjööölfr"'); in einer weiteren Zusendung spricht sich 

S. 29— ol; m—34; ^7— 38; 41—42; 49—50. 

•») Der orsto Aufsatz steht S. 57—60, der zweite fcJ. 65—00; 
69—71; 73—74: 77-79; 85-87. 
») S. 117—122; m; 142-144. 
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ein Bt'iinittT für eine muglichst innv^v Vereinigung Islands 
mit Dänemark aus, was die Redacüon zu der Bemerkung 
veranlasst , sie* halte ihrerseits möglichste Trennung der 
innern Ani^elegeiiheiteii im Interesse beider Lande gelegen, 
wenn sie auch anerkenne, dass andere Fragen als dem 
Gesammtreiche gemeinsam hehandelt werden konnten^); 
ein Bauer schläjrt, nicht ohne einen wehmüthi^ren Blick 
auf die bevorstehende Vermehrung der öteueni zu werfen, 
eine noch weit gründUchere, aher auch weit verzögerlichere 
Art der Berathnng des Terfassungsentwurfes Tor, üher 
welchen er alle einzelnen Gemeinden einzeln gehört wissen 
wilP); der Amtmann Paul Meisted sendet in der Erwar- 
tung, .dass der bevorstehenden Versammlung nach dem 
Vorbilde von Dänemark die Feststellung ihrer eigenen 
Geschäftsordnung überlassen bleiben werde, einen ausftdu:- 
lichen Entwurf einer solchen sammt Motiven ein^), u. dgl. m. 

Verrath schon die Haltung der politischen Presse das 
lel)hafte Interesse, welches das Isländische Volk an der 
Aufbesserung seiner Verfassungszustände bethätigte, so 
machte sich dieses nicht minder auf dem schon fr&her 
betretenen Wege fnder Versammlungen geltend. Bereits 
am 1. Februar 1850 hatte Sera Hannes Stephensen eine 
Aufibrderung erlassen zu Vorberathungen in den einzelnen 
Wahlbezirken und zu einer gemeinsamen Versammlung, 
welche zu Pingvellir vier Tage vor dem Beginne des 
Volksdinges zu halten wäre: als dann die Verschiebung 

S. 145—146; vergl. S. 154-155, sowie l^ööolfr, 1851, S. 235. 
S. 174—176. 
») S. 146—148; 149-150; 157—158. 
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dieses h^tzteron auf das folgende Jahr bekannt j^^e worden 
war, hatte er am 18. Juni seinen Aufruf erneuert, und 
nur die Versammlung zu I^fngvellir auf etwas spätere Zeit 
rerschoben. Am 10—11. Auprust 1850 fand dieselbe in 
der That statt NahezAi 200 Männer hatten sich ein- 
gefunden; doehwarnur das Südland ausgiebig, das West- 
land, wo kurz zuTor die Versammlungen zu l^örsnes und 
KollabüÖir wieder gehalten worden waren-), schwach ver- 
treten, während der Norden und Osten völlig unvertreten 
blieb. Nach Erledigung einiger vorbereitender Oeschäfte 
wurde, unter dem Vorsitze des Sera Hannes, zur Verhand- 
lung der Verfassungsfrage n))eri^egangen. Ueber diese laof 
ein Gutachten vor, welches die Versammlung zu Kollabüdir, 
und ein anderes, welches der BorgarfjörÖur eingesandt 
hatte, sowie eine Keihe von Zuschriften einzelner Männer; 
ein Ausschuss wurde gewählt, um über die i'rage einen 
Bericht zu erstatten. Weiter hatte bereits in der Ver- 
Sammlung zu Porsnes die TJeberzcugung sich ans^esi)ruchen. 
dass es dringend nöthig sei die Eegierung um möglichst 
schleunige Hersendung ihres eigenen Verfossungsentwurfes 
zu bitten; ein zweiter Ausschuss wurde niederuresetzt-, um 
eine derartige Petition abzufassen. Namens des ersteren 
Ausschusses erstattete Jon GuÖmundsson folgenden Tages 
Bericht; volle Selbstständigkeit des Isländischen Staates 
und Zurückgreifen auf den alten Vertrag, durch welchen 

'1 rrlu r flio VerLandlungen vergleiche ündirbuningsblaö undir 
I*j(iÖfiiiuliiin aö sumri 1851 : Reykjavik og Kaupnianuahiifn : 1850 — 51; 
S.1- 3; f in i l'joöolfr, 1850, S. 173— 175, undLanztidittdi, S. lOö— lOö. 

*) Vergl. i*jöd61fr, 1850, S. 175. 
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Island den Xurweirischen Könij^on sich untenvarf, ein aus 
drei Männeni Ix'stclu'iides eigenes Ministerium im Lande 
selbst und ein Bevollmächtigter in Kopenhitgen als Ver- 
mittler seiner Beziehungen zum Könige, ein eigener Jarl 
uder Statthalter, endlich beschliessende Stimme des Aldiugs 
bilden die Grundzüge der aufgestellten Forderungen, an 
welche sich noch die zweifacl\e Bitte knüpft um die Vor- 
lage eines Gesetzes über den Handel, sowie detaillirter 
Nachweise über die Budgetbeziehungeu Islands zu Däne- 
mark in der letzten Zeit. An&ngs war die Meinung ge- 
wesen, dieses Gutachten unmittelbar an die Regierung 
einzusenden; bei der Verhandlung aber stellte sich als 
zweckmässig heraus, da die Versammlung keineswegs aus 
allen Theilen des Landes beschickt sei und überdies die 
Kürze der Zeit erschöpfende Berathungen unmüglicli mache, 
dasselbe nur zum Gegenstande weiterer Verhandlungen zu 
machen -und dessen wichtigere Punkte in einen an das 
Volk gerichteten Aufruf aufzunehmen, dagegen" dessen 
beide Schlüssbitten jener von dem zweiten Ausschusse vor- 
zulegenden Petition einzuverleiben. Weiterhin wurde die 
Wahl von Ausschüssen in jedem einzelnen Wahlbezirke, 
sowie die Wahl eines Hauptausschusses beschlossen, welcher 
in Reykjavik seinen Sitz haben und in Verbindung mit 
den Bezirksausschüssen Alles erwägen und erOrtem sollte, 
was zur Vorbereitung für das Volksding diensam erscheine; 
überdiess sollte der Hauptausschuss in einem eigenen 
Blatte die Gutachten der Bezirksausschüsse sowohl als seine 
eigenen über die Yerfassungsfrage herausgeben, und zu- 
mal auch über die augeregte aber nicht erledigte Frage 
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nach dem Vorziige des absoluten oder suspensiven köngl. 
Vetos eine eingehende Erörterung bringen. Gewählt 
wurden in diesen Hauptausschuss der nene Stiftamtmann, 
Graf rrainpe. Professor Petur, die Lehrer Jens Sigurös- 
büü und Halldorr FriÖreksson, und der Student Jakob 
Gudmnndsson, als Ersatzleute aber Assessor Jon P^tnrs- 
son und STeinbjöm Hallgrfmsson. Sowohl die tot^ 
gelegte Petition an den König als der Aufruf an das Is- 
ländische Volk^) wurde angenommen, und die Versamm- 
lung trennte sich sofort nach zweitägiger Dauer. 

Zunächst schien sich für die Ausführung der gefass- 
ten Beschlüsse ein reger Eifer zu entfalten. Bereits am 
23. August liess der Hauptausschuss zu Beykjavik die erste 
Nummer seines Blattes erscheinen ^) , imd brachte in dieser 
unter Andern auch den iliui aufgetragenen Aufsatz über 
das königL Veto^). Am 9. Oktober wurde femer in 
Beykjavik die Wahl des Bezirksausschusses vorgenommen, 
und auch in einer Reihe anderer Wahlbezirke wurde in 
entsprechender W^eise Torgefahren; bald aber ergaben sich 
Hindemisse weiteren Fortschreitens auf der einmal betre> 
tenen Balm, und zwar von zwei Seiten her. Auf der 
einen Seite nämlich sendeten keineswegs alle oder auch 
nur die meisten Bezirksausschusse ihre Gutachten ein, 
und einer derselben erklärte sogar dem Hauptausschusse 



Gedruckt steht letztt i»'!- im UndirbüniugsblaÖ, S. 3—4. 

^) Es ist dies eben dieses UndirbüningsblaÖ, dessen vollständiger 
Titel oben S. 10'^^ Anmerk. 1 mitgetheilt wurde. 

^) Aus verständig dargelegten Gründen entscheidet sich dessen 
YerfAsser, Jakob Gudmundsson, für das absolute Veto. 
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gerade heran?;, dass und aus wekhou Grüiiden er dies 
nicht tlmn möge^). Andererseits trat aber auch die Re- 
gierung, welche die politische Bewegung im Lande mit 
steinendem Misstraiien verfnl«Tte. jener vorbewitenden Thätija:- 
keit liemmend in den \\ eg. Bereits im März 1851 hatte 
der Hauptausschuss bekannt zu machen^), dass sein Yor^ 
sitzender, Graf Trampe, sich seiner Amtsgeschäfte wegen 
von der lA'itung seiner Versammlunofen zuillck^ezo^ren, 
und überdiess sogar den Druck der eingelaufenen Bezirks- 
gutachten durch die Landesdruckerei verweigert habe, so- 
(iass die Fortsetzunpr des begonnenen Blattes in Kopen- 
luigcn statt in Reykjavik gedruckt werden müsse! Unter 
solchen Umstanden war es nicht zu verwondem, wem 
auch bei den übrigen Mitgliedern des Hauptausschnsses, 
ohnehin meist Beamten, der Eiler erlahmte. Die einge- 
gangenen Gutachten von 8 Bezirken wurden zwar (in 
Kopenhagen) gedruckt; von der Herstellung aber eines 
Hauptgntachtens auf Grund derselben scheint keine Rede 
mehr gewesen zu sein, und die von einem Mitgliede des 
Hanptansschusses redigirte Zeitung führte sogar die Meinung 
ans, dass es besser sei die auf den 28. Juni 1851 ange- 
setzte Versammlung zu Pingvellir unterbleiben zu lassen, 
da man, mit dem von der Regierung vorzulegenden Ver- 
fassungsentwürfe nicht bekannt, durch verfrühte Erörte- 
rungen über die Verfassungstrage, nur auf Abwege ge- 



^) Siehe die Erklärung des Ausschusses der südiidien l^iuge^'jarsysla 
im i>joö61fr, 1851, S. 244—45. 
*) Lanztiöindi, S. 179. 
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rdthen werde — Die VersaDinilimtr selbst li»»ss sich 
allerdings nicht hintertreiben, obwohl der iStiftamtmann 
selbst ein Verbot aller ,,imge8etzlichen Versammlungen** 
erlassen hatte; vielmehr kamen am bestimmten Tage in 
der That etwa 140 Männer in Pingvellir zusammen, um 
neuerdings unter dem Vorsitze des Sera Hannes zu tagen 
Aber sehr ungleich war auch jetzt wieder die Vertretung 
des Landes, indem der Osten nur vi, der X»»rd(m und der 
Westen gai* nur je einen Mann gesandt hatten; von den 
Mil^liedem femer des Hauptaussehusses war nur S^ra 
Jakob On^mnndsson ^) erschienen. Dieser erstattete Berieht 
über die Thätigkeit des Hauptausschusses und übergalj dem 
Vorsitzenden eine Uebersicht über die Bezirksgutachten, 
sowie ein solches welches zu spät eingelaufen war um 
nuch (im Auslande!) gedruckt werden zu können: dann 
wurde ein Ausschuss gewählt, weicher ein Gutachten über 
die Verfossungsfrage vorlegen sollte. Am folgenden Tage 
erstattete Assessor Jon Pf^tnrsson Namens des Ausschusses 
spricht, und es entspann sich eine Debatte in Folge deren 
der Bericht wenig verändert, aber um einige Punkte er- 
weitert angenonunen wurde. Weiterhin wurde beschlossen 
die Bezirksansschüsse aufrecht zu halten, anstatt des aus- 
einander gegangenen Hauptausschusses aber einen neuen 



»1 Lanztiöindi, S. 103—94: im {»jobolfr, 1851, S. 205-66. bo- 
kämptt, wird diese Ansicht. Lanztidiudi S. 197—99, nochmals vcr- 
tlieidigt. 

*) U<'l>(>r du; Verliandiuugcii siifhc riKÜrlxuiin^^sblab, S. 41—42. 
Er war unterm 15. Juni 1851 Planer zu Kulfatjüra uiid iNjarÖvik 
geworden. 
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zu wählen. Damit trennte sich die Versammlun«^, und 
besteht dereu Hauptergebniss in einer Adresse an das 
Volksding in welcher sie sieh ül)er die zn wünschende 
Verfassung: ausspricht, um Freiheit des Handels petitionirt, 
und zugleich die Dingleute auffordert zu besserer Unter- 
stützung ihrer Antrage nöthigenfalls auf öffentliche Kosten 
eine Deputation nach Kopenhagen zu senden. Ein paar 
unbedeutende .Scliriftstücke, welche der neugewühite Haupt/- 
ausschuss sofort in seinem Blatte erliess, beschliessen diesen 
Abschnitt der Volksthätigkeit 

Bewegt genug war immerhin die Stimmung: des Volkes, 
wenn auch eine einheitliche Leitung derselben durch wohl 
gegliederte Ausschüsse und Versammlungen nicht gelingen 
wollte; in Richtimg und Starke ging dabei, was nicht m 
übersehen ist, die Strömung wesentlich gleichmässig durch 
das ganze Land. Die Zeitungen zwar mag man allenfalls 
als den blossen Ausdruck der individuellen üeberzeugung 
einiger weniger Männer in lleykjavik betrachten: aber bereits 
die lieschlüsse der Versammlungen zu Pi'ngvellir zeigen 
die gleichen Bestrebungen und Wünsche über die ganze 
Insel yerbreitet, und deutlicher noch tritt diese Thatsaehe 
in den Gutachten hervor, welche eine Keihe vun Bezirks- 
ausschüssen über die Verfassungsfrage erstattete. In ihnen 
lassen hervorragende Oapacitaten jeden Standes und der 
verschiedensten Landestheile ihre Stimme vernehmen, und 
sie bieten darum eine erhöhte Gewähr für besonnene und 



^) Gedruckt im UudirbiuüugsblaÖ , S. 42. li'eruer >}y felagsrit, 
1852, S. 110-12. 
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wohldurchdachte Ansichten: auf sie mag darum, so weit 
sie durcli das Undirbuningäblad zugänglich gemacht sind 
noch etwas nSJier eingegangen werden. — Unter sich freilich 
sind diese Gutachten sehr verschiedenen Umfanufes und 
^Vertlies. Während einige Beziike völlig ausgearbeitete Ver- 
fossungsentwOrfe vorlegen, andere wenigstens ansführlich 
motiTirte Gutachten einsenden, beschranken sich wieder 
andere darauf in kurzen Worten diejenigen Punkte hen'or- 
zuheben, welche ihnen als die wichtigsten erscheinen. Ebenso 
ist anch der Standpunkt ein verschiedener, von welchem 
die verschiedenen Gutachten ausgehen, und während z. B. 
der Bericht des Ausschusses im SkagaQörÖur, in welchem 
der gelehrte Alterthumforscher Propst Sera Benedikt Yig- 
fösson sass, eine ausgesprochen antiquarische Fftrbung trägt, 
sucht das Gutachten der Hünavatnssysla umgekehrt, nach 
Kräften den bestehenden Verhältnissen Eechnung zu tragen, 
mid zumal jede übermässige pecuniäre Belastung von dem 
Lande ferne zu halten, u. dgl. m. Trotz aller dieser Ab- 
weichungen im Einzelnen, tritt indessen dennoch in allen 
Grundfragen eine Uberraschende Uebereinstimmung zu Tage, 
und die Selbständigkeit der einzelnen Arbeiten unter einander 
zeigt deutlich, dass derselben in der That ein entüohiedenes 
nationales Gefühl und Bedürfniss zu Grunde liege. Völlige 
Uebereinstimmung herrscht aber zunächst darfiber, dass Is- 
land einen Staat für sich neben dem Dänischen bilde, und 
somit volle Selbstständigkeit seiner gesanunten Innern Gr- 



Es sind die Gutachten von Sysselu des Siidlandes, 3 des 
Westlandes und 2 des Nordlandes, welche hier gedruckt vorliegen. 
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ganisation zu beanspruchen habe; ein Gutachten will an»- 
dnuklicli Irland zu Dänemark eine ähnliche Stellung eiu- 
geiftumt wissen, wie sie Norwegen zu Schweden einnehme. 
Die Unterwerfung Islands unter die regierende Eönigsfamilie 
erkennen alle Gutachten ausdrücklich oder stillsclnvt'i^eiid 
an; aber drei von ihnen halten so streng an dem Prinzipe 
der Personalunion fest, dass sie för den Fall ihres Aus- 
Sterbens dem Lande die Königswahl in derselben Weise 
wie das dänische Grundgesetz für Dänemai'k thut, vor- 
behalten wissen wollen. Eben so bestimmt erklären sich 
alle Bezirke gegen eine gemeinsame Staatsregierung mit 
Dänemai'k, gegen eine Theihiahme am Dänischen Reichs- 
tage, und gegen alle Verhandlungen über Isländische An- 
gelegenheiten an diesem letzteren; nur hinsichtlich des 
obersten Gerichtshofes meinen einige Bezirke, er könne wie 
bisher mit Dänemark gemeinsam bleiben, wofür theils der 
Kostenpunkt theils auch der andere, sehr originelle Gnmd 
angeführt wird: „dieses Gericht ist da^enige, was uns am 
Besten ausgefallen ist von allem dem, was wir bei deu 
Dänen zu suchen hatten.^' Hia und wieder wird zur ferneren 
Sicherung der eigenen Nationalitat noch gefordert, dass 
alle Gesetze und AmtscoiTespoudenzen ausschliesslich in 
der Landejssprache abgefasst, imd dass mir Isländer oder 
doch nnr der Landessprache vollkommen kundige Leute 
auf Island angestellt werden sollten. Fast allgemein wird 
ferner die Trennung des Isländischen Budgets von dem 
Dänischen gefordert» und allentalls auch, dass dieselbe durch 
eine aus Isländern und Dänen zu gleichen Theüen zusammen- 
gesetzte Commission vollzogen werde; iiui auf die Kosten 
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des Schulwesens wollen einzelne Bezirke diese Trennung 
nicht bezogen wissen, zumal daruni, weil die Dänische 
Regierung zur Erhaltung der Isländischen Schulen schon 
längst durch einen spezieUen Bechtsgrund verpflichtet 
sei. Jene Trennung vorausgesetzt, wollen die meisten Be- 
zirke, dass Island einen bestimmten Beitrag zur Civilliste 
ühemehme, und einige wollen auch noch zu andern gemein- 
samen Einrichtungen beischiessen lassen, falls sie nur dem 
Lande Vortheil bringen, wie z. B. die diplomatische Ver- 
tretung oder die Motte; nur ein Gutachten findet selbst 
die Beitragspflicht zur Civilliste zweifelhaft^ da eine Reihe 
von Einkünften, welche man als knuigliche zu betrachten 
pflege, eigentlich Einkünfte des Landes seien. In einem 
einzelnen Bezirke will zwar em Theil der Ausschussmitglieder 
die strengste Trennung der Budgets: d<»r andere aber hält 
die Insel für zu ium um die aus ihrer üegieiuug und der 
Verbindung mit Dänemark erwachsenden Kosten allein zu 
tragen, und mochte darum anstatt der absoluten Handels- 
tteiheit, welche Jene fordern, nur den Dänischen Handel 
freier gestellt, nicht aber den ausländischen zugelassen, da- 
gegen Dänemark als Gegenleistung die alljährliche Zahlung 
einer bestimmten Summe, i)der eventuell die Ueckuiiix aller 
Auställe, übertragen wissen, weiche die Ausgaben Islands 
im Zusammenhalt mit seinen Einnahmen ergehen möchten. 
Endlich wollen manche Bezirke noch besondere Fürsorge 
für den Fall getroffen wissen, da etwa über einzelne Fragen 
zwischen Island und Dänemark Conflicte entstünden. Ein 
Gutachten will solchenfalls auf eine unparteiische auswärtige 
Volksvertretung, z. B. das Norwegische Storthing, provociren; 
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ein aiuk'i t's will dajreiren einen von beiden Theilen beschickten 
Ausscliuss entseheiden lassen. f(»rr](Tt aber aus schlackenden 
Gründen welche auch für die deutschen Herzogthümer voU- 
kommen zutreffen Wahl desselben m gleichen Hälff^ien 
von Island und von Däneniark aus, nicht nach Verliältniss 
der Volkszahl. — Was zweitens die politische Organisation 
der Insel selbst betrifft, so wird allgemein eine constitutionelle 
A^rfassnng gefordert, und allenfalls auch daran erinnert, dass 
diese den Isländeru nicht verweigert werden könne, nach- 
dem sie den Dänen gewährt worden sei; aber ziemlich ein- 
stimmig will, abweichend von dem Dänischen Grundgesetze, 
dem Könige nur ein suspensives Veto zugestanden werden, 
damit nicht etwa der Einlluss Dänemarks ein übermächtiger 
werde. TJebereinstimmend wird femer die Bildung einer 
obersten Kegi«'rungsbehörde im Lande selbst gefordert, deren 
Mitglieder für ihre Kegierunghandlungen persönlich ver- 
antwortlich seien; die meisten Gutachten wollen dieselbe 
aus drei Ministem zusammengesetzt wissen, einem Minister 
der Justiz und des Innern, einem Cult- und einem Finanz- 
minister: im Detail freilich kommen gerade gelegentlich 
dieses Punktes gar manche Wunderlichkeiten in einzelnen 
Gutachten zu Tage. Allgemein ist man ferner darüber 
einig, dass man zur Vermittelung zwischen dieser Kegieruiig 
und dem Könige eines Beamten in Eopenhi^en bedürfe; 
aber während die meisten Bezirke diesen, höchstens vor- 
behaltlich königl. Bestätigung, vom Alding wählen lassen 
wollen, sprechen sich andere über diesen Punkt gar nicht 
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aus, oder lassen wieder andere ihn nmgekehrt Tom EOnige 
ernennen, und allenfalls sogar, weil lediglich durch dessen 
Nichtaufenthalt in Island yeranlasst, die Kosten des Amtes 
von Dänemark tragen. lieber den Fortbestand des Aldings 
herrscht natürUch ebenfalls keine getheilte Ansicht, und 
ebenso wenig darüber, dass demselben die sammtlichen 
Beehte einer constitationellen Yersammlnng in ihrem 
weitesten Umfange und die vollkommenste Gleichbe- 
rechtigaug mit dem Dänischen Reichstage eingerämut 
werden müssten; um so entschiedener gehen dagegen die 
Vorschläge über dessen Organisation und Zusammensetzung 
auseinander, also über die Dauer der Sitzungsperioden und 
den Yersammlongsort, Ein- oder Zweikammersystem, Zahl 
der Abgeordneten, Wahhrecht und Wahlföhigkeit, indireote 
oder directe Wahl. Bildung der Wahlbezirke. Einzelne 
Gutachten fordern neben dem Aldinge noch Behufs einer 
ähnlichen Yertretong der Kirche eine Synode, die m ge- 
mischten Fragen etwa mit dem Aldin^c iremeinsam zu 
entscheiden hätte, wie denn eine durchgreifende Reorgani- 
sation der bestehenden Synode bereits im Jahre 1848 an- 
geregt, und in einem bischöflichen Oireularschreiben vom 
8. März 1850 des Näheren besprochen wird. U. dgl. m. — 
So die Gutachten der Bezirke, deren Inhalt hier natürlich 
nur in den für unseren Gesichspunkt wichtigsten Gmnd- 
zügen vorgeführt werden konnte. Die Versaninilium aber 
zu Pingyellir begnügt sich zwar, nach scharfer Henor- 



^) Gedruckt in: Arrit prestaskükns eptir Dr. i*. Peturdflon og 
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hebiing der nationalen Selbstständigkeit der Insel und ihrer 

blossen rtTtsuualunion mit Dänemark, mit dem Aussprechen 
der obersten Grundsätze, welche bei der Schöpfong der 
neuen Landesyerfassung ihrer Meinung nach massgebend 
sein sollten; diese Grundsätze sind aber wieder durchaus 
die eben entwickelten. Sie fordert demnach, dass die ge- 
sammte Landesregierung in Gesetzgebung, Eichteramt und 
Excutive möglichst von Dänemaik unabhängig gestellt 
und in die Hand des Volkes selbst gelegt werde. Daraus 
folge, dass das Alding gemeinsam mit dem Könige die volle 
gesetzgebende Gewalt erhalten müsse, das Steuerbewilligungs- 
recht sammt Feststellung der Etats, sowie die andern Rechte, 
welche der Volksvertretung nach freien Verfassungen zu- 
zukommen pflegen; dass alle Gerichtshöfe ihren Sitz im 
Lande haben mtlssen; endlich dass auch die Executive 
einer im Lande sitzenden Behörde, möge solche nun aus 
einer oder mehreren Personen bestehen, unter eigener Yer^ 
antwortung übertragen, und zur Vermittlung zwischen ihr 
und dem Könige ein Bevollmächtigter in Kopenhagen be- 
stellt werde. Für die mit Dänemark gemeinsamen An- 
gelegenheiten möge der Grundsatz der Gleichberechtigung 
Islands durchgeführt, das Budget des Laiuies ausgesondert, 
dessen Beitragspflicht zu den allgemeinen Keichslasten in 
billigem Verhältnisse festgestellt werdeiL Man sieht, trotz, 
aller Erlahmung, welche da und dort in der TheUnahme 
an dem Verfassungswerke sich fühlbar machte, hat die 
Versammlung zu Pingrellir auch im Jahre 1851 noch 
gegen ihr Land und Volk ihre Schuldigkeit erfüllt! 

Während auf Island solche Dinge vorgingen, hatten 
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die Beziehungen Dänemarks zu den Herzogthümem bereits 
wieder eine neue Wendung genommen. Am 2. Juli 1850 
war von Fteussen im Namen des deutsehen Bundes mit 
Dänemark ein Frieden geschlossen worden, welcher der 
dänischen Regierung zur Wiederherstelhmg ihrer „gesets^ 
liehen Autoritat^^ in Holstein sogar die Bundesexecution in 
Aussicht stellte, aber freilich auch beiden Theilen die vor 
dem Kriege ihnen zustehenden Rechte vorbehielt, und sollten 
in diesem Vorbehalte nach einer gleichzeitigen Declaration 
des Preussischen Bevollmächtigten insbesondere auch die 
im Bundesbeschlusse vom 17. September 1S46 ausL;( S|)ruche- 
nen Eechte mit inbegriffen sein. Auf Grund dieses 1^'riedens- 
schlusses und des in ihm in Bezug genommenen Bundes- 
rechtes hatte die Bftnische Regierung, ausser Stand die 
Herzogthüiner mit eigener Waffengewalt zu unterwerfen, 
sich genothigt gesehen die Intervention des Bundes anzu- 
rufen. Diese war gewahrt worden, jedoch unter der wieder- 
holten Erkläiimg, dass der status ante bellum und zumal 
auch die Verbindung beider Herzogthümer dabei gewahrt 
bleiben werde, und unter solcher Voraussetzung hatten sich 
die Herzogthümer auf die Auffordenmg der Bundescommis- 
säre hin unterm 11. Januar 1851 unterworfen. Inzwischen 
hatte der König unterm 14. Juli 1850 an die Holsteiner 
em Manifest erlassen, welches versprach, dass eine In- 
Corporation Sclileswigs in Dänemark nicht stattünden werde, 
und dass unverweilt achtbare Männer aus Holstein, Schleswig 
und Dänemark einberufen werden sollten, um ihre Meinung 
über die Ordnung der Verhältnisse Schleswigs zu Dänemark 

einer- und zu Holstein andererseits hören zu lassen. Dem 

8* 
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Bunde war dieses Manifest mit^etheilt worden, und unterm 
28. April 1851 erfolgte wirklich die Einberufung der „acht- 
baren Mannei'* auf den 14. Mai 1851, nnd die Vorlage 
eine.s Planes zur Organisation der Dänischen Monarchie 
an dieselben. Die Verhandlungen dieser „Flensburger Xo- 
tabeln'* fahrten allerdings zu keinem Ergebnisse; immerhiii 
aber ist die Vorlage der Begienmg bezeichnend genug für 
deren eigenen Standpunkt, um hier kurz ins Auge gefasst 
werden zu müssen. Dieselbe statuirt die Einheit der Ge- 
sammtmonarebie, raomt aber Holsten nnd Lauenbnig neben 
der Anerkennung ihrer Stellung im Biuide eigene Landtage 
mit beschliessender Stimme ein, gegen die Yerpliichtuug 
der Theihiahme an den gemeinsamen Ausgaben der Ge- 
sammtmonarchie. In gemeinsamen Angelegenheiten soUen 
die ofiiciellen Organe beider Herzogthümer auf gleicher 
Linie mit den Dänischen Ministem im Staatsrathe Sitz 
und Stimme haben, die gemeinsame Gtesets^bung aber 
von Ausschüssen behandelt werden, welche zu gleichen 
Theilen aus dem Dänischen Beichstage und den Landtagen 
Holsteins und Lanenbuigs hervorgehen, doch so, dass schliess- 
lieh die Vorlage an alle drei Versaniniluiigeii und die An- 
nahme Seitens dieser nöthig wird. Schleswig soll, während 
seine Verbindung mit Holstein auf einige wenige Listitnte 
beschiaold; wird, einen eigenen besohliessend^ Landtag und 
eine abgesonderte ministerielle und locale Administratioa 
erhalten für eine Beihe bestimmt aufgezählter Angelegen- 
heiten; dagegen soll ihm abgesehen Ton den der Qesammt- 
munarchie gemeinsamen Angelegenheiten auch noch das 
Heer mit Dänemark gemein sein, und für alle gemein* 
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Samen Angelegenheiten eine gemeinsame Verwaltung und 
Gesetzgebung mit diesem bestehen, indem in Bezug auf 
letztere der Sehleswig'sohe Landtag mit dem Dänischen 
Eeichstage zusammentreten soll. — Mau sieht, der Stand- 
punkt der Regierung nähert sich wieder dem des Ver- 
fossnngsprojectes vom 28. Januar 1848. Ein Gesammt- 
staat soll gebildet werden, in welchem das 'Königreich 
Dänemark nur als ein einzelner, mit anderen Theilen gleich- 
behandelter Theil begriffen sein soll. Aber dieser Gesichts^ 
pnnkt wird emstlich nur in Bezug auf Holstein und Lauen- 
bürg durchgeführt, welchen ihre St^'lhmg im Bunde gegen 
Incorporiruugsgelüste sicheren iSchutz gewährte; Schleswig 
dageg^ sollte weder als ein mit Holstein verbundenes, 
noch auch nur als ein isolirt selhstständiges Land in den 
Gesammtstaat eintreten, sondern als eine, wenn auch durch 
eine gewisse provincielle Selbstständigkeit ausgezeichnete, 
unmittelbare Dependenz des Königreiches Dänemark. Offen- 
bar sollte, da ein Mehreres für den Augenhlick nicht zu 
erreichen stand, wenigstens ein Ausgangspunkt gewonnen 
werden, von welchem aus dieses Herzogthum nach und 
nach zu einer blossen Provinz Dänemarks lierabgedrückt 
werden könnte. Von Island und den Färöem war in dem 
Frojecte gar nicht die Bede; sie sollten also wohl in noch 
engerer Verbindung mit dem Königreiche stehen als Schles- 
wio. was freilich nicht ausschioss, dass auch ihnen, bis auf 
Weiteres wenigstens, ein etwas grösseres Maass von Selbst- 
ständigkeit belassen werden konnte, als deren Bomholm 
oder Laaland, Fühnen oder Falster sich erfreuten. Ganz 
abgesehen von den Einwendungen, welche etwa gegen die 
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Gesammtstaatspolitik als solche gemacht werden konnten^ 
lag demnach klar zu Tage, das für Island sowohl als 
Schleswig deien Consequenzen nicht einmal ehrlich und 
emstlich gezogen werden wollten. 

Unter solchen Umständen trat am 5. Juli 1851 das 
Isländische Volksding zusammen Auf den 4. Juli war 
die Yersammlung emherafen forden; aber auch diesmal 
trat durch Schuld der Ü' uiriunir eine Verzögeruncf ein. 
Graf Trampe, der Stiftamtmaini, hatte nämlich zwar erfahren, 
dass er zum kOnigl. Commissäre ernannt werden solle, aber 
die Ernennung: selbst war ihm noch nicht zugegangen, und 
ebenso hatte er keine einzige der Vorlagen erhalten, welche 
der Versammlung zu machen waren. Im Emyerstftndnisse 
mit den Abgeordneten eröffiiete er am 5. die Versammlung, 
damit dieselbe wenigstens ihre vorbereitenden Berathungen 
beginnen könne. Am 10. Juli konnte der Graf seine Voll- 
macht Torlegen ^; aber die für das Buig bestimmten Ge- 
setzentwürfe hatten sie in Kopenhagen beizupacken ver- 
gessen! Am 12. erst konnten diese, wie es scheint mit einem 
anderen Schiffe nachgeschickt, der Versammlung vorgelegt 
werden; der Graf aber, welchem durch seine Vollmacht 
ausdificklich überlassen war, deren Dauer zu bestimmen, 
erklärte schon am 10. Juli mit Bezug auf diese Hemm- 
nisse ^: „nichts desto weniger springt in die Augen, dass 
diese Umstände die Verrichtungen der Versammlung er- 

St'iiu' Pr..tnl{,.ll.' ^u\,\ ifoilruckt unter dem Titel; Tidindi fra 
i^üöfinuli I^li'iidiii.ua, ariö lö51; Keykjavik, 1851. 
yiclio dieselhf a. a. 0., »S. 54Ü— 543. . 
2) A. a. 0., IS. 11. 
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beblich verzügeni müssen, und ich vennag hierbei nur die 
Eemerkimg zu machen, dass ich hierauf vollstaadig Rück- 
sicht nehmen werde, wenn ich bestimme wie lange die • 
Yersammhms: währen soll.'* — Bereits in ihrer zweiten 
Sitzung, Montag den 7. Juli, hatte die Versammlung in- 
zwischen einen Ausschnss gewählt um eine Geschäftsordnung 
zu entwerfen. Am 11. Juli hatte dieser seinen Entwurf 
vorgelegt und die erste Verhandlung desselben stattgefun- 
den; am 12. war diese fortgesetzt, und Montag den 
14. sodann zur zweiten Verhandlung übergenau sren wor- 
den, und am 15. erfolgte die Annahme der Geschäfts- 
ordnung, sowie die definitive Wahl der Beamten der Ver- 
sammlung auf Grund derselben. Indessen hatte man 
bereits am Tage \ürher trotz der entfregenstehenden for- 
mellen Bedenken im Interesse möglichster Beschleunigung 
der Verhandlungen auf Grund eben dieser, wiewohl noch 
nicht formlich angenommenen Geschäftsordnung die Ab- 
theilungen gebildet, in welchen die Kegierungsvoriageü 
zunächst zu berathen waren. Dieser Vorlagen waren aber 
drei: ein Gesetzentwurf über einige Bestimmungen bezüg- 
lich des Handels und der Schifffahrt auf Island, ein 
zweiter über Islands verfassungsmässige Stellung im Beiche 
und über die Reichstags wählen auf Island, endlich ein 
dritter über die Wahlen zum Abling. Man beschloss zu- 
erst das Handelsgesetz vorzunehmen. Am 18. Juli ( lioli^te 
die erste Verhandlung über dasselbe und die Wahl des 
Ausschusses, am 31. erstattete dieser seinen Bericht, 
welchem sofort die zweite Verhandlung folgte, und diese 
setzte sich am 1., 2. und 4. August fort; am 6. August 



üigiiized by Google 



120 Islands Verfassimgskampf gegen Dänemark. 

endlich schritt man zur tiritten und letzten Verhandlung, 
welche mit der Annahme eines wesentlich imigearbeitetea 
Entwurfes sehloss. An zweiter Stelle griff man das Ver- 
fassnngsgesetz an; am 21. Jnli fand die erste Verhandlting- 
statt und die Wahl eines Ausschusses, dessen Bericht 
vom 4. August datirt ist. Das Gesetz endlich über die 
Aldingswahlen kam am 24. Juli zur ersten Verhandlung, 
und der Bericht des an eben diesem Tage niedergesetzten 
Ausschusses ist vom 9. August datirt. Weiter als bis zu 
dem l^ezeiehneten Stadium gediehen indessen beide Ge- 
setzentwürfe nicht, und zwar in Folge des Conflictes, 
welcher sich in Bezug auf sie zwischen dem Standpunkte 
der Begierung und dem der Versammlung ergab. 

Bereits der Gresetzentwurf über die Aldingswahlen ^) 
war von der Versammlung sehr ungünstig aufgenom- 
men worden. £ine Jäeihe illiberaler Bestimmungen des- 
selben, zumal die Bindung der WablfShigkeit an einen 
Census und die Ernennung eines Theils der Dingleute 
durch den König, fand sowohl bei der ersten Ver- 
handlung in der Versammlung als innerhalb des Aus- 
schusses einhelligen Widerstand, und wenn zwar in dem 
letzteren einer Mehrheit von 8 Mitgliedern das neunte als 
Minderheit entgegentrat, so wich doch das Minontatsg^t- 
achten nicht weniger als das der Majorität in allen wich- 
tigen Punkten von der Kegierungsvorlage ab*). Weit 
schärfer noch trat aber der Gegensatz zwischen dem W^illen 

1) Siehe denselbon a. a. 0., S. 482—87. 

2) Da5 Gutachten dor Mehrheit dos Ausschusses siehe a. a. 0. 
S. 526—35, das der Minderheit S. 536—39. 
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der Regierung und dein der Ver>aiiinihini? hervor hinsicht- 
lich . des Verfassungsf^esetzes, und hier musste derselbe 
überdies eine politisch ungleich wichtigere Bedeutung ge- • 
Winnen. — Die Regierungsvorlage, aus dem Gesetzentwürfe 
selbst, dem anhangsweise beigegebenen Dänischen (irund- 
gesetze, endlich ausführlichen Motiven bestehend^), sucht 
zonächst in ihrem letzten Abschnitte den Oesichtspunkt 
Icstzustellen, von welchem 1mm der Behandlung des ge- 
sanimten Gesetzprojectes auszugehen sei. Mit Kücksicht 
auf die Vorgänge, in Folge deren die Versammlung ein- 
berufen worden sei, habe dieselbe erstens über den Gesetz- 
entwurf ihr Gutachten abzugeben, weicher des Landes ver- 
fassungsmässige Stellung im Keiche mit Rücksicht auf 
dessen besondere Verhältnisse bestimme, zweitens aber 
auch die in § 18 und 37 des Reichs Wahlgesetzes vorbe- 
halteneu Nonueu über die Beichstagswahlen auf Island 
ihrer Berathung zu unterziehen. In der ersieren Hinsicht 
werden aber sofort der Debatte die engsten Grenzen ge- 
zogen, indem es w^Ortlich heisst: „Nachdem das Königs- 
gesetz, zumal im § 19, sammt dem Patente vom 4. Sep- 
tember 1709, mittelst dessen das Eönigsgesetz publicirt 
wurde, direct ausgesprochen haben, dass Island ein Theil 
des Eeichs sei, so dass diess nicht zum Gegenstande der 
Verhandlung werden kann, und nachdem der König durch 
die Bestäubung des Grundgesetzes eine volkstluiiiiliche 
Verfassung innerhalb der Grenzen bewilligt hat, welche 
durch das KOnigsgesetz gezogen sind, so kann nun zum 



») A. a. 0., b. 427— 4S, S. 444—61 uud b. 462—81. 
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Gegenstände der Debatte nur das gemacht werden, auf 

welche NVeise es wegen der besonderen Verhältnisse Islands 
nothig sei dessen Stellung naher zu bestimmen, damit die 
neue Verfassung welche mit dem Grundgesetze gegeben 
ist daselbst v(»lle (idtung erlaneren könne*'. Weiterhin 
wird Südann erörtert, dass in dem Grundgesetze zwar ein- 
zelne Bestinmiungen enthalten seien, welche sich auf 
Rechtsverhältnisse beziehen welche Island Nichts angehen 
und eine Reihe anderer welche daselbst der Natur des 
Landes nach nicht angewendet werden können'); aber 
bezüglich jener ersteren sei klar, dass man sie aus dem 
Gesetze nicht zu entfernen brauche, und nicht minder 
leuchte ein, dass letztere iu einer Weise zu verstehen 
seien „dass man nicht fordern darf dass sie geradezu dem 
Wortlaute nach befolgt werden, sowie es klar vorliegt 
dass dies in kemer Weise geschehen kann". „Der Regie- 
rung erschien es darum unthunlich, die einzehien Bestim- 



') Als Beispiel wird § 98 angeführt, w elcher die Errichtung von 
Lohen, Stammgütem und Familienfideicommisseu verbietet, und ein | 
Gesetz ziir B<«seitiguug der vorhandenen zusagt. 

Z. B. § 85, nach welchem joder Verhaftete bhinen 24 Stunden 
vor oinon Kichter gestellt, und binnen 3 Tagen entlassen oder durch 
richterlielios Decret weiterer Haft unterstellt werden soll; ferner § 90, 
wi'lcher für die Kinder armer Eltern uncntj^^eltüchen Unterrieht in 
der Volksschub' gewährt, — Es iri»'l»t auf Island keine Volksschulen, j 
und sit» sind daselbst hei dem treulichen Zustande der häuslichen | 
Erziehung überflüssig: die Stellung vor Gericht binnen 24 Stunden i 
ist bei einem Lando. das auf mehr als 1.800 □ Meilen nur IH Ge- 
richtsbüzirke . mit Kinzelnrichtern an der Spitze, kennt und \on 
Wegen, Brücken und dergk so gut wie [Nichts weiss, ein Ding der 
Unmöglichkeit! 
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miiiigeu des Grundgesetzes vorzunehiiieii imd nach deu 
Bedttrfiussen Islands umzugestalten, und sie hat darum 
Yoigezogen das Grundgesetz daselbst Geltung erlangen zu 
lassen, und nur die Bestimmungen beizufügen, welche 
durch des Landes Entfernung und bisherige Stellung voll- 
kommen begründet sind**. Die Bestimmungen, welche 
Islands Stellung zum Reiche ordnen soUen, enthalten die 
§ 1—10 des Entwurfes. Dabei verstehe sich von selbst, 
dass alle Angelegenheiten welche Island nur als Theil des 
Reiches betreffen, unter die oberste Reichsregierung ge- 
hören, und demnach soweit es sich um die Gesetzgebung 
handle unter den König im Verein mit dem Reichstage: 
„diese Gewalt mfisste der Reichstag haben, gleichyiel 
ob die Isländer auf demselben Vertreter hätten 
oder nicht; aber die Billigkeit scheint doch zu gebieten, 
dass den Isländern die Möglichkeit geboten werde Tom 
Volke gewählte Männer zum Reichstage zu senden wie 
dies anderen Bezirken des Keiclies zusteht, und dass die 
Zahl dieser Vertreter im Verhältnisse zu der Volkszahl 
.bestimmt werde, wie solches im Grundgesetze angenom- 
men ist". Denifreniüss enthalten die §§ 11 — 60 di-s Ent- 
wurfes Bestimmiiimt n ül)er die Wahlen zum Landsdinge 
sowohl als zum Volksdinge. Der Inhalt aber des Gesetz- 
entwurfes selbst, welcher Island durchaus als einen Theil 
von Dänemark bezeichnet, ist seinen wesentlichen Grund- 
zttgen nach folgender. § 1 : , JDas Grundgesetz des König- 
leichs Dänemark vom 5. Juni 1849, welches diesem Ge- 
setze beigelegt ist, soll auf Island Geltung haben''; jedoch 
vorbehaltlich der im Folgenden zu statuirenden Ausnahmen. 
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§ 2: „In den Anijelegeiiheiteü welche ausschliesslich Is- 
land für sich betreit'eu", soll die gesetzgebende Gewalt des 
Königs, welcher aber auch hier durch seine verantwort- 
lichen Minister zu handeln hat, iiielit an die Mitwirkung 
des fieichstages gebunden sein, vielmehr ausgeübt werden 
^mit der Mitwirkung Seitens des Aldings, welche diesem 
jetzt Terliehen ist oder später verliehen werden kann"; die 
Motive betrachten dabei indessi'ii als selbstverständlich, 
dass jene Verantwortlichkeit der Minister nur dem Kelchs* 
tage, nicht aber dem Aldinge gegenüber bestehe. „Zu 
diesen Angelegcnliritcn sdlh-n gehören: 1. die Gerichtsver- 
fassung imd das Verfahren, soweit nicht das oberste Ge- 
richt in Frage ist; 2. das Frivatrecht, soweit es sich nicht 
um gesetzliche Anwendbarkeit ausserhalb Islands handelt >); 
3. Vergehen und Strafen, wenn das Vergehen nicht gegen 
die Eeichsregierung oder den frieden -der Volksgenossen- 
schaft gerichtet ist; 4. die kirchlichen Angelegenheiten 
auf Island seihst, innerhallt der Kchranken, welche für die 
Gesetzgebung hierüber durch Kirchenveifassungägeäetze ge- 
- zogen werden können, wie sie in ihren einzelnen Punkten, . 
nachdem das Alding sein Gutachten über dieselben abge- 
geben haben wird, für Island gestaltet sein mögen; 5. die 
Angelegenheiten, welche die Erziehung und Bildung be- 
treffen, mit Ausnahme der gelehrten Schulbildung; 6. Ge- 
meindesachen, Annenwesen und die Einrichtungen im 
Lande, weiche auf das allgemeine VVohl abzielen, z. B. 



V) AU Beispiele einer solchen Ausnahme führen die Motive die 
ikstimmuugeu über die Volljährigkeit au. 
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der Posteiilciüt nn Laiidf. die Wep^e, die Gesundheitspolizei 
und der Zustaud der »Spitäler, so auch die Erwerbswege 
im Lande, insoweit diess nicht des Beiehs gemeinen 
Nützen oder die Majestftt des Reiches betrifft^); 7. die 
innere Landesregierung in den Augelegenheiteii welche 
oben genannt wnrden, soweit dadurch nicht der Verband 
mit der allgemeinen Beichsregierung betroffen wird; 
8. Die Einnahmen und Ausgaben welche ausschliesslich 
Island selbst betreffen, und zu der Landeskasse für Island 
besonders gelegt sind, nach dem was im § 6 und 7 hier 
unten bestimmt ist". § 3: „Entsteht dartlber Streit, in 
welchen Angelegenheiten die gesetsgebende Gewalt nach 
§ 2 des Grundgesetzes und in welchem nach § 2 dieses 
Gesetzes geflbt werden solle, so soll die gesetzgebende 
Gewalt des Kelches hierüber nöthigenfalls entscheiden*^ 
Weiterhin wird, § 4 — 7, eine Scheidung zwischen einer 
Beiehs- und Landeslcasse aufgestellt In die Beichskasse 
sollen alle indirecten Abgaben lliessen, welche in Island 
hergebracht seien oder später noch gesetzlich eingeführt 
werden sollten, also z. B. die Erbschaftssteuer und Grund- 
besitzreräusserungstaxe, die Schiff- und Handelsgelder, die 
Taxen für Dispensationen und Privilegien, u. dgl. m,; 
femer die Bangsteuer und die Einkünfte aus den Kron- 
gUtem;- Uberdies sei an die Beichskasse auch der Aufwand 
des Aldings zu vergüten, welchen sie bisher vorgeschossen 
liabe, sowie alles was sie etwa sonst noch rechtlich zu 



^) Als einen AusnahmslEiall führen die Motive beispiebweise die, 
in laUnd sehr erhebliche, atuländiache Fischerei an. 



biyiiizeü by Google 



126 Islands Verfafisangskampf gegen D&nemark. 

fordern habe. Andererseits sollen ans derselben Gehalt 
und Pension der Amtleute und der Mitglieder des Ober- 

landesgtTU hts, des Bischofs, des Laudvogts, der Lehrer 
bei den gelehrten Schulen und des oder der Beamten be- 
zahlt werden, welche die Einkünfte der Beichakasse er- 
heben; ebenso die übrigen Ausgaben auf die gelehrten 
Schulen, sowie die Kosten der Besendung des Keichstages 
und der Postverbindung Islands mit Dänemark. In die 
neu zu stiftende Landeskasse dagegen sollen die bisher 
üblichen oder später aulzulegenden directen Steuern mit 
Ausnahme der Bangsteuer fliessen, also die Abgaben der 
Sysselmänner und die Einkünfte aus den unter Verwaltung 
stehenden Bezirke, der Ivcinigszehnt, Lögmannszoll und 
Lögdingschreiberlohn; femer die köngl. Einkünfte aus dem 
Strandreohte und die bisherigen Einkünfte der Amtsrepar- 
titionskasse, wogegen auch deren Ausgaben zu übemebmein 
wären; Beides jedoch nur für den Fall dass die Amtmanns- 
stellen auf der Insel abgeschafft werden sollten; weiter die 
Einkünfte der Spitaler und die TJeberschusse des Polizei- 
fonds, enzlich die Ueberreste der Collectgelder und der 
Ersatz für die Mehlbussgelder, erstere nach den Motiven 
noch 14,265 Rthlr. betragend, letztere in einer jahrlichen 
Zahlung von 300 Thlr. für Pulver, Unterstützung des 
Gartenbaues und der (je werbe, u. dgl. m. bestehend^). 

^) Iq den Jahren 1788 und 1784 hatten ynlkaiiisehe Anehrfidie 
und Erdbeben einen ansehnlichen Theil von bland Cde gelegt; zur 
Unterstützung der Nothleidenden wnzde in der gesammten Monarchie 
eine Collecte eiöffiiet, welche mehr als 40,000 Bthhr. embraefate. Aber 
nicht der vierte Theü dieser Summe wurde zu dem Zwecke verwende^ 



Digitized by Google 



Islands Verfiissimgskampf gegen Dänemark. 127 

Andererseits hat die Landeskasse die durch das Alding und 
die innere Laudesregierung veranlassten Ausgaben zu 
tragen, soweit solche nicht etwa nach dem Obigen der 
Reichskasse überwiesen sind, sowie mit demselben Vor- 
behalte auch die Pensionen der pensionsberechtigten Be- 
amten. Die Motive bemerken zu diesen Bestimmungen, 
dass die Sondenmg der Landeskasse von der Beichskasse 
zwar an sich in der Art erfolgen könnte, dass Island nach 
Verhältniüs seiner Voikszahl und seiner ^'ernlögenszustände 
eine bestimmte Summe an das Reich zahle, welche Seitens 
des Landes auf Grund eines besonderen Stenergesetzes zu 
erbringen wäre. Allein es sei schwer, vielleicht unmög- 
lich, für die Beisteuer Islands die richtige Yerhältniss- 
zahl zu finden, und passe überdies eine derartige Bestim- 
mung nicht auf das Verhältniss eines einzelnen Landes- 
theils zum Beiche ; ausserdem würde zulolge anderweitiger 
Yerfassungsgrundsätze dennoch fast die ganze indirecte 



zu weichten er ir»'t,'oben war; der Uelx-rrest wurdo von der R'^frit^rung 
auf Konto aiiSLTothan. und mitteLst eines unorhörten Missbrauclies des 
in ihre ilhreiihattigkeit Lrosi-t/tcn Vertrauens zu den verschiiMlensteu 
Ausgaben, z. B. zur Deckung der Kosten der Küstenvexmessung, ver- 
wendet. Yergl. Magnus St^^phensen, Island i det attende Aarhundrede; 
Kjöbenh. 1808, S. 290— 2lH. Im Jahre 1768 sandte ferner die mit 
dem Isländischen Handel belieliene Allgemeine Handelscompagnie ge- 
suiidlit'itsschädliches Mehl naeh der Insel, und wurde dafür durch 
Coiumissionsspruch vom 8. Februar 1772 in eine Busse von 4400 Kthlr. 
LTeTiommen. Aber auch diese (i«'ldor wurden nicht zu dem Zwecke 
verwendet, zu dem sie ursprün<^lich bestimmt gewesen waren. Vorgl. 
Olav Stepht'ust'n, Kort Underretniuu: om den Islandsko Handels Förelso; 
Kjübenh. 17UÖ, iS. 28—30. Vergl. überdies auch felagsrit, 1850, 
S. 64—67. 
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BesteueninjGr der Competenz des Reichstages zufallen. 
Damm erscheine es zweckmässig, beiden Kassen gesonderte 
Einnahinsquellen zuzaweisen, und dabei die Scheidung der 
directen ond indirecten Stenern zn Grande zn legen, doch 
so dass die Rangsteuer den letzteren folge; bei der Gre- 
ringfOgigkeit aber der hiernach dem Beiche zufallenden 
Bezfige sei es nothwendig ihm die Ertragnisse der Domä- 
nen zuzulegen. Allerdings stammen diese grösstentheils 
von kirchlichen Stiftungen her: aber dasselbe sei fast in 
allen protestantischen Ländern der Fall und zumal auch 
in Dänemark. Ueberdiess sei nicht zu übersehen, dass 
die Finanzen Islands zur Zeit nur einen Theil der allge- 
meinen Beichsfinanzen bilden, und somit die Insel durch 
die Neuerung sehr an Selbstständigkeit gewinne, während 
zugleich deren Vertretung am Reichstage ihren Interessen 
eine weitere Gewähr biete; ja es sei jenes Zugeständniss 
der eigenen Bewilligung directer Steuern so wichtig, dass 
es sich nur durch die Uiiniu<;lichkeit rechtfertigen lasse, 
dass der Reichstag die Wirkungen ermesse, welche diese 
oder jene Steuer auf Island äussern werde. Der König 
verspricht ferner. § 8, keine neuen Ausgaben auf die 
Landeskasse legen, noch die bestehenden erhohen, jioch 
auch neue oder erhöhte Steuern derselben zuweisen zu 
wollen ausser mit Zustimmung des Aldings; die Motive 
heben hervor, dass damit Alles gewährt sei, was sich ge- 
währen lasse ohne des Landes Verbindung mit Dänemark 
zu lösen, und dass der Natur der Sache nach das Steuer- . 
verwilligungsrecht des Aldings nicht so weit reichen könne 
wie das des Reichstages, zumal da das Ministerium nur 
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diesem letzterem verantwortlich sei. Xach § 9 soll dnrcli 
ein eigenes Gesetz bestimmt werden, welche Gewalt dem 
Aldinge hinsichtlich der hohem Leitung der isländischen 
Angelegenheiten verliehen werde, gemäss dem was hin- 
sichtlich der hohem Bezii-ksre^ierung- in Dänemark be- 
stiiDint werden mOge; die Motive stellen dabei dem AI- 
ding neben der Legislation auch einigen Antheil an der 
Administration in Aussicht, z. B. hinsichtlich der Prllfung 
von Bechuungen, u. dgL Der König verspricht femer, 
§ 10, wenn dem Beichstage Vorschläge zur Veränderung 
för Island a^lltiger Gesetze wegen der Verbindung vor- 
gelegt werden, in welcher die Sache mit dem genieineu 
Nutzen des Reiches steht, hierüber zwar das Gutachten 
des Aldings einzuholen, „insoweit dies geschehen kann'S 
und die Motive bemerken ausdrücklich, dass ein schranken- 
loses Versprechen in dieser Beziehung nicht gegeben 
werden könne. Endlich sollen die Isländer nach § 11 
zum Volksdinge der Dänen 4, zum Landsdinge aber 
2 Männer wählen, und die folgenden Paragraj)hen ent- 
halten die näheren Bestimmungen über die Wahlen zu 
beiden Kammern. 

So die Vorlage der Regierung. Der erste Blick zeigt, 
dass diese zunächst in formeller Beziehung einer Eeihe 
von Bedenken unterliegt. Es wird davon ausgegangen, 
dass bereits das Königsgesetz Island zu einem Tlieile von 
Dänemark gemacht, und dass die königl. Genehmigung 
des Grundgesetzes nur dem durch jenes geschaffenen Ein- 
lieitsstaat eine constitutionelle Verfassung gewährt habe, 

Kanrer, Zar poUtiMhen Oesebielite Islaads. 9 
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ohne dessen äusseren Bestand und ümfimg zn ändern; 

dass feriHT dieses Grundgesetz ohne irgend welchen 
Vorbehalt zu Gunsten der Insel vereinbart wordeu sei. 
Der Schluss, welcher aus diesen Vordersätzen zu 
ziehen wäre, müsste, so scheint es, der sein, dass das 
dänische Grundgesetz durch die erlangte ivoüigl. ünter- 
schriffc eo ipso auch für Island verbindlich geworden, and 
dass somit nur noch in Bezng auf die Folgerungen, 
welche aus demselben hinsichtlich der Organisation der 
Insel selbst zu ziehen wären, eine gesetzliche Feststellung 
unter Mitwirkung des Aldings nöthig und zulässig sei. 
Dieser Schluss wird denn auch insofern anerkannt, als 
die Regierung keinerlei Modilicationen des Grundgesetzes 
zulassen wollte, als sie femer auf Grund desselben den 
dänischen Beichstag ohneweiters über isländische Angelegen- 
heiten und zumal über das Budget der Insel verhandeln 
Hess, und geradezu aussprach, dass er hiezu competent 
sei, gleichviel ob Island auf demselben vertreten sei oder 
nicht. Andererseits aber stand dieser Auffassung nicht 
nur die königL Zusage vom 23. September 1848 absolut 
entgegen, auf welche doch ausdrucklich Bezug genommen 
wurde, sondern auch die weitere Thatsache, dass man 
das Grmidgesetz auf Island nicht publicirt hatte und ilber 
dessen Publication dem Aldinge erst noch eine Vorlage 
zu machen für nöthig hielt. So lag demnach in dem Ver- 
fahren der Regierung von vornherein ein unlösbarer 
Widerspruch begründet, der wohl nur daraus zu erklären 
ist, dass man die im Herbste 1848 gegebene Zusage im 
Frühjahr 1851 bereits wieder bereute, und hinsichtlich 
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der Heilighaltim^» eines Köniqfswortes Island gegenüber 
eben so wenig Gewissensscrupel hatte, wie gegentlber den 
Heizogthümem. — Abgesehen aber von dieser Inconsequenz 
in der Haltung der Regierung waren auch die Prämissen 
falsch, von welchen dieselbe ausging, und die Ergebnisse 
unerträglich, zu welchen deren folgerichtige Anwendung 
führen musste. Von Norwegen ans bevölkert, hatte Island 
nahezu 4 Jahrhunderte lang eine selbstständige Kepublik 
gebildet. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
hatte sich die Insel sodann den Norwegischen Königen unter- 
worfen; aber freiwillig und gegen bestimmte Bedingungen, 
welche die vollkommenste staatliche Selbstständigkeit 
Norwegen gegenüber trotz der Gremeinsamkeit des Königs 
wahrten. Allerdings waren diese Bedingungen von den 
Königen keineswegs ihrem vollen Unil'aiige nach gehalten 
worden; die Abgelegenheit, schwache Bevölkerung und 
geringe politische Bedeutung der Insel hatte viehnehr in 
den gemeinsamen Angelegenheiten die Gleichberechtigung 
derselben neben den Hauptlanden des Königs ziemlich 
zurücktreten, die Leitung ihrer obersten Regierung viel- 
fach zu einem Nebengeschäfte der am Eönigshofe ohnehin 
schon bediensteton Centraibeamten werden, auch wohl 
sonst oft genug Eingriffe in die verbriette]i Privilegien des 
Landes vorkommen lassen. Aber bei jedem Thronwechsel 
und bei mancher anderen Gelegenheit waren doch fort- 
während die alten Freiheiten bestätigt, und die Huldigung 
des Landes war jederzeit besonders entgegen genommen 
worden; in Gesetzgebung und SteuerverfiEtösung, Gerichts- 
wesen und Administration hatte Island lörtwähreud seine 

9* 
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Selbstständigkeit bebaupti t, and wenn zwar auch in diesen 

Beziehungen ein Einlluss des Norwegischen, und später 
des Dftnischen Kechtes sich geltend gemacht hatte, so 
war dies doch zunächst nur auf dem Wege der Praxis 
geschehen und in einer Weise, welche mit der Keceptioii 
des Römischen Hechts in Ueutschhind eine schlagende 
Aehnlichkeit zeigt. So hatte die Sache im Wesentlichen 
nach wie vor der Kalmarer Union gestanden, durch welche 
Norwegen sammt Island in festere Verbindung zu Däne- 
mark getreten war; die sogenannte Incorporation Norwegens 
in Dänemark durch EOnig Christian m. (1537), an sich 
ein Act widerrechtlicher Gewalt, erstreckte niemals ihre 
Wirkungen auf Island, und nahezu dasselbe ist von der 
Souverfinetätserklärung zu behaupten, sammt der Legis- 
lation, welche an diese sich anschloss. Für Dänemark 
hatte diese (1660) eine zweif-ielie Bedeutung gehabt; bis- 
her ein Wahlreich, wurde dasselbe nunmehr ein Erbreicb, 
und an die Stelle der bisherigen beschränkten Monarchie 
trat fortan der Absolutismus. Für Island wie für Nor- 
wegen fiel die erstere Folge weg, da die Erblichkeit der 
Krone in beiden Landen längst feststand, der letzteren 
dagegen war man keineswegs gewillt sich zu unterwerfen; 
nur gegen die ausdrückliche Versicherung, dass in Recht 
und Verfassung des Landes dadurch Nichts geändert werden 
solle, Hess sich schliesslich eine zu Eöpavogr gehaltene 
Versammlung herbei, die ihr vorgelegte Acte zu unterzeich- 
nen. Das Königsgesetz vollends vom 14. November 1665, 
sowie dessen Publicationspatent vom 4. September 1709 
waren auf Island nie publicirt worden, und hatten dem- 
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nach reclitlielie Geltung für die Insel nie erlangt. In der 
That war die Stellung der Insel nach wie vor wesentlich 
dieselbe geblieben. Sie hatte ihre eigenen Gesetze, Ter- 
schieden von den Norwegischen sowohl als den Dänischen, 
und wenn zwar durch Rescript vom 2. Mai 1732 und 
vom 19. Februar 1734 bestimmt wurde, dass man bis 
auf Weiteres in Bezog auf das gerichtliche Verfahren, 
dann die Todtschlags- und Diebstahlssachen die Vurschrif- 
teu des Norwegischen Rechtes befolgen solle so wurde 
dabei doch ansdrücldieh die Geltung des einheimischen 
Rechts in allen anderen Beziehungen gewahrt, und sollte 
überdies jene, durch die gar zu altcrthünilichen Satzungen 
des Islandischen Gesetzbuches (der Jonsbök) gerechtfertigte 
Yorschrift nur in so lange gelten, als man nicht eine den 
Zeitverhältnissen entsprechendere einheimische Legislation 
zu Stande bringen würde. Allerdings kam die Mitwirkung 
des Aldings bei der Gesetzgebung seit dem Beginne des 
18. Jahrhunderts allmälig ab; aber nach wie vor galt 
wenigstens die gesonderte Pubiication in Island für alle 
Gesetze als nothwendig, welche dort Geltung erlangen 
sollten, und als durch Verordnung vom 11. Juli 1800*) 
das Alding nach nahezu 9ü0jährigem Bestände abgeschattt 
wurde, erfolgte dieselbe durch das Landesobergericht, 
welches an dessen Stelle trat. Die Gerichtsverfassung blieb 
wesentlich die alte, von der Norwegischen wie Dänischen 
sehr verschiedene, nur dass der Zug an das höchste Ge- 



Vergl. Lovsamlmg for Island, ü, Ö. 137—140 und S. 17Ü— 171. 
«) Ebenda, VI, S. 465—473. 



Digitized by Google 



Ulands Verfassimgbkampf gegeu Duueiuark. 

rieht in Koponhagon allmählij? durch die Praxis eingeführt 
wurde; ebenso war das Abgabeuwesen und die gesammte 
Verwaltung, soweit eine solche auf der Insel selbst bestand, 
nach wie vor eigenthümlich gestaltet. Nur hinsichtlich 
der obersten Leitung der Isländischen Angelegenheiten 
galt ein Anderes, sofeme diese, wenigstens grossentheils, 
an die Dänische Kanzlei nnd die Rentebunmer gewiesen, 
tind dabei bald mit den Nurwetrischen, bald mit den 
Coloiüalsachen , bald mit den Angelegenheiten von Thrond- 
heim oder Seeland zusammengeworfen wurden, wie solches 
eben die Geschaftsrepartition mit sich brachte. So war 
auch die Amtssprache auf der Insel selbst fortwährend 
die einheimische, wenigstens insoweit die Beziehimgen mit 
den Untergebenen in Frage standen, während die Beamten 
unter sich und im Verkehre mit den Centralstellen 
Dänisch schrieben; alle wichtigeren Gesetze und Ver- 
ordnungen wurden in Isländischer Sprache ausgegeben, 
und durch eine Reihe von Verordnungen Avurde fest- 
gesetzt, dass alle, oder doch diejeuigen gesetzlichen 
Bestimmungen, deren allgemeine Eenntniss nöthig er- 
scheine, in beiden Sprachen veröffentlicht werden soll- 
ten In allen wesentlichen Punkten stand demnach die 
Selbstständigkeit der Insel nach wie vor fest. Der factisch 
auch in Bezug auf sie sich geltend machende Absolutisp 
mus hatte zwar den Verlust der Volksvertretung im Laude 



^ KanzleLsebroiben vom 26. Mai 1792, a. a. 0.. VI. 8. 15--10, 
und vom 2. Au^rust 1800, ebenda, 8. 481—482; Verordnung vom 
21. December 1831, ebenda, IX, Ö. 817—836. 
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zur Folge gehabt und eine YeTmischunj^ der obersten 

Leitung seiner Angelegenheiten mit tler anderer Theile 
der Gesammtmonarchie ; die gesonderte Stellung desselben 
war überdies eine unklarere geworden, so dass Island bald 
selbstständig neben Dänemark und Norweiren nuf<?ef(lhrt, 
oder zu den Reichen oder Landen des Königs gezählt, 
bald als ein Norwegisches Schutzland, eine Colonie oder 
ein „Beiland" bezeichnet wurde. Aber diese Unklarheit 
konnte den Kechteji des Landes Nichts vergeben, und 
jene Veränderungen betrafen zwar das Yerhältniss des 
Königs zu seinen Isländischen ünterthanen, Hessen aber 
die Beziehniip n Islands zu Dänemark oder an(b'ren Theilen 
der Gesammtmonarchie unverändert. Unverstäncüg ist es, 
eine solche Veränderung auf Art 19 des KOnigsgesetzes 
zurückfahren zu wollen; dieser fahrt innerhalb des regie- 
renden Hauses die üutheiibarkeit und einheitliche Erbfolge 
em, die Beziehungen aber der einzelnen Lande des Königs 
zu einander lässt er unberührt, und kann somit in dieser 
Richtnnsr ganz abgesehen von der ilim mangelnden Gültig- 
keit für Island selbst aus materiellen Gründen nicht in 
Betracht kommen. Der Kieler Frieden vom 14. Januar 1814, 
welcher Norwegen an das Schwedische Regentenhaus ab- 
ti'at, Island dagegen bei dem Dänischen beliess, konnte 
der Natur der Sache nach ebensowenig eine solche Aende- 
rung bewirken; die Einführung dagegen berathender Pro- 
vincialstände hatte zwar zu einem Versuche der Incurpurirung 
Islands in Dänemark Veranlassung gegeben, aber derselbe 
erwies sich bald als unpraktisch und die WiederauMchtung 
des Aldings gab sogar der Selbstständigkeit des Landes 
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einen nenen Halt und zugleicli dessen nationalem GefQMe 

einen neuen Aufschwung. Aber auch die Vorgänge der 
Jahre 1848 — 49 waren nicht geeignet irgend welche Um- 
gestaltungen in der angegebenen Bichtung herbeizufohien. 
Dänisclierseits freilich lebte man mit der liebenswürdigsten 
Naivetiit des Glaul»«'ns, dass der Kunig seine bisherige 
absolute Gewalt ein^h in die Hände seiner Dänischen 
ünterthanen (richtiger noch vielleicht in die der Einwohner 
Kopenhagens) niedergelegt habe, und somit das Dänische 
Volk fortan mit gleich souveräner Willkür alle unter dem 
Soepter seines Monarchen vereinigten Lande zu regieren 
berufen sei, wie dies dieser Letztere zur Zeit des Absolu- 
tismus seinerseits gethan habe. Für den unverblendeten 
Beurtheiler dagegen musste eine solche Auffassung lächer- 
lich unstatthaft, musste insbesondere auch der Umstand 
völlig irrelevant erscheinen, dass der König dem Diinischen 
Grundgesetze seine Sanction ertheüte. Ehe dieses auch * 
nur im Entwürfe der Dänischen Eeichsversanunlung vor- 
gelegt worden war, hatte der König bereits Island gegen- 
über die feierliche Verptlichtung eingegangen, dass dessen 
Bestimmungen, soweit sie die Insel berührten, nicht ohne 
vorgängige Einvernehmung einer aus ihrer Wahl hervor- 
gegangenen Versammlung rechtsverl)in(llich werden sollten; 
hinsichtlich der Bedeutung jener Sancüon waren denmach, 
lange ehe sie ertheilt war, bereits Schranken gezogen, und 
die früher schon in Bezug genommenen Verliandlungen 
der Dänischen Eeichsversanimluug zeigen zu allem lieber- 
flusse, dass auch sie mit diesen Schranken bekannt und 
einverstanden war. Als eine wahre Ungeheuerlichkeit aber 
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nmss die Art bezi'iclun't werden, in welcher das Dilnisclie 
Grundgesetz eingeführt werden wollte. Uass eine ßeihe 
Ton Bestmunungen in demselben nicht etwa blos unpassend 
for Island, sondern daselbst unter keinerlei Umständen 
durchführbar war, wurde von der Kegieruiig selbst uiiuni- 
wunden zugestanden, nnd dennoch sollte das ganze Gesetz 
ohne Vorbehalt und ohne Modification rechtliche Geltung 
erlangen, und der Praxis einfach überlassen bleiben, das 
Unausführbare in demselben nach Belie])eu zu modificiren 
oder auch TöUig unausgefQhrt zu lassen! 

Einer so offenbaren Verhöhnung alles Rechtsgefühles 
uiusste die Isländische Volks verti'etung entgegen treten, 
wenn sie nicht, dass die Isländische Nation der Dänischen 
nnterthan sei, zugestehen, und damit Becht und Geschichte 
der Insel von der ältesten bis in die jüngste Zeit herab 
schnöde verläugnen wollte. Der Weg, welchen sie dabei 
einzuschlagen hatte, war ihr klar genug yorgezeiohnet. Sie 
musste daran festhalten, dass das Isländische Volksding 
des Jahres 1851 eine constituirende Versammlung genau 
in demselben Sinne sei, in welchem die Dänische Eeichs- 
versammlung der Jahre 49 dies gewesen war; sie 

durfte die Grundlage ihrer Berathungen, welche von der 
üegienmg octrojirt werden wollte, als den Bechten des 
Landes und der Zusage Tom 23. September 1848 nicht 
entsprechend nicht acceptiren; sie musste vielmehr die 
Kegierungsvorlage einschliesshch des Dänischen Gnmd- 
gesetzes lediglich als einen Vorschlag zu einer Ueberein- 
kunft behandeln, welchen sie ebensogut ablehnen oder 
durch Gegenvorschläge erwidern als annehmen konnte. 
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Die Isländische Vulksvertreluiig hat diese ihre Pflicht 
erfüllt. Bereits in der allgemeinen Debatte über den Ent- 
wurf wurde von den verschiedensten Seiten her die Ueber- 
zeugiing ausgesprochen, dass die Versammlung der Regie- 
rung gegenüber ganz dieselbe iStellung einnehme, welche 
seinerzeit unbestritten der Dänischen Reichsversammlung 
zugekommen sei, und dass man, ohne m das Dänische 
Gnnidgesetz sich zu binden, lediglich des eigenen Landes 
Recht und Nutzen vor Augen zu behalten habe. Nicht 
minder wurde die Berufung auf das Königsgesetz und auf 
die ohne Vorbehalt erfolgte Sanction des Grundgesetzes 
zurückgewiesen, und die Unzulässigkeit gesetziicher Bestim- 
mungen hervorgehoben, welche doch nach allgemeiner Ueber- 
zengimg als unausfQhrbar erschienen. Oder es wurde auf 
den Missbrauch aufmerksam gemacht, welchen man Dä- 
nischerseits mit dem Worte ,36ich'' treibe, das bald die 
Gesanmitmonarchie, bald wieder das. blosse Königreich 
bezeichnen solle: es wird die Unmöglichkeit dargelegt, eine 
Verlassung liir Island festzustellen, ehe man wisse, welches 
das Schicksal anderer Landestheüe der G^sammtmonarchie 
sein werde, und auseinandergesetzt, dass man nach dem 
zu Flensburg vorgelegten Entwürfe sogar Schleswig gün- 
stiger als Island zu behandeln beabsichtige, während doch 
in Wahrheit die rechtliche Stellung der Insel selbst der 
von Holstein oder L.menburcr vergleichbar sei^), u. dgl. m. 
Vergebens suchten einzelne der vom Könige ernannten 

' ! Vergl. z. B. die Kedcu von Sera Hannes Stopheusen, iSyssel- 
niann Kgtj:ort Briom, Jon Si.i^iirösson, Lehrer GisU Magnüssou, a. a. 0., 
S. 147-14Ö, 150-152, 155—157, 161—162. 
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Mitglieder die von der Regierung festgestellte Basis fest- 
zuhalten; so der damalige Assessor, jetzige Justitiarius iin 
Landesobeigerichte, PörÖr Jönassen, der doch, bezeichnend 
genug, selber zugestehen muss, dass weder das Königs- 
gesetz noch das Patent vom 4, September 1709 jemals 
auf Island publicirt worden sei^), — so Ftofessor Petur, 
welcher, die Nichtübereinstimmung der Vorlage mit den 
Wünschen des Landes bezeugend und tlie Rechtsfrage ab- 
sichtlich unerörtert lassend, aus Gründen der praktischen 
Zweckmässigkeit auf den Standpunkt der Regierang ein- 
gegangen wissen wilP). Zoniig ruft dem Letzteren ein 
vom Volke gewählter Dingmann entgegen, er müsse ver- 
gessen haben, dass er ein Isländer sei, denn kein wahrer 
Isländer würde so reden, wo es sich um des Landes 
heiligste Rechte handle! Vergebens tritt Graf Trampe 
selbst in die Schranken. Bei einer früheren Gelegenheit 
schon hatte dieser erklärt, dass die Versammlung keine 
beschliessende sei, sondem nur eine beratliende wie das 
Aldiiig seit 1843^); jetzt behauptete er, dass aus den 
in den Motiven zum Gesetzentwurfe angeführten Gründen 
die Frage gar nicht discutirt werden dürfe, ob Island ein 
Theil des „Reiches*' sei oder nicht. un<l ebensowenig die 
Gültigkeit des für das gesammte Reich erlassenen Grund- 
gesetzes, — er erinnerte demgemäss die Dingleute, an die 
Ton der Regierung gegebene Grundlage sich zu halten, 
und zumal sich zu hüten, dass nicht etwa das Ausschuss- 

A. a. O . S. ir.n— 154. 
A. a. U., S. 1G2-1Ö5. 
^) A. a. 0., iS. 71. 
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giitacliten auf eine andere Basis als diese gebaut werde 
3Iit scharfen Wort enentgegnete Dem der eben so charak- 
terfeste als verstandige Bauer Asgeirr Einarsson Ton EoUar 
IJarllames, dass die Isländer jederzeit ihrem Könige treu 
und frei von revolutionären Gelüsten gewesen seien, dass 
sie aber dafür vom Könige auch ihrerseits ihr Becht for- 
dern, und finden, man inuthe ihnen zuviel zu, wenn man 
von ihnen verlange, „sich der Abstininiung der Bauern an 
den Reichstagen der Dänen zu unterwerfen, welche wahr- 
scheinlich mit den meisten Zustanden der Islander wenig 
b*ekannt sind**, und die Sache wurde um Nichts besser^ 
wenn Jon SigurÖsson entgegnete; „ich fürchte nicht so 
sehr, dass die Bauern in Dänemark unserem Bechte zu 
nahe treten wollen; ich für memen Theil bin viel mehr 
bange vor den Professoren als vor den Bauern!"*) — War 
aber schon nach dieser vorläufigen Verhandlung ein Ein- 
gehen der Versammlung auf den Standpunkt der B^erung 
in keiner Weise zu erwarten, so war das Verhalten des 
von ihr niedergesetzten Ausschusses geeignet, jeden etwa 
noch in dieser Beziehung möglichen Zweifel vollends zu 
beseitigen. Der Ausschuss, in welchem doch 5 weltliche 
und 2 geistliche Biunite neben einem Gemeindevorsteher 
und einem einzigen amtlosen Abgeordneten, oder anders 
betrachtet neben 7 vom Volke gewählten auch 2 vom 
Könige ernannte Dingleute sasscn, spaltete sich aucli in 
dieser Frage wieder in eine Kleinheit und eine Minderheit, 



M A. a. 0., S. 152-153. 
S. 158-159. 
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und wiederum wird diese letztere lediglich von dem Con- 

ferenzrathe 5urÖr Sveinbjüriisson gebildet, währeud auf 
jener Seite neben den 7 vom Volke gewählten Abgeord- 
neten auch der trefiTliehe Propst S^ra Halldörr Jönsson 
steht. Das Gutachten der Ausschussiuebrheit ^) weist aber 
zunächst an der Hand der (leschichte nach, wie Island 
seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts ein freies 
ünionsland Norwegens, dann Dänemark gewesen sei. und 
diese seine Selbstständigkeit bis auf die neueste Zeit herab 
sich bewahrt habe. Erst seit dem März 1848 habe die 
Kegierung angefangen der Ansicht sich zuzuneigen, dass 
zwar die deutsclicn Uundeslande Holstein und Lauenl)urg 
eine besondere Regierung erhalten, dagegen Schleswig, die 
Färöer und Island mit dem Königreiche Dänemark ein 
eigenes Ganzes bilden sollten, welches man im Gegensatze 
zu dem auf Jütland und die Inseln beschränkten König- 
reiche seit der Dänischen Reichsyersammlung „das Eeich 
Dänemark^* zu nennen begonnen habe. Weil aber in dieser 
Versauinihing nur für das Königreich vom Volk gewählte 
Vertreter sassen, habe die Kegierung ausdrücklich erklärt, 
dass die derselben vorgelegten Gesetzentwürfe für Schles- 
wig und Island unter gegebenen Umständen nur proviso- 
rische (reltimg haben könnten, und auch der König habe 
beiden Theilen der Monarchie ihre Rechte vorbehalten. 
In der Tfaat könne der zu Becht bestehende Verfassungs- 
zustand legal nicht anders als durch einen Vertrag des 
Königs mit seinen Isländischen ünterthanen verändert 



») A. a. 0., S. 496-517. 
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werden, und von (lieseni Standpunkte jo^ehe denn auch 
nicht nur das Kescript \ oni 23. September 1848, soadem 
sogar die gegenwärtige Vorlage an die Versammlung aus, 
welche letztere ja gerade dazu berufen sei, um ihre Mei- 
nung daniher zu sagen , in wie weit das Dänische Grund- 
gesetz für die Insel Geltung erlangen solle. £s sei aber 
Alles darüber einig, dass der Entwurf sehr erheblicher 
Aenderungen bedürfe, und eui dreifacher Weg st^he offen 
• . solche durchzufuhren. Entweder nämlich könne man die 
nOtbigen Abänderungen, wie die Kegierung gethan habe, 
in einem eigenen Gesetzentwürfe zusammenstellen, und 
das Dänische Grundgesetz dann insoweit einfuhren als die- 
selben nicht reichen; oder man könne das Grundgesetz 
paragraphenweise durchgehen und amendiren; oder endlich 
es wäre dieses weder verändert noch unverändert anzu- 
nehmen, vielmehr nur über die Hauptbestimmungen des 
Entwurfes * oder die Grundregeln, welche sonst geei^et 
schienen, Islands Ter&ssungsmässige Stellung zu bestim- 
men, die eigene Meinung auszusprechen. Ein Ausschuss- 
mitglied habe den ersteren Weg gewählt; die Mehrheit 
aber könne sich nicht fOr die Annahme eines Gesetzes 
entscheiden, von dessen Bestiiinuuiigen viele das Land 
Nichts angehen, andere in ihm absolut unausführbar sind; 
jeder Willknrlichkeit würde durch ein solches Verfahren 
Thür und Thor geöfi&iet, und bei einem Verfessungsgesetze 
sei dergleichen am Wenigsten zulässig. Aber auch den 
zweiten Weg zu gehen sei nicht räthlich, da das Grund- 
gesetz, nur vom Königreiche Dänemark angenommen und 
vieles nur auf dieses Bezügliche enthaltend, voraussichtr 
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lieh die erheblichsten Aendernngen werde erleiden müssen, 
wenn es auf die übrigen Keichstheile mit erstreckt werden 
wolle, und da somit die gesammte Beichsverfassung noch 
darohaos in der Schwebe sei. Man wolle also den dritten 
und letzten Ausweg versuchen, und schlage demgemäss 
vor, die Versammlung möge dem § 1 des Entwurfes, 
welcher die Gteltong des Dänischen Gnmdgesetzes für Is- 
land ausspricht, ihre Zustimmung; versapren. Weiterhin 
wird sodann erörtert, dass die Besonderheit des Isländischen 
Landes nnd Volkes, nicht minder aber auch dessen recht- 
licher Anspruch auf volle Grleichstellung mit den anderen 
Haupttheileii der Monarchie sowie aul' durchgängige Selbst- 
ständigkeit seiner VerfsLssung ein Eingehen auf die in der 
Vorlage angebotenen Bedingungen nicht gestatte. Es wird 
speciell und unter Yenveisung auf die in Roeskilde ge- 
machten Erfahrungen auseinandergesetzt, dass eine Be- 
theiligung Islands an dem D&nischen Beichstage für die 
Insel aus den verschiedensten Gründen nur lästig, nicht 
vurtheühaft sein könne, und dass die Gleichstellung des 
Aldings mit diesem letzteren selbst durch die Conseqnenz 
firöheren Bescripten gegenüber gefordert werde; die Vor- 
lage sei in der That um so weniger gereclit fertigt, da die 
Kegierung gleichzeitig Schleswig bessere Bedingungen an- 
getragen habe, während doch klar sei, „das^ weder die 
alte Gnindlage der Verbindung Islands mit Dänemark, 
noch dessen Abstand und Entlegenheit, noch die früheren 
Zugeständnisse der Könige und Begierungen den entfern- 
testen Grund daför abgeben, dass die Gleichberechtigung 
Islands mit anderen Theilen der Monarchie irgend mehr 
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herabzudracken sei als die Schleswigs^^ Allerdings ge- 
stehe der Entwurf dem Aldinge in einigem TJmtoge be- 

schliessende Stimme zu. nämlich lünsiclitlich eines Theiles 
der Besteuerung; aber die Scheidung zwischen einer Beichs- 
casse und Landeseasse, wie sie die Begierung au^lle, und 
die Yertheilimg der directen und indirecttn Einkünfte unter 
beide sei ein Unding, und lediglich dazu erfunden, um 
Island als einen Bezirk Ton Dänemark zu behandeln, und 
dennoch scheinbar dessen gar zu gerechte Fordening nach 
einiger gesetzgebender Gewalt des Aldings befriedigen zu 
können. Klar sei, dass die Gesetzgebung in allen Ange- 
legenheiten, welche nicht den sämmtlichen Theilen der 
Monarchie gemeinsam seien, dem AhHnge im Verein mit 
dem Könige zustehen, nicht minder klar aber auch, dass 
die Organisation der Executive sowohl hiemit als mit der 
obersten Leitung aller gemeinsamen Angelegenheiten über- 
einstimmend pfeordnet werden müsse: der Entwurf aber 
ttberliefere die Insel hinsichtlich ihrer Legislative wie Exe- 
cutive statt des absoluten Monarchen lediglich einem 
Ministerium, welches der Dümsche Reichstag einsetze und 
welches nur diesem verantwortlich sei. Das einzig Yer- 
nOnftige sei, die gesetzgebende Gewalt völlig in die Hand 
des Königs und Aldings zu legen, die Executive aber in 
die Hand kuniglicher ßeamten im Lande selbst, welche 
Isländischer Geburt, und dem Lande wie dem Könige ver- 
antwortlich sein müssten. üeberdies müsse ein vom Könige 
ernannter BevulhnUchtigter des Landes bei Jenem l)estellt 
werden, um die Verbindung zwischen Land und König 
herzustellen, und m gemeinsamen Angelegenheiten neben 
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den Ministem der anderen Beichstheile im Staatsrathe zu 

sitzen; auch dieser müsse aber ein erebomer Isländer, und 
für seine Amtsführung v(!rantwortlich sein. Ferner müsse 
dem Aldinge auch die volle SteuerbewilUgong zustehen, 
ohne Üntersehied zwischen direeten und indirecten Steuern, 
und die freie Verfügung über alle EinnahnM ii und Aus- 
gaben des Landes; hiemach sowie zutbige der Verlegung 
der obersten Behörde ins Laad verstehe sich yollstftndige 
Trennung des Isländischen Budgets vom Dänischen von 
selbst, wie denn auch das erstere seit vielen Jahren vor- 
schriftsmässig in den Beichsrechnungen gesondert Torge- 
tragen worden sei. Hier entstehe dann allerdings die 
grosse Frage, ob Island ohne unerträgliche Erholiuiig der 
Steuem sich selber zu erhalten vermöge, während gleichr 
zeitig dessen Regierung weit theurer, und ein Beitrag zu 
den gemeinsamen Reichslasten zu übernehmen sein werde. 
Jetzt betragen die Einkünfte der Insel reichlich 22,000 Thlr.^); 
etwa 60,000 Thbr. worden aber erforderlich sein um die 
neuen Lasten mit zu Qberaehmen. Inzwischen lasse sich 
die Difterenz decken durch Heranziehung des bisher unbe- 
steuerten Besitzes zur Besteuerung, bessere Ausgleichung 
dieser mit Rücksicht auf das Vermögen, endlich einige 
Belastung des Handels, falls dieser, was denn doch ge- 
schehen müsse, demnächst völlig freigegeben werde. Die 
Forderungen, welche das Land für die verkauften bischöf- 
liehen Güter u. dgL an die Reichscasse zu machen habe, 

Im DjUiiachen FinansgesetKe fär das Etatsjahr 1858/59 sinid sie 
auf 82,478 Thlr. angesetit. 0er Dänische Beiehstbaler beträgt be* 
kaimtlich nicht ganz 1 fl. 19Vg kr. rhein. [■= 2 Wl 2B Fl]. 
M««r»r, Z«r poUtiieli«ft OMoUekte IsUads. 10 
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seien dabei noch nicht einmal gerechnet, und ausserdem 

würden die Kosten fui* das Land bei Annahme des Ent- 
wurfes sich nicht geringer stellen, da dem Reichstage mög- 
lich gemacht sei, das bezüglich Islands . unvermeidliche 
Deficit in der Reichscasse dun h höhere Besteuerung der 
Insel zu decken. Auch materiell erklärt sich somit die 
Ausschussmehrheit in allen Punkten gegen die Vorlage, 
welcher sie auch positiv einen neuen Entwurf entgegen- 
stellt, sammt km'zen Motiven: von ihm werden die Be- 
ziehungen Islands zu Dänemark nach den Grundsätzen 
der blossen Personalunion geregelt, während die Verfassung 
der Insel selbst in streng constitutionellem Siiiii» geordnet 
wird. — Demgegenüber führt nun der Conferenzrath PorÖr 
in seinem Minderheitsgutachten aus^), dass die Versammr 
lung zwar befugt sei die Vorlage im Einzelnen zu amen- 
diren, aber nicht die von der R<'iTi<'rung einmal gegebene 
Grundlage völlig zu verlassen. 4nch er kann das Verfahren 
nicht billigen, „welches die Regierung gewählt hat, um 
das Gnmdgesetz Dänemarks hier im Lande einzufüliren, 
welches völlig unähnlich ist dem Verfahren, welches lange 
Zeit hindurch bis jetzt bezüglich der Dänischen Gesetz- 
gebung eingehalten wurde, die hier mit Rechtsgültigkeit 
zu bekleiden war;" aber er ist auch mit dem von seineu 
Collegen betretenen Wege nicht zuMeden, und zieht vor 
die emzelnen Bestimmungen der Vorlage paragraphenweise 
zu priifen. und soweit uötliig zu ameudiren. Er will aber 
zunächst das Dänische Grundgesetz nur mit dem Beisatze 
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für geltend erklärt wissen: „soweit dies möjzlicli und nicht 
iu den folgenden Paragraphen eine Abänderung hievon 
getroffen ist'*. Femer soll der König bezüglich der Gesetz- 
gebung in spezifisch Isländischen Angeleorenheiten nicht 
durch ein Dänisches Ministerium, sondern durch eine im 
Lande selbst bestellte Behörde thätig werden; Competenz- 
Streitigkeiten aber zwischen dem Alding und dem Dänischen 
Reichstage in Bezug auf die Gesetzgebung soll zuerst eine 
beiderseits zu gleichen Halfben besetzte Commission zu 
vermitteln suchen, eventaell aber der König mit seinem 
Staatsrathe entscheiden. Die Aufleprung neuer SteueiTi fur 
die Reichscasse durch den Keichstag soll an die Zustim- 
mung des Aldings gebunden sein, im VerweigerungsMle 
aber wieder das obige Yerföhren eintreten. Die Vergleichung 
der dem Alding einzuiäumenden ^Befugnisse mit der Com- 
petenz der Dänischen Amtsräthe wird als unpassend ge- 
strichen, dagegen die Vorlage an das Alding bei allen vom 
Reichstage zu erledigenden Fragen der Gesetzgebiüig für 
absolut uüthwendig erklärt, wenn die betrettenden Gesetze 
für Island verbindlich werden sollen. Endlich soll am 
Dänischen Reichstage nur ein einziger Vertreter Islands 
sich befinden, weichen das Alding zu wählen, und welcher 
bei allen der Insel mit Dänemark gemeinsamen Fragen in 
beiden Kanmiem zu sitzen hätte; er sollte überdies, so oft 
eine gemischte Cununission nöthig \\'ürde, in dieser als 
eines der Mitglieder für Island seinen Platz nehmen. 

Wie bei der ersten Verhandlung in der Versammlung 
selbst, so zeigte sich demnach auch innerhalb ihres Aus- 
schusses der entschlossenste Widerstand gegen den Stand- 

10* 
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pimkt der RejCfiening. Selbst die wenigen Mitglieder, 
welche ein demuthigeres Auftareten dieser gegenüber wünsch- 
ten, konnten nnd wollten doch weder die Zweckmässigkeit 
der Vorlage an iiiici für sich vertheidi^en, noch auch deren 
Annahme ohne sehr tief einschneidende Modificationen be- 
fürworten. In Recht und Geschichte des Landes war diese 
Haltung seiner Volksvertreter vollkommen beendet: das 
Dänische Ministerium aber scheint, übennüthig gemacht 
durch die Beseitigung der nächsten, von den Herzogthümem 
her drohenden Gefahr, zur gewaltsamen Niederdrückung 
selbst der gerechtfertigtsten Opposition entschlossen gewesen ^ 
zu sein, und in diesem Sinne seinem Kegierungs-Commis- 
sftre die scharfisten Weisungen ertheilt zu haben. Von 
Haus aus wohlwollenden Charakters, hatte Graf Trampe 
sich gleich bei seiner Ankunft in Mand dadurch j)opiilär 
zu machen gewusst, dass er in allen seinen amtlichen 
Erlassen der Isländischen Sprache statt der Dänischen sich 
bediente, und ein Beweis dieser seiner Popularität war 
jene Wahl in den Hauptausschuss gewesen, welcher für 
die Versammlung vorbereitend zu wirken übernommen 
hatte. Später scheint indessen die Wendung, welche die 
Thätigkeit der Bezirksausschüsse nahm, den erst kurze 
Zeit mit seinem Amte bekleideten und darum mit den 
Zuständen des Landes noch nicht genauer bekannten Mann 
erschreckt zu haben; die Weigerung, die Ausschussgu tr- 
achten in der Landesdruckerei drucken zu lassen, das 
Wegbleiben aus den Sitzungen des Hanptausschusses, das 
Verbot „aller ungesetzlichen" Versammlungen mögen als 
Belege dieser Sinnesänderung dienen. Jetzt sah sich aber 
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der Graf von Kopenhagen ans noch weiter gedrangt 

Militär wurde, wie es scheint, auf Ansuchen des Stiftamt- 
maones^) nach Island geschickt, wo solches eine völlig 
neue Erschemnng war; eine geheime Instruktion scheint 
den Stiftsaiiiiinann unter anderm auch dazu angewiesen 
zu haben, von demselben nach eigenem Ermessen beliebigen 
Gebrauch zu machen*). Pnrch regerer Theilnahme an den 
Debatten auf ' die Versammlung einzuwirken, mochte dem 
Grafen schon seine geringe Fertigkeit in der Landessprache 
unmöglich machen; er verhielt sich in dieser regelmässig 
passiv, und die wenigen Worte, welche er hei einzelnen 
Gelegenheiten sprach, beschränkten sich auf eine heftigfe, 
aber unmotiviite Ablehnung des von der Yersauimiung ein- 
genommenen Standpunktes. Die Beantwortung einiger 
Interpellationen, welche auf das Schicksal der am letzten 
Alding gesteilten Anträge, auf die (rrenzen des trcieii Ver- 
sammlungsrechtes im Lande, endlich auf die Gründe der 
Anhersendung einer Militftrahtheilung sich bezogen, lehnte 
er schriftlich barsch ab^), weil dieselben mit der genau 
abgegrenzten Aufgabe der Versammlung in keinem Zusam- 
menhange stunden, weil er seiher zu deren Beantwortung 
nicht bevollmächtigt sei, endlich weil die Versammlung 
die ihr noch übrige kurze Zeit ungeschmälert auf ihre 
Hauptau^abe zu verwenden habe. So erweiterte sich fort^ 
während die Kluft, welche den Bevollmächtigten der 

^) Vergl. N^- relaj,'8rit 1856, S. 190-91. 

2) Vergl. was die Ny felagsrit, 1852, S. 108—109 über diesen ' 
Punkt nach Kjöbenhavnsposten, 25. September 1851 mittheilou. 
^) TiÖindi Ira tjööfundi, S. 197. 
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Dänischen Ref^ienm^^ von den Vertretern des Isländischen 
\uikes trennte; ein förmlicher Bruch zwisclieu beiden 
wurde nnTermeidlich, und am 9. August trat ein solcher 
in der That ein. — Am 21. Juli hatte die erste Yerhand* 
lunu über die \'ert'aH8inigsfrage stattgefunden, und bereits 
am folgenden Tage Graf Trampe ein Schreiben an den 
Präsidenten der Yersanunlung gerichtet, in welchem er 
demselben seine Absicht zu erkennen gab, sie am 9. August 
zu schliessen^). Der Präsident, Amtmann Fall MeLsteb, 
hatte dann auf diesen Tag eine Sitzung anberaumt, um 
Mittheilungen des Regierungs-Oommissärs entgegen zu 
nehmen In dieser Sitzung his mm Graf Trampe eine 
Eede ab, in weicher er bemerkte, dass nach 5 wöchentlicher 
Dauer der Versammlung nunmehr der Tag gekommen sei, 
welchen er ftlr deren Ende bestimmt habe. Es sei sehr 
bedauerlich, dass die Versammhnig die ihr gemachten Vor- 
lagen nicht erledigt habe; aber die Schuld hievon treffe 
lediglich sie selbst, indem sie unverantwortlich Yiele Zeit 
auf die Berathung ihrer Geschäftsordnung verwandt, und 
diese überdies in einer Weise eingerichtet habe, welche die 
Verhandlungen allzu schleppend machen musste. TJeber- 
dies habe die Versammlung auch ihre eigenen Kräfte 
nicht gehörig benützt, vielmehr alle Arbeit in deA Aus- 
schüssen auf einige wenige Leute gehäuft, und auch 
dadurch einer rascheren Erledigung BSndemisse bereitet. 
So sei demnach nur die den Handel betreffende Vorlage 



A. a. 0., S. 170. 

Vergl über das Folgeude S. 412 — 14 a. a. 0, 
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eiiedi^; über das (jesetz die Aldings wählen betreffend 

liege noch nicht einmal ein Ausschuüsbericht vor^), und 
der Mehrheitsbehcht in der Verfassungsfirage sei so be- 
schaffen, dass die Versammlong gar nicht befdgt sei über 
ihn zu herathen, ilin vielmehr lediglich zu neuer geset/- 
mässigerer Behandlung au den Ausschuss zumckverweisen 
müsste (!) Mit einer Verlängerung der Dingzeit um wenige 
Ta^e sei hiemach nichts gedient, und unter solchen Um- 
ständen beabsichtige er um dem Lamie unn(»Thii^'e Kosten 
zu ersparen, kraft der vom Könige ihm ertheilten Voll- 
macht die Versammlung zu schliessen. Jetzt entwickelt 
sich eine überaus drastische Scene. Indem der Graf die 
Worte ausspricht: „und so erkläre ich im Xamen des 
£önigs^ unterbricht ihn J6n SigurÖsson, hier wie ander- 
wärts der entschlossenste Verfechter des Rechts und der 
Ehre seines Landes, mit dem ßufe: „darf ich um das 
Wort bitten, um das Verfahren des Ausschusses und der 
Versammlung zu rechtfertigen?*' Der Vorsitzende, — ein 
Beamter! — antwortet: ,.nein'\ und der Graf schliesst: 
„die Versammlung für aufgehoben^'. Nochmals erhebt sich 
J6n: „so protestire ich gegen dieses Verfahren!** Der 
Graf, indem er und der Vorsitzende ihre Stühle verlassen: 
„ich glaube, die Dingleute haben gehört, dass ich die 
Versammlung im Namen des Königs aufgehoben habe**. 
J6n vSigurÖsson: „und ich protestire im Namen des 
Königs und des Volkes gegen dieses Verfahren, und 

Er war ai» dcmselbi'U Ta^^c zu Stande gekommen; durfte und 
konuto der Aus^chuss ihn (T.slatti n , ehe der Bericht über Islands 
verfasöuugsmääsige Stellung iiu Keicho feststand? 
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ich behalte der Versaiiiiiilung das Recht vor, über diese 
Gesetzwidrigkeit beim König zu klagen, die hier vorgeht!'* 
Da erheben sich die Dingleute, und rufen nahezu aus 
einem Munde: ,,wir protestiren Alle!^ Während dies ge- 
schieht, verlässt der Graf und der Präsident den Saal; als 
die aber draussen sind ruft einer der Abgeordneten: ,Jange 
lebe unser König, Friedrich VII/S und einstimmig nahmen 
die Dingleute den Ruf auf. Damit trennte sich die Ver- 
sammlung. 

So endigte der Versuch, auf gesetzlichem Wege die 
verfhssungsmässige Stellung Islands zur Gesammtmonsrchie 

zu regeln. Sieht man von den materiellen Gesichtspunkten 
ab, welche oben bereits erörtert wurden, und behält man 
lediglich die Art und Weise im Auge, in welcher die Auf- 
lösung der Versammhing erfolgt war, so kann keinem 
Zweifel unterüegen, dass mit dieser das schreiendste Un- 
recht, ein Act der brutalsten Gewalt begangen war. Nahezu 
8 Monate (vom 23. Oktober 1848 bis zum 5. Juni 1849) 
hatte die Dänische Reichsversammlung getagt; das Islän- 
dische Volksding, welches für die Insel genau dieselbe 
Bedeutung behauptete wie jene fOir Dänemark, hatte nur 
5 Wochen gesessen, als es aufjrelöst wurde, und von dieser 
kurzen l'rist ist sogar noch eme volle Woche abzurechnen, 
um welche durch Schuld der Begierung die von ihr zu 
machenden Vorlagen yerspätet wurden. XJnbegrdndet ist 
auch der Vorwurf, dass die Versammlung zu viele Zeit 
auf die Berathung ihrer Geschäftsordnung verwendet habe; 
drei Tage nachdem die Regierung ihre Vorlagen gemacht 
und damit die nothwendige Vorhedingung jeder weiteren 
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Verhandlimg erfüllt hatte, war diese bereits deliiiitiv ange- 
nonmien, und Ton diesen drei Tagen war tiaerdies einer 
ein Sonntag gewesen, nnd hatte man trotz der entgegen- 
stehenden Form bereits am zweiten Tage die Abtheilungen 
gebildet, in welchen die Yorberathimg der kaum erst vor- 
gelegten Gesetzentwürfe vorzonebmen war. Die angenom- 
mene Geschäftsordnung^ ist ferner in ihren wesentMcben 
Punkten, und zumal denjenigen, welche im Interesse der 
Gründlichkeit der Berathangen deren Baschheit beeinträch- 
tigten, durchaus der Geschäftsordnung der Dänischen 
Reichsversammlung nachgebildet; wie stand es hiernach 
dem Dänischen Vertreter einer Dänischen iiegierung zu, 
gegen deren Bestimmungen Beschwerde zu führen, selbst 
wenn dies überhaupt der autonomen Versammlung gegen- 
über zulässig gewesen wäre? Die Verweisung endlich des 
Ver&ssungsgesetzes und des Gresetzes über die Aldings- 
wählen an einen und denselben Ausschuss war wie die 
Verhandlungen selbst zeij^en eine noth wendige Folge 
ihrer materiellen Connexität gewesen, während die Wahl 
verschiedener Mitglieder zu Referenten (des tüchtigen Ge- 
schichtsforschers Jon SigurÖsson in der Verfassungs-, des 
rechtskundigen Sysselmannes Eggert Brieni in der Wahl- 
gesetzfrage) den guten Willen nach Thimlichkeit die Arbeit 
zu beschleunigen zeigte; dass aber' auch in den Ausschuss 
über das Handelsgesetz mehrere Mitglieder jenes ersteren 
Ausschusses gewählt worden waren, und auch über diese 
Frage das Referat an Jon SignrÖsson gegeben wurde, das 
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kann nur derjeni<jv tadeln, der weder für den untrennbar 
engen Zusamnienliang der politischen mit der Handelsver- 
fassung Islands ein Verständniss, noch yon dem unge- 
wöhnlichen Masse der gründlichsten nnd ausgebreitetsten 
historischen Kenntnisse eine Ahnung hat, welche zu einer 
umsichtigen Erwägung beider gehören. So viel liegt nach 
allem dem Idar zu Tage, dass nicht der Versammlung die 
Nichterledigung zweier von den ihr vorgelegten Gesetzen1>- 
würt'en zur Last zu legen ist; schwieriger aber ist die 
andere Trage zu beantworten, wen denn in Wahrheit die 
Schuld dieses unglücklichen Ausganges treffe. In der 
Vollniaclit des Grafen, und zwar in der geheimen ebenso- 
gut wie in der offenen, war seine Befugniss begründet, 
nach eigenem Ermessen die Dauer der Versammlung zu 
bestimmen. Er hatte überdies selber zugesagt, dass er 
bei Ausübung dieses seines Rechtes der Billigkeit ent- 
sprechend auf die verspätete Vorlage der Gesetzentwürfe 
Bücksicht nehmen werde. Diese Zusage war nicht gehal- 
ten, das Recht die Dauer der Versammlung zu bestinmien 
war in einer allem Kechtsgefühh' hohnsprechenden Weise 
ausgeübt worden, und beidemale scheint der erste Blick 
zu zeigen, dass den Begierungs-Conunissftr dabei alle und 
jede Schuld allein treffe. Und dennoch dürfte dieser Schein 
trügen. Graf Trampe war sicherlich von Vornherein darauf 
angewiesen, eingehende Erörterungen über das Verhältniss 
Islands zu Dänemark um keinen Preis zu dulden, da 
solche in jedem Falle mir zum Nachtheile der eben am 
Ruder ])ehndlicben Partei ausschlagen koiinten; er musste 
also, gleichviel auf welchem Wege, die Verhandlungen 
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abfechiieiden, ehe sie auf jenen Punkt gelangten, und der 
von ihm gewählte Ausweg war dann freilich dem geraden 
und offenen Charafater des Mannes entsprechend, nicht 
gerade ein besonders feiner, und durch die der Versamm- 
lung gemachten \'(»rwiirfe nur übel ])eschönigter, — die 
Yerantwoitmig dafür, dass wenn nicht dieses so doch 
irgend ein anderes Mittel ergriffen werden ihusste, um die 
Versammlung zu hiiuleru, für Ueeht und Wahrheit ein 
Zeugniss zu geben, diese Verantwortung trifft nicht den 

• 

Grafen, vielmehr alleüi das Dänische Staatsministerium, 

und dessen auch anderweitig bewiesene Unfähigkeit, irgend 
welches Recht und irgend welelie Selbstständigkeit einer 
anderen als der Dänischen Nation anzuerkennen! 

lieber die späteren Ereignisse können wir uns ver- 
gleichsweise kurz fassen. Es versteht sich von selbst, dass 
die Mitglieder der aufgelösten Versammlung bei dem gegen 
diese eingehaltenen Verfahren sich keineswegs beruhigten. 
Vorerst erklärten dioelbcn ihrem eiirenen Präsidenten, 
welcher in der That mehr als Amtmami der Dämschen 
Regierung denn als Vorsitzender einer Isländischen Volks- 
vertretung aufgetreten war, schriftlich, dass er nach ihrer 
Ansidit die Versammlung keineswegs in der Weise ver- 
treten habe, wie man dies von ihm zu erwarten berechtigt 
gewesen sei Sodann wurde von 35 vom Volke gewählten 
Dingleuten, denen sich auch ein vuui König eniannter. 
nämlich Sera Halldörr, anschloss, unterm 10. August eiue 
Adresse an den König erlassen^), in welcher dieselben 

Yergl Ny felagsiir. 1852. S. 114. 

Dieselbe steht gedruckt an dem soeben angeführten Orte, 
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unter scharfer Vertretung des Standpunktes des Versaniiii- 
iung in der Verfassimgs&age den Protest ausfuhren, welchen 
sie sich in deren letzter Sitzung vorbehalten hatten; sie 
bitten schliesslich, der Könipf möge die Leitung der Is- 
ländischen Angelegenheiten Inländern übertragen , welche 
des Vertrauens des Landes gemessen, und dem Beamten 
in Kopenhagen* welcher dber dieselben gesetzt wurde, in 
allgemeinen Angelegenheiten, welche Island betreffen, Sitz' 
* und Stimme im iStaatsrathe einräumen, — er möge ferner 
einen Yerfiassungsentwurf den von der Ausschussmehrheit 
dargelegten Grundzfigen entsprechend abfassen, und einer 
in Island zu haltenden Versammlung zur Verhandlung 
und Annahme vorlegen lassen, — endlich befehlen, dass 
diese Versammlung nach demselben Wahlgesetze gewählt 
werde, wie die soeben aufgelöste. Zugleich wurden 
3 Männer gewählt um die Adresse dem Könige zu über- 
reichen, von welchen indessen nur zwei, J6n SignirÖsson 
nämlich und Jön GuÖmundsson, wirklich nach Kopenhagen 
abgingen. Endlich beschloss man an demselben Tage 
einen Aufruf an das Isländische Volk, in welchem die 
Thatigkeit der Versammlung gerechtfertigt, und zugleich 
das Verfahren des Stiftsamtniannes gegen dieselbe einer 
strengen Kritik unterzogen wird — Aber auch das Land 

S. 114 — 124. Da '^ gewählte Vcitivd r überhaupt nicht in dor Ver- 
.^aramlting orschienen waren, hatten suiuit nur zwei untor donaelbea 
die Eingabe nicht untersuhrieben, der Propst Sera K')nirinn Kristjänsson 
nämlich und der Syaselmann Päll Melsteö, ein Sohn des Amtmanns. 

Er steht gedruckt in l'joöolfr, 1852, 8. 200—91. Die ver- 
s}>ütete ]\Iittheihin<? derselben ist dadurch veranlasst, da.ss dem Blatte 
wahrend dur zweiten liälfte des Jahres 1851 der Druck versagt war! 
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zeigte, dass es mit der Haltung seiner Abgeordneten zu- 
frieden war. Aus einzelnen Bezirken ergingen Zustiiuniungs- 
adiessen an deren Abgeordnete, aus andern Petitionen an 
den König, und diese letzteren fanden, obwohl die Beamten, 
durch einzelne Absetzunjjfen erschreckt, sich scheu zurück- 
hielten .oder selbst ofien entgegenwirkten, über 2200 Unter- 
schriften, — eine ungeheure Zahl för ein Land, das auf 
mehr als 1800 Quadratmeilen nur etwa 60,000 Einwohner 
zählt, und Strassen absolut • nicht kennt ^)! 

£ifolg hatten freilich alle diese Schritte nicht. Unterm 
12. Mai 1852 erging vielmehr an die BevÖll^erung Islands 
ein köngl. Patent, welches die Adresse der 36 Abgeord- 
neten sowohl als die aus den einzelnen Bezirken einge- 
laufenen Petitionen abschlägig heschied^. Die Anschau- 
ungen, von welclieu der Ausschuss ausgegangen sei und 
welche die Unterzeichner der ersten Adresse sich auge- 
eignet haben, bezeichnet dieses Document als mit dem 
Eechtszustande in offenbarem Streite stehend, und sollen 
dieselben, wie sie in den bestehenden llechtsverhältnissen 
keinerlei Kechtfertigung finden, so auch zu Islands Ver- 
derben gereichen und auf eüie Zerreissung des dänischen 



Ny felagsrit, ang. Jahr, S. 124—128: die Petition aus dorn 
EyjaQörÖur ist hier biMspielaweise abgedruckt Vergl. etwa auch 
I^öoltT, 1852, S. 299—301. 

-) Gedruckt in: Ny tiöindi, S. 54 — 56, dann Lovsamling, XV, 
S. 252 — 55, in Isländischer und Dänischer Sprache; Dänisch steht 
der Erlass auch bei Larsen, Forfatnings- og Valglove for det danske 
Monarchie og dets enkelte Landsdole; Kopenh. 1856, S. 426 — 28, 
und Isländisch in: TiÖindi frä alpingi Islendinga, 1S53, Anhang, 
S. 40—42. 
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Eeicbes ausgehen, welche der König nnmöglich dulden 

könne. Bei der bestehenden Ideenverwinung erst lu iin* es 
nicht räthlich, neuerdings einen Verfassungsentwurf vor- 
legen zu lassen; dagegen solle das Alding seine gesetzliche 
Thätigkcit fortsetzen, ,,his die Zeit kommt, da Wir es 
räthlich linden, andere Reo^eln über Islands verfassuno^s- 
niässige Stellung im Reiche zu geben, was nicht geschehen 
wird, ohne dass das Gutachten des Aldings in Uebereinstiin* 
mung mit der in der Verordnung vom 8. März 1843, 
8 TT) gegebenen Zusage damber eingeholt ist". Demire- 
mäss wurden neue Wahlen zum Aldinge angeordnet, 
welches im folgenden Jahre zusammentreten sollte, und 
erging zugleich die Weisung, dass keinem der Beamten, 
welche die Adresse vom lO. August unterschrieben hatten, 
der nöthige Urlaub zum Eintritt in die Versammlung er- 
theilt werden dürfe, wenn eme Wahl auf einen solchen 
fallen würden, und dass diese Verfügung, zur Verhinderung 
zweckloser Wahlen, öÜ'entlich bekannt gemacht werden 
solle! — Sieht man von dieser letzteren Massregelung ab, 
welche die Liberalität des dänischen Liberalismus in einem 
etwas eigenthümlichen Lichte leuchten lässt, so wird doch 
un verkeim bar schon durch das Patent selbst den alten Be- 
schwerden Islands eine neue hinzugefügt In der Bede, mit 
welcher der König die dänische Reichsversammlung erdffiiete, 
hatte er persönhch die Zusage ertheilt^), dass für den 
Fall, dass eine Einigung mit derselben nicht erzielt werden 
sollte, nicht etwa auf die Frovincialversammlungen zu Wiborg 



Beretoing om Forliaudliugonie paa lügsdageu, S. 5. 
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und Boeskilde zurückgegriffen, sondern eine neue Bei oh s- 
yersammlung einberufen werden sollte. Das Islän- 
dische yoll\s(lin<r war unter den niclitiLrsteii Vorwänden 
auseinandergesprengt worden, ehe es auch nur seine Stimme 
liatte erheben können, und doch greift das Patent ohne 
Weiters auf das Alding in seiner frühem Verfassung zurück, 
als ob die Zusage vom 23. September 1848 niemals er- 
theilt worden wäre! Aber noch mehr. Gedrängt durch 
die deutschen Mächte hatte die Dänische Begierung unterm 
28. Januar 1852 eine Proclamation erlassen, welche im 
Zusammenhalte mit der Oesterr<üchibcheu Depesche vom 
26.December 1851 und der Dänischen vom 29. Januar 1852, 
so ungenügend auch ihr Inhalt in anderen Beziehungen 
ist, doch wenigstens die Niditincorporirung Schleswig's 
in Dänemark neuerdings zusicliert, und den 3 Herzug- 
thümern neben einer für den Gesammtstaat zu bildenden 
Volksvertretung auch noch je ihre eigene ständische Beprär 
sentation mit beschliessender Stimme verspricht. Davon, 
das Island eine ähnliche bteilung im Gesammtstaate. wenn 
denn doch ein solcher geschaffen werden sollte, an- 
zusprechen berechtigt war, spricht die Proclamation, 
die doch an „Unsere lieben und getreuen Lintert hauen in 
allen Theileu Unserer Monarchie'* gerichtet war, nicht, 
ein Wort! 

Das Alding des Jahres 1853 suchte, aufgefordert 
durch Petitionen einer unter Vorsitz des Sora Hannes 
Stephensen in Pingvellir gehaltenen Versammlung, daun 
der Versammlung zu KoUabübir und einzelner Bezirke, die 
Verfassungssache neuerdings in Gang zu bringen. Eine 
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Petition wurde von ihm an den König erlassen^), welche, 

an die Zusage vom 23. September 1848 und die Procla- 
mation vom 28. Januar lö52 crinnenid, die Bitte stellt, 
der König möge bei einer neuerlichen Gesetzvorlage über 
die Verfassung Islands folgende Punkte berüchsichtig^ 
lassen: die Verleihung beschliessender Stimme au das 
Alding bezüghch aller der Angelegenheiten, welche bereits 
bisher seiner Mitwirkung unterstellt gewesen seien; die 
Niedersetzung einer aus drei Personen bestehenden liöheren 
Behörde in Keykjavi'k, welche die gesamuite Administration 
des Landes in letzter Instanz in ihrer Hand habe, soweit 
nicht einzelne Sachen nach gesetzlicher Vorschrift der Ent- 
scheidung des Königs selbst oder seines Staatsrathes be- 
dürfen, und sollten jene drei Manner Sitz im Aldinge 
haben, um hier die Begierung zu vertreten; die Erhöhung 
der Competenz, Mitgliederzahl und Stellung des Ober- 
gerichtes auf Island, so dass die oberste Eichtergewalt des 
Landes eine den neuen Veränderungen der gesetzgebenden 
und der yollziehenden Gtewalt entsprechende Gestalt erhalte; 
die Vertretung Islands nach der Verbältnisszahl seiner 
Bevölkerung auf dem für den Gesammtstaat zu bildenden 
Reichstage durch vom Aldinge zu wählende Abgeordnete 
. hinsichtlich aller gemeinsamen Angelegenheiten; endlich 
wird noch dem Könige anheimgestellt, ob es nicht zweck- 
mässig erseheine, die Erledigung deijenigen Sachen, welche 
weder gesammtstaatliche seien, noch auf Island selbst zu 



1) Tidindi fra al^ngi Islendingft, 1858; Bflylgantf 1858-54; 
S. 1044—54. 
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Ende gebracht werden konnten, einem einzigen Beamten 

zu übertragen, welclier dann, soweit iiöthig. ülier dit sclberi 
die königl. Eatscheidung einzuholen hätte. — Die Petition 
war in den massigsten Aasdrücken abgefasst; der Regie- 
miijorscommissar. Amtmann Pdll MelsteÖ, hatte deren Hal- 
tung ausdrücklich trntfifclieijjiien und i>elubt*)f und keine 
einzige Stimme hatte in der zweifachen Verhandlung über 
dieselbe sieb gegentbeilig ausgesprochen. Nichts desto 
weniger erklärte der KöniL; in »'int*r vom 7. Juni 1855 
datirten Kröttnunu: dem niiehsttultrcnden Aidin«^e, dass er 
nicht gedenke, jener Petition durch dermalige Vorlage eines 
Verfassungsgesetzentwurfes zu entsprechen, wogegen es bei 
der im Patente vom 12. Mai 1852 gemacliteu Zusage sein 
Verbleiben haben solle, dass nämlich hiusichtlieh der Stel- 
lung Islands im Reiche keine Aenderung erfolgen solle, 
ohne vorgängige Einholung des Gutachtens des Aldings*). 
Ueberdies liess die Kegiurung durch den königl. Commis- 
sar, Amtmann MelsteÖ, dem Aldiuge eine ausführlichere 
Mittheilung über diesen Punkt zugehen^), welche vor 
Allein geradezu ausspricht^ dass die königl. Zusage vom 
23. September 1848 <lurch die blosse iMnlicrufunt: der 
Versamjnlung von 1851 bereits so vollstäudig erfüllt sei, 
dass man auf sie nicht mehr zurückgreifen könne, dann 
aber erkläit, dass man nicht wohl das verfassungsmässige 

A. a. 0., 8. Ö58-(359 n. Ö. 1078. 
^) TiÖindi fra ulpin^^i Islondinga, 1855; Beylgank, 1655; S. 8—9; 
LovsamliiiK', XVI, 8. 229 -2:U. 

^) A. a. 0., S. 48—51; otwas aiisfiilnlirlior in: TiÖindi um 
slgörnannalefni Islands, Bd. I., S. 91—97 (Kopenhagen, 18(>4). 
Msnrer, Zar politischen Oesebichte Islands. 11 
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Becht eines einzelnen Beichstheiles festzustellen vermöge, 

ehe nueh die Gesammtverfassung des Reiches feststehe. 
Der Gnmdzüge, welche für diese letztere in der Procla- 
mation vom 28. Januar 1852 aufgestellt waren, wird mit 
keinem Worte gedacht, dagegen auf die einzelnen Begehren 
einzeln eingegangen, welche die Petition als wünschens- 
werthe Richtpunkte für die erbetene Gesetzesvorlage be- 
zeichnet. Hinsichtlich des Aldings wird erklärt, dass man 
seiner Zeit überlep^en werd(;, in wie weit das Alding be- 
schiiessende Stimme in Fragen „der eigentlichen Gesetz- 
gebung**, welche das Land spedell betreffen, erlangen 
könne, dass aber kein Giuud vorliege, für diesmal dem 
Alding hierüber eine Vorlage zu machen; die Vorschläge 
gewisser Verbesserungen in der Administration und der 
Verwaltung des höhem Richteramtes werden abgelehnt» 
theils weil es nicht möglich sein würde, gehörig qualihcirte 
Beamte in gehdriger Zahl zu finden, theils und hauptsAch- 
lich wegen der ünUmnlichkeit einer Belastung des Landes 
mit den dadurch veranlassten Kosten, über deren Auf- 
bringimg das Alding sich vorerst zu äussern hätte, weuu 
es um dergleichen petitioniren wolle. Ueber die Vertre- 
tung Islands auf dem för den Gesammtstaat zu bildenden 
Reichstage lasse sich nichts bestimmen, t.die die Gesammtr 
. Staatsverfassung festgestellt sei, und überdies stehe einer 
solchen auch materiell die Nichtbetheiligu ng der Insel an 
den allgemeinen Heiclislasten entgeqren, während es für 
dieselbe andererseits nur wenig Werth habe, etwa ^/i4 der 
Reichstagsmänner wählen zu ddrfen^). Abgelehnt wird 

^) Aber in genau deouelbeD Verhältnisse das Dänische Xiands- 
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endlich aucli die Bitte um Emeuuuiig eines eigenen Is- 
ländischen Ministers. — Es konnte nicht schwer halten, 
die Aufstellungen der Regienin^^ zu widerlegen, und es 
musste zumal die Aufforderung an das Aldiug, über die 
Anfbringong der Greldmittel für die gewünschten Verfas- 
snngsänderongen sich zu äussern, während doch die 
Regierung selbst consequent jede Befiigniss demselben ab- 
spracli, über die liuuuciellen Zustände des Landes zu ver- 
handeln, zu einer scharfen Erwiderung reizen. Dennoch 
unterblieb eine solche. Als J6n Eristjänsson die Er* 
lassung einer Petition an den Könitz im Sinne der früheren 
beantragte, sprach niclit nur der Kegierungsbovuümächtigte 
gegen den Antrag, sondern auch zwei vom König ernannte 
Dinglente erhoben sich gegen denselben; vergebens trat 
der tüelitige Jurist Jon Giiöiriundsson, trat der hochbe- 
gabte Bauer Päll Sigurösson liir denselben auf: nicht ein- 
mal ein Ausschuss wurde zu dessen Begutachtung nieder^ 
gesetzt 

Inzwischen waren unterm 20. December 1853 für 
Lauenburg, unterm 15. l'ebruar 1854 für Schleswig und 
unterm 11. Juni 1854 für Holstein auf die Verfassung be- 
zügliche Verordnungen erschienen, welche, so viel sich 
auch gegen dieselben einwenden lässt, doch immerhin die 
in der Proclamation vom 28. Januar 1852 enthaltenen 
Grrandsätze wenigstens annähernd durchfuhren, und zumal 



und Volksding besfihioken vn dfiifen, wie die Yorioge des Jahrea 1851 
wollte, BoUte damals Werth haben! 

^) 8. die Verhandlungen a. a. 0., S. 168—177. 

11* 
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dem Herzog^hmae Schleswig imgrefahT die Stellung ein- 
räumen , welche in dem Fhii-SunLUT Projecte domseihen 
schon um einige Jahre früher zugedacht gewesen war. 
Andererseits war aucb mit Zustimmung des Dänischen 
Reichstages unterm 15. April 1854 ein Gesetz über das 
Lagthing auf den FänitTn zu Stande sfekommen. durch 
welches die Stellung der i*rovincialversanimlung dieser 
Insehi, welche die Incorporirung in Dänemark sich ruhig 
hatten gefallen lassen und den Dänischen Reichstag regel- 
mässig Ix'sfliickten, ungefähr in der nichtssagenden Weise 
geordnet wurde, wie dies die Regierung bezüglich des Is- 
ländischen Aldings vergeblich versucht hatte. FOr die 
Verfassung Islands geschah Nichts. Einer vorläufigen Ver- 
ordnung vom 20. Juli 1854 folgte ferner unterm 2. Octo- 
ber 1855 das Verfassungsgesetz für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten der Dänischen Monarchie , und ein Gesetz 
üher die Wahlen für den Reichsrath; dann im Zusammen- 
hange damit ein Trosetz. welches die Ueltung des Grund- 
gesetzes auf das Königreich Dänemark selbst beschränktet 
und die besondem Angelegenheiten dieses letzteren in der- 
selben Weise aufzahlte, wie dies wenig später eine Be 
kanntmachung vom 10. November 1855 bezüglich Schles- 
wigs that. Aber auch die ersteren Gesetze, obwohl ftkr 
die gesammte Monarchie bestimmt, gedenken der Insel 
nicht mit einem ^^ orte, und die Vertheilung der Mitglieder 
des Reichsrathes unter Dänemark, Schleswig, Holstein und 
Lauenbuig zeigt, dass nur aus diesen Landestheilen der- 
selbe beschickt werden sollte : selbst § 1*6 des Wahlgesetzes 
für den ßeichsrath nimjut bei der Bestimmung der Wahl- 
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lireise innerhalb des Königreichs auf Island keine Rück- 
sicht und dieses soll somit sogar als Dänische Provinz 
nnvertreten bleiben! Alles was für Island in dieser Bieh- 
tung gethaii wurde, beschränkte sich viebnehr darauf, dass 
man durch den Kechtslubtoriker J. E, Larsen eine Streit- 
schiifk fibei die Verfassungsfrage ausarbeiten liess, welche 
unmittelbar gegen das Gutachten der Ausschussmehrheit 
von 1851 gerichtet, die Zup:ehörigkeit Islands zu Däne- 
mark, und demnach auch die Gültigkeit des Grundgesetzes 
ffir die ^sel zu beweisen suchte^), — eine Deduetion, 
welche Jon Sigiirösson durch eine mit vollster Beherr- 
schimg des weitschichtigen historischen Materiales abgefasste 
Gegenschrift in glänzender Weise yemichtete'). — Trotz 
ihres Unterliegens im geistigen Kampfe hielt die Dänische 
Kegierung den von ihr einmal behaupteten Standpunkt 
fest Während man nicht nur Holstein und Lauenbnrg, 
sondern auch Schleswig gegenüber wenigstens zur Gesammt- 
staatstheorie überzugehen sich genöthigt sah, wurde Island 
nach wie vor nicht als ein selbststandiger Theil des Ge- 
sammtstaates behandelt, sondern als eine, wenn auch mit 
emem etwas erheblicheren Masse von Selbstregierung aus- 



') Gm Islands hidtilvärende statsretli^'o Stilliiitr: zuerst als Uni- 
v<'rsit;it^programin am 6. OctulxM- 1855 crschionon, daiiii aucii in dos 
Virfassers Samlcde Skrifter, Afdelini,' 1, Bd. Iii. S. 21:3—24!* auf- 
genonmu^n (1857), und uuter d.-ni Titrl: Vm stöbu Islands i riküiu * 

li)^uiii »'ins r.^' hun befnr veriö hnijg'aötil, auf Veranstaltun«^ des 
Ministeriums (sclilocht j^'enug!) in's Isländische übersotzt (185Ü . 

*l Gm Islands statsretlige forhuld; Kjübenhavn, 1855; ins Islän- 
übersetzt in felagsht» 18öö, & 1—110. 
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gestattete Provinz des Königreichs Dänemark. Der Dä- 
nische Eeichstag, obwohl von Island nicht beschickt, Ter- 
handelte und beschloss Nichts desto weniger über die 
Handt'lsoresetzgebun^ der InseP), und das Budget der 
Insel wurde ihm vorgelegt, ohne dass das Aldiug hierüber 
jemals wäre gehört worden')! 

Verloren für Island war allerdings auch diese Zeit 
nicht. Das Gesetz vom 15. April 1854 über die Schiff- 
fahrt und den Himdel auf Island^), so viel sich auch 
gegen die Art seines Zustandekommens sagen lässt, e^ 
öffnete doch immerhin die Insel einem wesentlich freien 
Handel, und nahm damit das Joch von ihr, welches sie 
nahezu drei Jahrhunderte gedrackt hatte. Das Fressgesets 
vom 9. Mai 1855*) gewährte ein genügendes Mass fOt 
Pressfreiheit, wie solches in Dänemark durch ein Gesetz 
vom 3. Januar 1851 bereits gewährleistet worden war. 
Femer wurde, nachdem das Alding von 1858 auf Grund 
mehrfacher bei demselben eingereichter Petitionen selbst 



') Vgl. über seine Yerhandlimgeik l^lagsrit, 1854, 8. l-KK, 
und 1856, S. 173—185; ferner Tittindi um slgörnazmäleM Uaä»» 
Bd. I, 8. 118—126. 

V^l. Ny fela^.srit, 185Ü, S. 1—79; 1851, S. 132—146; 1852, 
S. l:^H 111; 1850, S. 185 — IPl; fcnier Skyrslur um laudsH'i a 
islaudi, Bd. I [ISbS), S. 284-HU8, 488 -501, 802—810. 

^) Abgedruckt: l^f folagsrit, 1854, S. 159—1(35, sowie TiÖindi 
frä alpingi Isloadiuga, 1855, Anhang, S. 69 — 72; Lovsamliugi 
S. 613—623. 

*) Abgedruckt: TiÖiudi frä alpingi tslendinga, 1857, Anli»ng» 
73—77; Lovsamling, XVI, S. 155—164. 
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eine solche an den König erlassen liatte^), der Versamm- 
lung des Jahres 1855 ein Gesetzentwurf Uber die Wahlen 
zum Alding vorgelegt*), und unter Berücksichtigung ihrer 
Bemerkungen^ unterm 6. Januar 1857 ein desfaUsiges 
Gesetz erlassen^), welches trotz aller gegen dessen Be- 
stimmungen etwa noch zu machenden Ein\vt'iKlui]<ren 
immerhin gegen das ältere Recht einen sehr erheblichen 
Fortschritt bezeichnet. U. dgl. m. Immerhin blieb in- 
dessen die Hauptfrage für das staatliche Leben der Insel 
ungelöst, und es war natürlich, dass das Aldinir des 
Jahres 1857 auf dieselbe zurttckgriflf^). Sieht man ab 
von den Gonflicten, welche hier wie bereits in einigen 
firQheren Versammlungen über die Geltung Danischer Ge- 
setze, beziehungsweise deren Einführung auf Ishmd sich 
ergaben, so wurde hier zunächst das Steuerbewilligungs- 
recht des Aldings angeregt Am Dänischen Reichstage 
selbst war der Wunsch ausgesprochen worden, dass das 
Alding beschliesseude Stimme hiusichtlich des Budgets 



Siehe dieselbe: Tidindi tri alpingi J^endinga, 1858, 6. 975 
bis 982. 

*) TilHndi fra alpingi ^endinga» 1855, Anhang, S. 81—38. 

Ebondu, S. 303—307. 

*) TiÖindi fra alfnngi islendiuga, 1857, Anhang, S. 85 — 87. 

Lovsamliiif,', XVII, S. 4—9. 

^) Eine Uebcrsicht über tlit^ wichtijjeren Aldingsverhandluugoii 
und sonstif^cn Vorgänge im .^'.aatlichen Leben dor Insel währond der 
letzten Jahre gewährt, mit maueherlei trefflichen geschichtlichen I^c- 
merkungen vermisckt, ein Aufsatz von Jon SigiirÖsson in lelagarit, 
1858, ö. 1— 112. 
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der Insel erlangen, diese dagegen einen Antheil an den 

allgemeinen Keichslasten, 2. B. dem Dienst auf der Flotte, 
übernehmen möchte. Das Ministerium hatte eine desfall- 
sige Vorlage an das Alding yersprochen, aber in dieser 
lediglich eine einmalige oder aber nnr eine berathende 
Mitwirkung bei Feststr'lliuig (h\s Budgets der Versammlung 
zugestehen wollen. Mit vollstem Üechte lehnte das Alding 
sowohl die vorgeschlagen^ Befheiligimg bei der Budget- 
behandlung als die Zuziehung des Landes zum Dienste 
auf der l'lotte ab, schlug dagegen im Einklänge mit dem 
Ausschüsse des Dänischen Reichstages vor, dass ihm be- 
schliessende Stimme hinsichtlich des Budgets verliehen 
werden möge^). Weiterhin wurde, veranlasst durch eine 
lange Reihe von Petitionen an die Versammlung, die Ab- 
Sendung einer wiederholten Petition an den KOnig beschlos- 
sen, welche die eiidliche Erlülhing der Zusage vom 
23. September 1848 ziemlich in derselben Weise fordert, 
wie dies bereits im Jahre 1853 Seitens des Aldings ge- 
schehen war 2). Eine Adresse endlich, welche auf Antrag 
des Vicepräsidenteu der Versiunmlung, Jon Guömundssoii, 
erlassen wurde sprach dem Könige zwar den Dank for 



Das Gutachten der VerRMnmlnng siehe in: Tiftindi fri al^iDgi 
islendinga, 1857, S. 901^908. Die Betheiligung am FlottendleiiBte 
warde, nebenbei bemerkt, wesentlich darum abgelohnt, weil bei der 
hdohst unbedeutenden Zahl des von Island m stellenden Contingeiites 
dessen Bedeutung die schweren Kosten des Transportes der Becroten 
nach Dänemark nicht aufwiegen würde. 

*) Die Petition siehe a. a. 0., S. 525—532. 

•) A. a. 0., S. 1026—1028. 
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eine Beihe von Yerbesseningen in der Landesj^esetzgebimg 

aus, verfehlte aber auch nicht, iii zieniluh unverbhimten 
Worten auf die Nichteinlösung des in der Verfassungs- 
saclie verpfändeten Königswortes hinzuweisen, lieber einen 
etwaigen Erfolg ajler dieser Beschlösse ist zur Zeit noch 
nichts bekannt, und werden wohl erst die Verhandluncfen 
des in diesem Sommer wieder zusammentretenden Aldings 
hierüber Aufschluss bringen. 

AnsgeHmpft; hat hiemach Island seinen Yerfassungs* 
kämpf gegen Dänemark noch ebenso wenig, als dies den 
Herzogthümem von ihrer Seite bis auf den gegenwärtigen 
Augenblick gelungen ist. Auf welcher Seite das Becht, 
auf welcher das Unrecht liege, wird im Hinblicke auf die 
obige Darstellung dem unbefangenen Auge kaum noch 
zweifelhaft sein können. Die geistige Energie, die sitt- 
liche Integrität, mit welcher das wenig zahlreiche, arme 
und scheinbar von allen Cultnrmitteln weit al)geschnittene 
Volk gegen einen physisch übermächtigen (jegner für seine 
staatliche Existenz streitet, müsste unsere Sympathie auch 
dann gewinnen, wenn wir nicht als Deutsche aus weit 
näher liegenden Gründen in dem Streite Partei zu nehmen 
uns gedrungen fahlen würden. Dass auf Island, wenige 
höhere Beamte abgerechnet, Mann für Mann der Dänischen 
TJeberhebung feindlich gegenüber steht, dass dieser Wider* 
stand an Zäiiigkeit und Tiefe des Gehaltes mit der geistigen 
Begabung, mit der Bildung, mit der persönlichen Willens- 
kraft des Einzelnen in gleichem Verhältnisse wächst, davon 
hat sich der Verfasser dieses Aufsatzes während eines 
halbjähiigen Aufenthaltes auf der Insel durch täglichen 
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und engen Verkehr mit Hoch tmd Nieder, und nicht am 

Weuigiiten und nicht am Ungerusiteu mit dem Isländischen 
Bauern, lebhaft überzeugt. Mag das Machtverhältniss 
zwischen den (jegnem noch so ungleich sein, — bei 

solchem Masse nationalen Rechtsbewnsstseiüs wird schliess- 
lich doch Hecht Kecht bleiben müssen! 
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Das priiktisciie Interesse, welches die Zerwiirfnisse 
Islands mit Dftnemark für uns Deutsche gehabt hatten, 
ist mit der Abtrennuno: der Herzogthümer von der Däni- 
schen Monarchie verscliwuiiden. Die moralische Theil- 
nahme aber, welche der harte £ampf eines amen und 
wenig zaUreichen Völkchens um sein gutes Eecht unter 
allen I^mständen verdient, wird auch den Isländern bei 
uns nach wie vor gesichert sein, und es wird die geehrte 
Kedaction einigen Bemerkungen über die im fernsten Nor- 
den eben jetzt heftig geffthrte Controverse um so weniger 
den Kaum versagen wollen, als die dänische Presse das 
ihrige thut, um das voUbegrttndete Becht Islands theils 
durch einseitige Behandlung der Streitpunkte zu verdrehen, 
theils wenigstens todtzuschweigen Es sind aber zwei 
l^Vagen, welche gegenwärtig zwischen Island und Däne- 
mark obschweben, ehie staatsrechtliche und eine finanzielle; 
ich werde beide zunächst ilirem geschichtlichen Verlaufe 
nach getrennt besprechen, sodann aber in einem gemein- 
samen Bchlusswort ihrem derzeitigen Stande nach wtkrdigen. 

ITnteir dam Titel: „Igland und BSnenurk*' in der wissenBchaftL 
Bdilage „Allgemeinen Zeitung^ vom 7., 25. nnd 26. März, dann 
11. und 12. April 1870 zuerst abgedruckt. 
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1. 

Seit nahezu zwei Jahrhunderten absolutistisch regiert, 
hatte Dftnemark endlich im Jahre 1834 b^rathende Pro- 

vincialstiinde erhalten. Nach einem vorübergehenden Ver- 
suche, die Isländer zum Landt^e der Inseldänen heran- 
zuziehen, war im Jahre 1843 auch diesen ihr Alding ver- 
willigt worden. Aber schon im Jahre 1848 wurde in 
Polge der bekannten Bewegungen eine constituirendc Ver- 
sammlung einberufen, um für Danemark sowohl als Schles- 
wig, Island und die Färöer eine gemeinsame Verfossung 
zu entwerfen, und der von ilir mit der Regierung verein- 
barte Entwurf ward am 5. Juni 1849 als „Grundgesetz 
des Reiches Dänemark" promulgirt. In diesen Thatsachen 
wurzelt die staatsrechtliche Streitfrage, welche zwischen 
Island und Üänemark noch heutiges Tages besteht. 

Zunächst in formeller Hinsicht. Nach dem ßegie- 
rungsentwurf sollte die constituirende Versammlung aus 
145 gewählten und 42 vom König ernannten Mitgliedern 
für Dänemark und Schleswig, dann aus 5 vom König er- 
nannten Mitgliedern für Island und einem solchen für die 
FftrOer bestehen. Aber nur den Landtagen der Inseldänen 
(zu welchen auch die Färinger sich hielten) und der Jüt- 
länder wurde derselbe zur Begutachtung vorgelegt, und 
für Island sowohl als für Schleswig existirte demnach jene 
Versammlung legal nicht Nicht minder aber auch in 
materieller Beziehung. Das neue Grundgesetz behandelte 
Island frischweg als einen Theil von Dänemark, ohne alle 
Bucksicht auf die Schwierigkeiten, welche die Entlegenheit 



Digitized by 



Zum isläüdischeü Verfassuugsstreite. 175 

dir lust'l, deii'ii eif»'eiithüiiiliche wirthschaftlielu' Zustände, 
die besondere Natiouaiität ihrer Bewohner und die Ge- 
schichte ihrer Verfassung und Gesetzgebung einer solchen 
Behandlung entgegenstellen. Nur wenige Jahre zuvor 
hatte sich die JJethriliouug der Isländer am Koeskilder 
Landtag unthunlich gezeigt: jetzt aber sollte der alte 
Fehler nochmals begangen und der Fortschritt, wieder un- 
geschehen ^macht werden, welcher för Island in derVer- 
willigung .seines Aldings gelegen hatte. 

Anfönglich erkannte die dänische Eegierung das In- 
correcte ihres formellen Vorgehens selber an. Ein königl. 
Rescript vom 23. September 1848 entschuldigte die Un- 
förmlichkeit der Vertretung Islands in der constituireudeu 
Versammlung mit der Kürze der verfügbaren Zeit, und 
versprach zugleich in bündigen Worten, dass die „G-rund- 
bestinimunj^eii, weielie in Hinsieht auf Islands eigentliüiii- 
liehe Verhältnisse nothwenditr werden mOgen. um die ver- 
fassungmässige Stellung des Landestheils im Beiche zu 
ordnen", nicht endgtUtig angenonumen werden sollten, 
„ehe die Isländer in einer eigenen Versammlung im ]>;)nde 
darüber gehört sein würden". Bei der Erötinungsfeier der 
constituirenden Versammlung machte der Ministerpräsident 
Graf Moltke ausdrücklich einen entsprechenden Vorbehalt, 
und wenn zwar in dem Piiblicationspatent des Grund- 
gesetzes ein solcher zu Gunsten Islands nicht eingerückt 
wurde, so unterblieb dies doch zugestandenermassen nur 
danun, weil man die bereits ertheilte königliche Zusiche- 
rung als vollkommen genügend ansah. In dem Wahlgesetz 
vom 16. Juni 1849 wurden auch wurklich für Island so- 
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wohl als far Schleswig und die Färöer die einschlägigea 
Bestunmungen vorbehalten; endlich woide auch, ganz folge- 

richtifT. das dänische Grundgesetz auf Island niemals pro- 
mulgirt. Aber in der nächstfolgenden Zeit änderte das 
Ministerinm mit einemmal seinen ganzen Standpunkt In 
coirectester Weise zwar wurde noch im Jahre 1849 unter 
Mitwirkuner des Al(lin<i's ein Wahlfresetz fiir die verheissene 
Versammlung zu Stande ircbraclit, und diese nach mancher 
ZOgerung im Sommer 1851 eröfihet. Auch wurde dieser 
^, Volksversammlung** wirklich ein Gesetzentwurf Über Is- 
lands verfassungsmässiire Stellung- im Reich und tiber die 
Beichstagswahleu vorgelegt, weichem das dänische Grund- 
gesetz anhangsweise beigegeben war; aber die Art, wie 
diese Vorlage erfolgte, lies erkennen, dass mit derselben 
die bisherige Grundlage des isländischen Staatsrechts völlig 
aufgegeben werden wollte, li'ür Dänemark war das Grund- 
gesetz darum legal zu Stande gekommen; weil es von 
einer Versammlung mit der Krone vereinbart worden war, 
welche auf Grund eines unter Mitwirkung der Dänischen 
Provincial-Landtage aiassenen Gesetzes gewählt wurde; 
für Island, dessen Alding beim Zustandekommen jenes 
"Walilgesetzes nicht mitgewirkt hatte, kunute dasselbe eben 
darum solche Geltung erst nachträglich dadurch erlangen, 
dass die dem Lande zugesicherte auf Grund eines legalen 
Wahlgesetzes zusammentretende besondere Versammlung 
auch ihrerseits demselben ihre Zustimmung ertheilte. Ihre 
Zustimmung; wenn nämlich zwar das Kescript vom 23. Sep- 
tember 1848 nur von deren Becht „gehört'* zu werden 
spricht, so ist doch klar, dass man das dem einen Beichs- 
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land zugestandene Recht der Vereinbarurvj: ilcui andern 
nicht ohne die giobste Ungerechtigkeit versa<j:en konnte. 
Hierzu stimmte nmi allerdings recht wohl, dass § 1 des 
Regierangsentwurfe bestimmte: ^das Grundgesetz für das 
Keich Dänemark vom 5. Juni 1849, welches diesem Gesetz 
angehängt ist, soll auf Island Geltung haben": dennoch 
aber sprechen die dem £ntwmf beigegebenen Motive frisch- 
weg die Behauptung aus: dass das Grundgesetz durch die 
königl. Unterj>(:linft bereits volle Geltung auch für Island 
erlangt habe, und dass demnach nicht dieses einer Be- 
rathung und Beschlussfassung der Versammlung unterstellt 
werden dürfe, sondern nur derjenige Complex von Bestim- 
mungen, welcher etwa nötliii! werden möchte, um die 
innere Verfassung Islands mit demselben in Einklang zu 
bringen. Unumwunden gaben femer dieselben Motive zu, 
dass eine Kcilie von Bestiuiumngen im Grundgesetz ent^ 
halten sei, welche auf der Insel ihrem Wortlaut nach gar 
nicht angewandt werden könnten; dennoch aber sollten 
auch diese von der geforderten Promulgation nicht aus- 
g-eschlossen werden dürfen. Man hatte es also mit einem 
Gesetz zu thun, bei dessen Erlassung uur den Voraus- 
setzungen der älteren dänischen Verfassung genügt worden 
war, und welches darum doch auch für die isländischen 
Ünterthanen des Königs gültig sein sollte, welches erst 
irnter Mitwirkung derselben Versammlung für Island Gel- 
tung erhalten soUte, der man alle Discussion über seinen 
Inhalt untersagte, weil er bereits gesetzliche Geltung im 
Lande habe, weiches endlich seinem vollen Wortlaute nach 
als Gesetz promulgirt werden wollte, während der Gesetz- 
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geber selbst zugestand . da.s8 es theilweise gar nicht befolgt 
werden kOnue. £s begreift sich, dass eine derartige Vor- 
lage die isländische Volksversammlang in scharfe Oppo- 
sition zum dänischen Ministerium bringen musste; um 
einem geh a mischten Votum derselben zuvorzukommen, löste 
sie der Regierungscommissär auf, ehe sie sich auch nur 
über den Gesetzentwurf hatte aussprechen können, und auf 
eine von 36 Mitgliedern der aufgelösten Versammlung 
eingereichte Petition ert heilte der König am 12. Mai 1852 
den Bescheid: dass die in derselben ausgesprochenen An- 
sichten mit der bestehenden Rechtsordnung unvereinbar 
und für Island wie Dänemark gleichmässig verderblieh 
seien, und dass er unter gegebenen Umständen die Vor- 
lage eines neuen Verfassungsentwurfs nicht räthlich finde, 
wogegen das Alding seine gesetzliche Thätigkeit bis zu 
dem Zeitpunkt fortsetzen solle, da unter dessen verfas- 
sungsmässiger Mitwirkung eine neue Regelung der Stellung 
Islands im Reich eintreten werde. 

Nicht auf die am 23. September 1848 zugesagte 
Verhandlung mit einer eigens einzuberufenden Versamm- 
lung wurde also jetzt zurückgegriffen, sondern einfach auf 
das Alding, wie wenn jene Zusage niemals ertheilt worden 
wäre; im übrigen aber waren und sind die Zustäinle der 
Insel einstweihMi die folgenden. Wie früher, so trat auch 
jetzt wieder in jedem zweiten Jahre das Alding zusanmien, 
aber nach wie vor nur mit seinem alten beschrankten 
Wirkungskreise, mit nur berathender Stimme und ohne 
Steuer bewilligungsrecht; umgekehrt liess man aber Jahr 
für Jahr den dänischen Reichstag neben dem dänischen 
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auch das isläüdische Budget lest.sk'llen und nianciieiiei 
speciell oder wenigstens nebenbei fOr Island bestimmte 
Gesetze yotiren, obwobl er von der Insel nicht beschickt 
war und nicht l)es('hickt werden kunnle. weil es an jedem 
Wahlgesetz für dieselbe fehlte. Die oberste Verwaltung 
des Landes, welche zur Zeit des Absolutismus unter die 
Rentekammer , die dänische Kanzh'i. sowie die T^n'ection 
für die Universität und die gelehrten Schulen vertheiit 
gewesen war, wurde zwar durch königl. Entschliessung 
vom 10. November 1848 zugleich mit den färöischen und 
gröniändiijchen Angelegenheiten einem eigenen Departement 
überwiesen, und ein gebomer Isländer an dessen Spitze 
gestellt; aber dieses isländische Departement wurde erst 
dem Dänischen ^linisterium des Tnneni und später (1855) 
dem Dänischen Justiznmmteiium unterstellt, noch später 
auch noch das Rechnungsrevisionswesen demselben abge- 
nommen, und anderntheils nicht einmal die Anfangs an- 
geordnet«; directe Vortragserstattuag des Departementschefs 
an die übrigen Minister, je nachdem die einzelnen Ange- 
legenheiten in den Ressort des einen oder andern von 
ihnen einschlugen, consequent festgehalten, so dass die 
Verwaltung der Insel in oberster Instanz ganz in der 
Hand mehrerer Dänischer und nur dem Dänischen Reichs- 
tag verantwortlicher Minister, wenn nicht gar eines ein- 
zigen solchen, lag. Endlich dns höchste Gericht hatte 
allerdings schon kurz nach seiner £mchtung für Däne- 
mark (1661) angefangen, auch isländische Rechtssachen vor 
sein Forum zu ziehen; aber dasselbe hatte auch immer 
nur dcfs Königs Person vertreten, welcher denn auch be- 
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lechtigt gewesen war. wenn er den Vorsitz in demselben 
ftbemahm, selber das Urtheil za föilen, und welcher bis 
in die neueste Zeit hei^b dasselbe wenigstens noch in 
eigener Person zu eröö'nen ptleofte. Durch das Gnind- 
gesetz dagegen war die richterlicbe Gewalt als eine selbst- 
ständige den Gerichten übertragen worden; dennoch aber 
hielt der Dänische oberste Gerichtshof auch Island gegen- 
über seine Competenz fest, wozu doch nunmehr aller 
Eechtsgrund fehlte. Nach allen Seiten hin ging demnach 
die Dänische Regierung frischweg von der Anschauung 
aus, dass der absolute König einfacli zu Gunsten seiner 
Dänischen Unterthanen abgedankt habe, so dass alle übrigen 
Angehörigen der Gesanuntmonarchie jetzt diesen ebenso 
schrankenlos unterworfen seien, wie sie dies vordem ihrem 
Souverän gewesen waren. Hüchstens eine gewisse Billig- 
keit, meinte man, spreche dafür, dass man auch ihnen 
einen gewissen Antheil am Dänischen Reichstag einräume, 
welcher übrigens Island gegenüber dadurch nichts an seiner 
Competenz verlieren könne, dass die Isländer von seiner 
Beschickung fernblieben (so die Motive zum Entwurf 
von 1851). 

Selbstverständlich wurden isländischerseits wiederholte 
Versuche gemacht, so verworrenen Zuständen ein Ziel zu 
setzen. Das Alding richtete dieserhalb eine Petition um 
die andere an den König (1853, 1857, 1859, 1861, 1863); 
jedesmal aber erfolgte eine abschlägige Antwort,, sei es 
mm, dass man sich auf die Unmöglichkeit berief, die 
Stellung eines einzelnen Beichslandes zur Gesammtmonarchie 
festzustellen, ehe die in der Schwebe begriffene Verfassung 
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dieser letzteren noch geordnet sei (1^*55), oder dass man 
auf den engen Zusammenhang hinwies, welcher zwischen 
isländischen Verfkssongsfrage and der gleichfalls noch 
ungelösten Finanzüag* bestehe (18t)l, 18(33), oder dass 
man auch wohl von jeder Angabe eines Grundes absehen 
zu dorfen memte (1859). Dem Alding des Jahres 1865 
legte die Regierung endlich den Entwurf eines Gesetzes 
vor, weiches «lie lincinzieilen Beziehungen Itiiands zu Däne- 
mark regeln sollte, indem sie zugleich versprach, unmittel- 
bar nach der Erledigung dieses Punktes ein Yerfassungs- 
gesetz ffu' die Insel in Angriff" nehmen zu wollen; aber 
das Alding lehnte diesen Entwurf aus guten Gründen ab, 
und bat um sofortige Einberufung einer neuen „Yolksvei^ 
Sammlung • auf Grund des Wahlgesetzes vom 28. Sep- 
tember 1849, welcher ein die Verfassungsfrage im ganzen 
(d. h. einschliessüch der Finanz&age) behandelnder Gesetz- 
entwurf vorgelegt werden mOge. Auf dieses Gesuch ein- 
zugehen lehnte hinwiederum die ßegierung ab: dagegen 
legte sie dem Alding des Jahres 1867 wenigstens den 
Entwurf eines Verfassungsgesetzes für Island vor, und ver- 
sprach, wenn sie zwar die Finanzfrage tiir diesmal im 
übrigen unberührt liess, wenigstens so viel, dass sie für 
den JFall der Annahme dieses Entwuifs versuchen werde, 
den dänischen Reichstag zur Verwill igung eines bestimmten 
jährlichen Beitrags zu den Finanzen Islands zu bewegen. 
Da der Begierungscommissar die ausdrückUche Versiche- 
rung ertheilte: der König erkenne der Versammlung in 
der Yerfassungsfrage eine beschliessende, nicht blos eine 
berathende Stimme zu, und denke an keinerlei Octroyirung» 
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SU .setzto sich das Alding üi)er die fürmelle Frage hinweg, 
ob der Entwurf nicht vielmehr einer auf Grund des er- 
wähnten Wahlgesetzes zu berufenden eigenen Versammlung 
hätte vorjjeleijt werden soUen, und trat auf dessen Be- 
rathuug em; es erkannte überdies an, dass die nunmehrige 
Vorlage gegenüber dem bisherigen Verfahren der Eegiemng 
einen dankenswerthen Fortschritt bezeichne, und dass die- 
selbe im (Inissen und Ganzen geeignet sei, als Grundlage 
ffir einen Ausgleich zu dienen. Aber es emendirte diese 
Vorlage eben doch in einer Reihe nicht unerheblicher 
Beziehungen, indem es zugleich im Finanzpunkt eine be- 
stimmte höhere Forderung t'ormulirte, und wenn es primär 
um die sofortige Sanctionirung dieses emendirten Entwurfs 
nachsuchte, so bat es eventuell wieder um möglichst bal- 
dige Vorlage eines neuen Entwurfs an eine auf der Insel 
neu zu envähiende Versammlung. 

Jetzt versuchte es die Kegierung wieder einen andern 
Weg einzuschlagen. Weder das Verfassungsgesetz für die 
gemeinschattlichen Angelegenheiten der dänischen Mon- 
archie vom 2. October 1855, sammt dem gleichzeitig er- 
lassenen Wahlgesetz für den Beichsrath und dem die 
Geltung des Grundgesetzes auf Dänemark beschränkenden 
Gesetze, noch das Grundgesetz für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten des Königreichs Dänemark und des Herzog- 
thums Schleswig vom 18. November 1863, noch endlieh 
das neue in den Jahren 1865/66 verhandelte und am 28. 
Juli 186() promulgirte dänische Giimdgesetz hatte irgend- 
welche Kücksicht auf Island genommen, und demgemass 
war dieses nach wie vor weder als selbstständiges Land, 
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noch auch nur als däuische Provinz im dänischen Reichs- 
tage vertreten. Dennoch wandte sich jetzt das Ministe- 
rium, statt eine neue „Volksyersammlung^* auf Island ein- 
zuberufen, oder weniofstens mit dem Alding weiter zu 
verhandeln, au diesen lieichstag, und legte ihm einen 
„Entwurf eines Gesetzes über Islands Finanzwesen'' Tor 
(7. Octoher 1868), welchem der Verfessungsentwurf von 
1867, dessen vom Alding eniendirter Text und manche 
andere ähnliche Stücke als Beilagen beigegeben waren. 
Die Form der Vorlage bereits zeigte nnd der Gang der 
Verhandlungen bestätigte , dass man dabei die einseitige 
Vereinbarung eines Gesetzes mit dem Keichstag beab- 
sichtigte, welches dann ohne weiteres auch für Island 
gültig sein sollte, und doch beschränkte sich der Entwurf 
ganz und gar nicht auf das Postulat eines bestinmiten 
Beitrags aus den Dänischen Kassen zur Bestreitung der 
Bedürfiiisse der Insel, vielmehr griff dieser tief genug auch 
in die Verfassungsfrage hinein. Manche wohlwollende 
Stimme liess sich am Landsdinge sowohl als am Volks- 
dinge zu Gunsten der Isländer vernehmen; aber niemand 
sah sich \eianlasst auf das Absurde einer Verhandlung 
hinzuweisen, welche das dänische Ministerium mit der 
dänischen Volksvertretung anknüpfen wollte, um über is- 
ländische Angelegenheiten endgültig zu beschliessen, ohne 
dem Alding oder einer anderen Vertretung Islands auch 
nur eine Stimme einzuräumen. Im Gegentheil; man be- 
anspruchte von allen Seiten sogar bezüglich der Lösung 
der isländischen Verfassungsfrage für den Keichstai^ ein 
entscheidendes Votum, und das Ministerium, dessen Hal- 
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tung in der Sache von Anfang an eine unsichere und viel- 
leicht selbst eine zweideutige gewesen war, leistet« uur 
schwachen Widerstand. So wurde denn der Entwurf im 
letzteren Sinne Yom Landsding emendirt und sogleich an 
den finanziellen Zugeständnissen, in noch höherem Mass 
als dies bereits vom Volksding geschehen war, abgestrichen; 
doch blieb die Sache unerledigt, da der Reichstag ge- 
schlossen wurde, elie nucli zwischen dessen beiden Kam- 
mern ein Einverstilndniss erzielt war. 

So knüpfte denn die Regierung wieder mit Island 
Verhandlungen an. Unmittelbar vor dem Schlosse des 
Reichstags hatte sie das Alding aufgelöst und Neuwahlen 
angeordnet Obwohl die betreffenden Verfugangen eist 
am 21. März 1869 nach Island gelangten, und das neu- 
gewählte Aldiug bereits am 27. Juli zusammentreten sollte, 
wurde dieser Termin doch eingehalten, so schwere Hinder- 
nisse auch die Ausdehnung und XJnwegsamkeit des Landes 
dem rechtzeitigen Vollzug der Wahlen in den Weg legten. 
Gleich in seiner ersten Sitzung empüng das neugewählte 
Alding die Mittheilung: dass der emendirte Verfassungs- 
entwurf von 1867 die kömgliche Sanotion nicht erlangt 
habe, zugleich aber auch eine neuerliche Vorlage in gleichem 
Betreff, und zwar waren es diesmal zwei gesonderte £nt^ 
wQrfe, welche vorgelegt wurden, einerseits nämlich der 
Entwurf eines Gesetzes, welches die verfassungsmässige 
»Stellung Islands im Reiche genauer besümmeu und zu- 
gleich auch die finanzielle Frage regeln sollte, andrerseits 
aber der Entwurf einer Verfassungsurkunde bezüglich der 
besonderen Angelegenheiten der Insel. Beide Vorlagen 
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wurden freilich nach einsrehenden Vorhand liiiip'ii .schliess- 
lich abgelehnt; dieselben luvten aber saiiimt diesen Ver- 
handlungen immerhin ein besonderes Interesse, da mit 
denselben der ganze Verfassungsstreit unverkennbar in ein 
neues Stadiuni eingetreten ist. Ihrer Besprechung müssen 
aber vorerst noch einige Bemerkungen über die geschicht- 
lichen Thatsachen vorhergehen, welche fbr die finanzielle 
Finge von entscheidender Bedeutung sind. 



2. 

Ueber die finanziellen Bt'zit'hungen Islands zn Däne- 
mark sich ein klares Bild zu verschaffen, ist nichts weniger 
als leicht Seit dem Jahre 1825 bereits wird von den dfl^ 
nischen Oberbehörden auf das stftndige Deficit der is- 
ländischen Landescasse hincrewiesen und von kgl. Resolutio- 
nen auf dessen Abstellung gedrungen. Bei jeder Gelegenheit 
wiederholt sich dftnischerseits die Klage, dass die Insel 
sich nicht selbst zn erhalten vermöge, vielmehr steter Zn- 
Schüsse aus der dänischen Staatscasse bedtlrfe. Das dä- 
nische Mnanzgesetz vom 26. Februar 1869 berechnet för 
das laufende Jahr, 1869/70, diese ünterhilanz auf 26,139 
Reichsthaler (etwa 34,000 fl.), welche Ziffer, an sich un- 
bedeutend, doch im VcrlKiltuiss zu dem gesammten Budget 
von 51,222 Thlrn. Einnahme und 77,861 Thlrn. Ausgabe 
sehr betrftchtlich erscheint, zumal da Island zu den ge- 
meinsauu'H B<'diirfnissen des Gesammtstaats, wie z. B. 
der königlichen Civilliste, dem Heer und der Marine, der 
diplomatischen Vertretung u. dg]., gar nichts beisteuert. 
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Da8 scheint so eiuleuciiteud, dass man sich fast ilarüber 
wundern möchte, warum wohl Danemark nicht den Kieler 
Frieden benutzt habe, um mit guter Manier Island zugleich 
mit Ntirwegen von sich abzuschütteln. Aber die Sache 
hat denn doch auch ihre Kehi'seite, und mau hat isländischer- 
seits nicht versäumt, auch diese gelegentlich zur Sprache 
zu bringen. 

Genauere Betrachtung zeigt zunächst, dass das so- 
genannte isländische Dehcit theilweise nur ein scheinbares 
ist Ursprünglich freilich war fOr Island stets eine klare 
und gesonderte Rechiiuim' geluiiit worden, und soweit die 
betreffenden Documeute noch vorliegen, kauu mau sich aus 
diesen leicht aberzeugen, dass dazumal von einer Unter- 
bilanz keine Rede war, vielmehr umgekehrt ein Ueberschuss 
in des Königs Casse abgeführt wurde. Aber seit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts brachte theils das Bestreben, alle 
dem König untergebenen Lande möglichst als Theile eines 
einzigen Staates erscheinen zu lassen, theils jene heillose 
Finanzwirthschatt, welche schliesslicli zu einem förmlichen 
Staatsbankerotte führte, das Verhäituiss des isländischen 
Bechnungswesens zum dänischen inToUständigeYerwirrung, 
welche sich auch nicht sofort wieder beseitigen Hess, nach- 
dem ein „Nornialreglenieut" für den Staatshaushalt glück- 
lich zu Stande gebracht war (1825). Die für Island auf- 
gestellte Rechnung war fortan nur euie Abrechnung zwischen 
der dortigen Grundbucheasse und der dänischen Zahk'asj;e, 
repräsentirte aber keineswegs eine Abrechnung zwischen 
dem isländischen und dem dänischen Finanzwesen, und die 
Bentekammer selbst sprach dies gelegentlich (1845) un- 
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umwunden aus: „Es lässt sich vicllfirlit bezweifeln, ob in 
Wirklichkeit irgendetwas für Island zugescliosseu wurde, 
und wie viel es etwa sei; deim es ist zwar gewiss, dass 
alljährlicli zur Grandbuchcasse anf Island mehr oder minder 
zugeschossen wird, und dass hiervon alljährlich in den 
Kechnuugen und Voranschlägeu lür das Reich Erwälmuug 
geschieht, um einen Ueherblick aber den Gesammtzustand 
der Reiehsfinanzen zu ermöglichen, aber das kann man 
eigentlich keinen Zuschuss für Island nennen, denn weder 
vereinnahmt die Grundbucheasse alle liiinkünt'te, welche 
ans Island in die Reichscasse fliessen, obwohl man nun 
in den letzten Jahren angefangen hat. diesen Punkt zu 
beachten und ihr solelu nach und nach zu gute zu rech- 
nen, noch auch wurde beachtet, dass aus jener Gasse * 
mancherlei Zahlungen gemacht wurden, welche nicht unter 
die Ausgaben für Island genM-hnet werden können, und 
hat man angefangen, auch dies nach und nach iu bessere 
Ordnung zu bringen/* In so weit also ist es nur die 
Verkehrtheit der Bechnungsstellung, welche das angebliche 
Delicit Islands veranlasst. 

Zweitens aber fehlt in den Kopenhagener Budgets 
eme Reihe von Posten, welche zu Gunsten Islands aufzu- 
führen wären, imd welche zum Theil sogar in ganz be- 
stimmter Beziehung zu bestininUt^n einzelnen Ausgabe- 
posten stehen, die zu Lasten des Landes wirklich eingestellt 
sind. Ein beträchtlicher Theil der Einkünfte Islands be- 
stand von jeher in den Erträgnissen des Kronguts, und 
noch gegenwärtig liefern diese etwa ein Drittel des Ge- 
sammtbetrages. Keinem Zweifel kann unterliegen, dass 
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dieses Kroiigiit, grössteiitheils aus dem Grundbesitz der 
gelegentlich der Eeformaüon eingezogenen Klöster her- 
stammend, ausschliesslich dem Lande selbst zugehört, und 
ganz folgerichtig wird denn auch von Jahr zu Jahr dessen 
Ertrag zu den Einküntteu gerechnet, weiche dieses abwirft; 
aber sowie die eine oder andere Domäne verftussert wird, 
lässt man den Kaufpreis derselben in die dänische Reichs- 
casse fliessen, und Capitalwerth wie Rente verschwindet 
damit spurlos für deir isländischen Staatshaushalt. Die 
Bentekammer selbst hatte längst auf das Wideraümige dieses 
Verfahrens hingewiesen, und bemerkt, dass notiiwendig 
immer grössere Zuschüsse aus der Keichscasse für Island 
veirechnet werden müssten, wenn mau diesem nicht min- 
destens die Zinsen der eingehenden Kaufgelder gut schreibe; 
durch eine kgl. Eesolution vom 18. Mai 1836 wurde dieses 
evident begründet*^ Verlangen zu rilckge wiesen, und dabei 
hatte es seüi Verbleiben. Freilich berul't num sich däuischer- 
seits darauf, dass auch bezüglich der dSnischen Domänen 
stets das gleiche Verfahren beobachtet worden sei; aber es 
ist denn doch klar, dass es sich für Dänemark dabei nur 
um die Art der Abrechnung zwischen den Terschiedenen 
Gassen eines und desselben Landes handelt, während für 
Island, sowie einmal dessen Finanzen von den dänischen 
geschieden werden sollen, die dänische Casse eine fremde 
ist, an welche die betreffenden Kaufgelder entrichtet werden. 
Dass es sich aber dabei um einen vergleichsweise sehr be- 
deutenden Posten handelt, zeigt sich suturi, wenn man be- 
denkt, dass bis zum 1. April 1866 fOi verkaufte isländische 
Domänen 175,037 Thaler eingegangen waren, welches ganze 
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Oapital sainiiit allen spinpn Zinseni somit Dänemark auf 
Kosten Islands verycbiungen hatte. In Betracht kommt 
ferner der (rrundbesitz der beiden Bischofstühie Islands. 
Gelegentlich der Verlegung des Bisthnms Skälholt nach 
Keykjavik hatte der Könij^ durch licscript vom 2^). April 
1785 erklärt, dessen ganzen Grundbesitz auf eigene Eech- 
nimg versteigem lassen zu wollen, gegen Uebemahme der 
Verpflichtung, fortan seinerseits för den Unterhalt des Bischofs 
sowohl als seiner Domschule zu sorgen. Durch Rescript 
vom 2. October 1801 wurde sodann das Bisthum zu Hölar 
und dessen Domschule mit dem Bisthum und der Schule 
zu Reykjavik vereinigt, und sollten durch die Versteigerung 
auch seines Grundbesitzes die Mittel gewoimen werden 
zu einer grfindlichen Aufbesserung der Dotation dieser 
letzteren. Die Versteigerung brachte für den Besitz beider 
Bisthümer zusammen 12;i.!H)9 Thaler ein: aiuli dieser 
Posten aber wird in keinem isländischen Buduct zu Gunsten 
der Insel vorgetragen, während sie doch alle den Unter- 
halt des Bischofs und seines Dompfarrers, dann den der 
Lateinschule und der Priesterschule, zu deren Lasten ein- 
stellen. Die betrefienden Leistungen also wollen dem is- 
ländischen Budget überwiesen, die Capitalbestände aber, 
auf welchen dieselben ruhten, als an die dftnische Reichs- 
casse übergegangen behandelt werden, und das soll dann 
eine Klarlegung der isländisch-dänischen Einanzverhältuisse 
heissen! 

Femer. Schwere Nothstftnde, welche die Insel in den 
Jahren 1783 und 1784 heimsuchten, hatteu den König 
veranlasst, eine allgemeine CoUecte in allen seinen Landen 
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zu eroffnen „zur Unterstützung dieser Terarmten Einwohner**. 

Von ullcu Kanzeln sollten nach \'erlesung einer Schilderung 
der eingetretenen Verwüstungen die Gemeinden zu christ- 
licher Barmherzigkeit und Mildthfttigkeit aufgefordert werden ; 
die einziehenden Gelder aber sollte' die Vgl. Zahlcasse in 
Empfang nehmen und l>is zu ihrer Ausbezahlung verzinsen. 
Ein Betrag von 41,535 Thalern kam durch milde Bei- 
steuern zusammen; aber nicht der vierte Theil dieser Summe 
wurde zur l uterstiitzuug der Beschädisrten verwendet, der 
Ueberrest dagegen als ein Xothpfennig für etwaige zu- 
künftige Unglücksfälle, in der kgl. Casse verzinslich an- 
gelegt, zurückbehalten. Bereits eine derartige Anordnung 
war mit dem Zweck der Collecte und der Absicht der 
Geber kaum vereinbar; aber doch erkannte die Rentekammer 
wenigstens zunächst noch an (1789), dass jener Fonds nur 
bestimmt sei, nothleidenden Isländern aufzuhelfen, nicht 
aber zu Gunsten irgendwelcher öffentlichen Einrichtungen 
oder Begierungsmassregeln anderer Art angegriffen werden 
dürfe. Dennoch begann man schon wenige Jahre später 
denselben sogar zu Zwecken in Anspruch zu nehmen, w^elche 
für Island nicht das mindeste Interesse hatten, wie z. B. 
zu Gunsten einer Vermessung der isländischen Küsten und 
Häfen (Rescript vom 28. Mai 1800), die doch nur der 
dänischen Marine zu gute kam, und behand(dte die „CoUect- 
gelder'' überhaupt als ein der freiesten Vertilgung der 
dänischen EinanzcoUegien unterliegendes Gut Während 
der Fonds schon zu Ende 1799 auf 50,950 Thaler an- 
gewachsen war, bestimmte eine königl. Resolution vom 
25. Juli 1844 dessen Höhe nur auf 28,165 Thaler, und 



Digitized by 



Znm isländischen Verfassnngsstreite. 191 



wies auf denselben noch überdies einen guten Theil der 

Kosten für den Bau eines SchuUiaiisos in Reykjavik an — 
Ausgaben also, die mit dem Zweck der Colleete nicht das 
mindeste zu tbun hatten, und welche überdies die Krone 
bei der üebemabme der bischöflichen Güter sich ver- 
pflichtet hatte, ihrerseits zu traiicii. Dass die dänische 
Regieruug diesem Fonds ihrem eigenen Zugestandnisse nach 
sich nur in der Lage eines Depositars befand, hat das Al- 
ding wiederbolt geltend gemacht, und wenn man dänischer- 
seits hiergegen zu erwidern pflegt, (hiss man einer He- 
gierang gegenüber nicht die gleichen Kechtsregeln anwenden 
dürfe wie einem Privatmann gegenüber, so ist dies doch 
nur theilweise richtig. Allerdinsrs wird kein (rericht einen 
dänischen Miuister wegen Lnterschlagunj,^ der rdlU-ctgelder 
ins Zuchthaus schicken können, wohin jeden Privatdepositar 
eine ähnliche Handlungsweise unzweifelhaft geführt hätte; 
soweit dagegen die civilrechtliche Ersatzpflicht in Frage 
steht, ist nicht abzusehen, warum ein anden's für den 
Piscus als Depositar gelten sollte, als für jeden anderen 
Schuldner. In ähnlicher Weise war aber auch mit nicht 
wenigen anderen isländisclien Geldern gewirthschaftet 
worden, wofür instar oniniuni der Mehlbussenfonds als 
Beispiel dienen mag. Durch einen Oommissionsspruch vom 
8. Februar 1772 war der allgemeinen Handelscompagnie 
für das Absenden gesundlieitsschädlichen Mehls eine be- 
trächtliche Geldbusse auferlegt worden, aus deren Betrag 
ein Fonds „fär Islands allgemeines Bestes** gebildet wurde. 
Im Jahre 1797 auf 5395 Thaler angewachsen, wurde er 
im Jahre 1844 auf 7500 Thaler veranschlagt, aber bereits 
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durch kc:l. H»'S(iliition vom 25. Juli 1844 ebenfalls zu den 
Kosten des Schulbaues in Keykjavik herangezogen und 
vollständig aafgebraucht — aufgebraucht für Ausgaben, 
welche die Krone als Entgelt för die von ihr übernom- 
menen bischOliichen Güter zu tragen sich verpflichtet hatte, 
u. dgl. m. 

Man sieht, ganz abgesehen von kleinem oder minder 

leicht evident zu stellenden Posten ergibt sich bereits aus 
dem Bislierigen eine Gegenforderung Ishiuds gegen Däne- 
mark im Betrag von mehr als 350,000 Thlm., selbst wenn 
man sich nur an die dänischerseits bekannt gegebenen Ab- 
rechnungen hält, die doch sicherlich vielfach untersetzt 
sind. Dabei kann es sich selbstverständlich nicht um 
einen einfachen Ersatz der bei dieser oder jener Gelegenr 
heit percipirten Kapitalien handeln, sondern es ist auch 
die Frage in Betracht zu ziehen, ob nicht durch die Art 
ihrer Bealisirung dem Land ein weiterer Schaden zugefügt 
Bei, und ob nicht überdies neben den Capitalbeträgen auch 
deren Verzinsung in Rechnung zu kommen habe. In der 
ersteren Beziehung lässt sich fireilich entgegnen, dass die 
Regierungshandlungen des absoluten Monarchen sein Land 
verbinden, mögen sie ihm nun nützen oder schaden: aber 
doch steht billig zu bezweifeln, ob dieser Satz auch auf 
den Fall Anwendung finde, wo es sich um eine Bereiche- 
rung handelt, welche dem ehien Lande durch einen Regie- 
rungsact des gemeinsamen Kegenten auf Kosten des anderen 
zugegangen ist, und jedenfalls muss man, wenn man auf 
den Satz sich berufen will, auch alle seine Consequenzei 
sich gefallen lassen, und darf z. B. nicht hinsichtlich der 
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geringen Preise, welche für die bischöflichen Güter in Folge 
ihrer übereilten Yeräussernng erzielt wurden, ihn in Bezog 
nehmen, nnd sich doch gleichzeitig weigern, die gesteigerten 
Kosten von Bistliuiii und Schul«* ;ius dor Reicbscasse zu 
bestreiten, welche deren Traguug duch gelegentlich derselben 
schlechten Speculation ubemonunen hatte. In der zweiten 
Beziehung dagegen lässt sich denn doch der Grundsatz kaum 
bestreileii, dass für Posten, welche das eine Heiclisland an 
das andere ohne. Entgelt übertragen hat, eine landesübliche 
Vminsung bis zur Ersatzleistung dem ersteren zu gute 
komme, wenn es auch hei den yielfhch verschlungenen 
gegenseitigen Ab^echnungs^ luütnissen schwer, ja unmöglich 
sein mag, den nach Abzug aller (xegenleistungen dafür 
verbleibenden Betrag auf Heller und Pfennig zu liquidiren; 
und dass eine Reihe der einschlägigen Zahlungen schon 
vor sehr langer Zeit den dänischen Gassen zugeflossen ist, 
muss jedenfalls genügen, um zu zeigen, dass der betreffende 
Conto an Zinsen nnd Zinseszinsen zu Gunsten Islands 
bereits eine ganz .inständige Höhe erreicht haben niuss. 

Zu dem bisher Besprochenen kommt nun aber noch 
ein zweiter, ohne allen Vergleich bedeutendjerer Anspruch 
hmzu, welcher sich auf die Handelsgeschichte Islands 
begründet. Ungemein reich an Producten der Fischerei 
und der Viehzucht, entbehrt die Insel alles Getreidebaues, 
alles Holzes, aller Metalle, alles Salzes; mehr vielleicht 
als irgend ein andres Land bedarf dieselbe hiemach der 
freiesten Handelsbewegung, und weniger als irgend einem 
andern ist sie ihm von Dänemark verstattet worden. Schon 
seit der Mitte des 14. Jahrhunderts hatte man freilich 
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den isländischen Handel zu beschranken und zugleich duich 
mancherlei Abgaben an des Königs Kammer fSr diese reu-» 

tabel zu machen gesucht: aber doch hatten noch im 15. 
und 16. Jahrhundert die Engländer, dann die Hanseaten 
und Holländer einen aiemlich lebhalten Verkehr mit der 
Lisel gehabt, und da gleichzeitig auch noch einzelne Dänen, 
ja selbst königliche Handelsschiffe dieselbe besuchten, war 
immerhin noch ftlr eine ziemlich ausgiebige Concurrenz 
gesoigt gewesen. Als nun aber König Christian IV. mit 
aller Gewalt seinen Dänen eine Handelsmarine zu Stande 
bringen wollte, war es selbst mit diesem geringen Masse 
Ton Handelsfreiheit sofort vorbei. Im Jahre 1602 wurde 
das ausschliesdiohe Recht auf Island zu handeln den 
Städten Kopenhagen, Malmö und Helsingör übertragen, 
und über 180 Jahre blieb von da ab der isländische Handel 
strengstens monopolisirt. Bald waren es bestimmte dänische 
Städte, Handelscompagnien oder Gilden, an welche der 
gesammte Handel des Landes verheben wurde; bald wurden 
die einzelnen Häfen desselben an einzelne Kaufleute oder 
Interessentschaften einzeln Terpaohtet; zuweilen wurde auch 
wohl der Handel nach Island vom König in eigener Regie 
geführti. Aber so oft auch die berechtigten Personen wech- 
selten, so bleibt doch stets die Regel bestehen, dass der 
isländische £infuhr- wie AusfuhivHandel nur einer kleinen 
Zahl von solchen zustehe, während aller Handelsreiirehr 
mit Unberechtigten nicht nur, sondern selbst mit den in 
einem andern Bezirke Berechtigten den strengsten Strafen 
unterlag; zu Buthenhieben, Zuchthaus, Verlust ihrer ganzen 
Habe wurden Leute verurtheilt^ die von einem nicht be- 
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reeliUgt^u Händler ein paar Ellen Zeug kauften, oder an 
emen solchen ein paar Fische ahsetzten. Durch eine Beihe 
von Waarentaxen, an welche man sich im Verkehr zu 
binden hatte, suchte die Kegiemng den Uebelständen ab- 
zuhelfen, welche mit dieser firdruckung jeder Ooncurrenz 
nothwendig verbunden waren, und solche liegen aus den 
Jahren 1619, 1684, 1702, 1776 vor; aber da dieselben 
in Dänemark und unter dem vorwaltenden Einfluss dä- 
nischer Männer entworfen wurden, bertlcksichtigten sie die 
Interessen der dänischen Kaiifleute weit mehr als die der 
isländischen Consumenten und Producenten, während sie 
zugleich alles Interesse an der Verbesserung der Qualität 
der Waaren ertödten mussten, da fdr die heste nicht mehr 
zu erhalten war als für die schlechteste; sie Hessen ferner 
den Islander nach wie vor von der Gnade des dänischen 
Kaufmanns ahhängig, da er die Waaren deren er schlecht- 
hin bedurfte, schlechthin von ihm beziehen miisst<?, und 
den Ueberschuss seiner Froducte, den dieser nicht abnehmen 
wollte, an keinen andern absetzen durfte. Während die 
dänischen Könige beträchtliche Pachtgelder aus dem is- 
ländischen Handel zogen ^) und dieser als eine der werth- 
vollsten Stützen für die Wohlfahrt des Kopenhagener Kauf- 
mannsstandes galt, verarmte Island zusehends, und alle 
Versuche, demselben aufzuhelfen, scheiterten an dem zähen 
Widerstande der Monopolhändler, die jeden Aufschwung: 
des Landes ihren Interessen geföhrlich hielten. Erst als 

Drei venefaiedene Angaben aus den Jahren 1785—1786 schätzen 
dieselben nach einem für die Jahie 1602^1784 berechneten Dareh- 
schnitt auf jährlich 7659» 7816 oder 7355 Thhr. 

IS* 
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die schon erwähnten Nothstiiiide der Jahre 1783 — 1784 
Tausende Ton Menschen durch Hunger und Elend umkommen 
liessen, und unerschrockene, Schriftsteller, unter ihnen 
vorab der Holsteiner Christian Ulrich Detlev Egerers, offen 
aussprachen, dass weniger die Natur aU die vexkehrteu 
Massregehi und Einrichtungen der Menschen solches Un- 
glück verschuldet hätten, und dass die Geschichte des is- 
ländischen Handels zugleich „die Beschreibung des stufen- 
weisen Verfalls des Landes** sei, schritt man endlich zur 
theilweisen Aufhehung des Monopolhandels (1787). Auch 
jetzt noch beschränkte sich die Freigebung des Handels 
auf die Unterthanen des Königs in Dänemark, Noi-wegeu 
und den Uerzogthümem, während Fremde nach wie vor 
von aller Theilnahme an demselhen ausgeschlossen waren, 
und selbst jene auf dessen Betrieb an wenigen namentlich 
bezeichneten Orten beschränkt blieben; eine Verordnung 
aber vom 11. September 1816 und einige weitere nicht 
bedeutsamere Erlasse hielten im wesentlichen an denselben 
Grundsätzen fest, und insbesondere war die in der ersteren 
ausgesprochene Zulassung fremder Kaufleute in Folge der 
ihnen auferlegten schweren Belastung eigentlich nur eine 
nominelle, wogegen durch die lYennung Norwegens von 
Dänemark der isLreis der eöectiv Handelsberechtigten sogar 
sehr erheblich geschmälert wurde. Bis zum Jahre 1854 
herab, in welchem eine wirkliche und ToUständige Frei- 
gebung des isländischen Handels erfolgte, blieb dieser min. 
einerseits mit mancherlei Abgaben, wie Schiffsgeldern und 
Zöllen (bei der Ausfuhr in fremde Lande), belastet, die 
doch im Budget Island nicht oder nicht yoUständig zu 
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giite gereclinet wurden, und aiuhtrseits konnte auch die 
Bereichenmg, welche dem dänischen Handelsstand und 
dessen Steuerlnraft ans demselben erwuchs, als eine indiiecte 
Besteuerung tier Insel betrachtet werden. 

£8 ist allerdings richtig, wie dies die Dänische Ke- 
. gierung «lelegentLich der Budgetvorlage für 1850/51 aus- 
gesprochen hat, dass es voUkununen unmöglich ist, den 
Schaden^ welchen Island durch diese langjährige Verküm- 
menmg seines Handels erlitten, und den Yortheil, welchen 
der Dänische Handelsstand aus derselben gezogen hat, in 
bestimmten Ziffeni anzugeben; aber daraus folgt doch ftü: 
Dänemark nicht die Berechtigung, nachdem es Jahrhun» 
derte lang das arme Land systematisch ausgesaugt und an 
jeder gesunden wirthschaftlichen Entwicklung verhindert 
hat, dasselbe nunmehr ohne jeden Ersatz für diese Be- 
raubung wie die ausgepresste Schale einer Oitrone von 
sich zu werfen, oder auch mir von einer Unterbilanz des- 
selben zu sprechen, während man doch in der durch den 
isländischen Handel gesteigerten eigenen Steuerkrafb längst 
dessen Mark verzehrt hat. Man darf sich auch hier wieder 
nicht auf den Druck berufen, welchen vurdeni die Frohu- 
den auf den dänischen Bauernstand oder der Zunftzwang 
auf die dänischen Gonsumenten geübt hatte; dort war eine 
Classe von Angehörigen desselben Staates zu Gunsten 
einer andern belastet worden, und da der einheitliche 
Staatshaushalt for beide auch in Zukunft fortbestehen soll, 
wird durch entsprechende Regelung der Besteuerung den 
etwa noch fühlbaren 2sachwirkungen jeuer früheren Miss- 
Stände Bechnung zu tragen sein; hier dagegen handelt es 
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sich um t'inc lan^;iähri^e Ausnützunt? dos einen Reichs- 
laudtis durch das andere, uud diese kann in dem Moment 
nicht unberflcksichtigt bleiben, in welchem beide ihren 
Haushalt völlig: von einander trennen wollen. Man wende 
auch nicht ein, dass Island schon genugsam begünstigt 
sei durch die Befreiung Ton allen Beiträgen zu den Kosten 
des Gksammtstaats. Was leistet denn dieser für Island» 
das des Bezalilens werth wäre? Hat das Land jemals 
. äussere Feinde gehabt, gegen die es von dem dänischen 
Heer oder der dänischen Flotte Schutz zu hoffen hätte? 
Weder gegen die algierischen Corsaren. welche im Jahre 1627 
auf der Insel plünderten, noch gegen den lumpigen Aben- 
teurer Jorgen Jorgensen, der sich im Jahre 1809 in deren 
Besitz setzte, hat sie dieselbe zu schützen vermocht, und 
die Disciplin über die zahlreichen französischen Fischer- 
boote, welche al^ährlich auf Island so mancherlei Unfug 
yerttben, wird weit mehr von französischen als dänischen 
Kriegsschiffen gehandhabt. Die königl. Civilliste wird in 
Dänemark verzehrt; für dänische Kriege, für dänische 
Eisenbahnbauten werden Anlehen contrahirt: wo sollte da 
die Verpflichtung zu einer Thiiliiahme an den belrtüt iiden 
Lasten herkommen? Auch ist noch nicht bekannt gewor- 
den, dass in Dänemark daran gedacht worden wäre, die 
Millionen, um welche der Sundzoll abgelöst wurde, mit 
Island zu theilen: wariun dami die Lasten? 

Die längste Zeit über waren die finanziellen Beziehungen 
Islands zu Dänemark nur auf bureaukratiischem Wege be- 
handelt, oder literarisch besprochen worden; bei lebendigerer 
Inangrifihahme der Yerfassungsfrage aber konnten sie auf 
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die Dauer nicht beiseite gelassen weiden. In der Antwort 

welche das Ministerium auf » ine retitiun des Aldinges von 
1853 ertheilen Hess, wurde bereits darauf hingewiesen, dass 
das Land an den aUgemeinen Eeichslasten nicht participire, 
vielmehr eines jährlichen Zuschusses aus Dänischen Mitteln 
bedürfe. Auf Anreguujr des Dänischen Volksdinges, welches , 
mit dem Isländischen Budget sich nicht zu helfen wusste, 
wurde sodann am Alding 1857 darüber verhandelt ob nicht 
diesem eine berathende Stimme bei der Feststellung dieses 
Budgets einzuräumen, dafür aber vom Reichstag ein be- 
stimmter Zuschuss auf eine begrftnzte Zahl von Jahren zu 
verwilligen, und andrerseite von Island wenigstens ein Con- 
tingent zur dänischen Flotte zu übernehmen sei; das Al- 
ding aber lehnte diese Yorschläge ab, und verlangte dafür, 
neben einem derartigen Zuschuss, beschliessende Stimme 
bei Festetellung des Landesbudgel». Hierauf wollte hin- 
wiederum die Regieruni,' nicht eingehen; aber die enge 
Verbindung in welcher die Finanz frage mit der Verfassiuigs- 
frage steht^ wurde von ihr wiederholt benützt, um auf die 
letztere bezügliche Petitionen des Aldings zurückzuweisen 
(1861, 1863). Im Jahr 1861 wurde sogar eine Comniission 
niedergesetzt um Vorschläge über die Ordnung der Finanz- 
frage zu entwerfen; aber obwohl dieselbe nur aus drei Dänen 
(Tscheming, Nutzhorn, Bjerring) imd zwei Isländern (J6n 
SigurÖsson, Oddgeirr Stephensen) bestand, legte dieselbe 
doch nicht weniger als drei verschiedene Gutachten vor, 
und war nur darüber einig, dass eine genaue ziffermässig 
berechnete Feststellung der Forderungen Islands unmöglich, 
andrerseits aber eine Trennung der isländischen Finanzen 
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von den dftnischen höchst wünschenswerih und nur im 

Zusaumienhan^f mit einer gründlichen Lösung der Ver- 
fassungs&age möglich sei. Der schon erwähnte Gesetz- 
entwurf von 1865 bot den Islftndem einen j&hrlichen Zu- 
schuss von 42,000 Thlrn. auf zwölf Jahre, nach deren 
Ablauf eine neuerliche gesetzliche Feststellung eintreten 
sollte; er wurde abgelehnt, schon aus dem Grande, weil 
die entscheidende Stimme dem DSnischen Reichstage vor- 
behalten werden wollte, für dessen Beschluss keinerlei Ge- 
währ bestand. Gelegentlich der Vorlage des Verfassungs- 
entwurfs von 1867 machte die Regierung ein wesentlich 
günstigeres Angebot: 37,500 Thlr. jährlichen Zuschusses 
auf ewige Zeiten, und 12,500 Thlr. auf zwölf Jahre, und 
von da ab allmählich wegfallend; aber auch diessmal kam 
es zu keiner Einigung, freilich wohl aus andern als finan- 
ziellen Gründen. So kam es denn zu jenen Verhandlungen 
am Dftnischen Reichstage der Jahre 1868 — 69, und am 
Alding 1869, deren Besprechung den Gegenstand eines 
dritten und letzten Artikels bilden soll. 



Die geschichtlichen Ausgangspunkte des islandisch- 
dänischen Yerfassungsconfictes, sowie der äussere Verlauf, 
welchen derselbe bisher genommen hat, wurden in den 
beiden vorhergehenden Artikeln besprochen; so mag denn 
zum Schlüsse noch ein kritischer TJeberblick über den der- 
maligen »Stand der Sache folgen. 



3. 
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Die Erledigung der obschwebenden Differenzen ist, wie 
das Bisherige bereits gezeigt haben wird, dadurch gar sehr 
erschwert, . dass die beiden Streittheile prindpiell von 
durchaus entgegengesetzten Gesichtspunkten ausgehen. Is- 
ländischerseits beruft man sich darauf, dass die Insel diux h 
freien Vertrag und mit Vorbehalt ihrer staatlichen Selbst- 
ständigkeit dem König von Norwegen sich unterworfen 
habe (1262 — 1264), und mit Norwegen als selbstständiges 
Land an den König von Dänemark gekummen sei (1880); 
dass die Einfahrung der Souveränetät (lüö2) zwar das 
Verhältniss der Isländer zu ihrem König, aber nicht das 
Verhältniss Islands zu dessen anderen Reichen, zumal zu 
Norwegeü und Dänemark, verändert habe, wie denn auch 
Stets eine besondere Gesetzgebung sowohl als Verwaltung 
dem Lande Terblieben, und dieses neben Dänemark und 
Nor^vegen in öffentlichen Erlassen gesondert aufgeführt 
worden sei; dass dieses ßechtsverhältniss durch die Ein- 
fuhrung des Aldings neuerdings einen kräftigen Ausdruck 
erlangt habe, und in der That noch gegenwärtig zu Recht 
bestehe, indem das däniseht; Grundgesetz von 1849 zwar 
für Dänemark, aber nicht fUr Island legal zu Stande ge- 
kommen sei. Man zieht von hier aus ganz folgerichtig 
- den Schluss: dass die Einführung einer Constitution in 
Dänemark für Island nui- die Bedeutung habe, dass auch 
hier der Absolutismus nicht länger haltbar sei; dass aber 
der König sich mit seinen isländischen Unterthanen in 
gleicher Weise über eine isländische Verfassung zu einigen 
habe, wie er sich über eine dänische mit seinen dfuiischen 
Unterthanen geeinigt Dänischerseits dagegen behauptet 
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man. dass, gleichviel wie die Sache Mher sieh yerhalten 

haben innere, jedenfalls durch die Einführung der Allein- 
herrschaft die Isländer „Unterthanen des dänischea Staate^* 
geworden seien dass in Folge der in Dftnemark ein- 
getretenen Verfassungsveränderung an diesem ihrem Unter- 
thanenverhaltnisse nichts sich geändert habe, und dass 
demzufolge das für Dftnemark zu Stande gekommene Grund- 
gesetz auch für Island gültig sei, dass somit nur darüber 
mit dem Aldiiige verhandelt werden könne, wie die be- 
sondere innere Verfassung Islands der durch das dänische 
Orundgesetz geschaffenen neuen Gestaltung der Dinge an- 
gepasst werden kunnte, und dass selbst in dieser Beziehung 
dieser Versammlung nur ihre Mhere berathende, ganz und 
gar nicht aber eine beschliessende Stinune zustehe. Neuer- 
dings tritt dänischorseits auch wohl die etwas mudificirte 
Behauptung auf: dass, wenn auch nicht das Grundgesetz 
im ganzen, so doch wenigstens diejenigen Bestimmungen 
desselben für Island gültig seien, welche sich auf die ge- 
meinsamen Angelegenheiten des Reichs bezögen, weil diese 
schon vor dem Jahr 1848 aller Gompetenz des Aldings 
entröclit gewesen seien — eine Unterscheidung, welche sich 
zwar scheinbar aul den Wortlaut der Nr. 1 der Aldings- 
verordnung vom 8. März 1843 stutzt, aber im Hinblick 
auf die Entstehungsgeschichte dieser Verordnung sowohl 
als deren durch eine kgl. Resolution vom 10. Nov. 1843 
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geregelte Vollziigsweise sich als durchaus unstatthaft erweist. 
Bezüglich der finanziellen .Frage femer stehen sich die 
beiderseitigen Auffasfiiungen um nichts weniger schroff 
gegentlber, indem man isländischerseits. auf oine Reihe 
speci eller Rechtstitel gestützt t Entschädigungsansprüche 
auf nicht unbedeutende Betiftge erhebt, während man die 
Ihdstenz solcher Forderungen und beziehungsweise die 
Haftungspflicht der dänischen Staatscasse dänischerseits 
schlechthin in Abrede stellt, und vielmehr behauptet, dass 
lediglich durch freiwillig gegebene dänische Zuschlisse der 
Bedarf der Verwaltung Islands seit geraumer Zeit gedeckt 
werde. Der Widerstreit beider Standpunkte ist aber um 
80 bedenklicher, als er geradezu mit dem Gegensatz der 
Nationalitäten zusaiiiiiifiifällt. Dass das dänische Volk 
hinter seiner Regierung steht, haben die Reichstagsverhand- 
lungen der Jahre 1868 — 69 deutlich bewiesen; auf Island 
aber ist mit Ausnahme einiger weniger königlicher Beamter 
keine eingeborne Seele zu finden, die sich beigehen liesse, 
an der Bechtmässigkeit der oben als isländische bezeich- 
neten Anschauungen zu zweifeln. 

Und dennoch liesse sich bei einigem guten Willen 
eine Einigung wohl erzielen. Sowie mau nämlich von den 
Frincipien absieht, gehen die beiderseitigen Ansichten, über 
das was zu fordern und zu bieten sei, iranz und gar nicht 
so hoffnungslos weit auseinander. Der dänische Reichstag 
wäre herzlich gern alle Beschäftigung mit dem isländischen 
Budget los, und er sowohl als das Ministerium ist, wenn 
auch noch so abgeneigt irgendwelchen Rechtsanspruch Is- 
lands anzuerkennen, doch darüber sich völlig klar, dass es 
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ein Ding der Unmöglichkeit sei, die Insel, verannt wie sie 
ist, ohne Zuschnss ans der dänischen Staatscasse auf sich 

selber anzuweisen, klar aiu li tlarilber, dass es eine Pfliclit 
der Billigkeit sowohl als des Anstände« sei, diesen Ziischuss 
nicht niedriger als so zu stellen, dass das Land dabei nicht nur 
bestehen, sondern auch wieder in die Höhe sich arbeiten 
könne. So sieht man ferner in Dänemark, imd zwar seitens 
der Begierung ebensowohl als seitens des Reichstags, recht 
wohl ein, dass das bisherige System, Island bis in alles 
Detail hinein von Kopenhagen aus regieren zu wollen, 
nichts tauge, und man ist gerne bereit, der Insel für ihre 
inneren Angelegenheiten em ziemlich weitgehendes Mass 
von Selbstherrlichkeit und für deren Ausübung eni ziemlich 
reichliches Mass vulksthümlicher Oriranisation zu verwilligen, 
wenn nur die Zugehörigkeit zum dänischen fieich und die 
Unterordnung unter dieses in den gemeinsamen Angelegeur 
heiten gewahrt bleibt. Die praktischen Differenzpunkte 
concentriren sich demnach schliesslich auf drei oder vier, 
und auch über diese liesse sich mit einiger Klugheit und 
Besonnenheit wohl hinauskommen; die formelle Behandlung 
der Verfassungssache, die Ordnung der gemeinsamen Reichs- 
angelegenheiten und die damit ciig zusammenhängende ^'or- 
mirong der Mimsterverantworüichkeit, endlich die Hohe 
des der Insel zu gewährenden finanziellen Zuschusses dfirfen 
als solche Strt'il})unkte bezeichnet werden. 

Die Haltung des Aldiugs von 1867 war in der That 
eine sehr entgegenkommende gewesen. Der von der Begie^ 
rung vorgelegte Verfassungsentwurf hatte Island fSr einen 
uütremibai'en Bestandtheil des Reichs Dänemark erklärt, 
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und (itm^^emfiss aussrcsprochen, dass die Bestimmungen 
des dänischen Grundgesetzes über die Thronfolge, des Königs 
Oonfession, Mündigkeit, BegierangBaiitaitt und Becht, üW 
fremde Lande die Regierung m übernehmen, dann tlber 
die Keichsverwesung und den Thronerledigungslall, auch für 
Island gelten sollen (g 1); doch sollte der König bei seinem 
Regiemngsantritt anch die Haltung der isländischen Ver- 
fassung durch einen l)esonderen Eid angeloben (§ 2). Als 
gemeinsame Angelegenheiten für Island und Dänemark 
waren sodann neben den in § 1 bereits erwähnten noch 
genannt worden: die königliche Civilliste und das Apanage- 
wesen, die Reichsvertretung nach aussen, Heer und Kriegs- 
marine, Staatsrath, Indigenatsrecht, MOnzwesen, Staats- 
schulden und StaatsTennögen, sowie die Postverbindung 
zwischen Island und Dänemark. In allen diesen An- 
gelegenheiten sollte Island mit Dänemark die Gesetzgebung 
und Verwaltung gemein baben, jedoch so, dass dasselbe 
einstsveilen zu den Kosten derselben keinen Beitrag geben, 
und darum auch an der Gesetzgebung keinen Antheil 
nehmen sollte; würden die Finanzen der Insel sieb bessern, 
so solle der König die Höhe des von ihr zu leistenden 
Beitrags, und ein Gesetz die Art ihres Antbeils an der 
gemeinsamen Gesetzgebung und Verwaltung bestimmen, 
bei Differenzen aber über die Abgränzung der gemein- 
samen von den besonderen Angelegenheiten des Landes 
die Entscheidung dem König zustehen (§ 3). Demgemäss 
sollten einstweilen die gemeinsamen Gesetze durch ihre 
blosse Publication auf Island für das Land rechtliche 
Geltung erlangen (§ 4), wogegen dieses in seinen be- 
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sonderen Angelegenheiten seine besondere Gesetzgebung 
und Yerwaltang haben sollte (§ 5). Im abiigen war die 
YerfiAssun^j: nach dem gewöhnlichen constitutionellmi Zn- 
schnitt eiiigericiitet, jedoch so, dass einerseits für das Al- 
ding das Einkammer^stem und im wesentlichen auch die 
hisherige Mitgliederzahl festgehalten, dagegen dessen Ein* 
berutunp^ in dreijährigen, statt der bisherigen zweijährigen 
Perioden beliebt, andrerseits aber alle Verantwortlichkeit 
für die Begienmg auf diejenige Persönlichkeit concentrirt 
werden wollte (§ 8), welche der König unter semen (d&nischen) 
Ministern für die Führung der besonderen Angelegenheiten. 
Islands auswählen würde (§ 9). 

Auf die Berathung des Entwürfe einzutreten, hatten 
manche Dingleute Bedenken getragen, indem es dahinstand, 
ob das Alding hiezu überhaupt oompetent sei, und ob 
nicht viehnehr zu solchem Behuf eine eigene „Yolksver- 
Sammlung^ auf Grund des Wahlgesetzes vom 28. Sept 
1849 einberufen werden müsse; als aber der kgl. Com- 
missär die bestimmte Erklärung abgab, dass dem Alding 
in der Verfassungsfrage eme beschliessende, nicht bloss 
berathende Stimme zukonmie, und dass der König keüi 
neues Verfassuugsgesetz für Island ühne dessen Zustimmung 
octroyiren Wierde (Aldingsprotolvoll 18G7, Bd. 1, S. 802), 
liess man diesen Punkt sofort fallen. Mit dem Inhalt des 
Entwürfe erklärte man sieh femer im grossen und ganzen 
einverstanden, und wenn mau denselben zwar an nicht 
wenigen Stellen amendirte, so ist doch die überwiegende 
Anzahl dieser Amendements nur redactioneller Natur, und 
auch von den flbrigen ein guter Theil för die Eegierung 
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und Dänemark durchaus unbedenklicher Art, wie etwa die 
Fordernng einer gesetzlichen Regelung der Verfassung der 
Nationalkirehe (§ 57 des amendirten Entwurfs), oder einer 
Verschärlung des Unterrichtszwaiifi^s (§ 66 ebenda); ja 
manche von ihnen sind ^ogar in entschieden conservativem 
Sinne gemacht, wie etwa wenn dem König das Becht ge- 
wahrt werden will wie bisher 6 Mitglieder des Aldings zu 
ernennen, während der Kegierungsentwurf die Mitgliedschaft 
insoweit an gewisse Aemter ein für alleuial knüpfen wollte 
(§ 22), wenn die Gültigkeit der Beschlüsse an die An- 
wesenheit zweier Drittel der Dingleute statt der Hftlfte 
gebunden werden wollte (§ 41 resp. 44), oder wenn das 
Zustandekommen von Verfassungsänderungen erschwert 
werden wollte (§ 67, resp. 74). Erheblicher war aller- 
dings, dass an den bisher üblichen zweijähiigen Perioden 
für die Einberufung des Aldings festgehalten (g 12), und 
dass Tom Einkammersystem zum Zweikammersystem über- 
gegangen werden wollte, unter gleichzeitiger nicht un- 
beträchtlicher Erhiihung der Zahl der Dingleute (§ 22). 
Am bedenklichsten endlich konnten die Amendements er- 
scheinen, welche die Beziehungen der Insel zu Dänemark 
betrafen; aber selbst diese waren unläugbar mässig genug. 
Statt als einen Theil des Reiehes Dänemark wollte man 
Island als einen Theil der Dänischen Monarchie, und zwar 
nUiit besonderen Landesrechten'' bezeichnen; sicherlich 
wenig bedeutsam, wenn man erwägt, dass der Entwurf 
selbst ja eben die „besonderen Landesrechte" normirt, und 
dass selbst der eingefleischteste Däne Island nicht gleich 
Föhnen oder Seeland als Danische Provinz betrachten kann. 
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Die AufzfthluBg der gemeinsamen Angelegenheiten ist un- 
verändert gelassen, nnd nur daneben nocli eine, ansdrficklicli 

als blos cxemplitioativ bezeichnete, Aufzahlung der be- 
sonderen Angelegenheiten Islands eingestellt (g. 5). Die 
Entscheidung von Differenzen Ober das, was zu den ge- 
meinsamen oder m den besonderen Angelegenheiten gehöre, 
will dem Könige belassen, und nur eingeschoben werden, 
dass sie nach vorgängigem Vortrag des Isl&ndischen sowohl 
als des betreffenden Bfinisehen Ministers erfolgen soll (§ 6 
des am. Entw.). Die Bestimmung wann und wieviel Island 
zu dem Budget der gemeinsamen Angelegenheiten beizu- 
tragen habe, will nicht dem König allein überlassen, vielr 
mehr an die Mitwirkung des Aldings gebunden, und ebenso 
die Mitwirkung des letzteren bei der Bestimmung des An- 
theils entschiedenfT gesichert werden, welchen die Insel 
solchenfolls an der Leitung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten zu nehmen habe (§ 3). Die Wahl des Ministers 
für Island will dem König völlig freigegeben, also die Be- 
schrankung seines Wahlrechts auf den Kreis seiner Dänischen 
. Mmister beseitigt werden (§. 10 des am. Entw.). Endlieh, 
und dies ist am Ende noch der relevanteste Punkt, wollte 
neben der Verantwürtlichkeii des Ministers auch noch eine 
besondere Verantwortlichkeit für diejenigen Beamten statuirt 
werden, welchen die oberste Oewalt auf der Insel selbst 
anvertraut werden würde (§ 9 und 10 ebenda); eine für 
Island darum sehr relevante Bestimnumg, weil bei der 
neuen Ordnung der Dinge gerade in die Hand dieser 
Landesregienmg die wichtigsten Interessen der Insel ge- 
legt werden sollten. In finanzieller Beziehung aber hatte 
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die Regienmg zwar keine eigentliche Vorlage gemacht, 
jedoch für den fall des Zustandekommens des Verfassungs- 
gesetzes die bestimmte Zusage g^eben, einen festen Zu- 
schuss von 37,500 Riprsdalern und einen vunlbergehenden 
von 12,500 Rigsdalern beim Reichstag vertreten zu wollen, 
weicher letztere auf 12 Jahre voll, dann aber in einem 
von Jahr zu Jahr um 500 Rigsdaler geminderten Betrag 
geleistet werden solle, bis er schliesslich ganz wegfalle; 
das Alding aber hatte gebeten: es möge vielmehr ein fester 
Zuschuss von 60,000 Rigsdalern verwilligt werden, da die 
neuen Einrichtungen ungleich höhere Kosten als di«* bis- 
herigen verursachen würden, und möge derselbe in der 
Weise gesichert werden, dass fax den entsprechenden 
Capitalbetrag unaufkündbare Reichsschuldbriefe zu Gunsten 
Islauds. ausgestellt winden. 

In sehr wichtigen Punkten hatte hiemach das Alding 
den Forderungen Dänemarks nachgegeben; in einigen we- 
nigen, unter denen die Forderung einer verantwortlichen 
Regierung im Lande selbst der bedeutsamste war, hatte es 
die Vorschläge der Regierung modifioirt; im Geldpnnkte 
war ein bestimmtes Petitum gestellt, das vom Angel)ote 
der Regierung nicht übermässig abwich. Man durfte er- 
warten, dass das Ministerium die Abänderungsvorschläge 
annehmen, oder doch wenigstens auf der nunmehr endlich 
gewonnenen Grundlage weiter verhande^ln werde, und «Ii»' 
Vorlage, welche dasselbe dem Reichstag im Jahre 186Ö 
Aber den Finanzpunkt machte, schien wiridich auf eüie 
solche Absicht hinzudeuten, da dieselbe einen bleibenden 
Zuschuss von 50,000 Rigsdalern und einen vorübergehenden 
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vou 10,000 Rigsdalern für Island begehrte, und sich somit 
den Wönschen des Aldings entschieden näherte. Aber die 
mancherlei bissigen Bemerkungen, welche am Landsding 
lind in der Presse verlauteten — Orla Lehmann z. B. meinte 
als Berichterstatter: es sei wolil noch nicht vorgekommen, 
dass man bei einem Volk habe bitten und betteln, ja selbst 
(Md versprechen müssen, um es zur Annähme der Freiheit 
zu vermögen, und „Fädrelandet" findet die Ehre theuer 
erkauft (1868, 28. October), einen Stocküsch im Wappen 
fahren und die Verbindung mit der alten norwegischen 
Oolonie erhalten zu dürfen — brachten den dänischen 
Justizminister (Nutzhorn) bald von jener Absicht zurtlck, 
falls er sie überhaupt jemals gehegt und nicht blos vor- 
gegeben hatte, um den von seinem Vorganger (Leuning) 
betretenen Weg mit guter Manier wieder verlassen zu 
können. Die Haltung, welche man Island gegenüber fortan 
einnahm, war eine nichts weniger als zuvorkommende. 
Unmittelbar nach der Eroffiiung des Aldings liess man 
durch den Regierungscommissär auf die Irivolstcn Gründe 
hin die Wahl von drei Dingmänneni anfechten, darunter 
die des Archivars Jön SigurÖsson. Von der Stiftung des 
Aldinges an war dieser Mann stets von demselben Wahl- 
kreise gewählt wurden, und oft genug hatte er als Präsident 
die Verhandlungen des Aldinges geleitet; der anerkannte 
Führer der isländischen Opposition, hatte er doch vor we- 
nigen Jahren, als in einer, für das Land hochAvichtigen An- 
gelegenheit, seine Ueberzeugung von der der überwiegenden 
Mehrheit seiner Landsleute sich trennte, keinen Augenblick 
geschwankt, seine ganze Popularität aufs Spiel zu setzen, 
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indem er sich auf Seite der Regierung stellte; trotz oder 
vielleicht wegen solcher üuubhängigkeit der Gesinnung 
sollte er um jeden Preis beseitigt werden. Der Erfolg der 
Intrigue war schlagend; in einer Versammlung, die neben 
21 gewählten 6 vom König ernannte Mitglieder zählt, 
wurde die Gültigkeit der Wahl mit 25 Stimmen anerkannt, 
und selbst der einzige Dingmann, der gegentheilig sieh 
aussprach, wagte nicht im gleichen Sinne zu stimmen; 
mit 22 Stimmen wnrde unmittelbar darauf derselbe Jon 
Sigurdsson zum Aldingspräsidenten gewfthli 

Nicht minder abstossend war das Verfahren in der 
Sache selbst. Die Trennung zwar der auf Islands verfas^ 
sui^mässige Stellung im Reiche bezüglichen Bestimmungen 
Ton denen die sich auf die besonderen Angelegenheiten 
der Insel bezogen, mochte sich rechtfertigen lassen, obwohl 
noch unterm 27. April 18t>3 der dänische Justizminister 
selber anerkannt hatte, dass der Reichstag nur bezüglich 
der Finanzfrage mitzureden habe: aber doch nur unter der 
Voraussetzung, dass man bezüglich der ersteren Island 
und Dänemark als contrahirende Parteien betrachtete, die 
letzteren dagegen als eine ausschliesslich innere Angelegen- 
heit Islands behandelte. Statt dessen halten die Motive 
zu beiden Gesetzentwürfen, und zumal zu dem über Is- 
lands verfassungsmässige Stellung im Reiche, mit aller 
Schroffheit den alten dänischen Standpunkt in seiner ein- 
sdtigsten Ausprägung fest, und ziehen daraus Folgerungen 
für die formelle Behandlung beider Entwürfe, welche es 
nahezu überflüssig machen mussten, dass sich die islän- 
dische Volksvertretung mit demselben überhaupt befasse. 

14* 
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Nach wie vor wird die Geltimg des dänischen Grund- 
gesetzes für Island, wenigstens hinsichtlich aller gemein- 
samen Angelegenheiten, in Anspruch genommen^ und ans 
ihr die volle legislative Competenz des dänischen Reichs- 
tags auf diesem Gebiet abgeleitet; nach wie vor will 
andrerseits dem Alding nur eine berathende Stimme zu- 
gestanden werden, und ausdrdcMich wird die jSfegentheilige, 
vom Kegieruügscommissär vor zwei Jahren abgegebene 
Erklärung zurückgezogen, so wenig dies auch zu der That- 
sache stimmen will, dass die Regierung selbst das Alding 
so eben erst autgelost hatte, wozu ihr das Eeclit nur zu- 
stehen konnte, wenn sie dasselbe als eine beschliessende, 
nicht berathende Versammlung betrachtete. Sehr bestinunt 
wurde ausgesprochen, dass der König zwar geneigt sei, den 
etwaigen Bedenken des Aldings über die Gesetzvorlagen 
„alle die Bedeutung beizulegen, welche sie verdienen", 
dass er aber die Ordnung der vei^tösungsmassigen Stellung 
Islands im Beiche keinenfalls auf eine unbestimmte Zu- 
kunft verschieben, vielmehr dieselbe mit dem Reichstag 
feststellen werde, sowie das Alding nur erst gehört sei; 
bezfiglich des Verfassungsentwurfs über die besonderen 
Angeh'irenlieiten Islands dagegen wurde zwar gesagt, dass 
derselbe eiuei Vorlage au den Reichstag nicht bedürfe, 
aber da jener erstere Entwurf in seüiem § 1 auf diesen 
letzteren Bezug nimmt, war auch nach dieser Seite hin 
jeder Einmischung der Dänischen Volksvertretung eine 
Handhabe geboten. Unverblümt ausgedrückt: über Islands 
yer&ssungsmftssige Stellung im Boich entscheidet der König 
und der d&nische Beichstag, und lässt man die isländische 
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Volksvortretiing reden ohne sich um ihre Beschlüsse weiter 
zu kümmera, als soweit sie dem Dänischen Reichstag und 
dem EOnig, will sagen dem Dänischen Ministerium, con- 
venireu; über die besondere Verfassung Islands aber ent- 
scheidet der König, resp. das Dänische Ministerium allein, 
innerhalb der Grenzen, welche es dem Dänischen Reichs- 
tag beliebt hat, durch seine Abstimmung über jenes erstere 
Gesetz für diese Verfassung zu ziehen. 

In gleichem Geiste sind endlich auch die Entwürfe 
selber gearbeitet Der Entwurf (Vilich einer besonderen 
Verfusöun^ für Island berücksiclititrt die meisten der Vom 
Aldiuge des Jahres 1867 erhobenen Bedenken, soweit 
solche die innere Organisation des Landes betreffen, und 
nimmt sogar das Zweikammersystem, die zweijährigen 
Sitzungsperioden, die erhöhte Zahl der l)in<>:leute unbe- 
denklich an; aber in Punkten, die mit der Stellung des 
Landes zum Reiche zusammenhängen, wie etwa die 
Ministerveiaiitwurtliehkeit oder die allgemeine Heerpflicht, 
verfolgt er einen ganz andern Weg, und da er mit dem 
auf Islands Verhältniss zum Reiche bezüglichen Entwurf 
steht und fallt, liegt überdies nicht in ihm, sondern in • 
diesem letzteren der Schwerpunkt der ganzen Verfassungs- 
Irage. Und in diesem Entwurf zeigt sich nicht eine 
Spur Yon Entgegenkommen, vielmehr umgekehrt ein 
sehr entschiedenes Zurückgehen hinter die Concessionen, 
welche der Entwurf von 1867 bereits gemacht hatte. 
Die Aufefthlung der besonderen Angelegenheiten Islands 
in § 3 ist zwar ziemlich dieselbe, wie sie das Aldiiiir von 
1867 gegeben hatte; aber äie tritt hier als eine erschöpfende 
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auf, während sie dort nur exempMcativ gewesen war, 
und die MotiTe sprechen ausdrücklich aus, dass alle nieht 

aufgeführten Angelegenheiten gemeinsame seien. Eine 
Erweiteruug des Kreises dieser besonderen Angelegenheiten 
soll nur auf Antrag des Aldings durch ein Tom Reichstag 
angenommenes Gesetz erfolgen können; über die Art aber, 
wit' eine Differenz über die Abgrenzung der besonderen 
Angelegenheiten von den allgemeinen entschieden werden 
solle, fehlt jede Bestimmung, so dass in dieser Beziehung 
Island lediglich der Gnade des dänischen Ifinisteriums 
und Reichstags überantwortet ist. Die Gesetzgebung 
betreffs der allgemeinen Angelegenheiten bleibt lediglich 
dem König nind dem Beichstag überlassen, so dass 
eine einfache Promulgation genügt, um die von ihnen 
vereinbarten Gesetze auch auf Island anwendbar zu machen; 
da die Theilnahme der Isländer an diesem Reichstag Ton 
einem Gesetz abhängig gemacht ist, welches in Zukunft 
etwa unter Mitwiikim*,' des Reichstags sowohl als des Al- 
dinges erlassen werden mag, so ist es überdies in die 
Hand dieses ersteren gelegt, ob derselbe dereinst seine 
- Allgewalt Ober die Isländer mit diesen theüen, oder nach 
wie vor lediglich der dänischen Bevölkerung reseiTiren 
wolle (§ 7). In ünanzieller Beziehung ist diese Allgewalt 
ganz besonders scharf ausgeprägt Zu den auf die allge- 
meinen Reichsangelegenheiten erwachsenden Ausgaben soll 
Island nichts beitragen, aber nur „bis durch ein vom 
Beichstag angenommenes Gesetz anders bestimmt wird'' 
(§ 7); ein bestimmter jährlicher Zuschuss zum isländischen 
Budget, wohl bemerkt, beträchtlich geringer selbst als der 
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im Jahre 1867 von der Kegierung angebotene, soll theils 
auf die Dauer, theils auf bestimmte Zeit aus der Staats- 
casse gegeben werden, aber beides nur „bis durch ein 
vom Reichstag angenommenes Gesetz anders bestiiümt 
wird'' (§ 4), und solang' ein solcher (dauernder oder vor- 
übergehender!) Zuschuss gegeben wird, soll alljährlich ein 
Duplicat des besonderen Budgets der Insel dem Reichstag 
vorgelegt werden (§ 8). Hiemach könnte also Island jeden 
Augenblick durch ein dflnisches Finanzgesetz zu Gunsten 
der gemeinsamen Angelegenheiten besteuert werden, könnte 
jeden Augenblick ein dänisches Finauzgesetz den zum is- 
ländischen Budget zu leistenden Zuschuss streichen, und 
ist, insolang als derselbe noch nicht zurückgezogen wurde, 
dem dänischen Reichstag eine fürailiche Controle über die 
islandische Finanz wirthschaft vorbehalten, während noch 
obendrein der karg bemessene und in keiner Weise sieher 
gestellte Zuschuss in den Motiven als ein in keiner Weise 
rechtlich zu beanspruchender hingestellt wird, obgleich 
ausdracklich bemerkt wird, dass alle Abrechnungen zwischen 
der Reichscasse und Island als abgeglichen gelten sollen. 
Weiterhin wird zwar den Isländern ein verantwortliches 
Ministerium zugestanden — aber wie? Der König über- 
trägt die Leitung der isländischen Angelegenheiten einem 
seiner dänischen Minister, und dieser übernimmt sofort 
die Verantwortlichkeit nach Massgabe des dänischen Grund- 
gesetzes, d. h. es kann zwar von Seiten des Aldings, oder 
vieljiiihr seiner zweiten Kammer, die Ministeranklage be- 
schlossen werden, aber die Entscheidung darüber, ob die- 
selbe durchgeführt werden soll, liegt beim Dänischen 
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Volksdinge (§ 2), und das TJrtheil wird vom Dänischen 

Reiclisgericht gefilllt. Auch der Landvo^ („LimdstjTer'*), 
welchem die oberste Gewalt im Lande selbst übertragen 
werden will, ist fttr deren Ansübnng verantwortlich; aber 
der König soll auf Antrag des Aldings von Fall zu Fall 
bestiiiiDieii . ob und wie unter gegebeneu Umstanden diese 
Verantwortlichkeit geltend gemacht werden solle (§ 3 des 
besonderen Verfassungsentwurfs). Eine schöne Verantwort- 
lichkeit das! Endlich soll noch da« unterm 28. Juli 186(> 
revidirte Dänische Grundgesetz vom 5. Juni 1849 auf Is- 
land promulgirt werden (§ 9), dasselbe Gesetz also, von 
dem man bereits 18 Jähre zuvor officiell anerkannt hatte, 
dass es, so wie es liege, auf Island gar nicht zum Voll- 
zug gebracht werden könne. 

Es begreift sieh, dass der zur B^tachtung des Ge- 
setzentwurf^ niedergesetzte Ausschuss vorschlug, ohne auf 
eine Einzelberathung einzutreten, denselben im ganzen ab- 
zulehnen, da er, wie der Berichterstatter richtig bemerkte 
(Aktstykker, S. III), doch nur darauf abziele, die Islftnder 
„zu ITnterthanen von Unterthanen" zu machen. Es be- 
greift sich auch, dass ein klarer, praktischer Kopf, wie 
der trefifUche Oberlandesgerichtsassessor Benedikt Sveins- 
son, umgekehrt auch jetzt noch den verzweifelten Versuch 
wagen mochte, den Entwurf im Sinne der Beschlüsse von 
1867 zu amendiren, um noch die letzte Möglichkeit einer 
Einigung zu eroffnen, und dass er dabei bei ein paar in 
ihrem Gewissen bekümmerten Geistlichen Anklang fecnd, 
zumal da die Inconsequenz , welche die Regierung bis da- 
hin in der Behandlung der Angelegenheit bewiesen hatte. 
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auch für die Zniranfk noch manchen Umschlag hoffen lassen 

konnte. Es begreift sich endlich, dass dieselbe Meinungs- 
?ei8chiedenheit bezüglich des einzuhaltenden Verfahrens 
auch hei der Behandlung des zweiten Gesetzentwurfs sich 
wiederholte; das Ergehniss aber der Verhandlungen war 
folgendes. Der Gesetzentwurf über Ishuiils verfassungs- 
massige Stellung im Keiche wurde einfach abgelehnt, und 
lediglich die Bitte um einen festen jährlichen Zuschuss 
vun mindestens 60,000 Kiofsdaleni ZAini isländischen liudget 
hei<7efü<rt . über dessen Capitalbetrag unauf kündbare Staats- 
schuldbhefe auszustellen seien; der Gesetzentwurf über Is^ 
lands besondere Angelegenheiten aber wurde prim&r eben- 
falls abgelehnt, und imi die Vorlage eines neuen Entwurfs, 
der mindestens so weit gehe wie der im Jahre 1867 vom 
Alding amendirte, an eine mit beschliessender Stimme 
versehene islandische Versammlung im Jahre 1871 ge- 
))eten, — eventuell aber um die Sanctionirung eines im 
gleichen Sinn amendirten Entwurfs gebeten, in welchen 
auch die auf Islands Stellung zum Beiche bezuglichen 
Bestimmungen eingestellt worden wtu*en. Nur ein einziger 
gewählter Dinginaim stimmte neben den ö vom König er- 
nannten gegen diese letzteren Beschlüsse, der Poet und 
Legationsratb Gr(mur Thomsen. 

Auf Island war die Sache damit für diesmal erledigt. 
Am dänischen Reichstag wurde sie neuerdings wieder an- 
geregt, zunächst durch eine Interpellation, welche Leh- 
mann im Landsding stellte (26. Januar 1870), und dann 
durch einen Gesetzes verschlag über Islands verfassungs- 
mässige Stellung im Beiche, welchen derselbe Dingmann 
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einreichte (31. Januar), nachdem der Justizminister erklart 
hatte, die Angelegenheit nnnmehr völMg ruhen lassen 2a 

wollen. Nach einer ziemlich unbedeutenden Verhandlung 
wurde die Angelegenheit indessen auch hier durch einen 
motiTirten Ueheigang zur Tagesordntmg beendigt (11. fe- 
bmar), und Island ist somit zur Zeit zwar nicht der Ge- 
• fahr einer gewaltsamen Verfassiingsoctroj'irung ausgesetzt, 
aber auch ohne Hoffnung, so bald zu seinem guten Becht 
zu kommen. — Geduld! 
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1. 

\ or nahezu vier Jahren wurde den Lesern der „AUg. 
Ztg,^^) über die staatsrechtlichen Streitpunkte Bericht er- 
stattet, welche zwischen Island und Dänemark seit einem 
vollen Vierteljahihundert verhandelt werden Die ein- 
schlä^gen Fragen sind inzwischen theils durch einseitiges 
Vorgehen der Dänischen Regierung und des Dänischen 
Keichstages, theils durch Verhandlungen und Beschlüsse 
des isländischen Aldings während seiner diesjährigen Sitzungs- 
periode in ein neues Stadium eingetreten. Es därfte so- 
mit an der Zeit sein, neuerdings auf sie zurückzukommen. 

Der Ausgangspunkt des ganzen Conflicts ist bereits 
im Jahre 1848 zu suchen. Bis in dieses Jahr herab hatten 
die unter dem Scepter des DänenkOnigs vereinigten Lande 
nur Provinciallandtage mit berathender Stimme gehabt. 
Für Holstein, Schleswig, Jütland, die Inseldänen sammt 
den Färingem bestanden seit dem 15. Mai 1834 besondere 
Proviiiciallandta^t'; für Island aber, welches anlange den 
Landtag der Inseldänen beschickt hatte, war durch eine 

*) Unter gleichem Titel wie der vorhergehende Aufsatz und im 
Jahre 1874 a. a. 0. (21., 27. und 28. Januar) zum Abdruck geldngt. 

^) Vgl. Nr. 66, 84 und 85, dann 101 und 102 des Jahrg. 1870; 
siehe den vorhergehenden Aufsatz. 
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Verordnung vom 8. Mftrz 1843 das Alding als eine analoge 

Vortretung eingeftlhrt worden. Als die Bewegungen des 
Jahres 1848 zur Einberufimg eines verfassunggebenden 
Beiohstages nach Kopenhagen führten, wurde jedoch nur 
mit den Landtagen der Inseldänen und der Jtlten über 
dessen Zusammensetzung verhandelt, und nur diese beiden 
Provinzen beschickten denselben mit gewählten Vertretern; 
Schleswig dagegen blieb völlig nnvertreten, und fOr Island 
sowohl als die Färöer erschienen nur einige Männer, welche 
der König auf eigene Hand ernannt hatte, obwohl für Is- 
land wenigstens diese schon darum nicht als legale Ver- 
treter gelten konnten, weil das Alding über die Bildung 
des Keichstages und die Vertretung Islands auf demselben 
nicht gehört worden war. Der Nothstand, in welchem sich 
Dänemark befand, und welcher eine längere Vertagung der 
Verfassungsfirage nicht zu gestatten schien, mochte die 
formelle Incorrectheit des Verfahrens allenfalls entschuldigen; 
aber legale Gültigkeit vermochte das mit dem Beichstage 
vereinbarte und am 5. Juni 1849 vom König sanctionirte 
Grundgesetz weder für Island noch für Schleswig zu er- 
langen, obwohl dasselbe für das ganze „Reich Dänemark*' 
(mit Ausnahme von Holstein und Laueubiu'g) solche zu 
erlangen beabsichtigte. 

Anfangs war man sich hierüber denn auch in Däne- 
mark ziemlich klar. Noch vor dem Zusammentritt des 
Reichstags hatte der König unterm 23. September 1848 
in einem an den Stiftsamtmann Islands erlassenen Bescript 
die formelle Zusicherung ertheilt: dass die verfassungs- 
mässige Stellung der Insel im lieiche nicht endgültig festr 
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gestellt werden solle, ehe die Isländer selbst in einer eigenen 

Versammlung hierüber gebort sein würden. Ein ähnlicher 
Vorbehalt wurde bei der ErüÖhung des Reichtages, am 
23. October 1848, durch den Ministerpräsidenten, den 
Grafen Moltke auf Bregentved, gemacht nnd die Ter- 
haiidluii<ren, welche auf diesem Reichstag über den Entwurf 
deb (Grundgesetzes geführt wurden, hissen deutlich erkennen, 
dass man aaoh seitens seiner Mitglieder nachträgliche 
Verhandlungen mit einer islSndischen Volksvertretinig für- 
eifurderlich hielt, um diesem gesetzliche Geltung auf der 
Insel zu verschaffen*). Henorragende Eeichstagsmänuer, 
wie Tscheming nnd Oersted, sprachen geradezu ans: dass 
das etwa zu Stande kommende Grundgesetz einen zwei- 
fachen Charakter an sich trage, indem es für Dänemark 
ein wirklich gültiges Verfassungsgesetz bilde, für Schleswig 
aber — und dasselbe musste auch für Island gelten — 
zunaijhst nur ein Entwurf bleibe, welcher, von Dänemark 
aus angeboten, von jenem Land ebensowohl verworfen als 
angenommen werden könne. Ganz folgerichtig wurde denn 
auch das Grundgesetz auf Island nicht pubhcirt, wie dies 
doch hätte geschehen müssen, wenn dasselbe für dieses 
Land hätte geltendes Recht werden sollen; ganz folgerichtig 
behielt femer das Wahlgesetz vom 16. Juni 1849 in seinen 
§§ 18 und 37 die Bestimmungen über die ReichstagswaMen 
auf Island sowohl als in Schleswig uii<i auf den Färöem 
der Zukunlt bevor. Auch das weitere Verfahren Island 



Beretiiing om F(»rhaiidUngerne paa Bigsdagen, p. 7. 
*) £beuda, S. 1479 uud 2729—37. 
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gegenüber war auföiigUch eiu völlig oorrectes. Nach vor- 
gflngiger EmTemehmang des Aldings winde am 28. Sep- 
tember 1849 ein Wahlgesetz fSr die Insel erlassen, nnd 

auf Grund desselben die versprochene Landesversammiimg 
gewählt; als dieselbe im Juli 1S51 zusammentrat, wurde 
ihr femer das Grundgesetz wirklich zur Annahme vorgelegt 
Von hier ab aber trat die entscheidende Wendung ein. 
Als die Versammlung sich anschickte, die ihr zugegangenen 
Vorlagen emsthaft zu prüfen und, soweit deren Inhalt mit 
den eigenthtlmlichen Bedtkrfiiissen der Lisel m Wider- 
spruch zu stehen schien, durch Gegenvorschläge zu ersetzen, 
wurde sie aufgelöst, ehe ihr auch nur Gelegenheit geboten 
war, sich in der Sache auszusprechen, und eme königliche 
Bekanntmachung vom 12. Mai 1852 erklärte die Angelegen- 
heit einstweilen auf sich beruhen und das Alding in seiner 
bisherigen Wirksamkeit fortbestehen lassen zu wollen, ohne 
dessen vorgftngige Einvernehmung übrigens Islands ver- 
fassungsmässige Stellung im Reiche keinesfalls geregelt 
werden solle. 

Auch dieses letztere Vorgehen der Dänischen Begie- 
mng Hess sich, abgesehen etwa von dem verfrfihten Ah- 

brechen der Verhandluii.m^n , in gewisser Weise rechtfer- 
tigen. Ein Vorschlag war von Dänemark aus gemacht 
worden, man hatte ihn islandischerseits verworfen; was 
einfacher, als dass in Folge dessen die Yerfassnngssache 
einfach in ilueni bisherigen Stande verblieb? Aber beim 
Lichte betrachtet, gewinnt das gegen Island eingeschlagene 
Verfahren eben doch ein ganz anderes Ausseben, sofern 
sich zeigt, dass es hinsichtlich der Yerfassungsznstände 
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des Landes thatsächlich ganz nnd p^ar nicht beim Alten 

blieb. Vor dem Ziistandekummen des Grundgesetzes» war 
Island mit Dänemark durchaus auf gleicher Linie gestan- 
den. Hier wie dort waren die in den Bereich der Provin- 
zialstände fallenden Gesetze bis dahin vom König nach 
vurgängigem Einvernehmen der Stände jedes einzelnen 
Keichstheiles erlassen worden; andererseits waren die all- 
gemeinen Reichsangelegenheiten, wie z. B. die militärische 
Gesetzgebung oder die Aufstellung des Budgets, ganz 
gleichmässig ohne die Mitwirkung irgend eines Provinzial- 
landtages vom König und semen KegierongscoUegien be- 
sorgt worden, so dass auch in dieser Beziehung kein 
Reichsland vor dem anderen etwas vunuis goliabt hatte. 
Seit dem Jahre 1849 dagegen besteht in Dänemark ver- 
möge des Grandgesetzes eine Verfassung von unbestrittener 
Rechtsgültigkeit, und wenn dieselbe zwar mit der Zeit gar 
iiianclierlei Aenderungen erlitten hat, so sind diese doch 
auf formell correctem Wege zu Stande gekommen, und 
demgemäss auch ihrerseits formell rechtsgültig. Vermöge 
dieser Verfassung wird aber Dänemark nach constitutionel- 
leu Grundsätzen regiert, und zwar erstreckt sieb dieses 
constitutionelle Begiment nicht nur auf die besonderen 
Angelegenheiten Dänemarks, sondern auch auf die allge- 
meinen Reichsangelegenheiten; die Gesetzgebung wird auch 
in Fällen, welche diesen letzteren Charakter zeigen, von 
dem König in Gemeinschaft mit dem Dänischen Keichstag 
ausgeübt, die gemeinsame Regierung von dem Dänischen 
und dem Dänischen Reichstage verantwortlichen Ministe- 
rium geffihrt, endlich auch das Budget von diesem Mini- 
Maar er, Zar p«litis6h«n Oesebiekte Islands. 15 
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steriuin mit diesem Keichstage vereinbart. Für Island hin- 
wiederum ist das Grundgesetz sammt allen späteren Yer- 
andenmgen desselben, nicht in rechtsgültiger Weise zu 
Stande gekommen, und hier ist demnach der König nach 
wie vor absoluter Regent geblieben, und hat das Alding 
nach wie vor nur berathende Stimme; von einer Gleich- 
berechtigung der Insel mit Bftnemark kann demnach seit 
dem Jahre 1848 nicht mehr die Rede sein, und zwar ist 
diese Gleichberechtigung in zweifacher Richtung schwer 
verletzt: einmal insofern als den Dftnischen Unterthanen 
des Königs bezüglich der Regierung ihres eigenen Landes 
ein Mass politischer Berechtigung eingeräumt wurde^ 
welches dessen isländischen Unterthanen versagt blieb; so- 
dann aber auch dadurch, dass dem Dänischen Ministerium 
und dem Dänischen Reichstage nunmehr eine Gewalt iu 
Island betreffenden Angelegenheiten eingeräumt war, von 
welcher die frühere Zeit nichts gewusst hatte. Der letztere 
Punkt musste das sehr empündliche Nationalgefühl der Is- 
länder ganz besonders peinlich berühren, und nicht mit 
Unrecht mochten dieselben fragen: ob denn der absolute 
König nur zu Gunsten seiner Dänischen Unterthanen ab- 
gedankt habe, oder darüber klagen, dass man sie wider 
Recht und Billigkeit zu Unterthanen von Unterthanen 
machen wolle. Es liegt auf flacher Hand, dass solcher 
Ungleichheit der beiderseitigeu Stellung gegenüber ein 
längeres- Hinhalten der Verfassungs&age für beide Lande 
durchaas nicht die gleiche Wirkung hatte, und dass die 
weit ungünstigere Lage, in welcher Island sich befand, ledig- 
lich durch das incorrecte Verfahren bedingt war, welches 
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man bei der f]rlassuiig des (Tnindgesetzes dem Land ge«^en- 
über eingeschlageu hatte. Ohne Mitwirkung einer legalen 
Vertretong Islands, Schleswigs, der Fäioer, dann ohne alle 
Berücksichtigung Holsteins und Lauenhurgs, hatte mau 
eine nur auf Dänemarks Wünsche und Bedürfnisse be- 
rechnete Yerfassimg geschaffen. Dftnexnark befand sich in 
Folge dessen in der Lage, mit aQer Rnhe zuwarten zu 
kömien, bis die anderen Keichslande ihrer Zurücksctzmig 
überdrüssig geworden sein würden, während diesen letztem 
jedes Mittel abging, umgekehrt auf die Yerwilligung besserer 
Bedingungen seitens der regierenden dänischen l'artei ein- 
zuwirken. 

Doppelt schwer musste sich diese Ungunst der Lage 
für Island fühlbar machen, weil dessen VerhSltniss zu 

Dänemark in der That ein eiuigermassen unklares war. 
Im Yertragswege hatte sich die Insel dem norwegischen König 
unterworfen (1262 — 64), nachdem sie fast volle 4 Jahr- 
hunderte liindurch einen selbstständigen Freistaat gebiklet 
hatt-e; mit Norwegen kam sie in die Union mit Dänemark 
(1380), bei dessen Krone sie auch verblieb, als Korwegen 
vermöge des Kieler Friedens (1814) an den König von 
Schweden abgetreten wurde. Nun hatte der alte Unter- 
werfangsvertrag dem Lande seine volle staatsrechtliche 
Selbstständigkeit gewahrt, und wie die Sprache und Natio- 
nalität der Isländer von der norwegischen imd weit mehr 
noch von der dänischen scharf geschieden ist, so erhielt 
sich die Insel auch bis auf den heutigen Tag herab bei 
ihrer gesonderten Gesetzgebung. Rechtsj)flege, Verwaltung 
und Besteuerung. Bis auf die Souveränetätserklänmg(16(>0) 

15* 
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und das Königsgesetz (1665) herab war sogar Island, gleich 
wie Norwegen, als ein Erbreich von Dänemark, als einem 
anerkannten Wahlreiche, scharf isfetrennt, nnd wenn zwar 
die erwähnten Gesetze die Sachlage insoweit veränderten, 
als nunmehr auch Danemark in eine Erbmonarchie ver- 
wandelt wurde, nnd fortan alle diese Lande für alle Zeiten 
^.unt^'etrenntnnd ungetheilt unter einem absoluten Erbkönige 
Dänemarks und Norwegens sein und bleiben'' sollten, so 
blieben doch deren Beziehungen zu emander durch diese 
Veränderung iui übrigen tinbenihrt, wie denn auch die 
Erbhuldigung selbst, altem Brauche folgend, für Dänemark, 
Norwegen, Island und die Färöer gesondert eingenommen 
worden war. Aber andererseits hatte sich derUnterwerftmgs- 
vertrag darüber nicht ausgesprochen, ob und in welcher 
Form den Isländern eine Theilnahme an der Erledigung 
der aUgemeinen Angelegenheiten der Gesammtmonarchie 
zukommen solle, und thatsächlicli hatte man sich auf der 
Insel um diese nur wenig bekümmert : höchstens die That- 
sache, dass die Thionfolgeordnung in das C^setzbuch der 
Insel, die Jönsbök vom Jahre 1280, eben so gut ein- 
gestellt wmde wie in das norwegische Landrecht, Hess allen- 
falls darauf schliessen, dass in dieser Beziehung wenigstens 
eine Aenderung nicht ohne Mitwirkung der isländischen 
Gesetzgebung getroffen wwden durfte. Als oberster Richter 
sollte femer nach demselben Gesetzbuche der König in 
Persoii eintreten, „mit der besten Mftnner Beiiath''; da es 
dem ersteren überlassen war, diese „besten Männer" aus- 
zuwählen und dieselben von ilun der Natur der Sache nach 
aus seiner nächsten Umgebung genonmien wurden, kam 



biyitizeü by Google 



Zum islflndisehen Yeifassnngsstreite. 229 



es bald dahin, dass der Norwegische und späterhin der 

D änische Reichsrath deren Stell»* einnahm, und dass «omit 
dieselben Männer in oberster Instanz in Isländischen Hechts- 
saohen erkannten, welche auch in Norwegischen oder Bär 
nischen da% oberste Gericht bildeten. Bern König in Person 
war femer der oberste Befehlshaber der Insel untergeben, 
in dessen Hand deren oberste Verwaltung lag; aber es 
verstand sich von selbst, dass der Norwegische oder Dänische 
Kanzler des Koni^rs auch die an Island ert^i^'liciuk'n Aus- 
fertigungen besorgk', und dass der Norwegische udor Dänische 
iteichsrath auch in Isländischen Angelegenheiten demselben 
rathend und helfend zur Seite stand. Die Souveränetäts- 
erklärung, von welclier ab der Kruiig auch Island gegen- 
über die Stellung eines absoluten Monarchen beanspruchte, 
wenn anch die rechtliche Begründung dieses Anspruches 
nicht unanfechtbar war, bef5rderte jedenfalls diese Ver- 
mischung der Isländiselien Angelegenheiten mit den An- 
gelegenheiten Norwegens und Dänemarks, sofern sie den 
persönlichen Charakter des Reichsregiments steigerte und 
die selbstständige Mitwirkung der Unterthanen bei dem- 
selben mehr zurtlcktreten liess; die in ihrem Gefolge ein- 
tretende Ordnung der obersten Collegien vollends musste 
in gleicher Richtung noch verwirrender wirken, weil sie, 
den persönlichen Charakter des Regiments festhaltend, 
doch die Person des Königs zugleich wieder hinter dessen 
Beamtenthum zurücktreten und somit eine staatliche Ein- 
heit allenfalls annehmen liess, wo doch nur eine Einheit 
der Person des Kegenten gegeben war. Das oberste (xericht, 
welches nunmehr für Dänemark eingesetzt wurde, zog bald 
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aiK'h Islandisclie Sachen vor seinen Richterstnhl ; die Dänische 
Kanzlei aber nahm die Isländische Verwaltung neben der 
Dänischen und Norwegischen för sich in Beschlag, während 
die Rentekammer auch Islands Finanzwesen ihrer Ober- 
leitung unteiütellte. Freilich galt jenes Gericht als ein 
vom König persönlich gehaltenes, und die Collegien holten 
stets seine persönliche Entschliessung ein; thatsächlich aber 
waren es eben dorli BeanitencoUegien, von welchen hier und 
dort die öffentliche Th&tigkeit geübt wurde, und als ihre 
Untergebenen erschienen demnach auch die Beamten, welche 
auf Island selbst ihren Dienst verrichteten. Es begreift 
sich, (lass mau von hier aus vielfach über die Stellimg 
sich unklar wurde, welche Island zu den übrigen Landen 
des gemeinsamen Königs einnahm, und es begreift sich auch, 
daäs die, freilich nur ganz vorübergehende, Heranziehung 
Islands zum Provinciailandtag der Inseldänen diese Un- 
klarheit in eben dem Masse vermehren musste, wie dies 
bereits der Verlust Norwegens gethan hatte, mit welchem 
die Insel an den Däneukönig gekommen war. So standen 
sich denn, ganz abgesehen 7on der formelle Verwicklung« 
in welche die Isländisch-Dänische Verfassungsfrage gerathen 
war, auch mnteriell zwei ganz verschiedene Auffassungen 
bezüglich derselben gegenüber. In Dänemark wollte die 
herrschende Partei Island geradezu als einen Theil des 
Künigreichs Dänemark beti'achtet wissen. Sie war zwar 
bereit, der Insel, in Anbetracht ihrer entfernten Lage und 
ihrer eigenthümlichen wirthschafttichen Zustände, ein ge- 
wisses Mass provincieller Selbstständigkeit einzuräumen, 
wie denn wirklich die Färöer auf Grund eines Gesetzes 
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vom 15. April 1854 sich eines solchen erfreuten, aber 
daneben sollte dieselbe den dänischen Keichstag beschicken 
und sollte das Grundgesetz vom 5. Juni 1849 auf der- 
selben Geltinif^ haben, obwohl man ziig:ebeu musste, dass 
es gutentheils auf Island sich gar nicht durchführen lasse. 
Dagegen verfocht die weitaus überwiegende Zahl der Is- 
länder unter Berufung auf die €reschichte des Landes, seine 
gesonderte (Gesetzgebung, und die eigenthüniliche Nati<inalität 
sdner Bewohner die staatliche Selbstständigkeit Islands, 
nnd wollte weder von einer unveränderten Geltung des 
dänischen Grundgesetzes noch von einer Beschickung des 
dänischen Heichstags etwas wissen. Man verlangte die 
Durchfuhrung einer eigenen constitutionellen Yerfossung 
für die Insel, deren Personal- oder selbst itealunion mit 
Dänemark mau Übrigens nicht antastete. 

Noch mehr erschwert wurde die Lösung des Knotens 
durch die eigenthümlichen Verwickelungen, in welche das 
Isländische Finanzwesen mit dem Dänischen gerathen war. 
Seit emer Keihe von Jahren weist das isländische Budget 
regelmässig ein mehr oder minder bedeutendes Deficit auf, 
welches durch Zuschüsse von dänischer Seite her gedeckt 
zu werden pflegt. Aber freilich waren sowohl die älteren 
Domänen auf der Insel als auch die bischoflichen Güter 
daselbst grösstentheils zu Gunsten der königlichen Oasse 
verkauft worden, und rechnete man der Insel, obwohl die 
erzielten Kaufpreise in diese Gasse emgegangen waren, keine 
Verzinsung aus denselben zu gute. Eine Reihe von Fonds, 
welche speciell für Island bestiimnt gewesen, war ferner 
zu ausschüesslich dänischen Zwecken ausgebeutet und 
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theihvt^ise diesen geradezu geopfert, worden, ohne dass dem 
Land«' dafür irgendwelcher Ersatz zutheil geworden wlire. 
Endlich war durch eine aberans drückende, ausschliesslich 
im d&nischen Interesse geleitete Handelspolitik Jahrhunderte 
hindurch einerseits Island schmählich ausgesaugt, und 
andererseits der dänische Handelsstand, nnd gat«ntheils 
sogar die königliche Gasse, anf dessen Kosten sehr erheb- 
lich bereichert worden. Während nun dänischerseits .stets 
auf jenes Deficit hinirewiesen, und aus der Nothwendigkeit^ 
mit dänischem Gelds die Begierung der Insel zu ermög- 
lichen, das Recht abgeleitet wurde, über das ganze Finanz- 
wesen derselben eine gewisse Coütrole zu üben, und über 
alle isländischen Einrichtungen ein Wort mitzusprechen» 
welche irgendwelche Kosten verursachen konnten, forderte 
man isländischerseits umgekehrt eine Abrechnung mit Däne- 
mark, und erhob für diese Ansprüche, welche, wenn be- 
gründet, beträchtliche Herauszahlungen von dänischer Seite 
zur Folge haben mussten. Sclbsts'erständlich steht die 
Losung dieser tinanziellen Frage mit der Auseinandersetzung 
beider Lande auf politischem Gebiet in nächstem Zusammen- 
hang. Wird wirklich der isländische Staat grossentheils 
auf Kosten Dänemarks unterhalten, so ist es kein unbilliges 
Verlangen, wenn letzteres Land auch einen gewissen Ein- 
fluss auf dessen Verwaltung beansprucht, und kann auch 
keinem begründeten Tadel unterliegen, wenn man diluischer- 
seits des Vortheils, welchen der Besitzstand bietet, sich 
dazu bedient, um die Isländer in der Yerfossungsftage ge- 
fugiger m machen. Erhält sich dagegen die Insel ganz 
aus ihien eigeneu Mitteln, und hat sie vielleicht darüber 
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hinaus von Dänemark sogar noch etwas herauszufordern, 
so ist jede Beeiaflussung isläadischer Angelegenheiteu durch 
Dänemark in so weit völlig ungerechtfeitigt» und zugleich 
nichts weniger als ehrenhaft, wenn man die dänischerseits 
verschuldete Unmöglichkeit, ohne vorgängige Abrechnung 
mit Dänemark auf die eigenen Füsse sich zu stellen, be- 
nfltzen will, um den Isländern härtere Bedingungen des 
staatsrechtlichen Ausgleiches aufzuzwingen, als welche sie 
von Bechtswegen zu beanspruchen hätten. 



2. 

Nachdem der erste Versuch, mit dem Alding über die 

Verfassuugsfrage sich zu verständigen, nicht zum Ziele geführt 
hatte, liess man die Angelegenheit seitens der Begierung 
in der That längere Zeit hindurch auf sich beruhen. Ver- 
gebUch bemühte sich das Abling durch wiederholte Gesuche 
(1853, 1857, 1859, 1861, 1863) dieselbe wieder in Fluss 
zu bringen. Erst nachdem dem dänischen Beichstage selbst 
die Absurdität seiner Verhandlungen über das isländische 
Budget und so manche andere auf Island bezügliche An- 
gelegenheiten allmählich zum Bewusstsein gekommen war, 
nachdem femer der Versuch, durch eine dem Alding in 
Budgetsachen eniziüäumcnde berathende Stimme der Un- 
wissenheit dieses Beichstags zu Hülfe zu kommeut am 
Widerspruche des Aldings gescheitert war (1857), und auch 
eine zur Erörterung der Finanzfrage niedergesetzte Commission 
keinen Erfolg gehabt hatte (1861 — 62), entschloss man 
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sich in KopenhageUf neuerdings mit dem Alding in Unter- 
handlungen zu treten. Ein fester Plan lag diesen Fnterhand- 

limgeii augenscheinlich nicht zn Grande, imd konnte den- 
selben, bei (loni steten ^^'ech^^el der Minister, welche mit der 
Pühmng der Islandischen Angelegenheiten beauftragt waren, 
auch nicht wohl zu Grunde liegen. Zunächst wurde dem 
Aldiny des Jahres 1865 der Entwurf eines Gesetzes über 
eine neue Ordnunu der üniinziellen Verhältnisse zwischen 
Island und dem Königreich vorgelegt, mit dem Versprechen, 
nach Regf'liing dieses Punktes sofort die Verfessungsfrage 
in Angrifl' nehmen zu wollen. Als dieser Weg nicht so- 
fort zum Ziele führte, legte man dem nächsten Alding 
umgekehrt den Entwurf eines „Yei&ssnngsgesetzes fär 
Island" TOT, indem man zugleich fOr den Fall seiner An- 
nahme die Forderung eines jährlichen Zuschusses von 
einer bestimmten Hohe vor dem Dänischen Eeichstage zu 
vertreten versprach. Als nun aber das Alding diesen Ent- 
wurf in einer Reihe von Beziehungen amendirt wissen 
wollte, griff die ivegierung wiederum nach einem anderen 
Auskunftsmittel: sie legte dem dänischen Beichstage den 
Entwurf eines „Gesetzes über Islands Finanzwesen^' vor 
(1868), welcher allerdings auf dieses sich keineswegs be- 
schränkte, vielmehr zugleich tief in die Verfassung der 
Insel eingriff. Der Zufall wollte, dass der Reichstag ge- 
schlossen wurde, ehe noch eine Einigung seiner beiden 
Kammern Uber den Entwurf zu Stande gekommen; da 
griff die Regierung wiederum auf das Alding zurück, und 
legte diesem (186d) zugleich den Entwurf eines „Gesetzes, 
welches die verfassungsmässige Stellung Islands im Reiche 
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genauer bestimmt'S und den Entwnrt eines „Yerfassungs- 

gesetzes über die besorKlcren Angelegenheiten Islands" vor. 
Beide Entwürfe wurden freilich, so wie sie lagen, vom 
Alding abgelehnt, und umgekebrt fanden die von diesem 
gemachten Vorschlage wieder nicht die Billigung der Re- 
gierung; demiot h beabsichtigte diese aberuicht eine Drohung 
sofort zu Tcrwirklichen, durch welche sie das Alding ein- 
zuschüchtern yersucht hatte, vielmehr liess sie, anstatt nun- 
mein ein Verfassungsgesetz der Insel zu uctroyiren. die 
Sache neuerdings >Weder auf sich beruhen, ohne sich durch 
emen am Dänischen Landsding gemachten Versuch, dieselbe 
zu emer Erledigung zu bringen, in diesem Vorhaben stören 
zu lassen. Bald zeigte sich aber, dass das beabsichtigte 
Hinwarten unthunlich sei. Das Ministerium wünschte die 
Stellung des Stütsamtmannes auf Island, welcher bisher 
den beiden Amtieuten des Westlandes, dann des Nord- 
imd Ostlandes wesentlich gleichgestanden, und nur in einigen 
wenigen Beziehungen ihnen übergeordnet gewesen war, 
entschieden über diese emporznrücken, und zugleich durch 
die Ueberweisung mehrfacher, bisher von Kopenhagen aus 
geübter Befugnisse selbstständiger zu machen; zugleich 
wollte auch das Postwesen der Insel geordnet werden, welches 
sich in einem wahrhaft trostlosen Zustande befand. Aber die 
GeMloidt rinii^en. welche dieserhalb an das Dänische Volks- 
ding gerichtet wurden, wies dieses einlach ab, weil es ihm 
nicht gerathen schien, nach wie vor den Beichstag über 
Detailfragen der Isländischen Verwaltung entscheiden zu 
lassen; wollte man demnach nicht jeder Besserung der 
Isländischen Zustände auf administrativem Wege vüUig 
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entsagen, so musste schlechterdings ein neuer Versuch 

gemacht werden, die Verfassungsfrage zu lösen. 

So geschah es denn auch. Am 5. October 1870 
wurde dem Dänischen Volksding der ,3ntwazf eines Gesetzes 
Aber die yerfassungsmässige Stellung Islands im Beiche" 
vorgelegt, und damit ein Verfahren, welches man im Jahre 
1868 nur zögernd und so zu sagen verschämt yersncht 
hatte, nunmehr unverhfUlt tmd mit aller Entschiedenheit 
eingeschlagen. Im wesentlichen auf den Grundanschau- 
ungen der Entwürfe von 1868 und 1869 beruhend, unter- 
schied sich* dieser neue GesetzentMrurf von diesen seinen 
Vorläufern doch nicht nur durch seine weit kttrzere Fassung, 
sondern mehr noch dadiudi, dass er nicht mehr von einer 
weitem, auf die besondem Angelegenheiten Islands beztlg- 
lichen Vorlage begleitet und auch bezüglich seiner Gültig- 
keit von dem Zustandekommen eines solchen weiteren 
Gesetzes unabhängig gestellt war; am 1. April 1871 sollte 
derselbe überdies in Wirksamkeit treten, was eine vor- 
gängige Vorlegung desselben an das Aiding mit Noth- 
wendigkeit ausschloss. Man beabsichtigte demnach einerseits 
nur die Stellung Islands zum Reiche zu klären, weil hierauf 
der dänische Eeichstag kategorisch gedrungen hatte, wogegen 
man bezüglich der inneren Angelegenheiten der Insel nach 
wie vor freie Hand behalten wollte, und man wollte anderer- 
seits, wie dies [Minister Krieger unverhohlen aussprach, 
den Gesetzentwurf in Geltung treten lassen, sowie er von 
diesem Beichstag angenommen sein würde, ohne sich weiter 
um das Urtheil des Aldings über denselljeii zu bekümmern. 
Bedenklich mu»ste dabei allerdings erscheinen, dass das 
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Alding über diesen Gesetzentwurf eben docli noch nicht 
gehört worden war, und dass somit dessen verfassungs- 
mässiger Anspruch auf eine berathende Stimme verletzt 
wurde; bedenklicher noch, dass der Entwurf mit den in 
ihm eingestellten linanziellen Bestimmungen alle zwischen 
Island und der Iteichscasse bestehenden Schuldverhältoisse 
für abgethan erklärt, wahrend doch die einfachste Billigkeit 
forderte, dass ein derarti^r Ansspmch nicht von dem 
einen Betheiligten ohne alk's Zuthun <les andern Theiies 
ausgehe. Indessen wurden derartige Bedenken am Reichs- 
tage so gut wie gar nicht laut, vielmehr ward der Ent- 
wurf von demselben nahezu mit Einstimmigkeit angenommen 
und untf^rm 2. Januar 1871 sofort als Gesetz in Isländischer 
sowohl als in Dänischer Sprache publicirt Dem Alding 
des Jahres 1871 wurde dieses Gesetz sodann einfech mit- 
getheilt und zugleich ein neuer Entwurf eines „Verfassungs- 
gesetzes über die besondern Angelegenheiten Islands'' zur 
Begutachtung vorgelegt In der Bede, mittelst welcher 
der k. Commissär, Stiftamtmann Hilmar Finsen, die Ver- 
sammlung eröffnete, wurde der Standpunkt sehr unzwei- 
deutig bezeichnet, auf welchen sich die Kegierung hinsicht- 
lich beider Vorlagen stellte. Dem Alding des Jahres 1869 
sei sowohl der Entwurf eines Gesetzes über die verfiissungs- 
mässige Stellung Islands im Keich als auch der Entwurf 
eines Gesetzes über die besonderen Angelegenheiten Islands 
zur Berathung vorgelegt worden, und damit alles geschehen, 
was Island gegenüber rechtlich nothwendig sei. Der erstere 
Entv.wf. welcher, um rechtsgültig zu Stande zu kommen, 
noch der Zustimmung des Reichstages bedurfte, habe diese 
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gefunden, und 8ei daraufhin unterm 2. Januar 1871 als 
Gesetz publicirt worden, womit die in ihm behandelten 
Fragen endgültig erledigt seien; den letzeren dagegen hätte 
der König, da er der Zustimmung des Reichstags nicht 
bedurft habe, zwar recht wohl ohne weiteres als Gesetz 
publiciren lassen können, er habe jedoch vorgezogen, in 
dieser Bezit lmiig nicht ohne die Zustimmung des Aldings 
vorzugehen, vielmehr lieber durch die Vorlegung eines 
neuen Entwurfs noch einen letzten Versuch machen wollen, 
ein Einverständniss mit diesem zu erzielen. Der Ausschuss, 
welcher mit der Berichterstattung über den Entwurf beauf- 
tragt wurde, spaltete sich sofort in eine aus 6 Stinmien 
bestehende Mehrheit und eine aus 3 Stimmen bestehende 
Minderheit. Die Mehrheit betrachtete das Gesetz vom 
2. Januar 1871 als für Island nicht verbindlich, und wollte 
den in demselben zugesagten Zuschuss aus der Eeichscasse 
nur als Abschlagszahlung und unter ausdrflcldichem Vor- 
behalt aller und jeder weiter reichenden Ansprüche Islands 
angenommen wissen; sie verlangte demgemäss die Vor- 
legung jenes Gesetzes an eine besondere, mit beschliessen* 
der Stimme ausi^estattete Versammlung auf Island, damit 
diese die mit Dänemark in der i'inanzfrage einzugehende 
Ueberemkunft im Namen des Landes abschliesse. Sie erklärte 
femer: dass der Entwurf nur scheinbar eine Verantwort- 
lichkeit der Staatsregierung dem Alding gegenüber vorsehe, 
sofern derselbe einerseits die Executive in oberster T n«yt ftTiz 
in die Hand eines Dänischen und dem Dänischen Reichs- 
tage veraiitwurtliehi'ii Ministers lege, andererseits aber den 
obersten Verwaltungsbeamten auf der Insel selbst, den 
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,JLaudeshauptmann", lediglich als ein Vullzugüorgaü eben 
jenes liGnisters behandle, und sie forderte dem gegenüber, 
dass der Schwerpunkt der Regierang in das Land selbst 
verleg und deren oberster Leiter sodann auch ernsthaft 
vor dem Aldiug verantwortlich gemacht werde. Demgemäss 
schlug sie zunächst die Bestellung eines ,Xandesmarscha]ls*^ 
vor, welcher die volle Yerantwortunf]^ fiir alle und jede 
Kegierungshandliuigen dem Alding gegenüber zu tragen 
und seinen Wohnsitz auf Island zu nehmen habe, wogegen 
der Verkehr zwischen ihm und dem Könige von einem 
„Geschäftsträger' ohne alle constitutionelie Verantwortlich- 
keit zu besorgen sei, welcher regelmässig in Kopenhagen 
wohnen, übrigens aber gleichfalls ein Isländischer Mann 
sein müsse. Theils von diesem Gesichtspunkt aus, theils 
aber auch zufolge ihrer Nichtanerkennung des Gesetzes 
vom 2. Januar 1871, unterzog die Ausschussmehrheit den 
vorgelegten Entwurf einer durchgreifenden Ueberarbeitung, 
wobei freilich auch noch manche andere und minder priii- 
cipielle Abänderungen desselben sich ergaben; eventuell 
aber schlug dieselbe vor, dass an die Spitze der Landes- 
regierung ein ., Statthalter" gestellt werden möge, welclu.T 
im Lande zu wohnen verpflichtet, aber nur dem König 
verantwortlich wäre, dafür jedoch sich selber ein verant- 
• wortliches Ministerium zu bilden hätte, und sie bezeichnete 
nicht undeutlich diesen letzteren Ausweg als den an und 
fOi sich zweckmässigeren, welchen sie nur darum nicht in 
den Tordergnmd gestellt habe, weil sie sich zunächst so 
eng als möglich an den Regierungsentwurf anschliessen zu 
sollen geglaubt Dagegen stand die Minderheit des Aus- 
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Schusses zwar principiell wesentlich auf demselben Boden 
mit der Mehrheit, aber sie wünschte um jeden Preis dem 
Yerfassuugsstreit ein Ende zu machen, und wagte darum 
keinem Vorschlage sich anziischliossen, von welchem sie 
nicht annehmen zu dürfen glaubte, dass ihn die Regierung 
annehmen werde. Sie Hess sich demnach den in Däne- 
mark wohnhaften Minister gefallen, imd deutete nur an, 
dass auch wohl zeitenweise ein Erscheinen desselben auf 
Island wQnschenswerth wäre. Sie sachte ferner die Be- 
fugnisse des Landeshauptmanns möglichst zn erweitem 
und wollte ihm eine eigene Verantwortlichkeit auferlegt 
wissen neben der des Ministers; sie hatte sich aber auch 
den eventuellen Mehrheitsantrag ganz gern gefallen lassen, 
wenn ihr nur niclit div" Bestellung eines Statthalters für 
die Insel unter den gegebenen Verhältnissen allzu kost- 
spielig geschienen hätte. Nur wagte 'sie nicht die Bechts- 
yerbindlichkeit des Gesetzes vom 2. Januar 1871 anzu- 
zweifeln, nachdem dasselbe einmal des Königs Unterschrift; 
erhalten habe; doch bemühte sie sich, dessen Inhalt in den 
nenen Entwurf herüberznnehmen , wodurch dann dessen 
Gültigkeit, die königl. Sanctioii vorausgesetzt, eine Unhe- 
il tri ttene werden musste. Bei der Abstimmung wurden 
die Vorschläge der Mehrheit mit einigen wenig erheblichen 
Abänderungen angenommen und ein ihnen entsprechende» 
Gutachten an den König gerichtet; die Minderheit, aus 
den 6 vom König ernannten und ans 3 von den gewählten 
Dinglenten bestehend, legte dagegen ein eigenes Gut- 
achten bei. 

£s begreift sich, dass die Haltung, welche die B.egie- 
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nmg in der Terfassimgsfra^ neuerdings eingenommen hatte, 

auf Island sehr entschiedeneu Anstuss gab. Von Anfang 
an hatte die Ungleichheit der Behandlang, welche man 
den dänischen nnd isländischen Ünterthanen des Königs 
angedeihen Hess, auf der Insel eine tiefe Erbitterung hervor- 
gerufen, und während der langen Dauer des Verfassunga- 
Streites hatte diese von Jahr zu Jahr sich gesteigert. Mit 
unbeugsamer Thatkratt hatte Jon SigurÖsson, von Anfang 
an das Haupt und die Seele der nationalen Partei, den 
Kampf für seines Landes Becht und Freiheit geleitet, und 
2Qma1 seme therlegene Kenntniss der isländischen Ge- 
schichte dazu benützt, um dnrcli zahlreiche Schriften seine 
Landsleute über die einzelnen Phasen dieses Kampfes, sowie 
über die Begründung oder Nichtbegründung der in seinem 
Laufe von der einen und andern Seite aufgestellten Be- 
hauptungen aufzuklaren; mit schonungsloser Offenheit hatte 
er die Liconseqnenz des Verfahrens beleuchtet, welches 
seitens der Regierung zu verschieden» ii Zeiten Island gegen- 
über beobachtet worden war, und dadurch den Widerstand 
gegen jede Beeinträchtigung der Landesrechte sowohl ver- 
tiefb als in weitere Kreise getragen. Dazu kam noch, dass 
man bis in die neueste Zeit hinein dänischerseitis das sehr 
empfindliche Selbstgefühl der Isländer m emer Beihe Ton 
Emzelheiten verletzte, bezüglich deren diess recht wohl hätte 
vermieden werden können. Das Isländische Departement, 
welches, im Jahre 1848 errichtet, allein noch die selbstr 
ständigen Interessen der Insel dem Dänischen Ministerium 
gegenüber einigermassen vertrat, besetzte man, soweit die 
massgebenden Stellen in Frage waren, vorwiegend mit Männern 

][ft«rer. Zur foUtiscben Oescliichte lalmnda. 16 
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dänischer Abkunft, und schmälerte noch überdies dessen Ein- 

fluss auf die Erledigung der isländischen Angelegenheiten. 
Man veröffentlichte für das Jahr 1871/72 ein besonderes is- 
ländisches Budget, ohne dasselbe auch nur dem Alding zur 
Kenntniss mitzutheilen, und man wiederholte dasselbe Ver- 
fahren beztlglich der Jahre 1872 und 1873, olnvohi es am 
Alding des Jahres 1871 zu einer sehr ärgerlichen Verhand- 
lung und zumal auch zu mehrfachen nicht unbegründeten 
Ausstellungen gegen die materielle Berechtigung des auf- 
gestellten Etats geführt hatte. Man erliess eine Reihe von 
Anordnungen über Punkte, welche man derBerathung des 
Aldings unterstellt hatte, ohne auf dessen Beschlüsse irgend 
welche erhebliche Rücksicht zu nehmen, und legte ins- 
besondere eine nicht unbeträchtliche Steuer auf Braimtwein 
nnd andere geistige Getränke, von deren Auflegung diese 
Versanmilung theils tm Zeit, theils in der vorgeschlagenen 
Art entschieden abgerathen hatte. Mau ging mit der Theiluug 
und Vereinigung von Amtsbezirken, dann zumal mit der 
Einführung des neuen Amtes eines Landeshauptmanns, ohne 
alles Einvernehmen des Aldings, sowie ohne alle Rücksicht- 
nahme auf die Wünsche des Landes, vor. Bei der Ver- 
leihung von Aemtem auf der Insel hielt man nicht einmal 
die Begeln ein, welche man sich selber gesetzt hatte, und 
ein Mitglied des Oberlandesgerichtes entsetzte man einfach 
auf dem V^erwaltungswege seiner Stelle, obwohl das Alding 
ausdrücklich um die Beschreitung des B^chtsweges gegen 
dasselbe gebeten hatte, damit dem Verdächtigten die Mdg^ 
lichkeit einer rechtlichen Vertheidigung nicht entzogen 
werde u. dgl. m. Derartige Willkürlichkeiten mussten natUr- 
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lieh die Missstimmung im Lande gegen die Hegierung ver- 
mehren und überdies im höchsten Grade zerrüttend auf 
die öffentliche Ordnung einwirken. I^jurienprocesse zwischen 
dem ahgesetzten OberlandesgeiichtsTath und dem Justitiarins 
dieses Gerichtshofes, dann zwischen dem Mheren Amt- 
manne des Nordlandes und dem Vorstände des Isländischen 
Departements in Kopenhagen spielten sich, nicht eben zur 
Ehre des Staatsdienstes, vor den Gerichten ab, und wenn 
der Stiftsamtmann in einem höchst merkwürdigen amt- 
lichen Bericht aussprechen zu sollen glaubte, dass man 
auf Island weder beim gemeinen Manne, noch beim Beamten» 
Stande dasjenige Mass von Achtung und Gehorsam gegen 
das Gesetz imd die Erlasse der Regierung antretfe. welches 
anderwärts vorhanden zu sein pflege, so liegt die Frage 
nahe: ob nicht die Regierung selbst durch ihr willkürliches 
und mconsequentes Verhalten dem Lande gegenüber das 
ihrige dazu beigetragen liabe, einen so unerfreulichen Zu- 
stand in demselben hervorzurufen. — Schon vor dem Zu- 
sammentritte des Aldinges im Jahre 1871 hatte sich die 
Unzufriedenheit des Landes mit den bestehenden Zuständen 
und der Haltung der Kegierung sehr unzweideutig zu er- 
kennen gegeben. In 25 Petitionen, welche aus den ve> 
sehiedensten Theilen der Insel an diese Versammlung ge- 
richtet wurden, tritt klar und deutlich die Uebereinstimmung 
der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung mit der Melir- 
heit ihrer gewählten Vertreter zu Tage, wenn auch der 
Widerspruch gegen das Vorgehen der Kegienmg nicht in 
ihnen allen mit gleicher Energie ausgedrtlckt und überdies 

bald mehr gegen die formelle Gültigkeit des Gesetzes vom 

16* 
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2. Januar 1871, bald vorwieg^d gegen den Inhalt des 
nenen Gesetzentwurfes, bald endlich in erster Linie gegen 
die ungeiiü^yende Erledigung der Finanzfrage gerichtet wird. 
Ungleich lauter noch sprach sich aber die Missstumnung 
im Lande nach dem Schlüsse der Aldingsverhandlungen 
und zumal nach dem Bekanntwerden der neueren rücksichts- 
losen Massnahmen der Eegierung aus. Eine Adresse au 
den Ei^nig wanderte von Hand zu Hand, welche die volle 
Zustinmiung der Nation zu der Haltung der Mehrheit ihrer 
Vertreter aussprach. Bezirksversammlungen wurden ge- 
halten, um sich über die Veriassungs&age auszusprechen und 
zugleich Abgeordnete zu einer allgemeinen Landesrersanun* 
lung zu w&hlen, welche Ton den Wünschen und TJeber- 
zeugungen des Landes Zeugniss geben sollte. Eine „Ge- 
sellschaft der Volksfreunde*' bildete sich, um mit gemein- 
samen Mitteln das Recht des Landes zu vertheidigen und 
dessen Wohl allseitig zu fördern. Die Presse des Landes 
spaltete sich in zwei Heerlager. Die beiden ältesten und 
gelesensten Zeitungen der Insel, „PjdÖölfr** und „Nordanfaii^ 
▼erfochten mit aller Entschiedenheit den nationalen Stand- 
punkt, wenn dieselben auch beiderseits gelegentlich etwas 
anders formulirte Wünsche und Ansichten aussprachen, als 
welche die Mehrheit am Alding sich angeeignet hatte; an 
sie schloss sich einerseits eine unter J6n SigurÖssons Leitung 
in Kopenhagen erscheinende Jahresschrift, „Ny Fölagsrit", 
an, andererseits auch die Ton dem sehr begabten, aber 
auch masslos leidenschaftlichen Dichter Jön Öla&son redigirte 
Zeitschrift „Göngu-Hrölfr*'. Farblos und eher beschwich- 
tigend suchte dagegen die im Jahre 1S71 gestiftete Zeit- 
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Schrift „Timinn" aufzutreten, und regierungsfreundlicher 
noch war die Haltung des im Sommer 1873 begründeten 
„Vik76]ji% welcher von dem Obergerichtsprocurator Päll 
Melstel) unter Mitwirkung des Secretärs des Landeshaupt- 
manns, Jon Jonsson (oder umgekehit?), redigirt wird. ^) 
Mit leidenschaftlicher Heftigkeit wurde theils in diesen, 
theils auch in dänischen und norwegischen Blattern durch 
deren islandische Con-espondenten Kampf geführt, und 
es half der Regierung wenig, wenn sie den Kedacteur 
nl^ödölüs^S den alten streitbaren Obergerichtsproeurator Jön 
GnUmundsson, wegen der Schärfe seiner Polemik mit der 
Einziehung seiner Bestallung bedrohte, oder den heftigen 

* 

Jon Olafsson einmal über das anderemal gerichtlich ver- 
folgen Hess; eine Geldstrafe, zu welcher der letztere yer- 
urtheilt wurde, deckte sofort eine in Reykjavik veranstaltete 
Sammlung, und als der junge Poet gerathen fand, neuen 
Processen durch die Entfernung aus dem Land auszuweichen, 
ging zwar sein Blatt ein, aber der veranlasste Scandal ge- 
reichte nii ht zur Krhüliiing des Ansehens des persönlich 
betheüigten Landeshauptmanns. Aber noch schlimmere 
Symptome der allgemeinen UnzuMedenheit im Lande sind 
zu berichten. ,,Nordanfaji*' hatte gelegentlich den Rath 
ertheilt, nötli igen falls die Interessen anderer Vrdker zur 
Aufrechthaltung des Landesrechts auzurufeu, oder selbst 
einem andern Reiche sich offen anzuschliessen, an einer 
andern Stelle aber für den schlimmsten Fall die Aus- 

Ich QTwabne die Namen der sämmtlichen poUtisohen Blätter 
der Insel, weil ich die „Allgemeine Zeitung*' mit diesen ihren ialän- 
disdien CoUeginnen bekannt madien möchte. 
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Wanderung nach Ämerika als das Mittel empfohlen, dem 
Drucke der Dänenherrschaft sich zu entziehen, und der 
letztere Kath wenigstens drohte wirklißh beherzigt zn werden. 
Während vordem Auswanderungen aus Island, wenn man 
von der Niederlassung einzelner Isländer in Dänemark ab- 
sieht, nur ganz vereinzelt vorgekommen waren, häuften sich 
jetzt mit einenunal die Lobpreisungen der Uebersiedelnng 
nach Brasilien emerseits und nach Nordamerika anderer- 
seits; in allen Zeitungen wurde die Auswanderungsfrage 
erörtert, und es kam vor, dass allein aus der EjjaQarÖarsysla 
und der Pinge^jarsysla 254 Personen sich zur Auswanderung 
nach den Vereiniijten Staaten meld»'ten und ein Agent 
in Keykjavik anzeigeu konute, dass sich bei ihm 410 Per- 
sonen zur Auswanderung eben dahin eingezeichnet haben. 

Im Hmblick auf das im nächsten Jahre zu feiernde 
Fest des 1000jährigen Bestehens des isländischen Gemein- 
wesens konnte ein einfacher Bauer sich dahin aussprechen: 
dass höchstens ein Abschiedsfest för das auswandernde Volk 
und ein Trauerfest am Platze sei, und konnte ein würdiger 
Propst und Pfarrherr in bewegücheu Worten seine Lands- 
leute angehen, doch noch ein emziges Jahr zuzuwarten, ob 
nicht der König zur Festfeier die längst verheissene Ver» 
fas>ung verleihe, und erst au^;zii\vaiideni, wenn auch diese 
letzte Hofihung sich betrügerisch erweise I 

Auch an sehr handgreiflichen gegen die Regierung 
gerichteten Demonstrationen fehlte es nicht Allerwftrts 



Nach der letzten am 1. October 1870 vorgenommenen Yolke- 
2ählimg hatte der eiste Bezirk 5108, der letzte aber 5746 Einwohner. 



Digitized by Google 4 



Zum isländischen Yerfassungsstreite. 



247 



wurden \'creine gegründet, oder doch deren Gründung be- 
sprochen, welche ihre Mitglieder zum >iichtgenusse geistiger 
Getränke verpflichteten, um auf diesem Wege dem auf- 
gelegten Zoll entgegenzutreten. In Reykjavik zogen in der 
Keujahrsnacht die Studenten der verschiedenen gelehrten 
Schulen unter dem Gesänge des nislendingabrags** durch 
die Strassoi, wegen welcher Dichtung Jön Olafsson vor 
Gericht gestellt worden war, und demonstrirten damit vor 
dem Hause des Stiftamtmanns imd anderer missliebiger 
Persönlichkeiten. Am 1. April 1873, als an dem Tag, an 
welchem die neue Landeshauptmannschaft ins Leben treten 
sollte, fand man an der Flaggenstantre vor dem Hause des 
bisherigen Btittamtmanns und nunmehrigen Landeshaupt- 
manns eine schwarze Fahne aufgezogen mit der Inschrift: 
,,Nieder mit dem Landeshauptmann l'^ und em ähnlicher 
Vorgang ereignete sich an demselben Tage zu Stykkishölm 
im Westlande; selbst von den Beamten wagte so gut wie 
keiner dem Landeshauptmann aA diesem Tage seine Auf- 
wartung zu machen, und als man eine Woche später den 
Geburtstag des Königs dazu benutzen wollte, jenem Herrn 
noch nachträglich eine £hre zu erweisen, zog ein guter 
Theil der Honoratioren des Städtchens vor, den Tag durch 
ein gesondertes Gastmahl zu feiern, um nur nicht an der 
Demonstration zu Ehren des Landeshauptmanns theilnehmen 
zu müssen. In der gelehrten Schule vollends gab der 
Versuch eines Studenten, die Gesundheit des Landeshaupt- 
manns auszubringen, zu den ärgerlichsten Skandalen Ver- 
anlassung. 

Mitten in diese aufgeregte Zeit hinein fiel die ErOfiQiung 
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der allgemeinen LandesTersammlnng, welche an der uralten 

Dingstätte zu Pi'n^ellir am 26. Juni 1873 zusammeutrat. 
Jeder einzelne Wahlbezirk des Landes hatte zwei regel- 
recht gewählte Abgeordnete gesandt; nur drei von ihnen 
wareu aus zufälligen Gründen blos durch oiiiiii Abgesandten 
und ein einziger war gar nicht vertreten. Neben den 35 
gewählten Abgeordneten waren auch zahlreiche andere 
M&nner erschienen, darunter Jön Sigurdsson aus Kopen- 
hagen und eine Eeihe anderer Mitglieder des Aldings; doch 
sollten nur die gewählten Vertreter der einzelnen Bezirke 
an den Abstinunungen theilnehmen; als Vorsitzender aber 
wurde Jön GuÖmundsson von Reykjavik gewählt. In der 
Verfassuugstrage waren 19 Petitionen bei der Versammlung 
eingegangen; der zur Berichterstattung über dieselben er- 
nannte Ausschuss legte einen vollständigen Verfassungs- 
entwurf vor, und beantragte in erster Linie dessen Annahme 
beim KOnig zu erbitten, eventuell die Einberufung einer 
mit beschliessender Stimme ausgerftsteten Versammlung zu 
fordern, welche einen vom König vorzulegenden Verfassungs- 
entwurf zu prüfen hätte, ferner die Wahl von drei Abge- 
ordneten, welche die Petition dem König zu überreichen 
haben, und deren Mittheilung an das demnächst zusammeur 
tretende Alding. Ein gefährlicher Weg war damit betreten, 
indem, ganz abgesehen davon, dass der ganz ausdrücklich 
auf die Annahme einer blossen Personalunion zwischen 
Island und Dänemark gebaute Entwurf nicht die entfernteste 
Aussicht hatte, vom König angenouunen zu werden, in dem 
Verlangen selbst, denselben ohne vorgäugige Verhandlung 
mit dem Alding publicirt zu sehen, eine offenbare Ver- 
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letzung der zu Recht bestehenden Landesverfassuiio: lag; 
aber es zeigte sich eben jetzt, wie erbittert die Stimmung im 
Lande gegen die dänische Kegierang und wie tief erschüttert 
sogar das Ansehen des Aldings in Folge der ihm von der 
Regierung consequent erwiesenen Missachtung war. Ver- 
gebens trat Jön Gudmundsson, trat Jon Sigurdsson selbst 
mit gewichtigen Worten der TTeherstOrzung entgegen; es 
kam so weit, dass von einer Seite geradezu eine Anfforderang 
an das Alding beantragt wurde, seine Thätigkeit einzu- 
stellen, und dass einer der tüchtigsten Aldingsmänner direct 
mit einer Spaltung der bisherigen Mehrheit am Ding drohte. 
Schliesslich wurde eine Petition beschlossen, welche in etwas 
milderer Form eben doch den vom Ausschusse befürworteten 
Standpunkt yertrat, und welche an den König zu über- 
reichen Jön SignrÖsson mit scharfen Worten verweigerte, 
und Jon GuÖmundsson nur unter der Bedingimg an den- 
selben überreichen zu wollen zusagte, dass das Alding sich 
mit deren Inhalt einverstanden erkläre. 



3. 

Am 1. Juli 1873 wurde das Alding seinerseits er- 
öffnet Die königliche Bekanntmachung über das Schicksal 
der Gutachten und Anträge des letzten Aldings, welche 
demselben sofort vorgelegt wurde, wahrte mit aller Ent- 
schiedenheit den Standpunkt der Eegierung sowolil bezüg- 
lich der Gültigkeit des Gesetzes vom 2. Januar 1871 als 
auch bezüglich der Yerfassungs frage üherhaupt, und theilte 
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mit, dass der Kön'i^ wegen der Aussichtslosigkeit aller 
diesfäiligen Verhaudlungeii beschlossen habe, für diesmal 
keinen neuen Gesetzentwurf in dieser Bichtong vorzulegen; 
durch eine Reihe eingegangener Petitionen wurde die Frage 
indessen dennoch an das Ding gebracht, und ein Ausschuss 
niedergesetzt, um Uber dieselbe Bericht zu erstatten. Man 
durfte nun erwarten, dass bei der so überaus erregten 
Stimmung im Lande, bei der allgemeinen Unzufriedenheit 
mit dem Verhalten der Regierung und mit den bestehenden 
Verfassungszuständen, deren Bestehen des Landeshaupt^ 
mann selbst unumwunden zugab, die Parteien m leiden- 
schaftlichster Weise aufeinander stossen wurden ; die Sache 
kam indessen zu allgemeinem Erstaunen anders. Mag sein, 
dass die regierungsfreundliche Partei in der Versammlung 
durch den alle Erwartungen Übersteigenden Grad der Auf- 
regung im Land erschreckt und zu der Ueberzeugung ge- 
führt wurde, dass sie durch ein entgegenkommenderes Ver- 
halten gegen die Wunsche der überwiegenden Mehrheit der 
Bevölkerung den Interessen des Landes nicht nur, sondern 
auch der Regierung besser diene, als durch deren allzu 
schroffes Abweisen. Mag sem auch, dass Hilmar Finsen, 
der neue Landeshauptmann, seinen Einfluss in dieser Richtung 
mit Erfolg geltend zu machen gewusst, der dem Lande 
seiner Väter stets ein warmes Gefühl bewahrt hatte, und 
obwohl durch seine Stellung genothigt, den von Dänemark 
aus erhaltenen Weisungen zu gehorchen, doch innerhalb 
der dadurch gezogenen Schranken nach Kräften für einen 
Ausgleich zu wirken bestrebt gewesen war. Mag sein 
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endlich, dass umgekehrt auch die Heissspurne der natio- 
nalen Partei durch das mannhafte Entgegentreten ihrer 
bisherigen FQhrer zu der Eikenntniss gebracht wurden, 
dass ihre revolutionäre Haitun eine verkehrte und keine 
Aussicht auf Erfolg bietende sei Jedenfalls war das 
Verhalten aller Parteien ein ganz merkwürdig bedächtiges 
ond yersOhnliches. Der Ausschnss constatirte zwar in 
seinem Berichte sehr unverhulili n die allireinein im Lande 
herrschende Missstimmung, und er legte überdies einen 
Verfassungsentwurf Tor, welcher zwar in vielen St&cken 
gemildert, doch im wesentlichen denselben Gesichtspunkten 
folgte, wie solche von der Versannnlun? zu l^inirvellir auf- 
gestellt worden waren; aber wenn er zwar primär bean- 
tragte, die Erhebung dieses Entwurfs zum Gesetze beim 
Konig zu erbitten, so ftlgte er doch sofort auch den even- 
tuellen Antrag bei: die sofortige Verleihung einer ent- 
scheidenden Stimme in Gesetzgebungs- und Budget&agen 
an das Alding, die Ernennung eines besondem Ministers 
für Lsland, welcher in Kopenhagen zu wohnen, aber dem 
Alding verantwortlich zu sein hätte, und die Revision 
dieser provisorischen Verfassung längstens innerhalb 6 Jahren 
unter beschliessender Mitwirkung des Aldings zu erbitten, 
wobei Island einstweilen zu den Kosten der gemeinsamen 



^) Die Aldingsprotokolk liegen zur Zeit noch nicht gedruckt 
▼or; die Sitsnngsbericbte in den isländischen Zeitungen lassen aber 
die fOr die Haltung der Tenehiedenen Parteien bestimmonden Motive 
nicht klar erkennen, und Fiivatbriefe äussern sich gleichfalls nicht 
unzweideutig. 
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Angelegenheiteil keine Beiträge zu leisten Mtte, anderer- 
seits aber dem Land alle seine Rechte Yorbehalten bleiben 
sollten; subeventuell schlug derselbe endlich noch die 
Vorlegung eines Verfassungsentwurfes an eine auf Grund 
des Wahlgesetzes vom 28. September 1849 einzuberufende 
Versammlung vor. War es bereits auffällig, dass diese 
Beschlüsse des Ausschusses einstimmig gefasst worden 
waren, obwohl wenigstens eines seiner Mitglieder am vor- 
hergehenden Alding im wesentliehen mit der Minderheit 
gestimmt hatte, so mochte man sich noch mehr dartlber 
verwundern, dass der kgl. Gommissär, der Landeshaupt- 
mann nämlich, sich in zuvorkommendster Weise über den 
eventuellen Vorschlag äusserte, wenn er denselben auch 
einigermassen erweitert und modüicirt wünschte, und dass 
hinwiederum seitens des Ausschusses entgegenkommende 
Schritte auf seine Bemerkungen erfolgten. Mit der über- 
wiegenden Afehrzahl der Dmgleute, welche vordem die 
Minderheit gebildet hatten, wusste der Ausschuss sich 
wirklich zu verständigen, und so kam es, dass schliesslich 
der primäre Antrag desselben mit 18 gegen 2 Stiiiiinen 
angenommen wurde, während 6 Mitglieder der Abstimmung 
sich enthielten — dass dessen eventueller Antrag einigei^ 
massen ergänzt und modificirt mit 24 Stimmen zur An- 
nahme gelangte — dass endlich für dessen subeventuelleii 
Antrag sich 17 Stimmen erklärten. In diesem Simi wurde 
ein Ghitachten an den König entworfen, welches mit kemer 
Sylbe die Frage berührt, wie weit das Gesetz vom 2. Jan. 
1871 für Island gültig oder die Einführung der Lande»- 
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hauptmaiins -Würde «Irin Landrecht entsprechend sei: in 
dem. primär vorgelegten A'erfassungseiitwurf aber wurde 
zwar nur die Person des Königs und das gesammte Frivat- 
farstenrecht als Island und Danemark gemeinsam bezeichnet, 
aber keineswegs ausgeschlossen, dass sich die Gemeinsam- 
keit aucli nocli auf weitere Angelegenheiten beziehen könne — 
die Bestellung eines nur dem König TerantwortJichen Statt- 
halters wird verlangt, welcher sich sein verantwortliches 
Ministerium im Lande zu bilden hat — für das Alding 
wird das Zweikammersystem festgehalten, dafttr aber die 
Ernennung einer Anzahl von Bingleuten durch den König 
fallen gelassen — ein permanentes Budget wird ausge- 
schlossen u. dgl. m.; — letzteres Bestimmungen, welche 
firäher bereits wiederholt von der Regierung abgelehnt 
worden waren, von welchen sich aber allenMls noch hoffen 
liess, dass sie sich zu denselben bekehren lassen werde. 
In der Schlussrede, mit welcher der kgL Commissar das 
Alding entliess, sprach sich denn auch die unverhohlene 
Freude darüber aus, dass die Spaltung, welche bisher in 
der Verf'assungsfrage am Ding geherrscht, nunmehr voller 
EinmUthigkeit Platz gemacht habe, und zugleich die Hoff- 
nung, dass es auf Grund des eventuellen Antrages geling eu 
werde, eine Einigung mit der Regierung zu erzielen, und 
damit einen Zustand zu scliaffen, der, wenn auch nicht 
den Wfinschen aller völlig entsprechend, doch als fester 
Ausgangspunkt einer gedeihlichen weiteren Entwicklung 
dienen könne; die gedeihliche Förderung aber des Ver- 
fEissungswerkes schrieb der Yerteeter der Regierung nicht 
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ohne Gnind Jön SigurÖsson zu, demselben Manne, der 
bisher dänischerseits mit allen Waffen des giftigsten Hasses 
und der kleinlichsten Mucane verfolgt worden war! 

So stehen die Sachen angenblicküeh, ohne dass sich, 
noch entscheiden Hesse, wie sie sich schliesslich wenden 
werden. Kiinim Zweifel kann unterliegen, daas das Ge- 
setz vom 2. Januar 1871, soviel sich auch im übrigen 
gegen dasselbe einwenden Iftsst» wenigstens insofern günstig 
wirken mag, als durch dasselbe bis auf weiteres dem 
Däniselien Reichstage jeder Anhaltspunkt zu einer Ein- 
mischung in die isländischen Augelegeuheiten benommen 
ist, und eben so wenig l&sst sich verkennen, dass die Ein- 
führung der Landeshauptmannschaft, so widerstrebend sie ' 
auch auf der Insel aufgenommen wurde, doch bis auf einen 
gewissen Grad dem Wunsch entgegen kommt, den Sits der 
Landesr^erung in das Land selbst verlegt zu sehen. Es 
muss sich nun zeigen, ob der König die Freiheit der Be- 
wegung, welche er sich dem Dänischen Reichstag gegen- 
über verschafft hat, zu baldiger BeMedigung der billigen 
Forderungen seiner isländischen TJnterthanen oder nur zu 
noch rücksichtsloserer Entfaltung seiner eigenen Gewalt zu 
benützen gedenkt; ob femer Dänemark, während es Deutsch- 
land gegenüber für seine „unterdrückten Landsleute^ in 
Schleswig wieder und wieder das Wort ergreift, auch der 
in weit höherem Mass und ohne jeden Kriegszustand unter- 
drückten islandischen Nation gerecht zu werden versteht^ 
oder ob es nach wie vor die auf formeUes wie materielles 
Becht gegründeten Ansprüche der Isländer rmehtm will, 
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wahrend es gleichseitig^ im Namen der dftnischen Schles- 
wiger Ansprüche erhebt, denen wenigstens ein tonneller 
Rechtsgrund zweifellos fehlt Es begreift sich, dass es der 
Begierang schwer &ilen mnss, einen Standpunkt, den sie 
Jahrzehnte hindurch hartnäckig vertheidigt hat, ausdrück- 
lich fallen zu lassen, und man wird isländischerseits gut 
thun, in dieser Bichtung jeder Priucipienreiterei sich zu 
enthalten, was ja geschehen kann, ohne die eigene Rechts- 
anschauung irgendwie zu terläugnen. Materiell machen 
die gemeinsamen Angelegenheiten des Gesanmitreiches wenig 
Schwierigkeit» da Island auf die Theilnahme an ihrer Leitung 
nie viel Werth gelegt hat» und auch über deren Begrenzung 
wenig Streit herrscht, wenn man nur Principienfragen un- 
berührt zu lassen sich cntschliesst. Dass die besonderen 
Angelegenheiten der Insel ihren Bewohnern überlassen 
werden müssen, und dass sich Island nicht mit Vortheil 
von Kopenliagen aus regieren lässt, dürfte man neuerdings 
auch in Dänemark eingesehen haben; es bleibt deuuiach 
im Grunde nur die Frage der Ministerrerantwortlichkeit 
und die finanzielle Auseinandersetzung als ernsterer Streit- 
punkt zurtlck. Die letztere kunule füglich, und ohne der 
Ehre des einen oder anderen Theües zu nahe zu treten, 
einer schiedsrichterlichen Entscheidung anheimgegeben wer- 
den; die erstere aber liesse sich dftnischerseits mit um so 
grösserer Liberalität behandeln, als die geographische Lage 
Islands und das geringe Mass seiner physischen Machtmittel 
selbst das freieste Gewahrenlassen vollkommen ungefähr- 
lich erscheinen lässt. Im eigensten Interesse Dänemarks 
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dflifte es aber gelegen sein, dass dessen Begierung, deren 
missliche Wrhältnisse zu der Volksvertretung des König- 
reiches selbst bereits die Augen des Auslandes mehr als 
genugsam auf sich ziehen, nicht auch noch das weitere 
Aergerniss auf sieh lade, das Jahr, in welchem Island 
seinen lUUüjalirigt n Bestand als bewohntes Land zu feiern 
hatte, durch eine allgemeine Landestrauer und massenhafte 
Auswanderung bezeichnen zu lassen. 
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1. 

In wenigen Tagen feiert Island das Fest seines tausend- 
jährigen Bestandes als bewuhntes Land Am Suiintag-, den 
2. August, wird nach amtlicher Vorschrift in allen Kirchen 
des Landes eine Festpredigt gehalten, und Festlichkeiten 
an der alten Dingstätte zu Pingvellir s(dlen sofort folgen. 
Deutsche, dänische, norwegische und schwedische Kriegs- 
schiffe, ohne Zweifel auch englische und französische Fahr- 
zeuge, bringen eine Schaar von officiellen und unofficiellen 
Gästen, and der DänenkOnig selbst gedenkt sich an deren 
Spitze zu stellen. An ofiticiellem Jubel und prunkvollen 
Bedensarten wird somit kein Mangel sein huf der Insel, 
\venn auch manchem ernsteren Gemüthe die Nachwehen 
des ungewöhnlich lanyeu und harten Winters, die Sorge 
vor der drohenden Entvölkerung des Landes, dessen rührigste 
Hände nach Amerika sich drängen, endlich der bittere 
Unmuth über die durchaus unbillige Art die Festfreude 
vergällen mögen, in welcher wie früher die ünanziellen 
Bechte der Insel, so jetzt auch deren Ansprache auf eine 

^) AoB dem in Sede stehenden Anlasse in demselben Jahre in 
der wissenschaftlichen Beilage der „Äl]|B;emeinen Zeitung*' nr. 210, 
222 ond 223 zuerst abgedrudrt. 

17* 



Digitized by Google 



261) Zum Jubelfeste Islands/ 

liberale Regelung ihrer Verfiassuiig behandelt worden sind. 
Zu eriibteu Gedanken weit mehr als zu festlichem Jubel 
muss auch ein Rückblick auf die Geschichte des Landes 
anregen, wie sie sich wälzend des nunmehr ahgelanfenen 
Jahrtausends gestaltet hat: denn es ist eine Geschichte 
heftiger Kämpfe uud herber Leiden, schweren Druckes und 
dumpfer Ergebung, auf welche wir zurückzuschauen haben, . 
tröstlich nur insofern, als sie die unverwastUche Kraft eines 
Volkes in das hellste Licht stellt, welches selbst durch 
solche Geschicke sich nicht biegen noch brechen liess. 

Gegen Ende des 8. Jahrhunderts bereits von Irland 
aus entdeckt und besucht, hat die Insel doch nicht von 
dort aus ihre Bevölkerung erhalten. Erst nach der Mitte 
des 9. Jahrhunderts, in den Jahren 860-r70 etwa, wurde 
sie von Kaddodd, einem norwegischen Viking, zu&llig auf- 
gefunden, daim von dem Schweden GarÖar und von dem 
Nordmaune i'iuki besucht; der letztere gab dem Lande, 
von dem vielen Treibeis, welches er daselbst fimd, seinen 
Kamen: „Eisland**. Ingölfir Amarson, ein norwegischer 
Mann, fuhr, wegen Todtschlags aus seiner Heimath ver- 
trieben, zuerst nach dem neuentdeckten Lande hinüber, 
um dort seinen bleibenden Wohnsitz zu nehmen; in das 
Jahr 874 setzt man seiue Ankuntt daselbst, und der Ort 
seiner endlichen Niederlassung war derselbe, an welchem 
jetzt die Hauptstadt des Landes steht, Bejlgavfk. Rasch 
folgten dem ersten Ankömmling andere Einwanderer nach, 
und zumal als des schönhaarigen Haralds Versuch, in 
Norwegen die Alleinherrschaft .herzustellen, sich blutige 
Bahn brach, wandten sich in hellen Haufen unzuMedene 
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Männer ans den besten Häusern nach der fernen Insel, 
„wo man sicher sein konnte vor der Gewalt jedes Königs 
lind anderer gewaltthäüger Menschen'*. Nicht alle kamen 
niunittelbar aus Norwegen, vielmehr hatten sich Tiele zu- 
nächst nach den Inseln des Westens, nach den Orkneys 
zumal, den Hehnden und Irland gezogen, imd erst von 
hier aus nach Island hinüber gewandt, als sie auch im 
Westen vor König Harald keine Ruhe fiinden; doch war die 
Gesammtheit der Zuzügler ziemlich jjleichmässig nordischen 
Stammes, und nur sehr vereinzelt finden sich einige dänische 
und schwedische, dann etwas häufiger einzelne keltische 
Männer unter denselben. So stark war der Strom der 
Einwanderung, dass die Insel binnen 60 Jahren ihre volle 
Einwohnerschaft erlangt haben solL 

Um das Jahr 930 wurde auch bereits der erste Schritt 
gethan zur Begrmidmii!: eines <jfeordneten Staatswesens auf 
der Insel. Bunt dui-cheinander gewürfelt, wie die einzelnen 
Einwandeierschaaren angekommen waren, hatten dieselben 
von Anfang an nicht die geringste Spur von staatlicher 
• Or^iranisatiun gezeisrt. Allmählich erst hatten sich, im An- 
schluss an die Tempel, welche vermöglichere Männer auf 
ihren Hofen zu bauen pflegten, Tempelgemeinden gebildet, 
und an die religiöse Gemeinschaft hatte sich dann auch 
eine weltliche angeschlossen, die Anfänge eines Gerichts- 
wesens und einer öffentlichen Gewalt in sich entwickelnd. 
Als „godi^S d. h. Priester, wurde der Besitzer eines Tempels 
bezeiclmet, welchem zugleich diese öffentliche Gewalt zu- 
wuchs, und als „goöorö", d. h. Priesterthum, diese Gewalt 
selbst und der Verband von Leuten, auf welchen sie sich 
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bezof^: aber durch freien Vertrag eingegaiij^en, konnte die 
Verbindung des einzelnen Untergebenen mit seinem Häupt- 
ling jeden Augenblick wieder einseitig gekündigt werden, — 
eine territoriale Grundlage fehlte ihr vollständig, so dass 
die Angehörigen der verschiedensten Häuptlinge gemischt 
durcheinander sitzen konnten, — unter den verschiedenen 
Verbänden der verschiedenen Häuptlinge endlich bestand 
gar keine Gemeinschaft, so dass diese wie souveräne Staaten 
sich gegenüber standen. Das waren unleidliche Zustände, 
und durch eine Verständigung unter den massgebenden 
Häuptlingen wusste man ihnen ein Ende zu machen. Ein 

S I 

eben erst aus Norwegen gekommener Mann, der alte Ultijot. 
wurde dahin zurückgeschickt, um nach norwegischem Muster 
ein gemeinsames Landrecht für die Insel zu entwerfen; 
in drei Jahren brachte er ein solches zu Stande, und sein 
Entwurf fond auf Island allgemeinen Anklang. Jetzt 
wurde ein Alding eingesetzt, d. h. eine Landsgemeinde, 
welche amährlich im Hochsommer zusammentreten sollte 
an der Stelle, welche jetzt noch den Namen tingvellir, 
d. h. Dingstätte, trägt: ein oberster Beamter des ganzen 
Landes wurde eingesetzt, dessen Hauptaufgabe in der 
Führung der Vorsitzes in der Landsgemeinde und dem 
reu:ehnilssiixen Vortrage des Landrechts vor derselben be- 
stand; endlich wurde die Verpflichtung anerkannt, gegen- 
seitig Recht zu geben und zu nehmen, während im übrigen 
das Becht der Goden über ihre Untergebenen unverftndert 
blieb. Reichlich ;30 Jahre später, um 965, ward die Be- 
zirksverfassung des Landes geordnet, indem man die Zahl 
der Godorde auf 39 feststellte, deren je 3 zu einem Ding- 
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verbände zusammenlegte, und je 3 Dingverbäiide, im Xord- 
land ausnahmsweise 4, zu einem Landesviertel schlug; 
dabei erhielten die Viertel ihre festen geographischen 
Gränzen, wo<^e^ren die Godorde und J)ingverl)än(le nach wie 
vor rein persönliche Verbände blieben, und es galt nur von 
jetzt ab die Begel, dass kein Gode einen Dingmann haben 
könne, der in einem andern Landesviertel wohne als er 
selbst. In jedem Dingverbande wurde fortan alljährlich ein 
gemeinsames fruhlingsdiug und Herbstding gehalten; au 
der Landsgemeinde aber ward jetzt der gesetzgebende 
Ausschuss von dem richtenden getrennt, und der letztere 
in 4 Senate zerlegt, di«^ iiacli den Landesvierteln benannt 
und darum auch als Viertelsgerichte bezeichnet .wurden. 
Die Einfühmng eines fünften Gerichtes am Alding im 
Jahr 1004 und die an sie sich anschliessende Abschatiiuig 
des Zweikampfes als eines gerichtlichen Listitutes vervoll-' 
standigt die Verfassung des Freistaates, und bei dieser 
Gelegenheit wurde einerseits das Stimmrecht in der gesetz- 
gebenden Versammlung auf die Goden beschränkt, andrer- 
seits aber auch die Errichtung neuer Godorde gestattet^ 
deren Lnhaber ganz ausserhalb der Dingverbände standen 
und auch an der Besetzung der Viertelsgerichte und der 
gesetzgebenden Versammlung keinen Antheil hatten, jedoch 
zu der Besetzung des fünften Gerichtes auch ihrerseits 
herangezogen wurden. Die Staatsverfassung der Republik 
wai- damit fertisr. 

Inzwischen war auch in religiöser Hinsicht eine tief- 
greifende Veränderung vorgegangen. Die wenigen irischen 
Ansiedler, welche die einwandernden Nordleute auf der 
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Insel vorgeftmden hat;ten, waren scheu Tor Urnen gewichen, 

und auch in den wenigen christlichen Häusern, welche sich 
unter deu Einwanderern fanden, vermochte sich das Christen- 
thnm- nicht auf die Dauer zu erhalten; em volles Jahrhundert 
war das Land so zu sagen ausnahmslos heidnisch. Bald 
ergaben sich indessen im Auslande Berührungen mit (lern 
Christenthum; durch sie wurde ehie erste Mission (981 — 86) 
veranlasst, welche Porvaldr EoDrdnsson und der deutsehe 
Biscliof Friedrich imternahmen ; bald folgte durch den 
glaubenseifrigeu König Olafr Tryggvason von Nonvegen 
veranlasst, eine zweite, welche der Isländer Stefoir t^orgils- 
son (996 — 97), und eine dritte, welche der deutsche Priester 
Dankbrand unternahm (997—999); im Jahre 1000 aber 
erfolgte auf eifriges Andringen der rasch anwachsenden 
christlichen Partei die Annahme des Ohristenthums als 
Staatsreligion durch einen förmlichen Besehluss der Lands- 
gemeinde. AntUnglich nur durch wandernde Missionäre 
und Missionsbischöfe versehen, erhielt Island bald seine 
eigenen Euchen und Priester, und im Jahre 1055 wurde 
sogar ein Laiideskind, Lsleifr Gizurarson, als Bischof dahin 
geweiht; aber erst unter dessen Sohn und Nachfolger, 
Gizurr Isleifsson, wurde die Kirchenverfassnng der Insel 
auf einen festeren Fuss gebracht, indem ein fester Bischofs» 
sitz zu Skalholt gegründet, dann für das Nordland ein 
zweiter zu Holar aulgerichtet, endlich die Zehntlast ein- 
geführt (1097) und damit der Kirche auf der Insel eine 
sichere pecuniäre Dotaüon verschafft wurde. Die Auf- 
zeichnung eines eigenen Christenrechts für die Insel, welche 
in den Jahren 1122 — 33, im Anschluss an eine kurz zu- 
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vor (1117 — 18) erfolgte Aufzeichnung mehrfacher Abschnitte 
des weltlichen Kechts, zu Stande kam, bezeichnete den vor- 
läufigen Abschluss der KirohenTerfassimg. 

Die Zeit, in welcher sich die Kirche im Lande fest- 
setzte uud einrichtete, die Periode also, welche zwischen 
dem Anfange des 11. und der Mitte des 12. Jahrhunderts 
in Mitte liegt, scheint für Island die glncUichste und Med-> 
liclijste gewesen zu sein, welche die Insel je erlel)te, wie 
denn in ihren Schluss auch die Grundlegung- einer naiiunaleu 
Literatur lällt Aber um die Mitte des 12. Jahrhunderts 
heginnen auch hereits die Symptome jenes Ver&lls sich 
bemerkbar zu machen, welcher zum Tntergang <les Frei- 
staates fuhren sollte. Zunächst sind es innere Gründe, 
welche dabei massgehend werden. Durchaus priTatreehtlich 
behandelt, und somit beliebig vererblich, veräusserlich, 
theilbar, waren die Godorde ebensowohl der Gefahr einer 
gränzenlosen Zersplitterung, als der entgegengesetzten Gefahr 
einer unbeschrankten Anhäufung in einigen wenigen Händen 
ausgesetzt. Ausgedehnte Herrschaften bildeten sich all- 
mählich in der Hand einzelner Männer, deren Inhaber, den 
übrigen regierenden Herren weit überlegen, diese in ihren 
Dienst zu zwingen wussten, während andrerseits, unter den 
wenigen Häusern, welche eine so hervorragende Stellung zu 
emngen wussten, die erbittertsten Kämpfe um den Vorrang 
gekämpft wurden. Ausserdem bildete sich innerhalb des 
Klerus allmählich eine Partei, welche, streng kirchlich 
gesinnt, die nationale Gestaltimg der kirchlichen Verhält- 
nisse auf der Insel den Vorschriften des kanonischen Hechtes 
entsprechend umzuwandeln gedachte, und wenn zwar solche 
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B«'Rtrehungen nicht hervortraten, solange die Isländischen 
Diücesi.'n zur Provinz des Hamburg-bremischen (bis 1103) 
oder des Lundischen Erzbischofs gehörten (bis 1152), so 
machten sie sieh doch von der Zeit ab am so entschiedener 
geltend, da ein eigenes Erzbisthuni für die Nordleute mit 
dem Sitze zu Uroiitheim gestiftet wurde. Bald durch das 
Laienpatronat, bald durch die weltliche Gerichtsbarkeit 
^ej^enüber ^istlichen Personen nnd Sachen veranlasst, 
brachen wiederholt Zerwfirtnisse zwischen Kirche imd Staat 
«US, wobei die erstere stets ihre Stütze im norwegischen 
Erzbischof sachte und fand; zur Zerr&ttung des Staats- 
wesens der Republik aber trugen auch diese Kämpfe nicht 
wt'uig bei. Wenn nun bei ungestörtem Austrage dieses 
Gährungsprocesses auf Island unzweifelhaft ganz in dem- 
selben Weise eine Alleinherrschaft; sich entwickelt haben 
w'ünk', wie dies in anderen germanischen Landen bereits 
weit frilher wirklich der Fall war, so gab die eigenthüm- 
liche Stellang des norwegischen Königs zu der Insel deren 
Geschicken eine andere Wendung. Schon Konig Haraldr 
hiirfagri hatte diese sich zu unterwerfen gesucht, und später 
hatte der heilige Olaf (f 1080), dann König Harald harörädi 
(f 1066) den Yersnch erneuert Der Besitz der Ober- 
herrschaft über die Hebuden nnd Orknevs, Shetland nnd 
die Färöer, und die nordische Abkunft der Isländer legten 
in der That dieses Streben nahe genug, um es nur natar- 
lich erscheinen zu lassen, dass König Hdkon der Alte so- 
fort auf den Plan zurückkam, als die Beendigung der 
Bürgerkriege hiezu Müsse liess, welche über ein Jahr- 
hundert lang Norwegen zerrüttet hatten, und zwei Um- 
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stände waren es, welche ihm bei der Durchführung dieses 
seines Planes förderlich zur Seite standen. Auf der einen 
Seite gab die Sehirmvogtei über den erzbischoflichen Stuhl, 
welche dem Könior in Norwegen unzweifelhaft zustand, 
ihm einen willkommenen Anlass, in Unterstützung desselben 
auch in die islandischen Verhältnisse sich einzumischen, 
nnd die hierarchische Partei auf der Insel musste nm so 
mehr geneigt sein, einer derartigen Einmischung desselben 
Vorschub zu thun, als in Norwegen die meisten Kechte 
der Kirche bereits zweifellos zugestanden waren, um deren 
Besitz sie auf Island annoch mit dem Staate zu kämpfen 
hatte. Andrerseits aber hatte die alte Unsitte, wonach 
isländische Jünglinge aus den vornehmsten Häusern gern 
in auslandischem Hofdienste sich versuchten, vorab dem 
norwegischen Könis: eine ziemliche Zahl getreuer Anhänger 
auf der Insel zuwege gebracht, deren er sich vorkommen- 
den Falls zur Förderung seiner Zwecke zu bedienäi ver- 
mochte. Der Greschichtsschreiber Snorri Stnrluson war es, 
der zuerst im Jahre 1220 den König darauf aufmeriisam 
machte, dass er leicht mit Hülfe isländischer Männer das 
Land werde unterwerfen können; nach einander wurden 
dann sehr verschiedene Angehörige bald des Hauses der 
Sturlunger, bald des Hauses der Haukdälir be nützt, um an 
der Unterwerfung der Insel zu arbeiten, und auch nor- 
wegische Kleriker unterstützten des Königs Absichten, nach- 
dem solche vom Erzbischof auf die isländischen Bischofs- 
stühle berufen worden waren. Im Jahre 1258 ward endlich 
Gizurr Porvaldsson aus dem Haukadale als des Königs 
Jarl oder Statthalter nach der Insel geschickt, und ihm 
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gelang es im Jahre 1262, erst die Nordländer und den 
grösseren Theil der Südländer, kurz darauf auch die West- 
länder, im folgenden Jahre den Best der Südlander, endlich 
im Jahre 1264 auch noch die Ostlftnder znr förmlichen 
Unterwerfung unter den norwegischen König zu bringen. 
Der Isländische Freistaat hatte damit aufgehört zu existiren. 



2. 

Freiwillig und nur gegen gewisse Bedingungen hatte 
sich Island dem norwegischen König unterworfen. Die 
Begierungsgewalt der emzelnen Goden, die ja von An&ng 
an frei verausserlich gewesen war, hatte der König theils 
durch vertragsweise Abtretung, theils auf anderem Weg in 
seine Hand bekommen; das Volk als solches aber ver- 
pflichtete sich durch den Unterwerfungsact dem Kön^e 
und seinem Jarle zur ünterthanentreue und zur Zahlung 
einer geringen Schätzung, wogegen der König versprach, 
den Frieden im Lande au&echt zu halten und das Volk 
bei seinem Isländischen Recht zu belassen, den Handels- 
verkehr mit der Insel in gewissem Umfange nicht zu stören 
und den Isländern in Norwegen selbst gewisse Privilegien 
einzuräumen, und ausdrücklich wurde vorbehalten, dass 
man für den Fall dass der König seinerseits seine Zu- 
sage nicht erfüllen würde, von aller Verpflichtung entbunden 
sein wolle. Aber bald wurde dieser Vertrag, wenn auch 
nicht seinem Wortlaut, so doch seinem Sinne nach, gebrochen. 
Seitens der verschiedenen Häuptlingsfamilien war bei der 
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Untenverfung die Meinung offenbar die gewesen, dass ihnen, 
trotz aller Anerkennung der Oberherrlichkeit des Königs, 
doch ihre bevorzagte Stellung erhalten bleiben, also ledig- 
lich eme Mediatisimng eintreten sollte, und G^izur speciell 
hatte unzweifelhaft für sein Haus dieselbe Stellung erstrebt, 
welche die Jarle der Orkneys von Alters her einnahmen. 
Aber als der Mann am 12. Januar 1268 starb, erhielt er 
keinen Nachfolger, und nie mehr .wurde nach ihm em 
Jarl über Island gesetzt; die Godenfamilien aber ver- 
schwanden rasch unter dem übrigen Volk, während der 
König nach eigener Willkür selbst norwegischen Mftnnern 
die Pühning der Greschäfte auf der Insel fibertrug. Das 
Gesetzspreoheranit M'urde auf norwegischem Fusse ein- 
gerichtet und seit dem Jahre 1277 gespalten, so dass von 
da ab gleichzeitig zwei Lögmänner im Lande waren: im 
übrigen aber setzte der K(»nig seine Befehlshaber über 
beliebig welche einzelne Theile der Insel und liess durch 
besondere Bevollmächtigte wichtigere Angelegenheiten auf 
derselben besorgen, während später, an die alten Ding- 
verbände sich anlehnend, bleibende Bezirke sieh bildeten, 
je mit einem Sjsselmanne an der Spitze, und ein gemein- 
samer Oberbeamter an die Spitze der Insel gestellt wurde, 
welcher zunächst den Namen eines Marschalls trug. Schon 
im Jahre 1271 schickte ferner König Magnus ein neues 
Gesetzbuch, die JärnsiÖa, nach Island hinüber, dessen An- 
nahme am Alding er in den beiden folgenden Jsdu:en durch- 
setzte, und in den Jahrsn 1280 — 81 kam ein zweites, 
' völlig umgearbeitetes Gesetzbuch, die Jonsbok, nach, um 
auf demselben Wege gesetzliche Geltung zu erlangen; beide 
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Gesetzbücher aber stehen mit den legislativen Versuchen 

und Bestrebiinj]fen des Königs für Norwegen in engster 
Yerbindimg und sind vorwiegend auf Grund norwegischer 
Materialien bearbeitet, wogegen das ftltere isländische Recht 
fthr dieselben nur in geringem Umfange benützt ist. Das 
neuere ChristeniecJit, welches Bischof Arni von Skälholt 
im Jahre 127 Ö ausgehen liess, steht in derselben Abhängig- 
keit zu dem Christenrechte, welches dessen Metropolit^ 
Erzbischof Jon, kurz zuvor für Norwegen hatte bearbeiten 
lassen, und auch sonst waren die kirchlichen Zustände um 
nichts befriedigender, als die weltlichen. Bereits Ende des 
13. Jahrhunderts brach der Streit zwischen Kirche und 
Staat, diesmal zumal über das Laieiipatrouat und die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit des neuen- Christenrechts geführt, 
wieder aus; dann gab es, zumal ün Nordlande, die heftigsten 
Zerwürfnisse mit den Bischöfen. Bas ganze Mittelalter 
hindurch werden die isländischen Bischofstühie fast aus- 
schhesslich mit Auslandern besetzt, zumeist mit norwegischen, 
zuweilen aber auch mit dänischen, schwedischen oder 
englischen Männern; der Landesart wenig kundig, waren 
diese zum Theil überdies an sich schon zweideutige Per- 
sönlichkeiten, welche durch eigene UngebUhr die Auf- 
lehnung ihrer Untergebenen herausforderten, wie etwa Jon 
Gerechini, welcher als Erzbischof von üpsala wegen un- 
zocht^en Wandels und anderer schwerer Vergehen abgesetzt 
(1422), dann als Bischof nach Skälholt berufen (1430), 
schon mich weiiigt ii Jiiluen von schwer beleidigten Männern 
mit bewaffneter Hand überfallen, vom Hochaltar seiner 
Bomkirche weggerissen und ertränkt wurde (1483). Selbst 
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die innere Ruhe wurde in der königlichen Zeit nicht gewahrt 

auf der Insel, wenn auch die Kämpfe minder gewaltige 
Dimensionen annahmen, als in der Sturlungenzeit; einmal 
wurde selbst einer der Befehlshaber des Königs, Smidr 
Andresson, zu Grund im EyjatiörÖ erschlagen (1361), und 
Privatfeliden wurden nach wie vor mit eiuer Wildheit und 
Grausamkeit geführt» welche an die schlimmsten Unthaten 
der schlimmsten Zeiten des Freistaates erinnert Das schwerste 
Elend brachte aber über das Land die Regalisirung des 
Handels, deren erste Spuren sich bis in die Mitte des 14t, 
Jahrhunderts hinauf verfolgen lassen. Yon^ Alters her 
hatten freilich in Nor\^egen die Könige, wie auf Island 
die Goden, die Fremden- und Handelspulizei ^^eübt, und 
demgemftss sich auch wohl gelegentlich erlaubt» gewissen 
Personen oder bestimmten Ländern gegenüber den Handels- 
verkehr ganz zu isperren, oder doch die Aus- oder Kiiil'iihr 
bestimmter Waaren zu untersagen; aber dieses Recht war 
doch immer nur aus Gründen der auswärtigen Politik, dann 
etwa derSicherheits- oder Wohlfahrtspolizei ausgeübt worden, 
während fiscalische Rücksichten höchstens bei der Mono- 
polisirung des Handels nach denü'innmarken in der Hand des 
Königs und seiner Vertreter bestimmend gewesen waren. Nur 
auf handelspolitischen Gründen hatten auch noch die Be- 
schränkungen beruht, welche mit dem Ende des 13. Jahrhun- 
derts in einzelnen Privilegien oder königlichen Verordnungen 
den deutschen oder auch den sämmtlichen auswärtigen Kauf* 
leuten bezüglich ihres Uaiidelsverkehrs auferlegt wurden, 
und vermöge deren ihnen die Fahvl über Bergen hinaus 
nordwärts und insbesondere auch die Fahrt nach Island 
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und den andern Schatzlanden des Königs untersagt wurde, 

es sei denn, dass der König sie einem einzelnen Iwiufmanne 
aus besonderer Gnade erlauben würde. Augensckeinlidi 
war bei dieser Beschränkung die Meinung ganz dieselbe, 
wie bei der gleichzeitip: oft genug ausgesprochenen Regel, 
dass Ausländer nur innerhalb des Weichbildes der Städte, 
nicht aber auf dem Lande handeln dürfen; man wollte 
nftmlich den Verkehr der Fremden auf einige wenige Stapel- 
plätze concentrireii, um ihn besser ttben^^achen zu können, 
und man wollte überdies wenigstens den Nutzen, welchen 
der inländische Handel abwarf, ausschliesslich den eignen 
Landeskindem zuwenden, wenn man denn doch einmal den 
Premdhandel den Ausländern überlassen musste. Immerhin 
war indessen durch diese Anordnungen {iie Behandlung der 
Schatzlande, und insbesondere auch Islands, in handels- 
rechtlicher Beziehung der von Alters her üblichen Behand- 
lung der Fiüumarkeu näher gerückt, und bald ging man 
in dieser Richtung noch um einen Schritt weiter. Im Jahre 
1354 erfolgte zum erstenmal eme Verpachtung Islands mit 
allen Einkünften des Königs aus der Insel an den über 
dieselbe gesetzten Befehlshaber; ziemlich derselben Zeit 
scheint aber auch eine Verordnung des Königs Magnus 
Eriksson anzugehören, welche, uns nur aus bestätigenden 
und weiter ausführenden Erlassen der Jahre 13(50 und 
1382 — 83 bekannt, den Grund zu jener fiscaüschen Aus- 
nutzung des islandischen Handels legte, welche, rasch zu 
einem gesclilossenen System entwickelt, auf der dreifachen 
Regel beruhte, dass fortan Inländer wie Ausländer nur noch 
mit besonderer königlicher Erlaubniss denselben betreiben 
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duiiten. dass selbst diese privile^rten Kaufleiite nur von 
Bergen aus, als dem alleinigen Stapelplatz für alle islän- 
dischen Waaren, dahin handeln sollten, endlich, dass sie 
ihre Berechtiguntr zu diesem Handel durch schwere Gegen- 
leistungen erkaufen sollten, unter denen die unter dem Namen 
der Sackgelder bekannte Abgabe in erster Linie steht Es 
ist klar, dass diese Beschränkung und Belastung ihres 
Handelsverkehrs den Wühlst. iiul der Insel um so empünd- 
lieher berühren musste. je einseitiji^er deren eigene Pro- 
duction, und je unentbehrlicher darum für sie deren Um- 
satz gegen firemde Einfuhrartikel ist; an Fischen, Fleisch» 
waaren, Fett und Thran, Wolle und WoUenproducten, 
Häuten u. dgl. eine reiche Ausfuhr ermöglichend, ist Island 
daftlr in Bezug auf Holz, Eisen, Salz, Körnerfrüchte, Leinen- 
waaren, Handwerksartikel aller Art u. d^^l. m. schlecliter- 
din<rs auf ausländisehe Einfuhr an^^ewiesen. und kaim somit 
weit weniger noch als andere Lande eines lebendigen Handels- 
Terkehrs enthehren. Berücksichtigt man noch, dass im 14. 
und 15. Jahrhundert das Land vun einer Reihe der schwersten 
Unglflcksialle betroü'en wurde, unter denen allein der 
schwarze Tod bimien dreier Jahre (1402—4) zwei Dritt- 
theile seiner Bevölkerung dahingerafft haben soll, so begreift 
sich leicht der tiefe Veifall, m weichen dasselbe seit dem 
Anfang des 15. Jahrhunderts gerieth, und man möchte 
sich fast darüber wundem, dass Island überhaupt die Kraft 
besass, so schwere Zeiten zu überstehen, ohne gänzlich zu 
verkommen, wie dies imgefähr um dieselbe Zeit das beklagens- 
werthe Loos der unter dem Drucke des gleichen Handels- 
systems seufzenden nordischen Colonie auf Grönland war» 

Maar er, Zar poIiti«e1i«n 0«8elil«hte bland«. 18 
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Wahrend die bittere Enttäuschung, welche der Gang der 
Dinge unter der Königs herrschaft auf der Insel erzeugte, 
anfangs zu einer heftigen Gfthnmg führte, ond zumal ge- 
legentiich der Huldigung, welche dem König Hdkon Mag- 
nüsson (1299 — 1819) zu leisten war, in einer scharfen Ver- 
weisung auf die bei der Unterwerfung empfangenen Zu- 
sagen und gesetzten Bedingungen sich Lufk machte, scheint 
man später, die UViffthigkeit erkennend, die eigenen For- 
derungen durchzusetzen, auch müde geworden zu sein, sie 
ZU erheben; vom Anfang des 15. bis gegen die Mitte des 
16. Jahrhunderts hinein hört sogar nahezu alle geschicht- 
liche üeberlieferung auf der Insel auf, und liegt diese wie 
in einen tiefen geistigen Schlaf versunken. 

Die Union mit Dänemark, in welche Island zugleich 
mit Norwegen eintrat (1381), hatte zunftchst keine sicht- 
baren Wirkuiigvn in Bezug auf die Stellung der Insel ge- 
äussert, ausser etwa insofern, als der König des grösser 
gewordenen Gesammtreiches sich womöglich noch weniger 
um dessen abgelegenere Bestandtheile bekümmerte, als dies 
bisher bereits geschehen war. Nach wie vor erschien die 
Insel als ein eigenes Land Dänemark und Norwegen gegen- 
über, welches seine eigene Gesetzgebung, Gerichtsverfassung 
und Verwaltung hatte und im Fall eines Thronwechsels 
seine eigene Huldigung leistete und seine eigene Handveste 
empfing, bei welcher Gelegenheit allenfalls auch noch einmal 
auf den alten ünterwerfungsvcrtrag und die in ihm ge- 
setzten Bedinfiunti^eii hingewiesen wurde; höchstens hatte 
die allgemeine Erschlaffung der Geister zur f'olge, dass das 
Alding Gesetzesvorschlägen, welche der König zur Annahme 
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saodte, nicht leicht mehr widersprach, und dass selbst 
gewaltthätig anftretende Beamte nur ausnahmsweise noch 

auf schneidigen Widerstand stiesseii, wie dies etwa bei jenem 
Dietrich von Minden der Fall war, welcher im Jahr 1539 
erschlagen wurde. Bedeutsamere Wirkungen äusserte auf 
die Geschicke der Insel die Reformation, obwohl deren 
Verlauf auf Island zunächst ein ebeiis^o wenig gedeihlicher 
war als im übrigen Norden. Den ersten Yerkündigem der 
neuen Lehre, dem späteren Ldgmanne Odd Gottskdlksson und 
dem späteren Bischof Gizur Einarsson, welche, in Witten- 
berg geschult, aus inniger Ueberzeugung und in treuem Ernst 
sich dieser angeschlossen hatten, nahm König Christian III. 
die Sache aus der Hand, um die Glaubensreinigung in 
derselben bureaukratischen Weise durchzuführen, wie sie in 
Dänemark, Norwegen und Schweden durchgeführt wurde. 
Ohne alle Bücksicht auf die Ueberzeugungen und Ge- 
sinnungen des Volkes vom fremden Herrscher geboten, 
fand diese allerwärts Widerstand, und es ist dem Juchts 
weniger als sittenstrengen und durch und durch unwissen- 
den, aber dabei in seuier schwunghaften Volksthtlmlichkeit 
höchst populären Bischöfe Jön Arason von Hölar kaum 
zu verübeln, wenn er so gewaltthätigem Verfahren gegen- 
über bei dem Papst, bei den Holländern und, wie es scheint 
selbst hei dem deutschen Kaiser Hülfe suchte. Nachdem 
der Bischof auf Befehl des Königs gefangen genommen, 
in ziemlich tumultuari scher Weise als Hut hverräther ver- 
urtheilt und sammt ein paar seiner Söhne hingerichtet 
worden war (1550), war freilich der äussere Widerstand 

gebrochen, und ungehindert konnten des Königs Beamte 

18* 



Digitized by Google 



276 



Zum Jubelfeste Islands. 



fortan Kirchen und Klöster plündern, sowie deren Lie^^en- 
schaften einziehen; aber von einem innerlichen Durchdringen 
des evangelischen Geistes war begreiflich zunächst noch 
nichts zu verspüren, nnd in politischer Hinsicht wirkte die 
Veränderung sogar entschieden nachtheilig, weil sie das 
Gegengewicht beseitigte, welches die Bischöfe des Landes 
bisher noch gegenüber dem einseitigen Drack der kön^- 
lichen Beamten gebildet hatten. Ihren Höhepunkt erreichte 
die einseilige Entwicklung der königlichen Gewalt durch 
die Einführung der Souveränetat in Dänemark (1660) und 
das Ednigsgesetz (1665), obwohl beide rechtliche Geltung 
auf der Insel niemals erlangten. Nach wie vor blieb frei- 
lich Island in Bezug auf Gesetzgebung und Gerichtswesen, 
Verwaltung und Besteuerung ein durchaus selbstständiges 
Land, nnd in manchen einzelnen Punkten traten sogar ent- 
€chiedene Verbesserungen in den bestehenden Zuständen 
ein, wie z. B. durch die Vorschrift (1770), dass der oberste 
Seamte der Insel in Zukunft auf dieser selbst seinen 
Aufenthalt nehmen solle, während er bisher, der Regel nach 
in ivopenhagen wohnend, diese durch seine ünterbeamten 
hatte verwalten lassen, durch die Einfuhrung eines geord- 
neten Medicinalwesens (von 1760 ab) u. dgl. m.; im Grossen 
und Ganzen aber machte der in Düiiemaik zu Recht be- 
stehende Absolutismus sich thatsächlich auch auf Island 
geltend und führte hier zu einem völligen Verfiall der Volks- 
vertretung, welcher schliesslich die förmliche Aufhebung 
des Aldiugs folgte (1800), während zugleich in der Hand 
des sich als absolut betrachtenden Königs die oberste Leitung 
der isländischen Angelegenheiten mit der Leitung der An- 
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gelegenheiten Dänemarks, Norwegens und der deutschen 
Herzogthumer zusammenfloss, wodurch die rechtlich ge- 
sonderte Stellang der verBohiedenen Reiche nothwendig 

unklar Munle. Schlimiiier noch war die Wendung, welche 
die Handelsbeziehungen der Insel unter der dänischen Herr- 
schaft nahmen. Anflnglich zwar hielten anch die dänischen 
Könige einfach an der oben geschilderten Handelspolitik 
fest. Zuerst spielten die Engländer, spiiter aber, seit dem 
Schlnss etwa des 15. Jahrhunderts, die Hanseaten auf der 
Bisel die Hauptrolle, und wenn zwar das Bestreben der 
königlichen Btamten, des Königs Gebühren von den fremden 
Kaufleuten zu erheben, und dessen sonstige Rechte diesen 
gegenüber aufrecht zu halten, oft genng zu blutigen Con- 
fücten führte, wie denn z. 6. der Bitter Björn I^orleifsson 
im Jahr 1467 von englischen Kauf leuten erschlagen wurde, 
wenn femer die Klagen des Landvolkes über Beträgereien 
oder Gewaltthätigkeiten der Fremden, dann auch die Eifer- 
sucht, mit welcher die deutschen und englischen Kaufleute 
einander verfolgten, vielfach zu erbitterten Kämpfen oder 
sonstigen Widerwärtigkeiten Veranlassung gaben, so waren 
doch die Verkehrsrerhaltnisse in so weit immerhin noch 
ganz leidliche, als es dem Land weder an genügender Zu- 
fuhr noch an genügendem Absatz für seine eigenen Producte 
fehlte, und nach beiden Seiten hin die gebotenen Preise 
vergleichsweise nicht unbillig waren. Ohne Vergleich 
schlimmer wurde aber die Sache, als die Könige von Däne- 
mark auf den unglücklichen Einfall geriethen, die Vortheile, 
welche der Betrieb des Handels auf Island den ausländischen 
Jvciulleuten abwarf, ihren dänischen Unterthanen zuwenden 
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zu wollen. Ein Versuch, welchen EOnig Christian IH im 
Jahr 1 547 in dieser liiclituiig Seemacht hatte, war freilich ohne 
Erfolg geblieben: dafür verpachtete aber KOni^ Christian IV. 
im Jahre 1602 diesen Handel den Städten Kopenhagen, 
MalmO nnd Helsingör, und theils in der Hand dieser, theils 
in der Hand anderer dänischer Interesseiit^chaften verblieb 
derselbe nunmehr bis zum Jahre 1774, in welchem das 
Terpachtnngssjstem von dem Betrieh auf königliche Begie 
abgelöst wurde, nachdem dieser letztere schon einmal tür 
ein paar Jahre (1758 — 62) versucht worden war. Jetzt 
erst äusserte der Monopolhandel die volle Yerderblichkeit 
seiner Wirkungen. Die Concurrenz war jetzt in ungleich 
höherem Grade bcschrünlvt als je zuvor, und das Monopol 
zugleich in die Hand von Leuten gegeben, welche mit weit 
geringerem Capital und Geschick arheiteten, als dies die 
Deutschen und die Engländer gethan hatten. Die Folge 
war, dass einerseits die Producte des Landes nicht mehr 
ihrem vollen Umfang und Werth nach abgesetzt werden 
konnten, weil es den Monopolhändlem an den nöthigen 
Capitalien und Verbindungen telilte. um sie übenieiimen 
und wieder losschlagen zu können, und dass andrerseits 
die Einfuhrwaaren in schlechtester Qualität und zu den 
theuersten Freisen abgenommen werden mussten, weil man 
derselben nicht enthehren konnte und bessere oder billigere 
nicht zu haben waren, oder dass auch wohl ganz Uber- 
flüssiger T'and genommen wurde, wenn nützlicheres ehen 
nicht am Markte war. Nur durch die gi waltsamst^n Mittel 
konnte ein solches System durchgeführt werden. Da fremde 
Schleichhändler drei- bis viermal bessere Preise gaben als 
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die dinisehen Monopolisten, wurde mit Fragelstrafe und 
lebenslänglioliem Zuchthaus bedroht, wer mit ihnen auch 

nur um weniger Pfennige Werth haiuleite. Um grössere 
Ordnung in den Handelsverkehr zu bringen, theilte man 
jedem einzelnen Handelshafen seinen bestimmten Bistiict 
zu, dessen Einwohner bei Strafe mit keinem andeni als 
üireui eigenen Kaufmann handein durften. Um endlich 
den ewigen £lagen der Islander über die unbillige Führung 
des Handels zu begegnen, wusste man kein anderes Mittel 
als die Aufstellung von Handelstaxen, deren älteste bereits 
dem Jahre 1619 angehört, während in den Jahren 1684, 
1702 und 1776 andere folgten. Wie derartige Einrichtungen 
auf die wirthschaftlichen Zustände des Landes einwirken 
mussten, ist leicht einzusehen. Da jede Möglichkeit fehlte, 
eine grössere Quantität Waaren abzusetzen, als welche der 
privilegirte Kaufjoaann anzunehmen für gut fand, und da 
für die beste Waare kein besserer Preis bezahlt wurde als 
für die schlechteste, tiel für den Bauern jeder Grund weg, 
auf die Ausdehnung und Verbesserung seiner Production 
Bedacht zu nehmen. Da ferner die Tarife in Kopenhagen 
unter dem einseitigen Einflüsse des dänisclien Handelsstandes 
entworfen w^urden, setzten sie nicht nin alle Einfuhrwaaren 
vergleichsweise zu hoch und alle Ausfuhrwaaren vergleichs- 
weise zu niedrig an, sondern auch unter diesen letzteren 
wieder die dem Kaufmann vortheilhafteren Prodncte der 
See ungleich höher als die Producte der Landwirthschaft. 
Eine tiefgreifende Umgestaltung der wirthschafUichen Ver- 
hältnisse der Insel, deren Anfuige freilich bereits bis in 
das Ende des 13. Jahrhunderts hiuaufzuführeu scheinen. 
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vollzog sieh unter dem Einflnss dieser nngleiclieii Tarifimng. 

Die Viehzucht, in welcher vordem der Schwerpunkt des 
wiithsohafUiclien Betziebes gelegen hatte, trat jetzt in die 
zweite Linie zurück, wogegen der FisolifGaig nnnmehr nicht 
nur für den Seebauem, sondern auch für den Bauern des 
iunern Landes zur ersten Erwerbsquelle wurde, indem er 
zn den grossen Fisehzeiten seine JB^nechte nach der See zu 
schicken sich gewöhnte. Von dem wechselnden Ertrage 
der Fischerei wurde demnach das ohnehin durch den Handel 
ausgesaugte Land fortan abhängig, and ein Fehlschlagen 
derselben während einiger sich folgenden Jahre, wie ein 
solches z. B. in den Jahren 1753 — 55 stattfand, zog sofort 
eine Hungersuoth für die ganze Insel nach sich. Mehr 
und mehr reramte das Land, und immer weniger ver- 
mochte es den schweren ünglücksföllen Widerstand zn 
leisten, von welchen dasselbe jetzt wie früher periodisch 
heimgesucht war. Vergebens schickte man Commissionen 
über Commissionen nach der Insel, um die Oründe ihres 
Verfalls zu untersuchen und Mittel zu ihrer Hebung aus- 
findig zu machen; vergebens suchte auch König iViedrich V. 
durch seine „neuen Einrichtungen" Landwirthsdiaft und 
Fischerei, Schiflsbau, Schwefelgewinnung, Gamspinnerei, 
Färberei, Gerberei, Seilerei, Stampfmühleu und was nicht 
noch emporzubringen; es bedurfte der schweren Unglücks- 
fälle der Jahre 1783 — 85, um endlich der dänischen Eegie- 
rung klar zu machen, dass in den verkehrten Handels- 
einrichtungen der Grund des Verfalles und in deren Be- 
seitigung das einzige Mittel zu sehen sei, dem Lande wieder 
aufzuhelfen. Jetzt erfolgte endlich die Aufhebung des 
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Monopolhandels (1786), aber selbst jetzt nur in der unvoll- 
ständigsten Weise, nänüicb nur zu Gunsten der Angehörigen 

der dänischen Gesanimtmonarchie und selbst zu Gunsten 
ihrer nur mit so mancherlei Einschränkungen und Be- 
lastungen, dass von einem eigenüicben Freihandel nicht 
die Rede sein konnte; als man dann später, nachdem durch 
den Kieler Frieden (1814j Norwegen für den Dänenkönig 
verloren gegangen und damit die Zahl der zum Handel 
nach Island Berechtigten sehr erheblieh geschmälert worden 
war, sich entschloss, unter Umständen auch Ausländer zum 
Betrieb dieses Handels zuzulassen (1816), "geschah dies 
doch mit so vielen und so drückenden Vorbehalten, dass 
auch mit dieser Massregel dem Lande nur wenig genützt 
war. Durch den herrschenden Absolutismus imd die ihm 
dienstbare Buieaukratie in seinem politischen Leben geknickt, 
durch die von fiscalischen Gesichtspunkten und den Interessen 
des Eopenhagener Kaufmannstandes geleitete Handelspolitilr 
in seinen wirthschaftlichen Zuständen ruinirt, trat Island 
in das 19. Jahrhundert ein, ohne dass die vielfachen Be- 
mühungen tüchtiger Männer, unter denen unser Landsmann 
Christian Ulrich Detlev von Eggers (f 1813) nicht der letzte 
war, in irgend erheblichem Masse Erfolg gehabt hätten. 

Eine entschiedene Wendung zum Besseren trat erst 
ein, als in Dänemark selbst der Absolutismus gebrochen 
wurde. Als im Jahre 1831, beziehungsweise 1834, Däne- 
mark seine Provinzialstände erhielt, wurde den Isländern 
eine Vertretung im Landtage der Inseldänen zugestanden, 
die sich allerdings bald so unpraktisch erwies, dass man 
bereits im Jahre 1843 für die Insel einen eigenen Land- 
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tag einsetzen mnsste, welcher den altehrwllrdigen Namen 

des Aldings erhielt. Die Selbststäiidi<;keit des Landes erhielt 
in dieser Versammlung einen neuen Ausdruck, und wenn 
dieselbe zwar nur mit berathender Stimme ausgestattet war, 
80 hatte doch in derselben die Insel ein officielles Organ 
erhalten, durch welches sie ihre Wünsche aussprechen 
konnte, und einen ofüciellen Sprechsaal, in welchem die 
Angelegenheiten des Landes vor jedermanns Ohren ver- 
handelt werden mochten. Die Bewegungen des Jahres 184B 
drohten freilich diese Errungenschaften insofern wieder in 
Präge zu stellen, als von danischer Seite her der Veisuch 
gemacht wurde, Island in Dftnemark zu incorporiren, und 
*4it-ich wie Schleswicr und die Färöer zu einer Gesammt- 
vertretung des „lieiches Dänemark" heranzuziehen; aber an 
der festen Haltung des .Volkes scheiterte auch diese Ge- 
fahr, und wenn zwar die Versammlung, die im Jahre 1851 
zusammenbenifen worden war, um sich über die Stellung 
des Landes zum Gesammtstaat auszusprechen, in brutalster 
Weise aufgelöst wurde, ehe sie auch nur einen Beschluss 
in dieser Beziehung zu fassen vermochte, so misslangen 
doch alle Versuche, die Herrschaft des dänischen Grund- 
gesetzes vom 5. Juni 1849 auf der Insel zur Geltung zu 
bringen. Ein volles Vierteljahrhundert hindurch erlebte 
man jetzt das wunderliehe Schauspiel, dass derselbe König 
als constitutioneller Monarch in Dänemark und als absoluter 
Herrscher in Island regierte — , dass der danische Beichs- 
tag, ohne von Island aus beschickt zu sein, das Budget 
fi'ir die Insel feststellte und Gesetze für dieselbe mit dem 
König vereinbarte, obwohl seine Mitglieder bei jeder Ge- 
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legenheit betheaerten, dass sie von isländisoben Zustanden 
gar keine Eenntniss hätten — , dass endlieb ein nnd der- 
selbe Minister, natürlich stets ein dänischer Mann, gleich- 
zeitig als verantworüicher Rathgeber des Königs för Däne- 
mark nnd als nnverantvortlicher Beamter desselben für 
Island diente. Ich will auf die Einzelheiten des langjährigen 
Yerfassungsstreites hier um so weniger eingehen , als ich 
über denselben theils in diesen Blättern, theils an einem 
anderen Orte bereits mehrfach mich ausgesprochen habe^); 
ich erinnere vielmehr nur daran, dass als dessen vorläuüges 
Ergebuiss das „Gesetz über Islands verfassungsmässige 
Stellung im Kelche^* vom 2. Januar 1871, und das „Yej^ 
fassungsgesetz für Islands besondere Angelegenheiten" vom 
5. Januar 1874 sich darstellt, — beides Gesetze, die auf 
formell incorrectem Wege zu Stande gekommen sind, und 
deren Bechtsbestandigkeit darum den erheblichsten An- 
fechtungen ausgesetzt ist, welche aber, so unbefriedigend auch 
in mehr als einer Beziehung deren Inhalt ist, doch jeden- 
falls insofern als ein Fortschritt betrachtet werden mögen, 
als dieselben die Selbstständigkeit Islands Dänemark gegen- 
über und den Anspruch der Insel auf ein eigenes Gesetz- 
gebungs- und Steuerbewilliguugsreoht unumwunden aner- 
kennen. 

Die nächste auf der Insel zusammentretende Volk»- 

veilretung wird sich darüber schlüssig machen müssen, üb 

^) Vgl. „Allg. Ztg.". 1856. 2., 10. und 11. October, 1870. 7., 
25. und 26. März, «laiiu 11. und 12 April, 1874, 21., 27. und 28. 
Januar; v. Sybels ..Hist.aische Zeitschrift", Jahrg. 1., 1, S. 449—92 
und 2, S. 1—50. Siehe obeu. 
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sie diese Gesetze auf Grand der formellen Mängel ihres 
ZnstandekonimeTis zurückweisen, oder aber im Hinblick auf 
die von ihnen gebotene, wenn auch sehr unzoreicheude^ 
Besserang der gegenwärtigen Zustande annehmen wolle; 
im einen wie im anderen !Falle mtksste aber, da die jetzt 
gemachten Zugeständnisse jedeniails unter keiner Voraus- 
setzung mehr wurden zurftckgezogen werden können, der 
Sieg der islandischen Landesrechte als prinoipiell entschieden 
gelten. 

Aber noch in einer anderen Kichtung wurde för Island 
ein entscheidender Sieg erfochten, und zwar bereits Tor 
20 Jahren von dem scheinbar so kraftlosen Alding. Nach 
langen, zumal auch auf literarischem Wege mit der hart^ 
nackigsten Zähigkeit geführten Kämpfen gelang es im , 
Jahre 1854 ein Gesetz zu erstreiten, durch welches der 
Handelsverkehr mit Island von seinen bisherigen Fesseln 
befreit wurde. Das schlimmste unter allen Hemmnissen 
des wirthschaftlichen Aufschwunges der Insel ist damit 
beseitigt, und nach wenigen Jahren bereits machten sich 
die segensreichen Wirkungen der neuen Handelspolitik fühl- 
bar. Norwegische sowohl als englische Handeishäuser haben 
einen regen Verkehr mit Island angeknüpft^ und isländische 
Gesellschaften haben theüweise mit gutem Erfolge begonnen, 
sich auf eigene Rechnung mit dem Betriebe des auswärtigen 
Handels zu befassen. Die Preise der alten Ausfuhrartikel 
sind in Folge dessen sehr beträchtlich gestiegen und, was 
nicht minder erheblich ist. neue Ausfuhrwaaren haben sich 
zu den alten hinzugetunden, und wenn zwar die gesteigerte 
Ausfuhr an Schafvieh, dann an Pferden vorläuiig noch nicht 
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ohne alle Bedenken ist, so darf dagegfen die sehr beträcht- 
liche Hcbunf; der Lachsfischerei, ^velche man den Britten 
verdankt, mit um so ungetheilterer Freude begrüsst werden. 
So zasch fireilieh und so ausgiebig hat die neue Handels- 
freiheit die Znstande der Insel bisher noch nicht zn bessern 
vermocht, wie dies von mancher Seite gehofiPt und erwart-et 
worden war, und ein Get^Lllll der Enttäuschung ist hierüber 
Ton mehr als einer Seite her zu mehr oder minder herbem 
Ausdrucke gekommen; aber doch sollte man nicbt vergessen, 
(lass ^vas Jahrhunderte verdorben haben, nicht in wenigen 
Jahrzehnten wieder gut gemacht werden kann, nicht über- 
sehen auch, dass die Insel unter dem früheren Handels- 
system kaum jene schreckliche Schafseuche ohne die 
drückendste Hungersnutli zu überstehen vermocht hätte, 
welche dieselbe Tom Jahre 1855 ab heimsuchte, und deren 
letzte Beste jetzt noch nicht völlig auf derselben verschwunden 
sind. Es wird Zeit kosten, bis die nöthigen Capitalien im 
Lande wieder angesammelt sind, ohne welche ein selbst- 
standiger Betrieb des Handels und der Grossfischerei, ja 
sogar eine ausgiebige Hebung der Bodencultur. nicht denk- 
bar ist, — Zeit kosten auch, ehe das richtige Gleichgewicht 
zwischen dem Betriebe der Landwirthschaft und der Fischerei 
sich wieder feststellt, nachdem es Jahrhunderte lang zum 
Nachtheile der ersteren verrückt worden war. Nur langsam 
auch wird der isländische Staat, von Dänemark ausgeplündert 
und nun mit einer unbillig niedrigen Summe abgeifunden, 
wieder zu dem Masse finanzieller Mittel sich aufschwingen 
können, welches unbedingt erfurderlith ist, um die Kräfte 
des Landes entwickeln und sie auf dei^jenigen Punkt bringen 
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zu können, welchen dieselben überhaupt zu erreichen im 
Staode sind. Immerhin sind aber die Aussichten in die 
Zukunft nach dieser wie nach jener Bichtung hin dermalen 
ungleich günstigere, als sie seit langen Jahren gewesen 
waren, und es wird sich nur fragen, ob das Volk nicht 
etwa, des aufreibenden Kampfes mit einer harten Natur 
nicht nur, sondern auch mit einer um nichts minder harten 
Regierung mtlde, vorzieht, das seit einem Jahrtausend be- 
wohnte Lcmd zu verlassen und im fernen Westen eine 
neue und bessere Heimath sich zu suchen. 



3. 

Die beiden ersten Artikel gaben eine Skizze des 

wechselvollen Verlaufes, welchen die äussere Geschichte 
Islands während des Jahrtausends nahm, in welchem die 
Insel nordische Bevölkerung tragt So lehrreich diese 
Geschichte aber auch in mehr als einer Beziehung ist, so 
liegt doch nicht in ihr das Interesse begründet, welches 
die entlegene Insel der übrigen Welt bietet; was derselben 
ihren eigenthttmlichen Werth und ihren hervorragenden 
Platz in der Weltgeschichte sichert, ist vielmehr einzig 
und allein ihre Literatur und das Zeugniss, welches diese 
über die eigenartige Cultur der nordischen Vorzeit abl^. 

Soweit wir die Geschichte des nordischen Stammes 
überhaupt zurück verfolgen können, linden wir denselben 
bereits im Besitz einer nicht unbedeutenden Bildung, und 
zumal erweist sich auch dessen geistiges Leben von An- 
fang an als ein ziemlich entwickeltes. Von jeher sehen 
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wir die Dichtkunst gepflegt, sei es nim, dass es gilt, durch 
eine rasch hingeworfene Strophe der Stimmung emes be- 
deatsamen Augenblicks Ausdruck zu geben, oder durch 
eme knnsf^^oUe Dichtung emen König oder Fürsten zu 
ehren, oder endlich in Liedern, die allenfalls auch zu 
Tänzen gesungen wurden, die Ueberlieferungen der Vorzeit 
fortzupflanzen. Auch in prosaischer Bede wusste man die 
Erinnerung an das Geschehene geschickt wiederzugeben,, 
und schon frühzeitig sehen wir die Sagenerzaliliuig mit 
grosser Virtuosität gepflegt, während zugleich die Genea- 
logie, dem sehr ausgeprägten Verwandtschaftssinne des. 
Volkes entsprechend, mit gewissenhafter Treue betriehen 
wurde. Endlich war auch lur die Ueberlieferung und Fort- 
bildung des Rechtes durch die eigenthümliche Einrichtung 
gesorgt, dass in jedem grösseren Rechtsverband ein eigener 
Beamter bestellt war, dessen wesentlichste Aufgabe in der 
„lögsaga" bestand, d. h. in einem Vortrag über das geltende- 
Landrecht seines Bezirks, welchen er aUjflhrlich vor dessen: 
Dingversammlung öffentlich zu halten hatte. 

Jahrhunderte hindurch war man auf diese mündliche 
Ueberlieferung beschränkt geblieben, denn wenn man zwar 
in den Runen nationale Schriftzeichen besass, so waren 
diese doch allzu unbehülflich und allzu wenig entwickelt, 
als dass man sie zu mehr als zu kurzen Inschriften auf 
Denksteinen oder Gerftthen, dann etwa noch zu zauberischea 
Zwecken hätte gebrauchen können. Erst nachdem man 
mit dem Christenthuni auch die lateinische Biuli.Ntaben- 
Schrift kennen gelernt hatte, gewann mau die Möglichkeit,, 
zu einer eigenen Literatur zu gelangen; Island aber war 
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es, wo eine solche zuerst erstand, and wo sie sodann auch 

ihre schönsten Blüthen trieb. 

Wir wissen, dass auf Island um die Gränzscheide des 
11. und 12. Jahrhunderts herum Ah frööi nach dem Muster 
des lateinischen Alphabets fOr die einheimische Sprache 
ein Schriftsysteni eunstruirte. und dass der Zimmermeister 
Pöroddr, der während eines Kirchenbaues zu Hölar die 
Anfangsgründe der lateinischen Sprache sich angeeignet 
hatte, wenig später in dieser Richtung weiter ging. Pöroddr 
selbst verweist in seiner uns erhaltenen grammatischen Ab- 
handlung, hinsichtlich der Möglichkeit das lateinische Alpha- 
bet der einheimischen Sprache anzupassen, auf das Beispiel 
der Engländer, was denn doch zeigt, dass zu der Zeit da 
er schrieb, bezüglich der nordischen Sprache der gleiche 
Versuch noch nirgends ausser auf Island durch Ari ge- 
macht worden war, und er berichtet überdies ausdrücidich, 
dass ausser Ari's »Schriften zu seiner Zeit in nordischer 
Sprache noch keine Aufzeichnungen vorhanden waren, ausser 
einigen Uebersetzungen kirchlichen Inhalts, einigen Stucken 
juristischer Art und einigen genealogischen Notizen. Aus 
dem uns erhaltenen ,,Islanderbüchlein'' Ari's, dann aus 
zerstreuten Angaben über die Beschaffenheit verlorener 
Werke desselben, können wir deutlich entnehmen, wie 
dieser Altmeister der isländischen Literatur bei der Ab- 
fassung seiner Schriften zu Werke ging. Im Besitz eines 
der angesehensten Crodorde des Landes, und zugleich als 
Priester erzogen und geweiht, beherrschte er die nationale 
und die gelehrte Bildung seiner Zeit und seines Volkes; 
von der letzteren entlehnte er sein Alphabet, die An- 
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knüpfunp: seiner Chronolo<jie an einzelne Angaben eng- 
lischer und französischer Schriftsteller, dann seine besondere 
Beachtung der einheimischen Eirchengeschichte, — von 
der ersteren dagegen hat er die besondere Anfmerksanikeit 
auf die Genealogie, dann auf die licchts- und Verfassungs- 
gesohichte seiner Heimath behalten, sowie die Art, wie er 
durch persönliche Erkundignngen bei den yerschiedensten 
M&nnem den Stoff in seinen Werken sich zusammenbrachte. 
Aus den uns erhaltenen Hecht s])iu hern ferner, die freilich 
in der uns vorliegenden Gestalt eist der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts angehören, aber sicherlich guten Theils auf Auf- 
zeichnuntren beruhen, welche in den Jahren 1117 — 1118 
und wieder in den Jahren 1122 — 1133 entstanden, können 
wir deutlich ersehen, wie sich dieselben an den münd- 
lichen Vortrag anchlossen, welchen der Ctosetzsprecher vor 
der Landesgemeinde zu halten hatt<». 

Easch entwickelte sich von diesen Anfängen aus eine 
nationale Literatur auf der Insel. Der VerfiAsser eines 
Michengeschichflichen Werkes, welcher in den ersten Jahren 
des 13. Jahrhunderts in Skälholt schrieb, weiss bereits von 
einer grösseren Zahl von Bechtsbüchem, Sagenwerken und 
genealogischen Au&eichnungen zu sprechen, die in der 
Landessprache vorhanden waren, und in der That ver- 
mögen wir nicht wenige Werke nachzuweisen, welche um 
die Mitte oder in der zweiten U&lfte des 12. Jahrhunderts 
von bekannten oder unbekannten Yerfossem auf Island ge- 
schrieben wurden, und im Laufe des 13. und selbst des 
14. Jahrhurid(!rts erhielt-en dieselben noch einen weiteren 
reichen Zuwachs. Streng nationalen Cliarakter zeigen unter 

K»nr«r, Zw p«Utlieheii Oeiehielita blaails. 19 
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ihnen zumal die Rechtsbücher, deren Darstelhin^sform durch- 
aus die der mündlichen Bede geblieben ist, ganz wie die- 
selbe Erscheintuig in den schwedischen Proyinzialrechten 
wiederkehrt, während sie in den norwegischen nur in sehr 
abgeschwächtem Mass, und in den dänischen so gut wie 
gar nicht sich bemerkbar macht Ganz in derselben Weise 
ist für die fiberwiegende Mehrzahl der geschichtiichen Werke 
die Form der mündlichen Erzählung bestimmend geworden, 
und als „Sagen*\ d. h. Erzählungen, werden dieselben darum 
auch bezeichnet, gleichviel übrigens, ob es sich dabei nm 
eine Darstellung der zeitgenössischen Geschichte, oder nm 
die Wiedergabe von Ueberlieferungen aus einer entfernteren 
Vorzeit, oder selbst um Erzählungen mythischen oder frei 
erfimdenen Inhaltes handle. Am reinsten zeigen dabei diesen 
Charakter der Darstelhuig durcligt führt die „Lslendingasügur", 
d. h. die Werke, welche die Begebnisse isländischer Männer 
oder Geschlechter schildern, wogegen bei den kirchen- 
geschichtüchen Werken, wie z. B. den Lebensbeschreibxmgen 
isländischer Bischöfe und theilweisc auch bei den „Konunga 
sOgur*S d. h. den Werken über die Geschichte der Könige, 
zumal Norwegens, hin und wieder em Einfluss der ge> 
lehrten Geschichtschreibung, und zumal der kirchlichen 
Legendenschreibung sich bemerklich macht An den Be- 
trieb der Genealogie knüpfen femer die verschiedenen Be- 
arbeitongen der „Landnäma*' an, eines Werkes, welches, in 
seinen Anfängen auf Ari froöi zurückgehend, in geugrci])liisclier 
Reihenfolge die einzelnen Männer bespricht, welche als 
erste Einwanderer auf Island Land genonmien hatten, und 
deren Geschlecht» soweit möglich, nach vorwärts und rfick- 
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wärts vert'ülgt. Die Dichtkunst endlich, deren Erzeiifniisse, 
duich ihie metrische Form gefestigt, weitaus am leichtesten 
in der mthidüchen üeberliefienmg sich zn behaupten ver- 
mögen, konnte zwar eben darum noch am ersten der 
schriftlichen Aufzeichnung entbehren; indessen wurde doch 
auch ihr solche bald'^zutheil, sei es nun, dass man ein- 
zelne grossere Dichtungen ffir sich niederschrieb oder auch 
ganze Sammlungen von solchen anlegte, wofür der am 
Schlüsse des 13. Jahrhunderts nach emem um etwa 50 Jahre 
filteren Original geschriebene Codex regius der sogenannten 
8ämundar-Kdda ein Beispiel gibt, oder aber dass mau 
ganze Lieder oder einzelne Tlieile von solchen um ihres 
historischen Werthes willen in das eine oder andere Ge- 
Schichtswerk einstellte, wie dies zumal bei den Werken 
über die norw^egische Königsgeschichte im umfassendsten 
Masse zu geschehen pflegte. Auch bei. den Dichtwerken 
macht sich freiUch der Inrchliohe Emfluss neben dem 
nationalen geltend; jedoch ergreift derselbe nur den Inhalt, 
nicht die Porm der betreffenden Lieder, imd wenn zwar 
solche zu Ehren Gottes und seiner Heiligen oft genug ge- 
dichtet wurden, so wurden sie doch stets in der alten 
nationalen Weise verfertigt, und soo-ar die aus der heid- 
nischen Götterlehre entlehnten dichterischen Umschreibungen 
behielt man unbedenklich in der geistlichen wie in der 
weltlichen Poesie bei. Theils die Schwierigkeiten der sehr 
kunstvoll ausgebildeten Metrik, theils aber auch die Dunkel- 
heit eben jener in der heidnischen Götter- und Heldensage 
wurzelnden dichterischen Bedeweise, hatten zur Folge, dass 

man das ßedürfiiiss eines förmlichen Unterrichts in der 

19* 



292 Zum Jubelfeste Islands. 

Dichtkunst empfand, und ein zu seiner Befriedigung be- 
stimmtes Compendimu ist jene jüngere Edda, deren Haupt- 
bestandtheile der berühmte Staatsmann nnd GescMcht- 
schreiber Snorri Sturluson (f 1241) verfasste, während 
dessen Neffe Olafr livitaskäld und Andere dieselbe hinter- 
her durch eigene Zuthaten oder auch durch Einverleibung 
anderer älterer oder neuerer Abhandlungen grammatischen 
und rhetorischen Inhalts erw'eiterten. 

£s ist nicht dieses Ortes, auf die einzelnen Männer 
hinzuweisen, welche theils dem geistlichen, theils dem 
weltlichen Stande zugehörig, und erstem Falls wieder theils 
der Weltgeistlichkeit, theils den Klosterleuten zuzählend, um 
die isländische Literatur sich verdient gemacht haben, und 
ebenso kann hier nur im Vorbeigehen darauf aufmerksam 
gemacht werdou, dass neben der nationalen Literatur auf 
Island, mit dieser sich vielfach berührend, kreuzend, mischend, 
auch noch eine gelehrt-klerikale stand, welche sich doch 
auch ihrerseits vielfach der Landessprache zu bedienen 
pflegte. Dagegen niuss mit aller Bestimmtheit die That- 
sache hervorgehoben werden, dass die isländische Literatur 
emzig in ihrer Art dasteht^ und zumal in Norwegen selbst 
ihresgleichen nicht findet. Der norwegische MOnch Theo- 
dorich, welcher in den Jahren 1176 — 88 in lateinischer 
Sprache als der erste die norwegische Eönigsgeschichte 
beschrieb, weiss von altem einheimischen Schriftwerken 
ledigüch einen „Catalogus regum Norwagiensium*^ ein paar 
Legenden über die Wunderwerke des heiligen Olafs und 
seine Translation, sowie die (apokryphen!)- Gesetze desselben 
Königs anzufahren, wogegen er die Isländer aüs diejenigen 
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bezeielmet, welche über die norwegische (beschichte am 

besten unterrichtet seien, und ganz in derselben Weise 
wird von dem um wenige Jahrzehnte später schreibenden 
Saxo Giammaticas die hervorragende Geschichtskonde der 
Isländer betont. Am Ende des 12. Jahrhnnderts liess 
König Sverrir seine eigene, um nahezu ein Jahrhundert 
später König Magnüs seine eigene sowohl als seines Vaters 
König Hdkon*8 Biographie Ton emem isländischen Manne 
schreiben, nnd auch sonst verdanken wir isländischen Federn 
fast alles, was wir von der norwegischen Geschichte bis 
zum Schlüsse des 13. Jahrhunderts wissen.. Auch der 
Betrieb der Dichtkunst scheint in Norwegen frfihzeitig sich 
verloren zu haben, denn es sind fast nur isländische Skälden, 
welche wir seit dem Anfang des 11. Jahrhunderts an dem 
dortigen Königshofe finden, und wenn zwar König Harald 
hardradi oder später noch der Jarl Rögnvaldr von den 
Orkneys persönlich die nationale Dichtkunst als eine Art 
vornehmer Liebhaberei betrieb, so sind es doch isländische 
Dichter, auf deren Lieder bereits der erstere König seine 
Hoffhungen auf bleibenden Nachruhm baute. Nur Bechts- 
bücher, die man schlechterdings nicht entbehren konnte, 
reichen auch in Norwegen bis in den Anfang des 12 Jahr- 
hunderts hinauf; aber auch sie stehen in der Kunst der 
juristischen Construction sowohl als bezfiglich der nationalen 
Eigenthümlichkeit der Darstellung weit hinter den islän- 
dischen Erzeugnissen Zurück. Das bewegtere politische 
Treiben und die lange andauernden blutigen Bürgerkriege, 
die weit minder nationale und weit entschiedener kirch- 
liche Haltung des norwegischen Klerus, endlich die kräftigere 
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Einwirkung ausländischer Geistesstromnngen auf Norwegen 
im Vergleicli mit dem weit entlegeneren Island scheinen 

die Momente gewesen zu sein, welche jenes raschere Ab- 
sterben der nationalen Cultur in dem ersteren Beit^he zur 
Folge hatten; als im 13. Jahrhundert die Bnhe im Lande 
wiederhergestellt wurde und der gestiegene Wohlstand eine 
regere Beschäftigung auch mit geistigen Interessen nahe 
legte, waren es guten Theils Uebersetzungen ausländischer 
Bitterromane oder Koyellen, oder doch Bearbeitungen aus- 
ländischer Sagenstoffe, welche in x\ngriff genoiimien wurden, 
und selbst das beste und w^erthvollste der in Norwegen 
entstandenen Werke, der Königsspiegel, zeigt in Bezug auf 
seine ganze Behandlungsweise ganz und gar keine nationale 
Haltung. Mit anderen Worten: nur auf Island hat die 
nationale Geistescultur des Kordens sich so lange erhalten, 
dass sie den Beginn einer Literatur in einheimischer Sprache 
noch in ungebrochener Kraft erreichte, wogegen in Nor- 
wegen, wo die nationale Cultur früher verfiel und zugleich 
eine nationale Literatur erst später aufkam, die Erzeugnisse 
jener erstem nicht mehr zu einer Fixirnng in dies^ letztem 
gelaugten. 

Ungehindert durch die blutigen Stürme der Sturlungen- 
zeit hat die isländische Literatur im 13. Jahrhundert die 
Zeit ihres höchsten Grlanzes erreicht. Mit dem Verluste 
der politischen Selbstständigkeit des Landes beginnt auch 
dessen geistige Kraft zu schwinden, und wenn zwar noch 
ein paar Biographien gleichzeitiger norwegischer Könige 
oder isländischer Bischöfe in älterer Weise geschrieben 
wurden, so beschränkte man sich doch bald auf die Ueber- 
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arbeitung nnd Yeirollstiiidigttiig ftlterer Sagenwerke, die 
Sclireilmiig weitläufiger Annalen oder Bearbeitung mebr 

oder minder erriuKleuer Geschichten in Sagenform; man 
wandte sich auck wohl, norwegischem Beispiel folgend, 
auswärtigen Sagenstoffen zn, und liess neben den filtern 
metrischen Formen die neuem der „rimur" mit Vorliebe 
anwenden, freilich nicht ohne dass sich gelegentlich auch 
wohl einmal eine Beaction gegen diesen fremdländischen 
Gescbmaek in derb humoristischer Weise geltend machte, 
wie dies z. B. in der Skiöarima der Fall war u. dgl. m. 
Die schweren Calamitäten, welche Island zu Anfang des 
15. Jahrhunderts betrafen, brachten sodann Tollends eine 
Art Tm Stillstand in der literarischen Production des 
Limdes hervor; aber selbst sie vermochten weder der ein- 
heimischen Sprache, die in Norwegen allmählich für die 
Literatur wie für den Verkehr innerhalb der gebildeten 
Kreise völlig ausser Gebrauch kam, noch auch der geistigen 
Schöpfungski'aft des Landes bleibenden Abbruch zu thmi. 
Ein volles Jahrhundert lang freilich liegt diese letztere 
ziemlich brach, nnd lassen sich nur dürftige Ueberreste 
geistlicher Dichtungen, gereimter Bearbeitungen älterer und zu- 
mal fremder öageüstotfe, ein paar Reisebeschreibungen und 
dergleichen mehr nachweisen, welche in dieser Zeit ent- 
standen sind; die Erinnerung femer an die alte Zeit ist 
während dieser Frist so völlig erloschen, dass kaum ein 
paar Namen der gefeiertsten Grössen der Vorzeit, wie etwa 
des Sftmund frööi oder des Brennu-Njäll, dieselbe über^ 
dauerten. Aber nachdem die Reformation eine neue Be- 
wegung in die Köpfe gebracht hatte, begann auch sofort 
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die litemiisohe Froductioii wieder au&alebeii, um nicht 

mehr einzuschlafen, und zwar in der altüberlieferten Landes- 
sprache, welche nur vorübergehend hin und wieder durch 
deutsche oder dänische Einflüsse in ihrer Beinheit etwas 
getrübt wurde, wfthrend sich zugleich der Blick des Volks 
von jetzt ab wieder nach der glänzenden Zeit des i^i- 
staats zurückzuwenden und damit die Schätze der alten 
einheimischen Literatur neuerdings flüssig zu machen 
begann. Im Auslande pflegt man keine Ahnung zu haben von 
dem Reichthum auch der neueren und neuesten isländischen 
Literatur, und in der That ist es schwer genug, von dem- 
selben sich auch nur eine ann&hemd richtige Vorstellung zu 
bilden, da die meisten Werke derselben noch nicht heraus* 
gegeben und selbst die herausgegebenen ausserhalb Islands 
und etwa noch Kopenhagens nur sehr schwer aufzutreiben 
sind. Wer kennt bei uns die herrlichen Passionspsalmen 
Hallgrini Peturssons (f 1670), oder die ehnvürdige Haus- 
postille B. Jon Vidalins (f 1720), wer die schönen Lieder 
Stephen Olafssons (f 16S8), Eggert Ölafssons (f 1768), 
Porläk Pdrarinssons (f 1773), J6n I^orMkssons (f 1819), 
Sigurö Peturssons (f 1827), Bjami I^ürarinsens (f 1841), 
Jonas Hallgrimssons (j 1845), Jon Pöroddsens (1868), 
anderer und zumal noch lebender Dichter nicht zu gedenken? 
Und wer kann von den kaustischen Epigrammen P&ll 
A'idalms (f 1727) wissen, der sie nicht aus ishmdischem 
Munde gehört oder aus den verschiedenen Werken selbst 
sich zusammengesucht hat, in denen einzelne yon ihnen 
gedruckt sind? Aber selbst die Geschichte der Wieder- 
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erweckong der altisländisclien Lüerator ist ims nur sehr 

ollkoinmen bekannt, und wird in Folge dessen so manche 
müssige Coiijfctur der Männer, welchen die Erneuerung 
der Bekanntschaft mit derselben zu danken ist, des gelehrten 
-Propstes Amgrimur Jönsson (f 1648) also, oder des Pfkrrers 
Magnus Olafsson (f 163(3), des Bischofs Brvnjolfur Sveinsson 
(f 1675), des Bauern Bjöni Jönsson von Skai'ösa (f 16G5), 
oder selbst des Malers Jön GuDmimdsson (f 1650), noch 
jetzt mehr oder weniger als feststehende Wahrheit und 
^chte TJeberlieferung aus dem Alterthum betrachtet. Höchst 
ithtiklos ist überdies auch in anderen Beziehungen noch 
vielfach die Art» ine die verschiedenen literarischen Erzeug- 
nisse der Vorzeit, oder was man dafür hält, benutzt werden; 
immerhin aber ist es die islandische Literatur des 12. bis 
14. Jahrhunderts, welcher wur nahezu allein unsere der- 
zeitige Eenntniss des Geisteslehens im alten Norden, ja 
sogar der äusseren Geschichte dieses Landes verdanken, und 
aus welcher allein wir hoffen können, diese unsere Kenntniss 
mit der Zeit zu erweitem und zu vertiefen. 

Man war anfangs geneigt, den Werth der älteren islftn- 
dischen Literatur zu überschätzen, und zwar in zwiefacher 
Kichtung. Einerseits insofern als man derselben ein viel 
zu hohes Alter zuschreiben wollte, sei es nun, dass man 
die schriftlichen Aufzeichnungen der einzelnen Stucke viel 
zu firüh ansetzen, oder dass man das Verhältniss der Auf- 
zeichnung jedes einzelnen Werkes zu der mündlichen Uebe> 
lieferung als ein allzu sklavisches auffassen und in Folge 
dessen von einer „Literatui" vor der Literatur" sprechen, 
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also annehmen wollte, dass die einsäen uns erhalteneii 
Literatnrwerke ,,nach Form nnd Inhalf' ehenso bmits 

Jahrhunderte lang mündlich umgelaufen seien, wie sie 
dann später von einem beliebigen Schreiber aa£s Pergament 
gebracht worden seien. Andrerseits aber auch msofem als 
die geistige Cultur, welche man in dieser Literatur bezeugt 
fand, vielfach nicht blos als eine isländische oder doch 
norwegisch -isländische, sondern als eine dem gesammten 
germanischen Norden, oder sogar als eine allen nnd jeden 
germanischen Stämmen, uns Deutsche mit inbegriffen, ge- 
meinsame betrachtet werdeu wollte. Nach beiden Seiten 
hin wird man sich vor Masslosigkeiten hüten, nach beiden 
Seiten hin aber aach sieh klar zn machen hahen, dass der 
uiuichtige Gebrauch den richtigen nicht aufhebt. Wenn 
zwar zuzugeben ist, dass keine isländische Geschichtsquelle 
vor dem 12. Jahrhundert aufgezdchnet wurde, und dass 
somit die Nachrichten des 9., lO, und 11. Jahrhunderts, 
welche uns die Isländer geben, mehrere Generationen hin- 
durch einer mündlichen Ueberlieferung preisgegeben gewesen 
waren, die ganz und gar nicht durch irgendwelche Form 
gefestigt war, so müssen wir doch anerkennen, dass bei 
besonnener . Benutzung der mündlichen Ueberlieferung, wie 
wir sie zumal dem Ali fröM nachröhmen dürfen, auch sie 
glaubwtlrdige und in Ermangelung zuverlässigerer höchst 
dankenswerthe Naclnichten zu gewähren vermag. Wenn 
femer zwar ein blindes Durcheinandermengen der auf die 
verschiedensten germanischen Stämme bezüglichen Kacb* 
richten von jedem besonnenen Forscher auf dem Gebiete 
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der Geschichte Terwoifen werden miisB, so wird doch andrer- 
seits auch ni(?mand, der si( Ii mit den Anfangsgrtliiden der 
vergleicheuden Sprachforschimg oder Mythologie vertraut 
gemacht hat, die gewaltigen Vortheile misskennen können, 
welche eine grOndücheEenntniss und bedächtige VergleichTing 
der isllndischeii üeberlieferung für das VorständiiisH der 
norwegischen, in weiterem Abstand auch der dänischen und 
schwedischen, endlich schliesslich auch der deutschen, nieder- 
ländischen und englischen Vorzeit zu gewähren vermag. 
Von diesem Gesichtspunkte aus sind wir Deutschen ebenso 
gut^ wie die Norw^r, Dänen und Schweden, dem islän- 
dischen Volke dafOr Dank schuldig, dass es unter den 
schwierigsten Umständen die Sprache und die Ueberlieferunsren 
der nordischen Vorzeit vor dem Untergang oder doch der 
Verderbniss bewahrt hat, welche beide im norwegischen 
Mutterlande erfahren haben, und dürfen wir uns gleich 
jenen näher verwandten Stämmen veranlasst fühlen, dem 
Jubelfest unsere herzliche Theilnahme zu schenken, welches 
heut auf der Insel gefeiert wird. 

Möge das zweite Jahrtausend, iu welches das isländische 
Volk mit diesem Jahre hinübertritt, demselben ein nicht 
minder ruhmvolles sein, als das erste, zumal in seiner 
froheren Hälfte, es war, zugleich aber ein gesegneteres und 
glücklicheres, von wirthschaftlichem Aufschwung und fi*ei- 
heiüichem Voranstreben getragenes, jede innere Zwietracht 
gleichwie jedes Zerwürfiuss mit den Nachbarstaaten ferne 
haltendes! Möge König Christian IX, der erste König, 
welcher Island besucht, seitdem der heilige Olaf den ge- 
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fimgenen K6mg HrOrek dahin sandte (1018), anders als 

dieser sein Vorgänger, mit ungeblendetem Auge des Landes 
Uligehobene Schätze und des Volkes bittere Schädigung 
betrachten, nnd die Abholfe schaffen, die geschaffen weiden 
mnss, wenn dasselbe einer besseren Znkonft entgegen- 
gehen soll! 
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Am 7. December v. J. starb in Kopenhagen ein Mann, 
in seiner Heimath geachtet und verehrt wie es nur wenigen 
zntheil wird, und auch im Auslände weit hemm gekannt 

und geschätzt, der Isltänder Jun Sigurösson. Zunächst 
freilich gehörte die wissenschaftliche sowohl als die prak- 
tische Thatigkeit des Dahingegangenen seinem eigenen 
Land und Volk an; aber sie war in dieser ihrer Beschränkung 
eine so umfassende und tiefgehende, und herührte über- 
dies so vielfach Interessen, für welche auch ausserhalb 
Islands Empfönglichkeit besteht, dass ein Backblick auf 
des Mannes thatenreiches Leben wohl auch in einem 
deutschen Blatte Kaum finden mag^), in einem Blatte zu- 
mal, welches dem Verstorbenen in seinen schweren Kämpfen 
wiederholt eine hfllf)reiche Hand geboten hat. 

Jon Sigiirösson kam am 17. Juni 1811 zu Rafnseyri 
im äussersten Nordwesten Islands zur Welt. Er gehörte 
einem der angesehensten Geschlechter der Insel an, dessen 
Ahnen sich zum Theil bis in das dreizehnte, ja neunte 
Jahrhundert zurückverfolgen lassen; der Geschiehtschreiber 
Snoni Storluson (f 1241) und nicht minder der letzte 

1} Als Nekrolog in dor Beilage zur Allgem^en Zeitong, 1880, 
Nr. 41 erschienen. 
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katholische Bischof der Insel, Jon Arason (f 1550), zählte 
zu diesen. Jöns Vater war Pfarrer und eine Zeit lang 
Propst in der westlichen Hälfte der IsaQaiöarsjsla geL 
wesen; von ihm wurde der Sohn so gröndlich unterrichtet, 
dass er im Jahre 1829 sein Abgangszougniss sich erwerben 
konnte, ohne jemals eine ö£fentliche Schule besucht zu 
haben. Nachdem er ein Jahr hing in einem Handels- 
geschäft in Reykjavik sich versucht hatte, diente dieser 
drei weitere Jahre dem liischui Steingrimr Junsson, einem 
grundlichen Kenner der Geschichte seiner Heimath, als 
Amanuensis, und bezog sodann als Student die Univeisitat 
zu Kopenhagen (1833), welche Stadt von da ab sein 
ständiger Wohnort blieb. Im folgenden Jahre bestand er 
mit bestem Erfolge das philologisch^philosophische £xamen; 
aber statt seine Studien auf dem Gebiete der classischen 
Philologie forizusetzeD, beschloss er, sich ausschliesslich 
dem Studium der islandischen Philologie, Archäologie und 
Geschichte zu widmen und zu diesem Behuf in Kopen- 
hagen zu bleiben, dessen Bücher- und Handschrift^nschätze 
den Betrieb solclier Studien allein möglich zu machen 
schienen. Im Jahre 18S5 wurde J6n SigurÖsson denn aucli 
Stipendiat der ama-magnäanischen Stiftung und später 
(1848) Secretnr der ama-magnäanischen Commission. Im 
Jalire 1Ö3G trat er in die isländische gelehrte Gesellschaft 
(Bökmentarf<^lag) als Mitglied ein, deren Kopenhagener Ab- 
theilung er seit dem Jahr 1851 als erster Vorstand leitete. 
Im Jalire 1841 wurde er endlich auch Mitglied der kgl. 
nordischen antiquarischen Gesellschaft (Oldskrifb-Selskab), 
im Jahre 1847 Mitglied ihres Gomitö's zur Herausgabe 
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von Schriftwerken, dann in demselben Jahre ilir Arrhivar und 
BiWlothekar, welche Stidle er bis zu ihrer Aufhebung (1865) 
bekleidete. An den Arbeiten der drei wirksamsten Vereine 
für nordische Geschichte nnd Philologie war er somit be- 
rufen re^?en Antheil zu nehmen, und theils aus sulehem 
Anlasse, theils aus eigenem Antrieb hat er ein nicht ge- 
ringes Mass gelehrter fiizeognisse geliefert, welche jedem 
zur Hand sein müssenf der anf jenen Gebieten thätig werden 
will. Ich erwähne, um zunächst von den Quellenausgaben 
zu sprechen, seiner Betheiligung bei der Herausgabe der 
isländischen Annalen (1847), dann der Snorra Edda (1848 
und 1852) durch die arna-ma^aanische Commission, wo- 
bei ich freilich nicht umhin k{inn, mein Bedauern darüber 
anszusprechen, dass der Druck des dritten Bandes des 
letzteren Werkes, übrigens ohne Schuld der Commission, 
ins Stocken gerathen ist. und dass nicht einmal die laiiffst 
gednickte erste Hälfte dieses letzteren Bandes der Oeffentlich- 
keit übergeben wurde, welche vortreffliche Arbeiten Svein- 
bjOm Egilssons (f 1852) und J6n Sigurdssons enthält. Fflr 
die antiquarische Gesellschaft bearbeitete er nahezu allein 
die beiden ersten Bände der „Islendinga sögur" (1843 und 
1847), und lieferte zumal in deren erstem Bande die erste kri- 
tisch zuverlässige Ausgabe der wichtigen ,Xandnänia^*; nicht 
minder war er bei der Herausgabe der von derselben Gc- 
sellschat't besorgten „Antiquit^s russes'' (1850 — 58) be- 
theiligt, und in den „Annaler for nordisk Oldkyndighed 
og Historie*' veröffentlichte er die „TnJjumanna saga og 
Breta sOgur" (184S und 1849), die „Jätvarhar koiiuncrs 
saga" (1852) und die „Osvalds konungs saga'* (1854). In 

Maurer, Zur politiselieB Oeseblelite IslMds. 20 
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emem Sammelwerke der isländischen gelehrten Gesellschaft 

gab er die Bischofsauualtin Jon Egilssons und die Refor- 
matiousgescbichte Jün Gizurarsons heraus („Saüi til sOgu 
I§l9iiids og islenzkra bökmenta'', I, 1856), mid bei der 
Herausgabe der „Bis^upasögur" (1868 — 78) dnrch den- 
selben Verein war er gleichfalls sehr erheblich bethciligt. 
Auf Kosten der nordischen Literatur-Gesellschaft (det nor- 
diske Literatur^amfund) TerOfifentiichte er in Gemeinschaft 
mit Svend Grundtvig eine Sammlung älterer isländischer 
Lieder („Islenzk fomkvaBÖi^ 1854 — 59), von welcher leider 
nur drei Hefte erschienen waren, als die Gesellschaft ein- 
ging. Die Herausgabe der G^ohte Jön Porlakssons be- 
sorgte er (zwei Bände, 1842 — 43), und bei der Heraus- 
gabe der Gedichte des Amtmanns Bjami Porannssons (1847) 
und des Syssehnanns Jön Pdroddsens (1871) auf Kosten 
der isländischen gelehrten Gesellschaft wirkte er gleich* 
falls mit In etwas anderer Richtung liegt das „Diplo- 
mataiium islandicum'S welches er auf Kosten eben dieser 
Gesellschaft herauszugeben begann (Bd. 1, 1857—76), sowie 
die Sammlung isländischer Gesetze, welche er mit öffent- 
licher Unterstützung anf^glich zusammen mit Oddgeirr 
Stephensen, sodann aber allein herausgab (17 Bände, 
1858 — 77); beide Werke sind jedem unentbehrlich, der sich 
mit der Geschichte Islands beschäftigt, und das letztere 
überdies für den praktischen Juristen der Insel geradezu 
von capitaler Bedeutung. Aber auch an dem grossen 
Regesten-Werk zur dänischen Geschichte, welches die kgl. 
Gesf'llschaft der Wissenschaften in Kopenhagen erscheinen 
lässt (2 Bände, 1847—70), war Jön Sigurdsson als Mit- 
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arbeite! betheüigt» und die Zahl fremder Arbeiten, zu welchen 
er Collationen oder Abschriften Ton Handschriften bei- 
stenerte, öder sonstige BeihWe leistete, ist geradezu un- 
absehbar. Eine seltene Schärfe des Auges, welche ihm 
gestattete die verloschensten und verrauchtesten Hand- 
schriften noch mit Bestimmtheit zn lesen, eine nnyergleich- 
liehe, anf reicher Erfahrung herohende Sicherheit im Be- 
urtheilen isländischer Codices, ungewöhnlicher Scharfsinn, 
verbunden mit dem feinsten Sprachgefühl und hinreichender 
Besonnenheit, um jedes TJebermass yon Oewaltthätigkeit 
fem zu halten, machten den Mann in heirorragfendstem 
Masse geschickt zu derartigen Leistungen, üebrigeus be- 
schrankte sich seine wissenschaftliche Thatigkeit keineswegs 
auf die Herausgabe von Qneüen. Ein grosser Theü seiner 
Zeit war vielmehr der Leitung und den laufenden (ie- 
schäfteu der wissenschaftlichen Vereine gewidmet, bei welchen 
er betheiligt war, sowie der Vermehrung und Ordnung 
ibrer Sammlungen. So verfasste J6n Sigui^sson ein alpha- 
betisch geordnetes Verzeichuiss der isländischen Hand- 
schriften in den öffentlichen Sammlungen von Kopenhagen, 
Stockholm und Upsala, und erstattete, nachdem er mit 
Olair P^lsson auf gemeinsame Kosten der antiquarischen 
Gesellschaft und der arna-magniianischen Stiftung Stock- 
holm und Upsala besucht hatte (1841), noch einen weiteren 
Bericht dber die dortigen Handschriften, welcher in der 
„Antiquarisk Tidsskrift" für 1846 — 1848 gedruckt ist und 
im wesentlichen auch dem bekannten Verzeichniss der 
islandischen Codices der kgL Bibüothek zu Stockholm von 
A. J. Arwidsson (1848) zu Grunde liegt Von ihm stammt 

20* 
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femer jener Aufruf an die Isländer, welchen die archäo- 
logische Gesellschaft im Eral\jahr 1846 erliess, vai sie zur 
Sammlimg und Einsendung älterer Urkonden und Schrifb- 
werke, historiscli-toposraphischer Ortsbeschreibuniren und 
volksthümlicher üeberlieferungen jeder Art aufzufordern; 
von ihm auch eine lange Beihe von üebeisichten und 
Rechenschaftsberichten über die Thätigkeit der ama-mag- 
näanisclien Commission, der isländischen Abtheiluug des 
historisch-archäologischen Archivs und zumal der isländischen 
gelehrten Gesellschaft, — Berichte, in denen eine 1*11116 der 
wichtigsten Bemerkungen über alle Zweige der isländischen 
Alterthumskuude niedergelegt ist. Andrerseits lieferte Jon 
Sigordsson aber auch nicht wenige selbstständige Arbeiten 
auf diesem Gebiete; ich nenne von ihnen hier nur die 
Vorreden, welche er zu Wörterbüchern von Sveinbjf^m 
Egilsson (1860) und Eirikr Jonsson (1863) schrieb, und 
welche höchst bedeutsame Aufklänmgen über die Geschichte 
der isländischen Sprache bringen, — ein kritisches Ver- 
zeichniss isländischer Bischöfe und ein solches der isländischen 
Ldgmänner (Safn til sögu Islands, I, S. 1 — 14 und II, 
S. 1 — 250), von welchen zumal das letztere für den Bechts- 
historiker unentbehrlich ist, — so manche Einleitungen zu 
einzelnen Urkunden im Diplomatarium und zu einzelnen 
Verordnungen in der Gesetz- Sammlung, welche sich zu 
f^tnnlichen Abhandlungen über wichtige Vorgänge innerhalb 
der Geschichte Islands gestaltet haben, u. dgl. ni. Dabei 
blieb die literarische Thätigkeit des Mannes, wenn sie auch 
iron der Philologie und Archäologie ausging, doch keines- 
wegs^ auf diese beschränkt; vielmehr griff sie, wie zum 
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Theü die bisherigen Angaben bereits gezeigt haben, auf 
allen Gebieten ein, wo immer die Geschichte oder die In- 
teressen Islands im Spiele waren. Seit dem Jahre 1849 
bearbeitete Jön Sigoritoson z. B. den islandisehen Almanach, 
welcher alljährlicli im Verlage der Kopenhagener Universität 
erscheint; im Jahre 1859 schrieb er femer eine Anleitung 
zum Betriebe der Fischerei nnd im Jahre 18öl eine An- 
leitung zur besseren Herstellnng und Verwerthung der 
Landespruducte Islands, lind wurden beide Werke auf 
öffentliche Kosten gedruckt, um durch Belehrung den 
wirthschaftlichen Zustanden des Landes aufzuhelfen, wo- 
neben freilich das zuletzt genannte auch für den Historiker 
von sehr erheblichem Interesse ist. U. dgl. m. 

So vielseitig und tiefgreifend die wissenschaftliche 
Wurksamkeit Jön Sigurbssons war, so lag ttbrigens doch 
lueht m ihr das wesentlichste Verdienst begrüud«jt, welches 
dieser sich um sein Vaterland erwarb; dieses lag vielmehr 
ganz entschieden auf dem politischen Gebiete. 

Die Zeit, m welcher Jön Sigurdsson nach Kopenhagen 
gekommen war, war eine sehr bewegte gewesen. Nach 
mehr als anderthalb Jahrhunderte langer Uuterwertung 
unter eui streng absolutistisches Regiment war in Däne- 
mark die Errichtung von Frovuizialständen beschlossen 
worden (ISol), und nach wenigen .Jahren erfolgte auch 
deren wirkhche Einführung (1834). Island, welches nach 
mehr als dreihundertjährigem Bestand als eigener Frei- 
staat sicli in den Jaliren 1262 bis 1204 den KOni^^a^n von 
Norwegen unterworfen liatte, mit diesem letzteren Land 
im Jahre 1381 in die Union mit Dänemark getreten und 
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bei diesem Reidi auch verblieben war, nadidem der Kieler 

Friede Xorwe<ren aus dieser Union wieder losgelöst hatte 
(18 11). — Island hatte man sich in Dänemark angewöhnt, 
als eine blosse Dependenz zu betrachten, welche man durch 
die drllckendsten Handelsmonopole aussaugte und deren 
öflentliches Gut man unbedenklich zu Gunsten des dänischen 
Schatzes veischleuderte, ohne für das Wohl des Landes 
irgendwie zu sorgen und demselben ii^endwelche Selbst- 
legierung zu gestatten, und so hatte man auch jetzt ge- 
glaul)t übrigs genug für das Land zu thun, wenn mau 
dasselbe zum Landtag der Insel-Dänen heranzog und diesen 
durch zwei Abgeordnete beschicken liess. Wider alle Ei^ 
Wartung erzeugte diese den Verhältnissen Islands durchaus 
unangemessene Bestimmung sofort eine heftige Bewegung, 
und zwar nicht nur auf der Insel selbst, sondern auch unter 
der nicht geringen Zahl von Isländem, welche in Kopen- 
hagen wohnhaft waren; durch die Verwilliiiiirii]^ einer im 
Lande selbst aus höheren Beamten gebildeten Xotabeln- 
Versammlung liess sich die Gährung nicht beschwichtigen, 
und ein Rescript, welches die Einföhnmg eines eigenen 
berathenden Landtags auf der Insel selbst in Aussicht 
nahm (1840), gab ihr nur eine andere Wendung, ohne sie 
doch zu heben oder auch nur zu mindern. An den leb- 
haften Erörterungen, welche sieh sofort über die Durch- 
führung dieses Projects entspannen, nahm Jon Sigurössüu 
von Anfang an den emstesten AntheiL Unter den Adressen, 
durch welche eine Anzahl junger Isländer in Kopenhagen 
auf die Berathungen des Landtags der Insel -Dänen über 
den Entwurf eines Yerfassungsgesetzes für Island einzu- 
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wirken suchten (1842). steht auch sein Name, und bei der 
Herausgabe der Verhandlungen dieses Landtags über 
islftodisohe Angelegenheiten, sowie bei der Herausgabe 
mehrfacher anderer auf die Veriassmigsfrage bezüglicher 
Aufsätze war er mit betheiligt; zumal aber war er einer 
(ler Mitbegründer und fleissigsten Mitarbeiter der „Ny 
ftlagsrit*' (ao Bde., 1841—1873), in welche ongemein 
wiehl^ge Zeitschrift er eine lange Reihe der heachtens- 
wiTihesteii Aufsätze und Abhandlungen über Volksvertretung, 
Handel, Schulwesen, Finanz- und Yerfassnngszastande Islands 
n. dgL lieferte. So sass er denn auch schon in der ersten 
Versammlung des neu errichteten Aldings als Vertroter seiner 
heimathlichen Isaflarbar^ssla, und diesen Bezirk vertrat er 
von da ab bis an seinen Tod, soweit nicht in einzelnen Jahren 
seine Yerhinderang die Einbemfong eines Stellvertreters 
nöthig machte; lange Jahre stand er dem Alding als immer 
aufs neue gewählter Vorsitzender vor, und auch in der 
dänischen Reichsversammlnng von 1848 — 1849 sass er 
unter den Vertretern Islands und in der isländischen 
Nationalversammlung von 1851 als Vertreter seines oben 
genannten Bezirks. Eortan stand er stets in erster Linie 
wenn es galt, fOkr das Recht seines Landes in die Schranken 
zu treten. Zu derartigen Kämpfen ergab sich aber zumal 
seit dem Jahre 1848 vollauf Veranlassung. In Kopen- 
hagen gelangte bekanntlich unter dem frischen Ein- 
drucke der französischen Februar-Revolution eine Partei 
ans Kuder, welche, aufs äusserste liberal sowohl als 
national gesinnt, dem dänischen Volke zum freiesten 
Selbstregiment und zugleich zur Loslosung von allen firemden. 
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zumal deutschen, Einflttssen za yerhelfen gedachte. Aber 

nur dem dänischen Volke sollten alle diese Wohlthaten 
zu gute kommen: den Deutscheu, Isläudern, f'äriugem 
gegenüber, welche doch auch zur Gesammtmonarohie ge- 
h(hrten, glaubte man rücksichtslos durchgreifen und lediglich 
vom Standpunkte der dänischen Interessen und Anschauungea 
aus vorgehen zu können. Die deutschen Herzc^thünier 
gnfien solcher Anmassung gegenüber zu den Waffen and 
gingen, wenn auch erst nach mannichfachen Wechselfällen, 
auf den mächtigen Schutz Deutschlauds gestützt, dem Dänen- 
König verloren. Die Eäringer, schwach an Zahl und ohne 
kräftig ausgeprägtes NationalgefQhl, setzten umgekehrt der 
Vergewaltigung nur geringen Widerstand entgegen und 
fügten sich ruhig ihrer Einverleibung in Dänemark. Island 
aber, obwohl (damals) ebenMs nicht einmal volle 60,000 
Seelen zählend und durch keinerlei auswärtige Macht unter- 
stützt, widersetzte sich auch seinerseits der Gewaltthat, 
konnte aber Mellich nur mit geistigen Waffen seine Ver- 
theidigung führen. Und schwierig genug war die Führung 
dieser Vertheidigung. In der langen Periode des Absolu- 
tismus hatte mau sich daran gewohnt, die Sonderung der 
verschiedenen, in der Gesammtmonarchie vereinigten Qe- 
biete zu übersehen, da ja der souveräne König, mit oder 
ohne Recht, in ihnen allen bleich unumschränkt herrschte; 
durch mühsame geschichtliche Erörteningen inusste jetzt, 
da das Volk wieder Antheil am Begiment erhalten sollte 
und wollte, das staatsrechtliche Terhältniss festgestellt 
werden, in welchem dieselben zu einander standen, — der 
Besitzstand aber war den Dänen günstig, da man eben nur 
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dnich die constitatloiielle Begierung Dänemarks das Regi- 
ment fortfahren zu lassen brauchte, wie es die Behörden 
des absoluten Königs seiner Zeit geführt hatten. In gleicher 
Welse waren auch die finanziellen Verhältnisse in Yer- 
wirrung gerathen. Man hatte die Dom&nen, dann die 6e» 
Sitzungen der isländischen Histliümer und manche andere 
Fonds des Landes zu Gunsten der Cassen und Bedürfnisse 
der Gesammtmonarohie Terfinssert nnd verschleadert, so 
dass die Insel nnnmehr arm dastand nnd nnföhig, sich 
selbst zu tirhalten, wenn ihr nicht für jene Verluste Ersatz 
geleistet wurde. Jahrhunderte hindurch war überdies der 
Handel der Insel zu Gunsten theüs der danischen Begierung, 
tbeils dänischer KanfinannsgesellsGhaften in barbarischster 
Weise monopolisirt worden, und das Land war in Folge 
dessen vollständig ausgesaugt, dessen Froductionskraft er- 
lahmt, die Bevölkerung jeder eigenen Initiative entwöhnt 
und darauf angewiesen, für jeden ISTothstand Abhülfe in 
Kopenhagen zu suchen. Die isländischen Beamten, mit 
Ausnahme nur des grösseren Theiles der Geistlichkeit, 
standen nicht blos im Dienst und Brod der dänischen 
Kegierun^% sondeni waren mik Ii in Dänemark gebildet und 
zum Theil sogar geborene Dänen, so dass auf sie in diesem 
Fall nur wenig zu zählen war; in Dänemark aber war man 
mit den Verhältnissen der Insel nur wenig bekannt, und 
überdies, da die Keuntniss der geschichtlichen Vorgänge 
gutentheüs nur aus ungedruckten und in fremder (d. h. 
isländischer) Sprache geschriebenen Urkunden gewonnen 
werden konnte, nicht einmal in der Lage, solche kennen 
lernen zu können, so dass man nur um so unbefangener 
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und fanatischer der Spur der leitenden Männer fol^. Trotz 
aller dieser Schwierigkeiten stritt Jon SigurÖsson unverzagt 
imd unverdmseii fftr das Becht seiner Heimath. Unermüd- 
lich wirkte er, nicht nnr als angesehenes Mitglied der ver- 
schiedeueu constitutionellen Versammlungen, in die er be- 
rufen wurde, sondern auch in der isländischen und dänischen 
Tagespresse, durch Pamphlete, die er ausgehen liess, durch 
Deputationen und Adressen, die er organisirte, durch Volks- 
versammlungen, die er hielt oder halten liess; rasch sammelte 
sich eine rQhrige, stets anwachsende Partei um ihn, und 
wenn zwar auch er von der Querköpfigkeit und Störrigkeit, 
Eitelkeit und Unzuvorlässigkeit, welche bei den in Däne- 
mark gebildeten Isläudera so vielfach sich breit macht, 
nicht wenig zu leiden hatte, so hielt doch der isländische 
Bauer und Landpfarrer um so treuer zu ihm, und selbst 
als der treffliche Mann, gegenüber der schlimmen Schaf- 
seuche, welche vom Winter 1855/56 ab dem Wohlstande 
der Insel schwere Wunden schlug, seiner eigenen Uebei^ 
zeui^fung folgend, mit der in seiner Heimath herrsehenden 
Volksmeinung in Widerspruch treten und auf die Seite 
der Kopenhagener Begierung sich stellen zu sollen glaubte, 
litt seine Popularität im Lande kehierlei Embusse. Die 
einzelnen Phasen des um Islands Verfassung geführten 
Kampfes zu verfolgen, ist hier nicht am Orte, und ich 
verweise dieserhalb auf die Berichte, welche ich Uber den- 
selben tiieils in diesen Blättern („Allg. Ztg/' 1856, den 
2., 10. und 11. October; 1870, den 7., 25. und 2G. März, 
dann 11. und 12. April: 1874, den 21., 27. und 28. Januar), , 
theils an einem anderen Orte (v. Sybels „Historische Zeit» 
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schritt", 1859, Heft 2, S. 449—92, und Heft 3, S. 1—50) 

erstattet habe; doch glaube ich, ein paar Bemerkungen 
über Jön Sigurdssons persönliche Btellong zu demselbeii 
nicht znrQokhaLten sü dürfen. In der Dftnischen Reichs- 

versaumlung der Jahre 1848/49, in welcher dieser mit ein 
paar anderen Landsleuten kraft königlicher Ernennung sass, 
bUeb hauptsächlich auf seinen Betrieb die staatsrechtliche 
Stellung Islands nneiledigt, da er, loyal wie er war, den 
officiellen Versprechungen der Regierung ein, wie sich 
hinterher zeigte, ungerechtfertigtes Vertrauen schenkte, und 
dieser ihre Stellung gegenüber den deutschen Heizogthümem 
nicht erschweren woUte; als dann aber im Sommer 1851 
der Isländischen Nationalversammlung gegenüber der Ver- 
such gemacht wurde, die Incorpoiirung des Landes in 
Dänemark durchsosetzen, war er es, der den scharf ab- 
weisenden Ausschussbericht erstattete und, als daraiithin die 
Versammlung, noch ehe sie einen Besohluss fassen konnte, 
aufgelöst wurde, gegen diese Auf lösung sofort Protest erhob; 
er übernahm es ferner, zugleich mit einem anderen Mit- 
gliede der Versanunlung, deren Beschwerde-x\dresse dem 
König zu überreichen, und als der bekannte dänische Jurist 
J. £. Larsen in einer eigenen Schrift über die bisherige 
staatsrechtliche Stellung Islands jenen Aussohussbericht zn 
widerlegen gesucht hatte (1855), antwortete er umgehend 
durch eine Gegenschrift (Gm Islands statsretlige Forhold; 
1856), welche jenen Angriff glänzend zurückwies. Wesentlich 
seiner Agitation war es femer zu verdanken, dass im Jahre 
1854 der Handel freigegeben wurde auf Island, wodurch die 
Grundlage gelegt ward für einen allmählichen ökonomischen 
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Aufschwung der Insel; dass ferner, nachdem er bereits im 
Jahre 1861 als Mitglied einer königlichen Commission 
Gelegenheit gefünden hatte, seine Ansichten über die 
finanziellen Beziehungen zwischen Island nnd Danemark 
üfficiell auszusprechen, im Jahre 1865 der Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung dieser Beziehungen und im Jahre 
1867 der Entwurf eines Yerfassnngsgesetzes für Island dem 
Alding vorgelegt wnrde. Beide Entwtbfe fährten freilich 
nicht zum Ziel, und auch spätere V^erhandlungen , erst 
mit dem Dänischen Beichstag (1868), dann mit denoi 
Islflndisohm Alding (1869), hatten kein günstigeres Er- 
gebniss; durch die Pablication des Gesetzes vom 2. Jannar 
1871 aber die yerfassungsmässige Stellung Islands im 
Reiche, welche ohne vorgangige Einvemehmimg des 
Aldings erfolgte, betrat die Regierang sogar den Weg' 
der Octroyirung, und auch das Verfassmigsü» setz vom 
5. Januar 1874 . über Islands besondere Angeiegenheitea 
kam, trotz vorgängiger Verhandlungen an den Aldingea 
der Jahre 1871 nnd 1873, ebenfalls nicht in völlig correcter 
Weise zu Stande. Auch ihrem Inhalt nach entsprachen 
beide Gesetze keineswegs vollständig den Forderungen, welche 
man islAndischerseits erheben za müssen geglaubt hatte; 
immerhin tragen dieselben indessen, wenigstens der Haupt- 
sache nach, den Ansprüchen der Insel auf Selbstständigkeit 
und zeitgemässe Regierungsform Rechnung, und es wird 
fortan an den Isländern selbst liegen, wenn dieselben von 
den ihnen zustehenden Rechten nicht den gehörigen G^eb^auch 
zu machen und den viellach verrotteten Zustanden ihres 
Landes nicht wieder au&uhelfen verstehen. Em amerika- 
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nischer Fachgenosse, Professor Willard Fiske an der Comell- 
Universitj im Staate New - York welcher im vorigen 
Sommer Island bereist hat» theiit mir übrigens mit, dass 
das Land in sichtlichem Aufschwmige begriffen sei, and 
seine detaillirtcn Angaben können völlig darüber beruhigen, 
dass eine Eventualität der oben bezeichneten Art ganz und 
gar nicht zu beförchten ist; das Verdienst aber, sein Volk 
aus langem geistigen Schlaf anfgerOttelt nnd der dänischen 
Regierung nach hartem Kampf jene endlichen Zugeständ- 
nisse zu abgerungen haben, gebührt lediglich Jon SigurÖsson. 
Das Alding des Jahres 1875 — das erste, welches mit 
beschliessender Stimme zusammentrat — hat dieses sein 
Verdienst durch Gewährung eines Ehrenlohnes von jährlich 
3200 Kronen anerkannt 

Die henroiragende politische Bolle, welche JönSigurdsson 
spielte, änderte nichts an der Einfachheit seiner Lehens- 
gewuhnbeiten. Diese blieben nach wie vor die eines hart 
arbeitenden Privatgelehrten, nnd in der That lebte er, un- 
eigennützig wie er war, bis in seine letzten Jahre herem 
lediglich von dem Ertrage seiner literarischen Arbeiten. 
Seit dem Jahre 1845 verheirathet, blieb er ohne Kinder; 
seine Wittwe Ingibjörg Einarsdöttir, erkrankte zwei Tage 
nach seinem Tode nnd folgte ihm, getreu wie immer, am 
neunten Tage ins Grab. Die Bibliothek, welche der ^lann 
mit vielen Opfern gesammelt hatte, und welche specieü 
für isländische Dinge vielleicht die reichste ist, die über- 



*) Ein vortrefflich geschriebener Nekrolog Jon SigurÖssons von 
seiner Hand steht in der „New- York Tribüne*' vom 4. Januar. 
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hanpt eiistirt, ^eht an 8^ Heinuitliknd Uber und wird in 
diesem ein bleibendes Denkmal seiner Wirksamkeit bilden. 
Als politischer Führer, als gelehrtester Eeimer der isläii* 
dischen Geschichte, als stets bereiter Helfer und Berather 
jedes einzelnen seiner Landsleute, endlich als unübertreff- 
licher Leiter der isländischen gelehrten Gesellschaft, wird 
J6n Sigurdsson in seiner Heimaih anf lange hinans sdimen- 
lich Termisst werden. Auch im Ansland werden Viele mit 
Bedauern den Tod des Mannes vernommen haben, der in 
wissenschaftlichen oder anderen Fällen auch ihnen mit 
grösster ZnTorkommenheit za dienen pflegte. Ich aber, 
der ich mit dem Verstorbenen seit dem Jahre 1856 in 
engem Verkehr stand und gar manche wissenschaftliche 
Förderung, gar manche frohe Stunde, gar manchen ernsten 
Freundesdienst ihm yerdanke, ich betraore in ihm einen 
der edelsten, ehrenhaftesten nnd grossartigsten Männer, mit 
denen ich je das Glück hatte zusammengeführt zu werden. 
MOge ihm die heimathliche £rde, der er mit nAchstem 
flbeigeben werden soll, leicht sein ! 
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tcrcffe aller Sitcroturfrcunbe in Hnf^jrud) ucljmen racrbcn, 
eine 9?ci^e oorjüfllic^cr e|'iat)ö über ^cröorragcnbc ©^aroctcrc bcr 
netteften beutfc^cn Sttevatur in bcrKvt gefammelt, ba^ biefelben 
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2)id)tung feit 1880 Tcpräjentirett. ^ie 3rctnfür)(icf)fctt, mit toe((^ev bcr 
tltttot bie Q^igenart unb baS literarifc^e SSerbienft, f owte bie aOgenieine 
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unferer neueren Literatur in lebenbigen SH^ itnb mit DoHet Un* 
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